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Vor emer ungen 

ALLGEMEINER TEIL 

Vorbemerkungen 

Vorl<lge an den ~a(ionalrat 

Der RH hat gemäß Art 126 d Abs 1 B-VG dem Nationalrat über seine 
Tätigkeit im vorausgegangenen Jahr bis spätestens 31. Dezember jeden 
Jahres Bericht zu erstatten. 

In den vorliegenden Bericht wurden im wesentlichen die bis 1. Septem­
ber 1999 berichtsreif gewordenen Ergebnisse der vom RH in den Bereichen 
der Bundesministerien einschließlich der Kapitalbeteiligungen durchgeführ­
ten Gebarungsüberprüfungen aufgenommen. Die erst nach Redaktions­
schluß fertiggestellten Ergebnisse von Gebarungsüberprüfungen werden 
dem Nationalrat in einem Nachtrag zu diesem Bericht vorgelegt werden. 

A llssagewerr 

Der RH gibt im vorliegenden Bericht dem Hohen Haus einen umfassen­
den Überblick über seine Tätigkeit. Er hat sich hiebei auf die Wiedergabe 
der ihm bedeutsamer erscheinenden Sachverhaltsfeststellungen, Stark­
bzw Schwachstellen und daran anknüpfende Empfehlungen beschränkt. 
Die in Einzelfällen erhobenen Mängel dürfen daher keineswegs verallge­
meinert werden. Die gegebenen Empfehlungen wollen als Denkanstöße 
zur Verbesserung der Haushalts- und Unternehmungsführung nach den 
Grundsätzen der Ordnungsgemäßheit, Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit 
und Zweckmäßigkeit verstanden werden. 
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Bund 

Länder und 
Gemeinden 

Kärnten 

Tatlgkell des Rechnungshofe 

Die Tätigkeit des Rechnungshofes 

\ llgetllci ne 

Das Bundes-Verfassungsgesetz setzt den RH als Staatsorgan besonderer 
Art ein und betraut ihn vornehmlich mit der Überprüfung der Gebarung 
des Bundes, der Länder und der Gemeinden (einschließlich deren jeweili­
ger Unternehmungen). 

In Weiterentwicklung dieses bundesverfassungsgesetzlichen Grundanlie­
gens sind dem RH zunehmend auch weitere Aufgaben übertragen wor­
den, über die nachstehend ebenfalls berichtet wird. 

(JL b.H llll~"'i.i hcrpru t u ngu1 

Der vorliegende Jahrestätigkeitsbericht enthält die Ergebnisse von seit 
der letztjährigen Berichterstattung an den Nationalrat abgeschlossenen 
Gebarungsüberprüfungen. 

Im vorliegenden Bericht nicht enthalten ist das Prüfungsergebnis über 

- die Konsolidierungspakete, 

das der RH bereits während des Jahres 1999 im Wege der Einzelbericht­
erstarrung dem Nationalrat vorgelegt hat . 

Wie in den Vorjahren hat der RH entsprechend seiner bundesverfassungs­
gesetzlichen Aufgabe, als "föderatives Bund-Länder-Organ" auch die 
überörrliche Gebarungskontrolle bei sonstigen Gebietskörperschaften 
und deren Unternehmungen wahrzunehmen, Gebarungsüberprüfungen 
durchgeführt. Bei Gemengelagen (Gemeinschaftsfinanzierungen bzw Ka­
pitalbeteiligungen mehrerer Gebietskörperschaften unter Einschluß des 
Bundes) war sowohl dem Nationalrat als auch dem weiters betroffenen all­
gemeinen Vertretungskörper zu berichten. 

Wahrnehmungs- bzw Sonderberichte im Länderbereich hat der RH im 
Jahr 1999 in Vorwegnahme der ansonsten vorgesehenen Jahresberichter­
starrung sowie der Wahrnehmungsberichte des RH über die Konsolidie­
rungspakete in den Ländern und in den der Prüfungszuständigkeit des 
RH unterliegenden 23 Gemeinden vorgelegt: 

IT -Organisationsstruktur der Landeskrankenanstalten 
Wasserverband Millstärrersee 
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Gebarungsüberprüfungen 

4 

Oberösterreich 

Salzburg 

Steiermark 

Tirol 

Vorarlberg 

Wien 

Europäische Union 

Teilgebiete der Gebarung 
Landesfrauenklinik Linz 
Bezirksabfallverband Freistadt 

Teilgebiete der Gebarung 
Krankenanstalten St Veit im Pongau, Schwarz ach im Pongau 

Teilgebiete der Gebarung 
Projektförderung Dorfentwicklung 

Teilgebiete der Gebarung 
EU-Mittel 
Abwasserverband Brixlegg und Umgebung 
Abfallwirtschaft Tirol Mitte GesmbH 

- Abwasserverband Region Feldkirch 

Ärztehonorare 
ARWAG Holding AG 
Magistratsabteilung 53 - Presse- und Informationsdienst 

Österreich unterliegt hinsichtlich der an die EU entrichteten bzw von 
dieser rückgeleiteten Mittel der Kontrolle durch den Europäischen Rech­
nungshof, wobei der RH - auf der Grundlage seiner im innerstaatlichen 
Bereich unverändert gebliebenen Zuständigkeit - die Prüfungshand­
lungen des Europäischen Rechnungshofes in der Regel durch eigenstän­
dige Gebarungsüberprüfungen begleitet, über welche er dem Nationalrat 
erstmals im TB 1996 berichtet hat bzw in diesem TB weiter berichtet. 

Die Auswahl und die Festlegung der Prüfungsvorhaben des Europäischen 
Rechnungshofes liegen außerhalb der Ingerenz des RH. Im Geiste part­
nerschaftlicher Zusammenarbeit unterstützt der RH den Europäischen 
Rechnungshof bei seinen Prüfungs vorhaben in Österreich - etwa durch 
die Erleichterung des Zuganges zu Informationen, durch die Beschaffung 
von Unterlagen und durch die Abklärung bzw Bereinigung technisch­
organisatorischer Anliegen. 

Auf Ersuchen des Europäischen Rechnungshofes leitet der RH dessen je­
weilige Prüfungsfeststellungen den überprüften österreichischen Dienst­
stellen und Einrichtungen zu und übermittelt deren Antworten dem Eu­
ropäischen Rechnungshof zwecks weiterer Behandlung durch die hiefür 
zuständigen Organe der EU. 
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Gebarungsüberprü'ungen 

Gesetzliche beruf­
liche Vertretungen 

Tatigkelt de Rech ungs 01 

Mit Wirksamkeit ab dem Jahr 1997 ist der RH befugt, die Gebarung der 
gesetzlichen beruflichen Vertrerungen (derzeit etwa 80) zu überprüfen, 
welche dem RH auch alljährlich ihre Voranschläge und Rechnungsab­
schlüsse zu übermitteln haben . 

Die Überprüfung der Gebarung der gesetzlichen beruflichen Vertretun­
gen durch den RH hat sich auf die Ordnungsgemäßheit (ziffernmäßige 
Richtigkeit und Übereinstimmung mit den bestehenden Vorschriften), 
die Sparsamkeit und die Wirtschaftlichkeit, nicht aber auch auf die Zweck­
mäßigkeit der Gebarung zu erstrecken; weiters sind die für die Gebarung 
in Wahrnehmung der Aufgaben als Interessenvertretung maßgeblichen 
Beschlüsse der zuständigen Organe der gesetzlichen beruflichen Vertre­
tung von der Überprüfung durch den RH ausgenommen. 

Im Jahr 1999 hat der RH das Ergebnis seiner Überprüfungen dem Vor­
sitzenden des satzungsgebenden Organs (Vertretungskörpers) nachstehen­
der gesetzlicher beruflicher Vertretungen bekanntgegeben: 

Niederösterreichische Landes-Landwirtschaftskammer 
Wirtschaftskammer Oberösterreich 
Rechtsanwaltskammer Wien 
Österreichischer Rechtsanwaltskammertag 
Arbeiterkammer Tirol 

Die Veröffentlichung der Berichte des RH obliegt - nach Vorlage an das 
satzungsgebende Organ (den Vertretungskörper) - der jeweiligen ge­
setzlichen beruflichen Vertretung; die sonst übliche Berichterstattung des 
RH an den jeweiligen allgemeinen Vertretungskörper ist nicht vorge­
sehen. 

Mitwirkung an der Rcchnungsyer" altung 

Im Einvernehmen mit dem BMF regelt der RH die Form und die Gliede­
rung der Voranschläge und der Rechnungsabschlüsse der Länder und der 
Gemeinden. Darüber hinaus hat der RH an der Ordnung des Rechnungs­
wesens des Bundes mitzuwirken . 

Mitwirkung an der Finanzschuklcngebarung 

Alle Urkunden über Finanzschulden des Bundes sind, soweit sich aus ihnen 
eine Verpflichtung des Bundes ergibt, vom Präsidenten des RH gegenzu­
zeichnen, woraus sich die Gesetzmäßigkeit der Schuldaufnahme und de­
ren ordnungsgemäße Eintragung in das Hauptbuch der Staatsschuld er­
gibt. Darüber hinaus ist der RH auch mit jenen Finanzschuldengebarungen 
des Bundes befaßt, die keiner Gegenzeichnung bedürfen . 

Im Jahr 1998 war der RH mit rd 85 Fällen von Finanzschuldengebarun­
gen, davon rd 60 im Rahmen einer Gegenzeichnung, befaßt. 
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6 
Bundl''ifU hnllllg~ab,)l hlue 

Der RH hat jährlich den Bundesrechnungsabschluß zu verfassen und die­
sen bis spätestens acht Wochen vor Ablauf des nächstfolgenden Finanz­
jahres dem Nationalrat zur verfassungsgemäßen Behandlung vorzulegen; 
zugleich mit dem Bundesrechnungsabschluß hat der RH jährlich einen 
Nachweis über den Stand der Bundesschulden vorzulegen. 

Demgemäß hat der RH den Bundesrechnungsabschluß 1997 samt Nach­
weis über den Stand der Bundesschulden für das Jahr 1997 dem Natio­
nalrat im Oktober 1998 zugeleitet; die Genehmigung des Nationalrates 
erfolgte mit Bundesgesetz, BGBI I Nr 3/1999. 

Den Bundesrechnungsabschluß 1998 samt Nachweis über den Stand der 
Bundesschulden für das Jahr 1998 hat der RH gemäß der im Jänner 1999 
kundgemachten Änderung des Rechnungshofgesetzes 1948 im Septem­
ber 1999, wegen Auslaufens der XX. und Beginn der XXI. Gesetzge­
bungsperiode neuerlich im Oktober 1999, dem Nationalrat vorgelegt. 

KalkulatIon rechtsct:lcnder \laHnahmen 

Aufgrund einer Entschließung des Nationalrates vorn März 1981 sind 
dem RH die Gesetzes- und Vetordnungsentwürfe der Bundesverwaltung 
zur Stellungnahme hinsichtlich der Plausibilität der beigefügten Kalku­
lation der Kostenfolgen, wie diese seit dem Jahr 1987 auch haushaltsge­
setzlich geboten ist, zuzuleiten. 

Im Jahr 1998 wurden dem RH insgesamt 290 Gesetzes- und Verord­
nungsentwürfe zur Stellungnahme übermittelt. 

Hinsichtlich des Erfüllungsgrades der Kalkulationspflichten durch die 
einzelnen Ressorts wird auf die Ausführungen im Abschnitt "Hauptpro­
blerne der öffentlichen Finanzkontrolle" verwiesen. 

Darüber hinaus wurden dem RH im Jahr 1998 aus den Bundesländern, 
insbesondere aus Kärnten, Vorarlberg und Oberösterreich, insgesamt 
54 Entwürfe zu neuen rechtsetzenden Maßnahmen zur Begutachtung 
übermittelt. 
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Tatigk It de echnungshofe 

l 11\ crt.·inbarke1t~gt.""(·tI' 

Aufgrund des Unvereinbarkeitsgesetzes 1983 haben die Mitglieder der 
Bundesregierung, die Staatssekretäre, die Mitglieder der Landesregierun­
gen (für Wien: der Bürgermeister sowie die weiteren Mitglieder des 
Stadtsenates) jedes zweite Jahr sowie anläßlich ihres Amtsantrirres und 
ihres Ausscheidens aus dem Amt dem Präsidenten des RH ihre Vermö­
gensverhältnisse offenzulegen. Dieser hat außergewöhnliche Vermö­
genszuwächse dem Präsidenten des jeweils in Betracht kommenden allge­
meinen Vertrerungskörpers zu berichten. 

P drteienuc<icU b 

Aufgrund einer im Jahr 1984 erfolgten Änderung des Parteiengesetzes 
hat der Präsident des RH jährlich bis spätestens 30. September Listen von 
Spenden (Spenden- und Spenderliste) über 100000 S an politische Par­
teien oder an eine ihrer Gliederungen entgegenzunehmen, deren fristge­
rechtes Einlangen zu überwachen, zu verwahren und auf Ersuchen der be­
treffenden politischen Partei öffentlich festzustellen, ob Spenden in der 
ihm übermirrelten Liste ordnungsgemäß deklariert wurden. 

rinkonlmcn ... crhcbung 

Wie schon zuvor auf der Grundlage einer Entschließung des Nationalra­
tes vom November 1983, seinerzeit allerdings jährlich, hat der RH auf­
grund einer Novellierung des Bundes-Verfassungsgesetzes im Jahr 1988 
nunmehr jedes zweite Jahr bei Unternehmungen und Einrichrungen, die 
seiner Kontrolle unterliegen und für die eine Berichtspflicht an den Na­
tionalrat besteht, die durchschnitrlichen Einkommen einschließlich aller 
Sozial- und Sachleistungen sowie zusätzliche Leistungen für Pensionen 
von Mitgliedern des Vorstandes und des Aufsichtsrates sowie aller Be­
schäftigten zu erheben, die durchschnirrlichen Einkommen der genannten 
Personenkreise für jede Unternehmung und für jede Einrichtung geson­
dert auszuweisen und darüber dem Nationalrat zu berichten . 

Der nächste diesbezügliche Bericht ist dem Nationalrat im Jahr 1999 
vorzulegen. 

7 

III-11 der Beilagen XXI. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)16 von 218

www.parlament.gv.at



8 
HC/ugl'hegrcl1/ungsgcsctL 

Aufgrund des im Jahr 1997 beschlossenen Bezügebegrenzungsgesetzes 
sind dem RH bzw dessen Präsidenten nachstehende Aufgaben über­
tragen: 

(1) Im September jeden Jahres, erstmals im Jahr 1998, ist ein Anpassungs­
faktor zu ermitteln und öffentlich kundzumachen, mit dem der soge­
nannte Ausgangsbetrag (derzeit 100000 S) zum 1. Jänner des Folgejahres 
anzupassen ist; die sich daraus ergebenden Beträge sind zu ermitteln und 
zu veröffentlichen. 

Die entsprechende Kundmachung für das Jahr 2000 erfolgte im Amts­
blatt zur Wiener Zeitung vom 27 . September 1999. 

(2) Nach Beschlußfassung aller bezügerechtlichen landesgesetzlichen Re­
gelungen (insbesondere der jeweiligen Abstufungen der quantitativen 
und qualitativen Kriterien für Länder und Gemeinden innerhalb der bun­
desverfassungsgesetzlichen Obergrenzen) ist allen Landtagen über die be­
zügerechtlichen Bestimmungen aller Länder zu berichten und dieser Be­
richt auch den Mitgliedern des Nationalrates und des Bundesrates zu 
übermitteln und zu veröffentlichen. 

Die entsprechende Berichterstattung des RH erfolgte im Juli 1998. 

(3) Gemäß Art 1 § 8 Abs 4 des Bezügebegrenzungsgesetzes hat der RH 
- jedes zweite Jahr - dem Nationalrat, dem Bundesrat und den Land­
tagen über die durchschnittlichen Einkommen einschließlich der Sozial­
und Sachleistungen der gesamten Bevölkerung - nach Branchen, Berufs­
gruppen und Funktionen getrennt - zu berichten. Solange die hiefür er­
forderlichen statistischen Daten nicht zur Verfügung stehen, hat der RH 
diesen Bericht aufgrund von Gutachten von Sachverständigen zu erstatten. 
Der RH hat - unter Heranziehung eines Sachverständigen - erstmals 
im Dezember 1998 über die Durchschnittseinkommen der Gesamtbevöl­
kerung für die Jahre 1996 und 1997 berichtet. 

(4) Überdies hat der RH gemäß Art 1 § 8 Abs 3 des Bezügebegrenzungs­
gesetzes dem Nationalrat, dem Bundesrat und den Landtagen jedes zweite 
Kalenderjahr - nach Jahreswerten getrennt - über alle Personen zu 
berichten, deren Bezüge oder Ruhebezüge von Rechtsträgern, die der Kon­
trolle des RH unterliegen, zumindest in einem der beiden vorangegange­
nen Kalenderjahre insgesamt den Betrag von 1 120000 S (998) und 
1 127 486 S (999) übersteigen. Sofern diese Rechtsträger ihrer gesetz­
lichen Mitteilungspflicht an den RH nicht nachkommen, hat dieser die 
erforderlichen Daten durch Einschau in die betreffenden Unterlagen des 
Rechtsträgers zu ermitteln. 

Derzeit sind die Vorbereitungsarbeiten zur bestmöglichen Entsprechung 
dieses Gesetzesauftrages im Gange, wobei insbesondere der möglichst 
flächendeckenden Information der betroffenen Rechtsträger und der Per­
sonen, die zwei oder mehrere Bezüge bzw Pensionen von solchen Rechts­
trägern erhalten haben, über ihre gesetzlichen Mitteilungspflichten be­
sondere Bedeutung beizumessen war. 
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Allgemeines 

Befassung des RH 

Hau tprobl m der 
off n lichen F n nz 0 tr 11 

Hauptprobleme der öffentlichen Finanzkontrolle 

FinanzIelle Aus\\ irkungen 
rechto;;etzender Maßnahmen 

Gemäß § 14 des Bundeshaushaltsgesetzes hat jeder Bundesminister, in 
dessen Wirkungsbereich ein Gesetzes- oder Verordnungsentwurf ausgear­
beitet wurde, eine Stellungnahme darüber abzugeben, ob und inwiefern 
die Durchführung der vorgesehenen Vorschriften voraussichtlich ver­
mehrte Ausgaben für den Bund bzw finanzielle Auswirkungen für andere 
Gebietskörperschaften verursachen wird. 

(1) In Entsprechung der Entschließung des Nationalrates vom 19. März 
1981 wurden dem RH auch im Jahr 1998 insgesamt 290 Gesetzes- und 
Verordnungsenrwürfe der Bundesverwaltung zur Stellungnahme zugeleitet. 

Darüber hinaus wurden dem RH im Berichtsjahr aus den Bundesländern, 
insbesondere aus Kärnten , Vorarlberg und Oberösterreich , insgesamt 
54 Entwürfe zu neuen rechtsetzenden Maßnahmen zur Begutachtung 
übermittelt . 

(2) Wie schon in den Vorjahren wurden auch im Jahr 1998 Bundesgesetze 
beschlossen oder Verordnungen im Bundesgesetzblatt verlautbart, ohne 
daß dem RH vorher Gelegenheit zur Begutachtung der Verwaltungsent­
würfe eingeräumt worden war. Dies betraf beispielsweise 

- das Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz betreffend ein Förderungs­
programm zur Sicherung ausreichender Berufsbildungsmöglichkeiten (] u­
gendausbildungs-Sicherungsgesetz) erlassen wird (BGBI I Nr 91/1998); 

- das Bundesgesetz über die Rückgabe von Kunstgegenständen aus den 
Österreichischen Bundesmuseen und Sammlungen (BGBI I Nr 181/1998); 

- das Bundesgesetz betreffend Zuwendungen an den Internationalen 
Fonds für Opfer des Nationalsozialismus (BGBI I Nr 182/ 1998); 

- das Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über den Nationalfonds 
der Republik Österreich für Opfer des Nationalsozialismus geändert wird 
(BGBI I Nr 183/1998); 

- die Verordnung des Bundesministers für Landesverteidigung über die 
Bezüge der Wehrpflich tigen (BGBI 11 Nr 19/ 1998) und die Änderung 
dieser Verordnung (BGBI 11 Nr 366/1998) sowie 

- die Verordnung des Bundesministers für Inneres über die Änderung der 
Pauschalvergütung für Zivildienstleistende (BGBI 11 Nr 23/1998). 
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Finanzielle Auswirkungen 

rechtsetzender Maßnahmen 

Beurteilung durch 
den RH 

Vorlagen 

50 
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40 f--------1 

35 
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Der RH hat sich in seiner Stellungnahme zu den ihm vorgelegten Geset­
zes- und Verordnungsentwürfen im wesentlichen auf eine Beurteilung 
aus der Sicht der Rechnungs- und Gebarungskontrolle beschränkt und ist 
insbesondere auf die Berechnungsgrundlagen der finanziellen Auswirkun­
gen der vorgesehenen rechtsetzenden Maßnahmen eingegangen. 

Die dem RH im Jahr 1998 aus dem Bundesbereich zugegangenen Ent­
würfe neuer rechtsetzender Maßnahmen lassen nachstehende Beurteilung 
des Erfüllungsgrades der Kalkulationspflicht durch die einzelnen Ressorts 
zu (die Zuordnung zu den Bundesministerien entspricht der Zuständig­
keitsverteilung zur Zeit der Begutachtung): 

Kalkulation der Folgekosten 

=----=------~ 
I 

BKA BMA BMwA BMAGS BMF BM! BM] BMLV BMLF BMU]F BMUK BMWV 

D 
Gesetze 

ausreichend plausible Angaben 
unzureichende Angaben 

keine Angaben 
• Verordnungen 

Zusammenfassung 

• • 
Der Kalkulationspflicht wurde insbesondere bei dem Entwurf 

- einer Novelle zum Gebührengesetz; 
- einer Novelle zum Umweltinformationsgesetz 1993; 
- einer Sicherheitspolizeigesetz-Novelle 1998 sowie 
- des Schwarzarbeitsgesetzes 

nicht ausreichend entsprochen . 

Mehrmals mußte der RH daran erinnern, daß die in § 14 des Bundes­
haushaltsgesetzes vorgesehenen Stellungnahmen zu den finanziellen Aus­
wirkungen auch dann anzuschließen sind, wenn die geplante rechtsetzen­
de Maßnahme der zwingenden Umsetzung von Gemeinschaftsrecht dient 
und Alternativen hiezu nicht bestehen. 

Der RH anerkannte, daß sich im Vergleich mit dem Vorjahr der Anteil 
der Gesetzesentwürfe mit ausreichend plausiblen Erläurerungen zu den 
Kostenfolgen von 62 % auf 64 % erhöht hat. Bei den übermittelten Ver­
ordnungsentwürfen betrug dieser Anteil 85 % (im Vorjahr 80 %). 
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Vorbemerkungen 

Allgemeines 

lIauptpro lerne er 
öffentlichen Finanzko tr lIe 

Gemeinsame Marktorganl"iatlon 
im Bereich Land \\ irtschaft: 
Funktion, Aufgaben und Ri~ken \on Zahlstellen 

Der RH begleitete mehrere Erhebungen des Europäischen Rechnungs­
hofes bei österreichischen Zahlstellen in Form einer eigenen Gebarungs­
überprüfung und berichtete dem Nationalrat über Ergebnisse dieser Ge­
barungsüberprüfungen im TB 1996 (S. 117 ff und 245 fE) und im NTB 
1997 (S. 55 ff). Im Besonderen Teil des vorliegenden TB wird die diesbe­
zügliche Berichterstattung fortgesetzt. 

Weiters überprüfte der RH die Funktionsfähigkeit der Aufbau- und Ab­
lauforganisation sowie der Kontrollsysteme für die Gebarung mit EU­
Mitteln im Bereich LandwirtSchaft (NTB 1997 S. 89 fE) . 

Unbeschadet seiner einzelnen Prüfungsfeststellungen und Empfehlungen 
geben die bisher im Zuge dieser Gebarungsüberprüfungen gewonnenen, 
generellen Erfahrungen dem RH zu den nachstehenden grundsätzlichen 
Bemerkungen Anlaß. 

Der Europäischen Kommission obliegt die Führung des Gesamthaushalts 
der EU. Mehr als die Hälfte (rd 52 %) des EU-Haushaltsplanes für 1999 
entfällt auf den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft mit seinen beiden Abteilungen Garantie und Ausrich­
tung. 

- Die Abteilung Garantie finanziert die Markrordnungsmaßnahmen zur 
Regulierung der Agrarmärkte sowie die Ausfuhrerstattungen für Liefe­
rungen außerhalb der EU. Ihre für 1999 veranschlagten Ausgaben betru­
gen rd 560,5 Mrd S (rd 47,6 % des EU-Haushaltsplanes). 

- Die Abteilung Ausrichtung finanziert die für das Funktionieren des 
Gemeinsamen Marktes erforderlichen Strukturänderungen. Ihre für 1999 
veranschlagten Ausgaben betrugen rd 52 Mrd S (rd 4,4 % des EU-Haus­
haltsplanes). 

Zahlstellen sind derzeit ausschließlich im Bereich der Abteilung Garantie 
eingerichtet. Gemeinschaftsrechtliche Grundlagen hiefür sind Verordnun­
gen des Rates und der Europäischen Kommission bezüglich des Rechnungs­
abschlußverfahrens des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft, Abteilung Garantie, bzw über die Finanzierung der Ge­
meinsamen Agrarpolitik. 
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) 

Gemeinsame Marktorganisation 

im Bereich Landwirtschaft 

Zahlstellen; EU-Vorgaben 

Begriff 

Aufgaben 

Einrichtung 

Zulassung 

Zahlstellen sind Dienststellen oder Einrichtungen der Mitgliedstaaten. 

Zahlstellen sind zuständig für 

- die Bewilligung, Anweisung und Verbuchung der Zahlungen an Be­
günstigte (Antragsteller), 

- die Einziehung allfälliger Rückfordetungen, 

- die der Europäischen Kommission vorzulegenden Ausgabenübersichten 
(Wochen- bzw Monatsmeldungen sowie Jahreserklärungen), 

- die jährliche ErStellung des Rechnungsabschlusses. 

Sie bieten dafür Gewähr, daß Zahlungen aus Mitteln der Abteilung Garan­
tie des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds auf vorschrifts­
gemäßen Anträgen der Begünstigten fußen, richtig und vollständig erfaßt 
und die erforderlichen Unterlagen der EU fristgerecht und ordnungs­
gemäß vorgelegt werden. 

Die Mitgliedstaaten sind gemeinschaftsrechtlich verpflichtet, eine den su­
pranationalen Absichten zufolge möglichst geringe Anzahl an Zahlstellen 
einzurichten und - bei Erfüllung der Zulassungskriterien - zuzulassen. 

Nur die von zugelassenen Zahlstellen getätigten Ausgaben werden ge­
meinschaftlich finanziert. Die Zulassung ist zu widerrufen, wenn die Zu­
lassungskriterien nicht oder nicht mehr erfüllt werden. 

Die Zulassungskriterien sind gemeinschaftsrechtlich vorgegeben. Sie be­
ziehen sich auf das Verfahren für die Ausführung der Zahlungen, den 
Schutz der Kassenmittel, die Sicherheit der EDV-Systeme, die Führung 
der Bücher und Aufzeichnungen, die interne Aufgabenverteilung und 
-trennung sowie die Zweckmäßigkeit der Kontrollen. Alle Zulassungs­
kriterien sind im wesentlichen unabhängig vom Umfang der Geschäfts­
vorgänge zu beachten; ihre Einhaltung wird von den hiefür befugten 
supranationalen Organen (Europäische Kommission, Europäischer Rech­
nungshof) regelmäßig überprüft. Die Europäische Kommission hat das 
Recht, alle die Mittelbewirtschaftung der Zahlstellen betreffenden Kon­
trollen durchzuführen, die sie für notwendig erachtet, damit die Transpa­
renz der Zahlungsströme gegeben ist . 

Sofern ein Mitgliedstaat mehr als eine Zahlstelle zugelassen hat, ist eine 
Koordinierungsstelle als zentraler Ansprechpartner gegenüber der Eu­
ropäischen Kommission in allen Belangen des Europäischen Ausrich­
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Garantie, 
einzurichten. 
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Hauptprobl m d r Gemeinsame Marktorganisation 

im Bereich Landwirtschaft off ntllchen Finanzkontrolle 

Verantwortungs­
bereich 

Organisation 

Zahlstellen in 
Österreich 

Zahlungen für Marktordnungsmaßnahmen werden von der Europäischen 
Kommission nur dann anerkannt und dem Mitgliedstaat refundiert, wenn 
diese Zahlungen dem Gemeinschaftsrecht entsprechen und der Mitglied­
staat ausreichende Prüfungen vorgenommen hat. 

Der Mitgliedstaat trägt somit gegenüber der supranationalen Ebene die 
Verantwortung für die gemeinschaftsrechtskonforme Gebarung mit jenen 
Haushaltsmitteln der Abteilung Garantie des Europäischen Ausrich­
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, welche für seine Bürger 
ausbezahlt werden; er bedient sich dafür der Zahlstellen. Diese tragen 
demnach eine nicht unerhebliche finanzielle Mitverantwortung. 

Die Verwaltungsstruktur der Zahlstellen hat eine Trennung der drei 
Funktionen Bewilligung, Ausführung und Verbuchung der Zahlungen 
vorzusehen; sie ist in einem Organisationsplan festzuhalten. Die Verfah­
rensabläufe sind förmlich festzulegen . Jede Zahlstelle hat einen Internen 
Revisionsdienst und einen Technischen Prüfdienst einzurichten. 

Dem Internen Revisionsdienst obliegt die Sicherstellung der wirksamen 
Funktion der Zahlstelle. Er hat nach international anerkannten Methoden 
die Zweckmäßigkeit der festgelegten Verfahrensabläufe zu kontrollieren, 
um die Übereinstimmung der Anträge mit den Gemeinschaftsvorschrif­
ten beurteilen zu können . Seine Prüfprogramme und -berichte sind 
zwecks Beurteilung der Wirksamkeit den supranationalen Prüforganen 
zur Verfügung zu stellen . Er untersteht unmittelbar der Zahlstellenlei­
tung und darf über sein Aufgabengebiet hinaus keine weiteren Tätigkei­
ten übernehmen. 

Der Technische Prüfdienst hat durch Kontrollen die Tatbestände zu über­
prüfen, auf die sich die Zahlungen an die Begünstigen stützen. 

Im Gefolge des EU-Beitritts richtete Österreich sechs Zahlstellen ein . 
Das BMLF hat aus verwaltungsökonomischen Gründen mit Beginn des 
- für den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land­
wirtschaft geltenden - Haushaltsjahres 199806. Oktober 1997) die 
Zahlstelle Amt der Salzburger Landesregietung und mit Ablauf dieses 
Haushaltsjahres (15. Oktober 1998) die Zahlstellen bei den Ämtern der 
Landesregierungen von Tirol und Vorarlberg aufgelassen. 

Derzeit sind in Österreich die nachstehenden Zahlstellen eingerichtet und 
zugelassen: 

0) Agrarmarkt Auscria (zuständig für alle Marktordnungsmaßnahmen 
ausgenommen Weinmarktordnung); 

(2) Zahlstelle "Wein" (zuständig für die Marktordnung Wein [Abteilung 
VI/B8 des BMLF}); 

(3) Zollamt Salzburg-Erstattungen (zuständig für die in den Gemeinsa­
men Marktordnungen vorgesehenen Ausfuhrerstattungen). 
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Gemeinsame Marktorganisation 

im Bereich Landwirtschaft 

Kon trollmechanismen 

Bescheinigende Stelle 

Rechnungsabschluß 

Ü berp rüfung der 
Zahlstellen 

Das Auszahlungsvolumen dieser drei Zahlstellen betrug für das Haus­
haltsjahr 1998 des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft insgesamt rd 11 669 Mill S, wovon 10797 Mill S von 
der Zahlstelle Agrarmarkt Austria abgewickelt wurden . 

Für jede Zahlstelle ist eine von der Zahlstellenorganisation und der Koor­
dinierungsstelle funktionell getrennte Prüfungsstelle, die sogenannte be­
scheinigende Stelle einzurichten . Diese hat den Rechnungsabschluß der 
Zahlstelle zu überprüfen und seine Richtigkeit gegenüber der Europä­
ischen Kommission zu bescheinigen. 

Die bescheinigenden Stellen für die Zahlstellen Agrarmarkt Austria und 
"Wein" sind im BMLF (Zentralleitung) und für die Zahlstelle Salzburg­
Erstattungen im BMF (Zentralleitung) eingerichtet. 

Jede Zahlstelle hat am Ende des Haushaltsjahres über ihren Abwicklungs­
bereich einen Rechnungsabschluß zu erstellen. Dieser ist die Grundlage 
dafür, ob die Europäische Kommission die von den Mitgliedstaaten vor­
finanzierten Ausgaben zu Lasten des Europäischen Ausrichtungs- und Ga­
rantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Garantie, übernimmt. 

Die Europäische Kommission prüft die Jahresrechnungen auf Vollstän­
digkeit, Genauigkeit und Richtigkeit sowie die von den Mitgliedstaaten 
geleisteten Zahlungen (einschließlich der Einhaltung der Zahlungsfri­
sten) auf Übereinstimmung mit dem Gemeinschaftsrecht. 

Werden allfällige Bemängelungen im folgenden Stellungnahmeverfahren 
zwischen Europäischer Kommission und Mitgliedstaat nicht ausgeräumt, 
können mit der Europäischen Kommission bilaterale Gespräche zur Pro­
blemlösung vorgenommen werden; scheitern diese, steht den Mitgliedstaa­
ten die Anrufung einer Schlichtungsstelle offen. Im Fall nicht ausgeräumter 
Bemängelungen drohen dem betroffenen Mitgliedstaat finanzielle Folgen. 

Die Europäische Kommission und der Europäische Rechnungshof über­
prüften seit 1995 neunzehnmal die österreichischen Zahlstellen. 

Den bisher durchgeführten Prüfungen zufolge entsprachen die Zahlstellen 
organisatorisch und funktionell - ungeachtet von vereinzelten Schwach­
stellen - im wesentlichen dem Gemeinschaftsrecht. Vorgefundene Mängel 
wurden bzw werden bereinigt. Eine diesbezügliche "Offene-Posten-Liste" 
hält die Agrarmarkt Austria in Evidenz. Die bisherige Prüfungsdichte be­
deutet ohne Zweifel eine erhebliche Belastung für die Zahlstellen. Der RH 
erachtet deshalb eine Prüfungskoordination zwischen den supranationalen 
Prüfungsorganen für wünschenswert. Ungeachtet dessen stehen weder die 
Zuverlässigkeitsprüfungen noch das diesbezügliche Stichprobenverfahren, 
nach welchem die Auszahlungsbereiche sowie die Anzahl der Stichproben 
und somit auch die Prüfungsdichte im jeweiligen Mitgliedstaat bestimmt 
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Hau tprobleme der Gemeinsame Marktorganisation 

im Bereich Landwirtschaft offen tI eh n Finanzko troll 

Schwachstellen 

Risikobeurteilung 
durch den RH 

werden, zur Disposition. Gelegentlich geäußerte Zweifel an der Reprä­
sentativität des Ergebnisses von Zuverlässigkeitsprüfungen für die Rech­
nungsführung der Europäischen Kommission können nichts an der 
primärrechtlichen Verpflichtung des Europäischen Rechnungshofes än­
dern, dem Europäischen Parlament und dem Rat eine derartige Erklärung 
über die Zuverlässigkeit vorzulegen. 

Die anläßlich der Überprüfungen der Zahlstellen aufgezeigten Bemänge­
lungen betrafen im wesentlichen die nachstehenden Bereiche: 

- Erfüllung der Zulassungskriterien, 
- Ausbau des Internen Revisionsdienstes, 
- Transparenz des Buchhaltungssystems, 
- Rückforderungsmanagement, 
- Funktion des Technischen Prüfdienstes, 
- Unabhängigkeit der bescheinigenden Stelle, 
- Kontrolltätigkeit der bescheinigenden Stelle, 
- Kontrolldichte und Vor-Ort-Kontrollen, 
- Flächenerfassung und 
- Tierkennzeichnung. 

Aufgrund seiner Prüfungstätigkeit stellte der RH fest, daß die öster­
reichischen Zahlstellen - insbesondere nach Auflassung der drei Zahl­
stellen in den Bundesländern - organisatorisch und funktionell dem Ge­
meinschaftsrecht entsprechen und ihre Aufgaben erfüllen. 

Potentielle Mängel bei der Erfüllung von Zulassungskriterien, bei der Or­
ganisation bzw beim Rechnungsabschluß der Zahlstellen bergen allerdings 
für die Mitgliedstaaten das Risiko von Anlastungen (Kürzungen, Strei­
chungen, Rückzahlungen oder pauschale Berichtigungen von EU-Mit­
teln) durch die Europäische Kommission in sich. 

Zur Eindämmung dieses Risikos empfahl daher der RH (NTB 1997 S. 96 
Abs 13), die Personalausstattung der die EU-bezogene Gebarung durch­
führenden Organisationsstellen des BMLF und der Zahlstelle Agrarmarkt 
Austria stetig zu evaluieren und erforderlichenfalls so zu verstärken, daß 
ein ordnungsgemäßer Vollzug der Gemeinschaftsvorschriften jederzeit 
sichergestellt ist. 

Hinsichtlich der vom Europäischen Rechnungshof bezweifelten funktio­
nellen Unabhängigkeit der bescheinigenden Stelle für die Zahlstelle Zoll­
amt Salzburg-Erstattungen regte der RH eine gesetzliche Weisungsfrei­
stellung an (NTB 1997 S. 57 Abs 3). 
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Gemeinsame Marktorganisation 

im Bereich Landwirtschaft 

Schlußfolgerungen 
des RH 

Die Funktionsfähigkeit der Zahlstellen ist aufgrund supranationaler Vor­
gaben unverzichtbar und jederzeit zu gewährleisten. 

Nach den Prüfungserfahrungen des RH können folgende Maßnahmen eine 
ordnungsgemäße Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften und die 
Wahrnehmung der finanziellen Mitverantwortung durch die Zahlstellen er­
leichtern sowie gleichzeitig die Gefahr von Anlastungen verringern helfen: 

- Durch eine sorgfältige Dokumentation der Kontrollen des Technischen 
Prüfdienstes kann die Auswirkung finanzieller Folgewirkungen von Be­
anstandungen supranationaler Organe in vergleichbaren Bereichen verrin­
gert werden. 

- Kontrollberichte der jeweiligen Zahlstellen werden zusammengefaßt 
und österreichweit umgesetzt. 

- Die Kontrolle wird in den Bereichen mit dem jeweils höchsten Fehler­
bzw Betrugsrisiko nachweislich verstärkt. Die Europäische Kommission 
nimmt im Regelfall nämlich dann von finanziellen Sanktionen Abstand, 
wenn der Mitgliedstaat schon von sich aus Maßnahmen zur künftigen 
Ausschaltung von Fehlern und Unregelmäßigkeiten setzt. 

- Eine klare organisatorische Trennung bzw Zuordnung von Funktionen 
vermeidet selbst den Anschein von bestehenden Unvereinbarkeiten und 
unterstreicht den Willen der nationalen Stellen zur optimalen Geba­
rungssicherheit von Zahlstellen. 

- Die nationalen Stellen entsenden zu den Prüfungen des Europäischen 
Rechnungshofes geeignete Auskunfts- und Begleitorgane. 

- Geprüfte Stellen sorgen bei den ihnen abverlangten schriftlichen Darle­
gungen für eine vollständige und benutzerfreundliche Dokumentation 
von Sachverhalten. Sie beauftragen für die koordinierte Abwicklung von 
Prüfungen des Europäischen Rechnungshofes geeignete Bedienstete als 
ständige oder vorübergehende Moderatoren, so daß die gebotenen knap­
pen Stellungnahmefristen zuverlässig eingehalten werden können. Nur 
so kann der Europäische Rechnungshof wünschenswerte Klarstellungen 
und berechtigte Einwendungen verfahrensmäßig berücksichtigen. Diese 
Aufgabe erfordert von allen Mitwirkenden ein hohes Maß an Flexibilität. 
Es erscheint dem RH daher unverzichtbar, daß die verantwortlichen Stel­
lenleiter rechtzeitig vorsorgen, daß die Bearbeitung und Weiterleitung 
europäischer Belange nicht etwa von den für sonstige Bereiche durchaus 
erprobten Regelwerken (wie nationale Zuständigkeitsabgrenzungen, Kanz­
lei ordnungen usw) gebremst werden. 

- Ab dem Jahr 2000 werden Strukturförderungsmaßnahmen über die Ab­
teilung Garanrie finanziert. Dadurch gelangt auch für diese Maßnahmen 
das System der Zahlstellen zur Anwendung. Aufgrund seiner bisherigen 
Prüfungserfahrungen empfiehlt der RH, die Anzahl der Zahlstellen nicht 
zu erweitern, sondern - mit angepaßtem Aufgabenbereich - beizube­
halten. 
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Vorbemerkung 

Finanzierung 

Hauptproblem der 
öffentlichen Finanzkontrolle 

Öftentlichcr Personen nah- und Regionalverkehr 

Der RH hat sich bereits mehrmals mit der Finanzierung des öffentlichen 
Verkehrs bzw des öffentlichen Personennah- und Regionalverkehrs befaßt 
(TB 1991 S.10; TB 1995 S.15; TB 1997 S. 285), weil die Belastungen der 
öffentlichen Haushalte aus diesen Titeln stetig ansteigen. 

Die Finanzierung des öffentlichen Personen nah- und Regionalverkehrs ist 
zersplittert; sie erfolgt teils direkt (zB über Tarifstützungen, Schüler- und 
Lehrlingsfreifahrten, betriebliche Zuschüsse, Zuschüsse zu den Verkehrs­
verbünden), teils mittelbar (zB Finanzzuweisungen gemäß Finanzaus­
gleichsgesetz 1997) oder über Finanzierungs- und Errichtungsgesellschaf­
ten (Schieneninfrastrukrurfinanzierungs-GesmbH, Brenner Eisenbahn 
GesmbH, Eisenbahn-Hochleistungsstrecken-AG, ÖBB). 

Die Rechenwerke sind uneinheitlich (zB ÖBB: Trennung der Unterneh­
mungsbereiche Infrastruktur und Absatz, Wiener Linien: keine Trennung). 
Die Zuordnung von Aufwendungen bzw im weiteren der Kosten zu den 
verschiedenen Verkehrsarten (insbesondere Güterverkehr - Personenverkehr 
sowie innerhalb letzterem zum Nah-, Regional- und Fernverkehr) läßt -
sofern überhaupt vorhanden - Spielräume. Ein österreichweiter Überblick 
fehlt; vorhandene Einzelbeträge lassen das Gesamtausmaß der Leistungen 
der öffentlichen Haushalte nur annähernd erkennen. 

Aus Gründen der Übersicht werden nachstehend die Ausgaben nach sol­
chen für die betriebliche Leistungserstellung des öffentlichen Personennah­
und Regionalverkehrs (zB Abgangsdeckungen, Bestellung gemeinwirt­
schaftlicher nicht kostendeckender Leistungen) sowie für die Schienen­
infrastruktur (zB Bahnbau, Bahnerhaltung) unterschieden. 
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Öffentlicher Personennah­

und Regionalverkehr 

Betriebliche 
Leistungserstellung 

Infrastruktur 

Im Jahr 1998 betrugen die Zuschüsse der öffentlichen Haushalte für die 
betriebliche Leistungserstellung des öffentlichen Personennah- und Re­
gionalverkehrs rd 17,5 Mrd S. 

41 % Länder- und Gemeindemittel 
(rd 7,2 Mrd S) 

Gemeinwirtschafcliche 
Leistungen ÖBB 
(rd 0,3 Mrd S) 

Abgangsdeckung zu 
städtischen Verkehrs­
unrernehmungen -----
(rd 5,3 Mrd S) 

Nahverkehrsförderungen 
und Mineralölsteuer 
gemäß Finanzausgleichs­
gesetz 1997 (rd 1,6 Mrd S) 

59 % Bundesmittel *) 

(rd 10,3 Mrd S) 

,...-------- Verbundzuschüsse 
(rd 0,7 Mrd S) 

Schüler- und 
Lehrlingsfreifahrren 
(rd 2,8 Mrd S) 

Abgangsdeckung und 
gemeinwirrschafcl iche 
Leisrungen Privatbahnen ") 
(rd 0,5 Mrd S) 

Gemeinwirtschafcliche 
Leistungen ÖBB ") 
(rd 6,3 Mrd S) 

*) ohne Pensionsaufwancl ÖBB bei Kapitel 55 (1998: rcl 16,4 Mrcl S) 
**) ohne Gürerverkehr 

Diese Ausgaben können eindeutig dem öffentlichen Personen nah- und 
Regionalverkehr zugeordnet werden. 

Die Zuschüsse der öffentlichen Haushalte für die Schieneninfrastruktur 
betrugen i m Jahr 1998 rd 31,6 Mrd S. 

7 % Länder- und Gemeindemittel 
(rd 2,1 Mrd S) 

93 % Bundesmittel *) 

(rd 29,5 Mrd S) 

Nahverkehrsinvestitionen 
gemäß Finanzausgleichs­
gesetz 1997 (rd 0,4 Mrd S) 

,...----------- Infrastrukturförderung 

Zuschüsse zum U-Bah~ 
bau (rd 1,5 Mrd S) 

Infrasrrukrurfärderung 
Privatbahnen 
(rd 0,2 Mrd S) 

Privatbahnen 
(rd 0,2 Mrd S) 

Zuschüsse zum U-Bahn­
bau (rd 1,5 Mrd S) 

Infrastrukrur ÖBB 
(rd 27,8 Mrd S) 

*) ohne KapitalaufstOckungen Graz Käflacher Eisenbahn, ÖBB, Schieneninfrastruktur­

finanzierungs-GesmbH beim Ansatz l/65 l 33 0998: rcl 8 Mrcl S) 

Diese Ausgaben können nicht eindeutig den einzelnen Verkehrsarten, so­
mit auch nicht dem öffentlichen Personennah- und Regionalverkehr, zu­
geordnet werden. 

Das BMWV ergänzte, auch Investitionen im Straßenbau kämen teilweise 
dem öffentlichen Personen nah- und Regionalverkehr zugute. In gleicher 
Weise würden Investitionen in die Infrastruktur der ÖBB und der Privat­
bahnen nicht nur dem öffentlichen Personennah- und Regionalverkehr, son­
dern auch dem Güterverkehr und/oder dem Personenfernverkehr dienen. 
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Öffentlicher Personennah­

und Regionalverkehr 

Beförderungs­
leistungen 

Neue gesetzliche 
Grundlagen 

Haupt robleme der 
offentliehen Finanzkontrolle 

Den Finanzierungslasten standen 1998 im öffentlichen Personennah- und 
Regionalverkehr folgende Beförderungsleisrungen gegenüber: 

Schiene 

Bus 

Summe 

Anzahl beförderter 
Personen in Mill 

930 

533 

1463 

Statistisch gesehen fuhr somit jeder der rd 8,07 Mill Einwohner Öster­
reichs 182 Mal je Jahr im Nah- und Regionalverkehr. Vom Gesamtzu­
schuß (rd 17 Mrd S) zu den Betriebskosten des öffentlichen Personennah­
und Regionalverkehrs entfielen somit rd 11,60 S auf eine Fahrt . Im Ver­
gleich dazu betrug die betriebliche Stützung des gesamten öffentlichen 
Verkehrs (also einschließlich des Fernverkehrs) mit statistisch 188 Fahr­
ten je Einwohner je Fahrt rd 11 ,20 S. Die Höhe der zusätzlichen Stützung 
je Fahrt aus den Infrastrukrurzuschüssen (rd 31,6 Mrd S) kann mangels 
eindeutiger Zuordnungskriterien nicht angegeben werden. 

Trotz der im allgemeinen steigenden Beförderungszahlen wuchs der moto­
risierte Individualverkehr seit 1994 teilweise doppelt so schnell wie der 
öffentliche Personennahverkehr. Die Anteile der einzelnen Verkehrsträger 
am gesamten Personennah- und Regionalverkehr ("Modal Split") verän­
derten sich zB bei dem seit 1973 entwickelten weitaus größten österreichi­
schen Verkehrsverbund (Verkehrsverbund Ostregion) von rd 45 % (1981) 
auf rd 30 % (1996) zuungunsten des öffentlichen Personennah- und Re­
gionalverkehrs. Dem steht ein - auch im internationalen Vergleich her­
vorragender - "Modal Split" von 50: 50 der Stadt Wien gegenüber. 

Das Kraftfahrliniengesetz 1952 behinderte mit seinem wettbewerbshem­
menden Konzessionsschutz die kostensenkende Optimierung des öffent­
lichen Personennah- und Regionalverkehrs. Im Juli 1999 beschloß der 
Gesetzgeber ei,n neues Kraftfahrliniengesetz sowie ein Bundesgesetz über 
die Ordnung des öffentlichen Personennah- und Regionalverkehrs. 

Das neue Kraftfahrliniengesetz wird teilweise die Ausschreibung und 
Vergabe von Linienkonzessionen ermöglichen und damit den Wettbewerb 
fördern . Allerdings wird die kostensenkende Wirkung wegen großzügi­
ger Übergangsbestimmungen mit zeitlicher Verzögerung eintreten. Ein 
großer Teil der laufenden Konzessionen wutde zudem bereits in den letz­
ten Jahren um 15 Jahre verlängert. 

Die gesetzliche Regelung des öffentlichen Personen nah- und Regional­
verkehrs soll die drohende Zunahme der Zuschußleistungen durch die Ge­
bietskörperschaften eindäm men. 

Das BMWV verwies zudem auf die nachstehenden Zielsetzungen: 

- Klarheit über die Finanzverantwortung, 
- Sicherstellung der Bundesmittel, 
- Umwandlung in leisrungsbezogene Zuschüsse, 
- Einführung von Qualitätsstandards. 

19 
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Öffentlicher Personen nah­

und Regionalverkehr 

Weitere Probleme 

Ausblick 

Die volkswirtschaftlichen und vor allem umweltschonenden Vorteile des 
öffentlichen Personennah- und Regionalverkehrs stehen zwar außer Zwei­
fel , ihr Ausmaß ist jedoch nach wie vor umstritten. 

Selbst ein reichliches und hochwertiges Verkehrsangebot (zB Autobusanbin­
dung an die U-Bahnlinie 6 in Wien) und flankierende Maßnahmen (wie zB 
die Parkraumbewirtschaftung in Wien) verfehlten vor allem auf die Ein­
pendler ihr Wirkung. 

Die Finanzierung des öffentlichen Personennah- und Regionalverkehrs be­
lastet die öffentlichen Haushalte erheblich; die Straßenverkehrsprobleme 
wachsen dennoch weiter. 

Zur Verlagerung des motorisierten Individualverkehrs zum öffentlichen 
Personenverkehr stünden mehrere Maßnahmen zur Verfügung, die unter­
schiedlich wirksam und unterschiedlich durchsetzbar wären. Dazu würde 
theoretisch auch die Veränderung der für die Wahl des Verkehrsmittels 
entscheidungsrelevanten Kosten , wie zB durch 

- Erhöhung von Steuern auf Treibstoffe und Kraftfahrzeuge, 

- Einführung von Mauten, Vignetten, Road Pricing sowie 

- Senkung des amtlichen Kilometergeldes für dienstliche Fahrten 

zählen. 

Hinzu träte die Einbeziehung von Kosten, die indirekt durch den Indivi­
dualverkehr verursacht werden: 

- Kosten durch Stau und Parkplatzsuche, 

- Kosten durch unterschiedliche Subventionen für Straßen- und 
Schienenwege, 

- Unfallkosten, 

- Umweltkosten, 

- Kosten staatlicher Regulierung (Linienverkehr, Garagenbau), 

- sonstige Kosten (zB Begleitdienste für durch Individualverkehr 
gefährdete Personengruppen). 
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Öffentlicher Personennah­

und Regionalverkehr 

Hau tprobl me der 
off ntlich n Finanz 0 tro I 

Alle diese Maßnahmen stoßen an jene Grenzen, die durch die ökonomi­
schen Verhältnisse in den Nachbarstaaten und die Akzeptanz der Bevölke­
rung gezogen sind. So wird zB die Schwelle, ab der ein erhöhter Treibstoff­
preis zu einer deutlichen Verlagerung des motorisierten Individualverkehrs 
zum öffentlichen Verkehr führen würde, gegenwärtig - je nach veröffent­
lichten deutschsprachigen Studien - zwischen 20 S je Liter (6 % Steige­
rung des öffentlichen Personen nah- und Regionalverkehrs) und 35 S je 
Liter (20 % Steigerung des öffentlichen Personen nah- und Regionalver­
kehrs) angegeben. 

Nach Ansicht des RH vermag deshalb vorrangig eine Änderung der 
Wertvorstellungen der Verkehrsteilnehmer eine wesentliche Verlagerung 
des motorisierten Individualverkehrs zum öffentlichen Personenverkehr 
zu bewirken . Ob der angestrebte Erfolg erzielt werden kann, wird aber 
auch entscheidend von einer Verbesserung der Kundenfreundlichkeit des 
öffentlichen Personenverkehrs abhängen. 

21 
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Vorbemerkungen 

Internationaler Bezug 

Ausgangslage 

Länderbei träge 

Hauptprob eme der 
öff ntUe en Finanzkontrolle 

Die Rolle des RI-I bei der 
Bel ämpfung von Korruption 

Hinsichtlich der Bekämpfung von Korruption im öffentlichen Bereich 
werden der externen öffentlichen Finanzkontrolle, die die Obersten Rech­
nungskontrollbehörden wahrzunehmen haben, spezifische korruptions­
hemmende Aufgaben im Vorfeld des Entstehens von Korruption beige­
messen . In diesem Zusammenhang kam im Jahr 1998 die Rolle des RH 
auf nationaler und internationaler Ebene besonders zum Tragen. 

Die Internationale Organisation der Obersten Rechnungskonrrollbehörden 
(International Organization of Supreme Audit Institutions, INTOSAI) 
hatte für ihren im November 1998 in Monrevideo, Uruguay, stattgefunde­
nen Kongreß als Hauptthema die Rolle der Obersten Rechnungskontroll­
behörden bei der Vorbeugung und Aufdeckung von Korruption und 
Betrug im öffentlichen Bereich ausgewählt. In zwei Subthemen sollten 
einerseits die Rolle und die Erfahrungen der Obersten Rechnungskontroll­
behörden näher analysiert , andererseits auch Erfahrungen hinsichtlich der 
Methoden und Prüf techniken ausgetauscht werden. 

Die Federführung beim ersten Subthema oblag dem RH; der Rechnungs­
hof der Vereinigten Staaten von Amerika (General Accounting Office) be­
handelte federführend die Methoden und Prüf techniken . 

Weltweit setzten sich 68 Oberste Rechnungskontrollbehörden mit einem 
vom RH ausgearbeiteten Grundsatzreferat auseinander und übermittelten 
ihrerseits Länderbeiträge, in denen sie über ihre Erfahrungen berichteten . 

Übereinstimmend wurde Korruption als ein internationales Phänomen 
bezeichnet, welches je nach kulturellem oder sozio-ökonomischem Hin­
tergrund in unterschiedlichsten und vielschichtigen Ausprägungen auf­
tritt . Als charakteristische Elemente der Korruption wurden zB 

- die Täuschung öffentlicher Einrichtungen und deren Organe, 

- die Involvierung mehrerer Beteilig ter, 

- Elemente gegenseitiger ungesetzlicher bzw unethischer Verpflichtun­
gen und Nutzenzuweisungen, 

- der Vertrauensmißbrauch, 

- die Schädigung öffentlicher Haushalte sowie 

- der Machtmißbrauch von Amtsträgern genannt. 
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Rolle des RH bei der 

Bekämpfung von Korruption 

Kongreß­
empfehlungen 

Die weltweiten negativen Effekte der Korruption erblickten die Obersten 
Rechnungskontrollbehörden in den finanziellen Verlusten für die öffent­
lichen Haushalte sowie vor allem in den noch viel dramatischeren Aus­
wirkungen auf demokratische Systeme (Vertrauensverlust der Bevölke­
rung in ihre Regierungen). Korruption wurde nicht nur als Problem von 
Entwicklungsländern oder im Umbruch befindlichen Staaten erkannt, 
sondern - begünstigt durch Globalisierung, Internationalisierung sowie 
die Beteiligung der organisierten Kriminalität - auch für hochindustria­
lisierte Staaten als ernstzunehmende Bedrohung angesehen. 

Überwiegend vertraten die Obersten Rechnungskontrollbehörden die 
Auffassung, daß in erster Linie die Polizei- und Untersuchungsbehörden 
sowie die öffentliche Verwaltung selbst gefordert wären, Korruption und 
Betrug in ihren Ländern wirksam zu bekämpfen . Die Obersten Rech­
nungskontrollbehörden hätten ihrerseits vor allem auf dem Gebiet der 
Vorbeugung Beiträge zu leisten, indem sie mit ihrer Prüfungstätigkeit 
kontinuierlich auf eine Verbesserung der Qualität und Transparenz des 
öffentlichen Verwaltungshandelns hinwirken. 

Nach eingehender Debatte eines vom RH erstellten, auf den Länder­
beiträgen aufbauenden Synthesepapiers empfahlen die Kongreßteilneh­
mer, die Obersten Rechnungskontrollbehörden sollten insbesondere 

- bei der Evaluierung der Effizienz und Wirksamkeit der öffentlichen Fi­
nanz- und Kontrollsysteme eine aktive Rolle spielen; 

- bei ihren Prüfungsprogrammen ein Schwergewicht auf die für Betrug 
und Korruption besonders anfälligen Geschäftsfälle legen ; 

- die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch mit anderen Ober­
sten Rechnungskontrollbehörden sowie weiteren an der Korruptions­
bekämpfung beteiligten nationalen und internationalen Institutionen 
und Behörden vertiefen; 

- durch die Veröffentlichung ihrer Prüfungsberichte ein der Korruption 
abträgliches Klima der Transparenz schaffen; 

- die Erarbeitung eines Ehrenkodex für den öffentlichen Dienst unter­
stützen . 

Korruptionsbekämpfung im öffentlichen Vergabewesen 

Arbei tsgruppe Nachdem in der ersten Hälfte des Jahres 1998 schwerwiegende Ver­
dachtsmomente publik geworden waren, wonach es im Zusammenhang 
mit mehreren Auftragsvergaben der öffentlichen Hand zu Manipulatio­
nen gekommen sei , ersuchte der Bundeskanzler, Mag Viktor Klima, den 
Bundesminister für Finanzen, Rudolf Edlinger, den Bundesminister für 
Justiz, Dr Nikolaus Michalek, und den Bundesminister für wirtschaft­
liche Angelegenheiten, Dr Hannes Farnleitner, unter Vorsitz des Präsi­
denten des RH in einer Arbeitsgruppe Vorschläge zur Bekämpfung der 
Korruption bei der Vergabe öffentlicher Aufträge zu erarbeiten . 

III-11 der Beilagen XXI. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 33 von 218

www.parlament.gv.at



Ha ptpro leme der Rolle des RH bei der 

Bekämpfung von Korruption off nt lichen Finanzko trolle 

Vorgangsweise 

Ergebnisse 

Beruhend auf den einschlägigen Prüfungserfahrungen des RH beleuchte­
te die Arbeitsgruppe mögliche Schwachstellen im Vergabewesen, die für 
korruptes Verhalten der Beteiligten besonders anfällig waren . Weiters 
wurden Vorschläge erarbeitet, wie diese Schwachstellen beseitigt oder zu­
mindest entschärft werden könnten. 

Dabei sollte keinesfalls der Eindruck entstehen, daß die Mehrzahl der 
Vergaben durch öffentliche Stellen (zB Bund, Länder, Gemeinden, Sozial­
versicherungsträger, Kammern, öffentliche Unternehmungen), die rd 11 % 
des Bruttoinlandsproduktes betragen (jährlich rd 300 Mrd S), nicht ord­
nungsgemäß abgewickelt würden. Dennoch stellt die Forderung, daß öf­
fentliche Vergaben nach auf freien Wettbewerb ausgerichteten Prinzipien 
zu erfolgen haben, ein berechtigtes öffentliches Anliegen dar. 

Der um die Jahreswende 1998/99 fertiggestellte Maßnahmenkatalog der 
Arbeitsgruppe enthielt weitgehend im Rahmen der geltenden Gesetze 
umsetzbare Vorschläge. 

Grundsätzliches 

Die von der Arbeitsgruppe erstatteten Vorschläge zur Bekämpfung von 
Korruption im Vergabewesen betrafen überwiegend Maßnahmen im Be­
reich der vergebenden Stelle, weil es der öffentlichen Hand, an die die 
Vorschläge - von wenigen Ausnahmen abgesehen - gerichtet sind, in 
ihrem eigenen Einflußbereich am leichtesten möglich ist, die für die Ein­
haltung der Grundsätze des freien und fairen Wettbewerbs erforderlichen 
Vorkehrungen zu treffen. 

Ausgehend vom Gedanken "agieren ist besser als reagieren" war die Ar­
beitsgruppe grundsätzlich der Ansicht, daß vorbeugende Maßnahmen ge­
genüber repressiven größere Bedeutung haben, weil sie geeignet sind, 
korruptes Verhalten erst gar nicht entstehen zu lassen; hingegen können 
angedrohte Repressionen Manipulationen im Vergabeverfahren zumeist 
nicht verhindern, sondern - überdies meist erst nach langwierigen und 
schwierigen Beweisverfahren - überwiegend nur sanktionieren. 

Demgegenüber kommt den Repressionen in jenen Bereichen, auf die die 
öffentliche Hand nicht oder nicht unmittelbar bzw nur sehr beschränkt 
Einfluß nehmen kann, wegen der damit begrenzten Möglichkeit, im Vor­
feld des Entstehens von Korruption korruptionshemmend zu wirken, grö­
ßere Bedeutung zu. 

Die Arbeitsgruppe war sich - realitätsbezogen - bewußt, daß der von 
ihr vorgeschlagene Maßnahmenkatalog keine vollständige Verhinderung 
künftigen korrupten Verhaltens im Vergabewesen bewirken kann. Die 
Umsetzung der von ihr gegebenen Empfehlungen sollte aber einen nicht 
unwesentlichen Beitrag zur Eindämmung der Korruption und damit zur 
Sicherung des freien und fairen Wettbewerbs im Interesse der öffentlichen 
Hand, der Steuerzahler und des freien Unternehmertums zu leisten ver­
mögen. 
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Rolle des RH bei der 

Bekämpfung von Korruption 

Umsetzung 

Maßnahmen 

- Die für den Bereich der vergebenden Stellen erarbeiteten Vorschläge 
reichten von organisatorischen Vorkehrungen (zB Funktionstrennung in 
den Organisationseinheiten, Rotation des mit der Vergabe befaßten Per­
sonals, verstärkte Wahrnehmung der Kontrollpflichten) bis hin zu Maß­
nahmen zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Vergabeverfahren. Die Prü­
fungserfahrungen des RH zeigen, daß Verstöße gegen - oft als lästige 
formale Verpflichtung aufgefaßte - Vergabevorschriften den Nährboden 
für korruptes Verhalten der Beteiligten zu bilden vermögen. 

- Weiters regte die Arbeitsgruppe in Besinnung auf ethische Grundwerte 
an, einen Verhaltenskodex ("Code of Conduct") gegen weccbewerbsbe­
schränkende Verhaltensweisen im Rahmen der Vergabe öffentlicher Auf­
träge auszuarbeiten, zu dessen Einhaltung sich die Auftragnehmer und 
die öffentlichen Auftraggeber auf freiwilliger Basis verpflichten sollten. 

- Die bestehenden repressiven Instrumente (dienstrechtliche, disziplinäre 
und strafrechtliche Maßnahmen, insbesondere Verfolgung wegen Amts­
delikten) im Falle von Verfehlungen von Angehörigen der vergebenden 
Stellen wurden im wesentlichen als ausreichend erachtet. 

- Korruptionsvorbeugende Maßnahmen im Bereich der vergebenden Stel­
le haben - wie die Prüfungserfahrungen des RH zeigen - zumeist auch 
indirekt Auswirkungen auf das Bieterverhalten. Einerseits erschweren sie 
Verstöße von Bietern gegen die Vergabevorschriften, andererseits ver­
größern sie die Wahrscheinlichkeit, daß solche Unregelmäßigkeiten von 
der vergebenden Stelle aufgedeckt und die entsprechenden Konsequenzen 
gezogen werden. 

- Zusätzlich regte die Arbeitsgruppe an, die Bieter in einem eigenen Ver­
fahren vor dem Bundesvergabeamt einer Beurteilung (Zuverlässigkeits­
rating) zu unterwerfen, welche bei schweren Verstößen gegen den freien 
Wettbewerb zu Rückstufungen im Rating bis hin zur Sperre für künftige 
Aufträge führen kann. 

Durch eine Änderung des Kartellgesetzes bereits umgesetzt wurde die An­
regung der Arbeitsgruppe, die Durchführung von Verhaltenskartellen unter 
denselben Voraussetzungen zu verbieten wie die Durchführung von Verein­
barungskartellen. Im Sommer 1999 wurde weiters in Aussicht genommen, 
unter Vorsitz des Verfassungsdienstes des BKA eine Arbeitsgruppe einzu­
richten, die die weitere Umsetzung der Vorschläge, wie Änderungen des 
Bundesvergabegesetzes zur Verankerung des Zuverlässigkeitsratings und 
zur Erarbeitung eines Verhaltenskodex für vergebende Stellen betreiben 
soll. 
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Zuordnung 

Gliederung 

Kurzfassung 

Personenbezogene 
Bezeichnungen 

Anhang 

Vorbe rkungen 

BESONDERER TEIL 

Vorbemerkungen 

Darstellung der Prll fllng"crgebni'i"e 

Die Zuordnung von überprüften Dienststellen und Unternehmungen zu 
den Wirkungsbereichen der einzelnen Bundesministerien folgte der zum 
Zeitpunkt des Redaktionsschlusses dieses Berichtes geltenden Zuständig­
keitsverteilung und Reihung der Bundesministerien. 

In der Regel werden bei der Berichterstattung punkteweise die festge­
stellten Sachverhalte (Kennzeichnung mit 1 an der zweiten Stelle der Ab­
satzbezeichnung), deren als Beanstandung und/oder Empfehlung gefaßte 
Beurteilung durch den RH (Kennzeichnung mit 2), die Stellungnahme der 
überprüften Stelle (Kennzeichnung mit 3 und im Kursivdruck) sowie eine allfäl­
lige Gegenäußerung des RH (Kennzeichnung mit 4) aneinandergereiht. 
Das Zahlenwerk enthält allenfalls kaufmännische Rundungen. 

Wie bereits in den Vorjahren stellt der RH den einzelnen Prüfungsergeb­
nissen seine wesentlichen Feststellungen ähnlich einem "management let­
ter" voran, um dem Leser einen rascheren Überblick zu erleichtern . 

Alle personenbezogenen Bezeichnungen werden aus Gründen der Über­
sichtlichkeit und einfachen Lesbarkeit nur in einer Geschlechtsform ge­
wählt und gelten gleichermaßen für Frauen und Männer. 

Entsprechend einem Wunsch von Abgeordneten aller im Rechnungshof­
ausschuß vertretenen Fraktionen schließt der RH in einem Anhang zu 
den Prüfungsergebnissen eine Auflistung der verantwortlichen Entschei­
dungsträger der überprüften Unternehmungen an. 
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Unerledigte 
Anregungen 

In Verwirklichung 
begriffene Anregungen 

Verwirklichte 
Empfehlungen 

"0ffene-Posten-Buchhaltung 
der öffentlichen Finanzkontrolle 

Die 1982 begonnene ressortweise Auflisrung der "Unerledigten Anregun­
gen aus Vorjahren" wurde auch im vorliegenden Bericht fortgeschrieben, 
wobei auch Mitteilungen über beabsichtigte Maßnahmen bzw allfällige 
Hinderungsgründe beigefügt wurden. 

Im vorliegenden Bericht stellt der RH aus Gründen der Übersichtlichkeit 
und weiter verbesserten Aussagekraft der "Offenen-Posten-Buchhaltung" 
erstmals Anregungen, deren gänzliche Verwirklichung zwar noch aus­
ständig ist, die jedoch in Verwirklichung begriffen bzw bereits teilweise 
verwirklicht worden sind, im Rahmen einer ressortweise gesonderten 
Auflistung von "In Verwirklichung begriffenen Anregungen" dar, wobei 
auch Mitteilungen über weitere beabsichtigte Maßnahmen bzw allfällige 
Hinderungsgründe im Hinblick auf eine gänzliche Verwirklichung der 
Empfehlungen beigefügt wurden. 

Ebenso wie bei den unerledigten Anregungen führt der RH seine ressort­
weise Zusammenstellung jener Empfehlungen weiter, denen mittlerweile 
durch die erforderlichen Maßnahmen des Nationalrates oder der über­
prüften Stellen entsprochen wurde ("Verwirklichte Empfehlungen"). 
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Bereich des Bundeskanzleramtes 

l'nerledigte Anregungen au<.; Vorjahren 

Nicht verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich: 

(1) Verbesserung der Organisation sowie Straffung der Verwaltungsabläufe 
innerhalb des BKA bei der Abwicklung von Hilfs- und Strukturmaßnah­
men (NTB 1993 S. 23 f Abs 20 und Abs 21, zuletzt TB 1997 S. 30). 

Laut Stellungnahme des BKA konnte die empfohlene Entlastung der "Protokoll­
abteilung" durch Wegfall der Zustiindigkeit für die Hilfs- und Strttkturmaßnah­
men noch nicht umgesetzt werden. 

(2) Gesetzlicher Klarstellung der Merkmale für einen kostendeckenden An­
staltstarif der veterinärmedizinischen Bundesanstalten (TB 1986 S. 13 
Abs 6.2, zuletzt TB 1997 S. 30). 

Laut Stellungnahme des BKA erachte es eine gesetzliche KlarsteIlung zum Begriff 
der Kostendeckung wegen der langfristig beabsichtigten Tarifgestaltung auf der 
Grundlage einer echten Kostenrechnung weiterhin für nicht notwendig. Mit Wirk­
samkeit vom 15. Oktober 1998 sei der Anstaltstarif den Kosten angemessen ange­
paßt worden. 

(3) Gesamtreform des Tierseuchenrechtes und Wiederverlautbarung des Tier­
seuchengesetzes (TB 1985 S. 122 Abs 22 .5, zuletzt TB 1997 S. 29). 

Laut Stellungnahme des BKA sei mit dem EU-Beitritt ein Teil der EU-tierseu­
chenrechtlichen Bestimmungen übernommen worden; weitere Bestimmungen würden 
schrittweise in nationale Regelungen umgesetzt werden. Eine Gesamtreform des 
Tierseuchenrechtes werde erst nach vollstiindiger Umsetzung der diesbezüglichen 
EU-Vorschriften erfolgen. 

(4) Erlassung einer Kanzleiordnung für die veterinärmedizinischen Bundes­
anstalten (TB 1986 S. 13 Abs 6.1, zuletzt TB 1997 S. 30). 

Laut Stellungnahme des BKA sei die Erfassung einer Kanzleiordnung nach Ab­
schluß der EDV-Ausstattung der veteriniirmedizinischen Bundesanstalten beab­
sichtigt; die notwendigen Installationen seien begonnen, aber noch nicht vollstiindig 
abgeschlossen worden. 
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30 

Unerledigte Anregungen 

(5) Neuordnung der Struktur der Bundesanstalten für Lebensmitteluntersu­
chung zur besseren Nutzung von Personal- und Sachressourcen (TB 1997 
S. 57 Abs 18). 

Laut Stellungnahme des BKA sei es bemüht, die Realisierung des zur Umsetzung 
dieser Maßnahme notwendigen Neubaues der Bundesanstalt für Lebensmittelunter­
suchung und -forschung in W'ien voranzutreiben. Nach Klärung der Finanzierung 
seien dafür mindestens fiinf Jahre zu veranschlagen. Ebenso sei über die Auf/ösung 
der Lebensmitteluntersuchungsanstalt in Sa/zburg derzeit noch nicht entschieden. 

(6) Anhebung der vom Übersetzungsdienst im Bundespressedienst erbrach­
ten Leistungen auf die Norm des BKA bzw auf internationale Vergleichs­
werte (NTB 1994 S. 8 Abs 14, zuletzt TB 1997 S. 29). 

Das BKA berichtete dem RH von mehreren Maßnahmen zur Leistungssteigerung, 
bemerkte jedoch, daß ein globaler Kostenvergleich mit privaten Übersetzungsdiensten 
wegen der gegebenen besonderen Erfordernisse (zB Vertraulichkeit von Texten, beson­
deres Know-how) nicht zie/führend sei. 
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Teilweise verwirklicht wurde die Empfehlung des RH hinsichtlich: 

Straffung der auf mehrere Abteilungen des Bundespressedienstes aufge­
splitterten Produktionsplanung sowie Verbesserung der Kostenkalkulation 
(NTB 1994 S. 8 Abs 15). 

Laut Mitteilung des BKA seien die Planungsablä'ufe in der Produktionsplanung 
übersichtlicher gestaltet worden; die Einführung einer gesonderten Kostenstel/en­
rechnung sei nur im Rahmen einer generellen Einführung im BKA zweckmäßig. 

Verwirklichte Empfehlungen 

Verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich: 

(1) Analyse zur Rechtsvereinfachung der insbesondere bis 1946 im Gesetzes­
oder Verordnungsrang erlassenen Normen, Überarbeitung eines bereits 
1995 vorgelegten Entwurfes eines Bundesverfassungs-Bereinigungsgeset­
zes sowie Sichtung der von Österreich abgeschlossenen Staatsverträge in 
einem eigenen Bereinigungsprojekt (TB 1995 S.8 und S. 9). 

Von den etwa 500 Stammnormen aus der Zeit vor 1946 werden mit Inkrafttreten 
(l.]ä'nner 2000) des Ersten Bundesrechtsbereinigungsgesetzes, BGBI I Nr 191/ 
1999, 200 Stammnormen aufgehoben. 50 weitere Stammnormen sind in ihrer Gül­
tigkeit bis 31. Dezember 2004 bzw 31. Dezember 2009 befristet. 

(2) Umsetzung einer programmspezifischen, ressortübergreifenden und regel­
mäßigen verwaltungsinternen Finanzkontrolle im Bereich des Europä­
ischen Fonds für regionale Entwicklung (TB 1997 S. 34 Abs 8). 

Laut Mitteilung des BKA unterziehe es nunmehr jährlich nach Abstimmung der 
Prüfpleine mit der Europäischen Kommission etwa acht Programme einer systema­
tischen Finanzkontrolle. 

(3) Ausschluß der Haftung Österreichs bei unmittelbaren Direktfärderungen 
durch die Europäische Kommission (TB 1997 S. 37 Abs 15). 

Das BKA teilte mit, daß es durch Sensibilisierung der anderen Mitgliedstaaten 
gelungen sei, eine "befriedigende EU-rechtliche Regelung herbeizuführen", derzu­
folge eine solche finanzielle Haftung ausgeschlossen ist. 

(4) Schaffung eines Bundesarchivgesetzes, mit welchem die Rechtsgrundlagen 
für die Organisation und die Tätigkeit des Österreichischen Staatsarchivs 
zeitgemäß erschlossen werden sollen (TB 1996 S. 28 Abs 3). 

Mit dem Bundesarchivgesetz, BGBII Nr 16211999, wurde eine zeitgemäße Rechts­
grundlage für die Sicherung, Aufbewahrung und Nutzung von Archivgut des Bundes 
geschaffen. 
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Prüfungsergebnisse 

Ausgliederung der Bundessporteinrichtungen 

Eine 1992 eingeleitete Umstrukturierung der Bundessporteinrich­
tungen setzte sich zum Ziel, die gestiegenen Budgetabgänge zu re­
duzieren, und führte schließlich 1998 zu einer gesetzlichen Neu­
organisation der Bundessporteinrichtungen, die die Ausgliederung 
von Bundessporteinrichtungen aus dem Bundeshaushalt zum 1. Jän­
ner 1999 und den Eigentumsübergang in eine neu zu gründende 
Bundessporteinrichtungen GesmbH vorsah. 

Zwar war die Ausgliederung insgesamt positiv zu bewerten, doch 
standen bei der Erstellung des Ausgliederungskonzeptes sportpoli­
tische Zielsetzungen und die Aufrechterhaltung des bisherigen Ge­
samtangebotes und der bisherigen Förderungstarife im Vordergrund. 
Eine Strukturierung des Gesamtangebotes nach ökonomischen Ge­
sichtspunkten unterblieb; dies wäre aber für die Erreichung des er­
warteten Einsparungspotentials von etwa 48 Mill S unabdingbar. 

Für das nicht ausgegliederte Haus des Sports und für die Gruppe 
Sport des BKA fehlten Konzepte für die künftige Organisations­
struktur. Die ausgegliederten Bundessporteinrichtungen, Bundes­
sportzentrum Südstadt und Bundessportheim Wien "Blattgasse", 
waren von den derzeitigen Nutzern stark fremdbestimmt. 

Die Mietangelegenheiten waren im Haus des Sports, im Bundes­
sportzentrum Südstadt und im Bundessportheim Wien "Blattgasse" 
verbesserungsfähig; die begünstigten Mieten für Verbände und 
sonstige Institutionen waren nicht marktkonform und widerspra­
chen den Grundsätzen der Budgetwahrheit und -klarheit. 

Weiterhin waren Bedienstete der Gruppe Sport im BKA in maß­
geblichen Funktionen geförderter Institutionen tätig. 
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Prüfungs ablauf und 
-gegenstand 

Rahmen­
bedingungen 

Rechtsgrundlage: 

Aufgaben: 

§§ 11 bis 15 des Bundes-Sportförderungsgesetzes, 
BGBI Nr 2/1970 idgF sowie Bundesgesetz über die 
Neuorganisation der Bundessporteinrichrungen, 
BGBI I Nr 149/1998 

Bereitstellung von Sportanlagen und Unterkünften 
an förderungswürdige Nutzergruppen zu ermäßig ten 
Entgelten; Ausgliederung dieser AufgabensteIlung 
in eine eigene Gesellschaft. 

Gebarungsentwicklung: 1995 1996 1997 1998 

Einnahmen 

Ausgaben 

Sachausgaben 

Personalausgaben 

besoldete Mitarbeiter 
jeweils zum 1. Jänner 

87,5 

129,3 

85,3 

255 

in Mill S 

91,4 86,7 

126,0 119,6 

84,8 78,7 

Anzahl 

245 241 

72,7 

131,0 

69,1 

225 

Der RH überprüfte im Oktober und November 1998 die Gebarung des 
BKA betreffend das Haus des Sports, das Bundessportzentrum Südstadt 
und das Bundessportheim Wien "Blattgasse" mit dem Schwerpunkt Aus­
gliederung. 

Zu den Prüfungsmitteilungen des RH vom März 1999 nahmen das BKA 
und - soweit sie die Mietangelegenheiten betrafen - das BMwA im Juni 
1999 Stellung. Seine Gegenäußerungen ers tattete der RH im Juli 1999. 

2.1 Das Bundes-Sportförderungsgesetz unterscheidet im wesentlichen zwi­
schen der Allgemeinen Sportförderung und der Sportförderung besonde­
rer Art. Im Rahmen der Allgemeinen Sportförderung förderte das BKA 
Angelegenheiten von internationaler und gesamtösterreichischer sportpo­
litischer Bedeutung; die Sportförderung besonderer Art gilt ua den Bun­
dessporteinrichtungen. 

Nach nunmehr erfolgter Ausgliederung von Bundessporteinrichtungen 
haben seit Jahresbeginn 1999 Förderungen an die Bundessporteinrich­
tungen GesmbH (Gesellschaft) aufgrund des Bundesgesetzes über die 
Neuorganisation der Bundessporteinrichtungen zu erfolgen. 

Infolge mehrerer Änderungen ist das Bundes-Sportförderungsgesetz ins­
gesamt unübersichtlich und nur schwer lesbar geworden. Bereits anläßlich 
einer früheren Gebarungsüberprüfung anderer Bereiche der Sportförde­
rung (TB 1994 S. 27 ff) hat der RH empfohlen, das System der Sportförde­
rung des Bundes grundlegend zu überdenken und umfassend neuzuordnen. 
Bestrebungen des BKA in diese Richtung sowie eine fundierte Evaluie­
rung des Sportförderungsbereiches waren anläßlich der nunmehrigen Ge­
barungsüberprüfung jedoch nur ansatzweise festzustellen. 
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Ausgli derun der 
Bundessporteinrichtungen 

2.2 Nicht zuletzt um eine umfassende Evaluierung der Zielerreichung zu er­
möglichen, empfahl der RH, den Sportförderungsbereich legistisch zu ak­
tualisieren und die den konkreten Förderungsentscheidungen zugrunde 
gelegten sportpolitischen Zielsetzungen jeweils nachvollziehbar zu doku­
mentieren. 

2.3 Das BKA pflichtete der Auffassung des RH grundsatzlich bei und sagte eine Um­
setzung dieser Empfehlungen zu. 

Neuorganisation der Bundessporteinrichtungen 

Allgemeines 

Erste Projektphase 
(1992 bis 1994) 

Zweite Projektphase 
(1997 bis 1998) 

3 Die Bundessporteinrichtungen dienten ursprünglich der Förderung des 
Spitzensports; sie erlangten neben dieser unverändert zentralen Aufgaben­
stellung auch zunehmende Bedeurung für den Breitensport. Für den Bund 
stellt die Errichtung und Erhaltung von Bundessporteinrichtungen eine 
gesetzlich geregelte Form der Sportförderung dar. 

4.1 Im Jahr 1992 erwog das damalige BMGSK erstmals die Ausgliederung 
von Bundessporteinrichtungen. Das damalige BMGSK beauftragte einen 
externen Unternehmungsberater, Strukturuntersuchungen und eine Eva­
luierung von Ausgliederungsüberlegungen durchzuführen. Die Analyse 
zeigte gewachsene Strukturen, die sich ohne klare sportpolitische Vorga­
ben und Zielsetzungen und ohne langfristiges Gesamtkonzept entwickelt 
harren. Dadurch fehlte die Ausrichtung auf definierte Zielgruppen; es 
kam zur nachrangigen Behandlung des Spitzen- und Leistungssports ge­
genüber dem vereinsmäßig organisierten Breitensport. 

Im Sommer 1993 wurde ein Gesetzesentwurf über die Errichtung einer 
Betriebsgesellschaft für Bundessporteinrichtungen mbH erarbeitet; die 
ihm zugrundeliegenden Planrechnungen ergaben eine bei Ausnützung 
der wirtschaftlichen Potentiale zu erwartende Entlastung für den Bundes­
haushalt von 54 Mill S für die ersten vier Jahre. An Projektkosten für ex­
terne Beratungsleistungen waren bis dahin 6,1 Mill Sangefallen. 

Insbesondere der Wechsel auf ministerieller Leitungsebene des BMGSK 
mit März 1994 sowie das bevorstehende Ende der Legislaturperiode führ­
ten zur Unterbrechung der Verhandlungen und zum Projektstillstand. 
Das seit November 1994 für Sportangelegenheiten zuständige BKA er­
griff keine weiterführenden Umsetzungsinitiativen. 

4.2 Der RH bemängelte, daß trotz kostenintensiver Vorbereitungsarbeiten 
keine Projektumsetzung erfolgte und damit die erwartete Entlastung des 
Bundeshaushalts ausblieb. 

5.1 Anläßlich mehrerer anderer Ausgliederungsvorhaben der Bundesregierung 
kam es 1997 auch hinsichtlich der Bundessporteinrichtungen zur Weiter­
verfolgung des Ausgliederungsprojektes. Wesentliches Ziel war auch dies­
mal, eine Entlastung des Bundeshaushalts zu erreichen. 

Im Gegensatz zur ersten Phase wirkten unter Beiziehung desselben exter­
nen Beraters in der Projektgruppe nunmehr nur die Vertreter des BKA und 
der Finanzierungsgarantie GesmbH - diese im Auftrag des BMF - mit. 
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Ausgliederungs­
konzept 

Finanzielle 
Auswirkungen 

Die Ziele und Strategien wurden vom BKA vorgegeben. Das Projekt baure 
auf den Ergebnissen der ersten Phase auf; die Planrechnungen wurden ak­
tualisiert und ein Gesetzesentwurf ausgearbeitet, worin eine Ausgliederung 
mit Jänner 1998 vorgesehen war. Die verschiedenen Interessenlagen und 
budgetmäßigen Vorgaben sowie zusätzliche Beratungsleistungen von rd 
2 Mill S verzögerten die Umsetzung um ein weiteres Jahr. 

5.2 Der RH beanstandete zusammenfassend, daß das Projekt trotz Vorliegens 
eines umfassenden Ausgliederungskonzeptes erst nach drei Jahren inten­
siv weiterbetrieben wurde und dadurch zusätzliche Kosten anfielen. Eine 
demzufolge unter Zeitdruck durchzuführende Umsetzung der Ausgliede­
rung wirkte darüber hinaus der optimalen organisatorischen und perso­
nellen Gestaltung des Ausgliederungsvorhabens entgegen. 

5.3 Das BKA nahm dies zur Kenntnis. 

6.1 Zielsetzung des Ausgliederungsprojektes war es, durch eine Änderung 
der verwaltungsspezifischen Rahmenbedingungen die Führung der Bun­
dessporteinrichrungen nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen auszu­
richten. Dadurch sollte die Wirtschaftlichkeit der Bundessporteinrich­
tungen erhöht und eine Verringerung des gestiegenen Budgetabganges 
erreicht werden. 

Die strategische Ausrichtung sah aus sportpolitischen Überlegungen den 
Verbleib der Bundessporteinrichtungen als Element der Sportförderung 
des Bundes vor. Die vorhandenen Einrichtungen und das Tarifniveau für 
die förderungswürdigen Nutzergruppen waren zu erhalten. Die Zutei­
lung der Kontingente an die geförderten Nutzergruppen sollte wie bisher 
nach Anforderung durch Sportvereine gemäß einer Prioritätenliste vorge­
nommen werden; in auslastungsschwachen Zeiten war eine Belegung 
durch andere Nutzergruppen vorgesehen. Die Gesellschaft sollte gemein­
wirtschaftliehe Aufgaben in enger Verflechtung mit den erwerbswirt­
schaftlichen Zielen abwickeln. Das BKA fungierte in der Gesellschaft als 
Eigentümervertreter des Bundes. 

6.2 Der RH regte an, im operativen Geschäftsbetrieb insbesondere auf die 
Vermeidung von Quersubventionen zwischen dem gemeinwirtschaftli­
chen und dem erwerbswirtschaftlichen Bereich zu achten und empfahl, 
den Förderungsbereich bzw die Umsetzung der sportpolitischen Ziel­
setzungen in einem zwischen dem BKA und der Gesellschaft noch abzu­
schließenden Förderungsvertrag festzulegen. 

6.3 Laut Stellungnahme des BKA werde es die Anregungen des RH beachten; das 
BKA sagte eine eingehende Pru/ung der Fb'rderungsvoraussetzungen zu. 

7.1 Bei der Erstellung des Ausgliederungskonzeptes wurden detaillierte Plan­
rechnungen bis zum Jahr 2002 durchgeführt, die sowohl Einnahmensteige­
rungen als auch Kostensenkungen berücksichtigten. Analysen bezüglich 
der Marktsituation ließen Auslastungssteigerungen durch die Erschließung 
weiterer Zielgruppen erwarten. Hinsichtlich des Angebots und der Nut­
zung von Sportanlagen erwies sich, daß der Markt nicht zur Gänze privat­
wirtschaftlieh abzudecken ist und auf Förderungen aufbaut. 
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Finanzielle Auswirkungen 

Au gliederung der 
Bundessport i richtungen 

Haus des Sports 

Der Bund finanziert deshalb weiterhin Investitionen im gemeinwirt­
schaftlichen Bereich (Sportanlagen) sowie den Unterschiedsbetrag zwi­
schen ermäßigten Entgelten für die förderungswürdigen Nutzer (Förde­
rungstarif) und den jeweiligen von der Gesellschaft berriebswirtschaftlich 
festzulegenden Normaltarifen als "indirekte Sportförderung" (jährliche 
Obergrenze 37,5 Mill S). Erweiterungs- und Verbesserungsinvestitionen 
für die den Sportanlagen angeschlossenen Unterkünfte und Verpflegungs­
einrichtungen werden vom Bund in den ersten drei Jahren nach erfolgter 
Ausgliederung finanziert (Obergrenze 55 Mill S). Danach sind die Inve­
stitionen im erwerbswirtschaftlichen Bereich von der Gesellschaft zu er­
wirtschaften. 

Die auf Wertbasis 1996 ermi ttelten Auswirkungen der Ausgliederung 
von Bundessporteinrichtungen auf den Bundeshaushalt lassen eine Ver­
ringerung der jährlichen Budgetabgänge von derzeit 124,0 Mill S (999) 
auf75,7 Mill S (2002) erwarten. 

7.2 Der RH anerkannte die Bemühungen zur Reduzierung der Budgetabgänge, 
vermerkte jedoch, daß bei der Erstellung des Ausgliederungskonzeptes die 
sportpolitischen Zielsetzungen im Vordergrund standen. Da die Ergebnis­
verbesserungen in den Bundessporteinrichtungen und auch die erwartete 
Reduzierung der Budgetabgänge wesentlich von der Umsetzung der dem 
Ausgliederungskonzept zugrunde gelegten Maßnahmen abhängen, empfahl 
er, auf deren konsequente Durchführung zu dringen sowie ein Marketing­
konzept zur Unterstützung des erwerbswirtschaftlichen Bereiches auszu­
arbeiten. 

7.3 Laut Stellungnahme des BKA werde die Geschäftsführung der Gesellschaft die 
vom RH empfohlenen Vorkehrungen treffen. 

8.1 Das in einem bundeseigenen Gebäude untergebrachte Haus des SPOrtS 
war bis zur Ausgliederung eine eigenständige Bundessporteinrichtung. 
Das Haus des Sports war vor allem Sitz mehrerer Institutionen (zB Grup­
pe SPOrt des BKA, Österreichische Bundes- Sportorganisation, Öster­
reichisches Olympisches Comite, Österreichisches Institut für Schul- und 
Sportstättenbau) sowie von 14 Fach- und Landessporrverbänden. 

Das Haus des Sports (13 Bedienstete) war von der Ausgliederung ausge­
nommen und verblieb als nachgeordnete Dienststelle des BKA in der 
Bundesverwaltung. 

8.2 Der RH erachtete den Verbleib des Hauses des Sports in der Bundesver­
waltung für zweckmäßig, zumal das Gebäude überwiegend Verwaltungs­
zwecken diente. Wegen der gebotenen Aufgabenkritik und straffen Ver­
waltungsabläufe hielt es der RH für überlegenswert, das Haus des Sports 
weitgehend der Zentralleitung des BKA einzugliedern, womit längerfri­
stig jährliche Einsparungen von rd 500 000 S zu erzielen wären. 

8.3 Das BKA stellte entsprechende Überlegungen in Aussicht. 
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Bundessport­
zentrum Südstadt 

Vermietung von 
Büroräumen 

9.1 Das Bundessportzentrum Südstadt ist die größte Bundessporteinrichtung 
Österreichs. Sie um faßt einen Internatstrakt und umfangreiche Anlagen 
für Leistungssportarten. Der Betrieb war wesentlich von dem in diese 
Einrichtung organisatorisch und finanziell integrierten "Sport-Leistungs­
modell" geprägt; dieses diente auch der sportlichen Betreuung von Zeit­
soldaten im Rahmen der Heeres-Sport- und Nahkampfschule. 

9.2 Der RH erachtete die Übertragung des Bundessportzentrums Südstadt in 
die Gesellschaft grundsätzlich als zweckmäßig, weil der Rückzug des Bun­
des aus der operativen Führung eine stärkere Orientierung der Einrichtung 
nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten erwarten läßt. Er empfahl jedoch 
wegen der umfangreichen Verschränkungen mit dem "Sport-Leistungs­
modell" die Erstellung eines gesonderten Finanzierungs- und Organisa­
tionskonzeptes. 

9.3 Laut Stellungnahme des BKA beabsichtige es, diesbezüglich mit der Gesellschaft 
über das "Sport-Leistungsmodell" einen Fiirderungsvertrag abzuschließen. Das 
BKA teilte ferner mit, daß das BMLV zur höheren Auslastung der Heeres-Sport­
und Nahkampfschule grundsiitzlich bereit sei. 

10.1 Im bundeseigenen Haus des Sports waren im Wege der dem BMwA unter­
stellten Bundesbaudirektion Wien Büroräume im Ausmaß von rd 860 m2 

(rd 1/3 der Gesamtfläche) an 14 Fach- bzw Landessportverbände und son­
stige dem SPOrt nahestehende Institutionen vermietet. Der in den Mietver­
trägen 1961 vereinbarte Hauptmietzins betrug 1,80 S je m2 und erreichte 
ab 1994 schließlich 7 S je m 2, woraus sich ein jährlicher Unterschieds­
betrag bei den Mieteinnahmen gegenüber ortsüblichen Mieten von rd 
480 000 S ergab. Infolge zeitaufwendiger Entscheidungsabläufe hinsicht­
lich Berechnung und Einhebung des Erhaltungs- und Verbesserungsbeitra­
ges hatten sich Zahlungsrückstände der Mieter von rd 471 000 Sergeben. 

Im Bundessportheim Wien "Blattgasse" waren seit Mitte 1991 zwei Ver­
bände eingemietet, zu deren Lasten wegen unterbliebener Klärung der 
Mietrechtslage Zahlungsrückstände von rd 684 000 S entstanden waren. 

10.2 Der RH bemerkte, daß die begünstigten Mieten für die lediglich 14 Fach­
bzw Landessportverbände von 55 derzeit von der Bundessporrorganisation 
anerkannten Verbänden als indirekte Sportförderungen den Grundsätzen 
der Budgetklarheit und -wahrheit widersprachen und überdies nicht 
marktkonform waren. Er hielt die in Mietangelegenheiten mitunter bis zu 
mehr als drei Jahre dauernden Entscheidungsabläufe für unvertretbar zeit­
aufwendig und empfahl dem BKA, die Hereinbringung der noch ausstän­
digen Mietrückstände zu betreiben. 

10.3 Laut Stellungnahme des BKA habe die zentrale Unterbringung von Sportverbiin­
den Vorteile. Das BKA sagte hinsichtlich der Hereinbringung der Mietrückstiinde 
entsprechende Veranlassungen durch die Gesellschaft zu. 

Laut Stellungnahme des BMwA werde künftig bei der Neuvermietung von Räum­
lichkeiten an Sportverbände ausnahmslos ein angemessener Mietzins vorgeschrieben. 
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Personelle 
Verflechtungen 

Schluß­
bemerkungen 

Ausgliederung der 
Bundessporteinric tungen 

11.1 Anläßlich einer früheren Gebarungsüberprüfung empfahl der RH, perso­
nelle Verflechtungen - damals mit Förderungsangelegenheiten unmittel­
bar befaßte Bedienstete der Gruppe Sport des damaligen BMGSK bekleide­
ten verschiedentlich maßgebliche Funktionen bei Förderungsempfängern 
- wegen möglicher Interessenkollisionen künftig zu unterbinden . Das 
BKA sagte eine Bereinigung zu (TB 1994 S. 30 Abs 8). 

Der RH stellte nunmehr fest, daß in vier von jenen fünf Fällen, bei denen 
Bedienstete der Gruppe Sport des BKA gleichzeitig Funktionen bei För­
derungsempfängern des BKA bekleideten , die betreffenden Funktionsträ­
ger mit der Vergabe bzw Abrechnung von Förderungen befaßt waren . 
Unabhängig davon waren neun Bedienstete der Gruppe Sport in 28 ver­
schiedene Institutionen als Vertreter des BKA entsandt. 

11.2 Der RH erachtete die gleichzeitige Funktionsausübung als Anweisungsbe­
fugter und als Funktionär eines Förderungsempfängers wegen der erforder­
lichen eindeutigen Interessenabgrenzung sowie wegen des zu vermeiden­
den Nahverhältnisses zwischen Förderungsgeber und Förderungsnehmer 
weiterhin für unangebracht. 

11.3 Laut Stellungnahme des BKA seien mehrere Funktionszuriicklegungen von Bedien­
steten des BKA in von ihm gefijrderten Vereinen und entsprechende Statuteniinde­
rungen erfolgt. Die Vertretung des BKA im Verein Interski-Austria sei jedoch 
weiterhin sachlich gerechtfertigt und unbedingt notwendig. 

11.4 Der RH entgegnete, bei der Gewährung und Abrechnung von Förde­
rungsmitteln wäre eine volle Unbefangenheit der betroffenen Bedienste­
ten sicherzustellen. 

12 Zusammenfassend empfahl der RH dem BKA, 

(1) die den Förderungsentscheidungen zugrunde gelegten sportpoli­
tischen Zielsetzungen nachvollziehbar zu dokumentieren und den 
Sportförderungsbereich legistisch zu aktualisieren, 

(2) mit der Gesellschaft einen Förderungsvertrag abzuschließen, 

(3) die erwerbswirtschaftlichen Aufgaben von der gemeinwirt­
schaftlichen Sportförderung klar zu trennen, 

(4) ein Marketingkonzept für den erwerbswirtschaftlichen Bereich 
auszuarbei ten, 

(5) das Haus des Sports weitgehend in die Zentralleitung des BKA 
einzugliedern, 

(6) für das "Sport-Leistungsmodell" im Bundessportzentrum Süd­
stadt ein gesondertes Finanzierungs- und Organisationskonzept 
auszuarbeiten, 
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Schlußbemerkungen 

40 
(7) die Mietverhältnisse im Bundessportzentrum Südstadt und im 
Bundessportheim Wien "Blattgasse" marktkonform zu gestalten so­
wie aushaftende Mietrückstände einzufordern, 

(8) Entscheidungen in Mietangelegenheiten rascher zu treffen und 

(9) bei der Gewährung und Abrechnung von Förderungsmittel eine 
volle Unbefangenheit der betreffenden Bediensteten sicherzustellen. 
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Prüfungs ablauf und 
-gegenstand 

Grenzüberschreitende Abstimmung 
von EU-Programmen; 
Teilnahme an der Prüfung des 
Europäischen Rechnungshofes 

Gemeinsame Projekte aus PHARE- und INTERREG-Programmen 
waren zwar vorgesehen, erwiesen sich jedoch aufgrund der unter­
schiedlichen EU-Regelungen sowie unerwartet geänderter finan­
zieller Rahmenbedingungen teilweise als undurchführbar. Haupt­
problem bei der Durchführung des PHARE-Cross Border Coopera­
tion-Programmes waren häufige Änderungen in den Verordnun­
gen und Haushaltsplänen der Europäischen Kommission, die den 
betroffenen Verwaltungen erst sehr spät mitgeteilt wurden. 

Der RH empfahl dem BKA, die funktionelle Kooperation zwischen 
den unterschiedlichen Programmverantwortlichen auf Ebene der 
Europäischen Kommission voranzutreiben und die zuständigen 
Bundesministerien und betroffenen Bundesländer um verstärkte 
Bemühungen zur Programmumsetzung zu ersuchen. 

Die vom Europäischen Rechnungshof beanstandete verzögerte U m­
setzung eines Fährenprojektes an der EU-Außengrenze zwischen 
Österreich und der Slowakei bei Angern/March (Niederösterreich) 
konnte nach Ansicht des RH von den betroffenen österreichischen 
Verwaltungsstellen schlüssig begründet werden. 

Aufgabe: Förderung der Zusammenarbeit grenzüberschreitender Regionen *) 

Gesamtrahmen (1995 bis 1999): 932,8 Mill S 

Genehmigungen 

Auszahlungen an Projektträger 

Soll 

in Mill S 

699,6 

408,1 

Ist 

389,7 

179,0 

Soll 

75 

44 

in % 

*) Unterprogramm INTERREG II A; Finanzierung aus Strukrurfondsmitteln der EU; 

Quelle: BKA (Stichtag 31. Dezember 1998) 

Ist 

42 

19 

1 

Der Europäische Rechnungshof überprüfte im November 1998 die Ab­
stimmung des EU-Förderungsprogrammes für Mittel- und Osteuropa 
(PHARE) mit der Gemeinschaftsinitiative zur Förderung der Zusammen­
arbeit grenzüberschreitender Regionen (INTERREG). Er holte dabei bei 
einem eintägigen Prüfbesuch im BKA Informationen von den für die 
EU-Koordination zuständigen Fachabteilungen, der Österreichischen 
Raumordnungskonferenz und von Vertretern der Bundesländer Wien, 
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Allgemeines 

Programm­
abstimmung 

Niederösterreich, Burgenland, Steiermark, Kärnten und Oberösterreich 
ein. Der RH begleitete diese Erhebung in Form einer eigenen Gebarungs­
überprüfung. 

Zu den Prüfungsmitteilungen des RH vom April 1999 nahm das BKA im 
Juli 1999 Stellung. Eine Gegenäußerung des RH war nicht erforderlich. 

2 Für die Verwaltung der PHARE-Mittel waren grundsätzlich die General­
direktion I, für das aus Mitteln der Strukturfonds der EU finanzierte 
INTERREG-Programm die Generaldirektion XVI der Europäischen Kom­
mission federführend zuständig. Das BKA war mit der Koordination von re­
gionalpolitischen Maßnahmenprogrammen der EU-Strukturfonds betraut. 

PHARE-Mittel durften grundsätzlich nur außerhalb des Gebietes der 
EU, INTERREG-Mittel hingegen nicht jenseits der EU-Außengrenzen 
verausgabt werden. 

Die grenzüberschreitende Abstimmung von INTERREG- und PHARE­
Programmen aufgrund von zwischen Österreich und dem jeweiligen Nach­
barstaat einvernehmlich im Rahmen der Cross Border Cooperation festge­
legten Schwerpunkten sollte eine neue Qualität der Regionalentwicklung 
an den EU-Außengrenzen zur Tschechischen Republik, zu Slowenien, Un­
garn und zur Slowakei ermöglichen. 

3.1 Einer effizienten Programmabstimmung standen nach übereinstimmenden 
Feststellungen des RH und des Europäischen Rechnungshofes - unge­
achtet der positiven grenzüberschreitenden Auswirkungen der EU-Pro­
gramme - mitunter folgende Schwachstellen entgegen: 

(1) Für die beiden Programme waren unterschiedliche Budgetzeiträume 
vorgesehen (Ein- bzw Mehrjährigkeit); 

(2) die Generaldirektion I der Europäischen Kommission verfügte im Be­
reich PHARE unerwartete Kürzungen der finanziellen Projektrahmen; 

(3) zeitaufwendige Auswahlmodalitäten auf EU-Ebene bewirkten - we­
gen zwischenzeitlich geänderter Umstände - einen verlorenen Planungs­
aufwand sowie Demotivation bei den Projektverantwortlichen und 

(4) der Entscheidungsrahmen des aus Mitgliedern der Begleitausschüsse 
und Vertretern der betroffenen Nachbarstaaten zusammengesetzten Joint 
Program Meeting Committee war deutlich geringer als der des PHARE­
Management-Committee bei der Generaldirektion 1. 

3.2 Der RH anerkannte die Bemühungen des BKA und der beteiligten Bun­
desländer, ungeachtet der aufgezeigten Schwierigkeiten eine klar erkenn­
bare, positiv veränderte Einstellung in den Grenzregionen herbeizuführen. 
Er ging jedoch davon aus, daß sowohl auf Projekt- als auch auf Programm­
ebene bisher ungenützte Potentiale vorhanden sind. Deshalb empfahl er 
dem BKA, eine noch deutlichere funktionelle Kooperation mittels geziel­
ter Verhandlungen bzw Informationsweitergabe an die zuständigen Ent­
scheidungsträger der EU-Kommission voranzutreiben. 
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PHARE­
Fährenprojekt 

Programm­
umsetzung 

Schlußbemerkung 

e b tim un 

3.3 Laut Stellungnahme des BKA habe es im Mai 1999 einen Workshop unter Beteili­
gung maßgeblicher Dienststellen der EuropäIschen Kommission abgehalten. Darüber 
hinaus sei das BKA bestrebt, aktiv an der Gestaltung der Instrumente PHARE­
Cross Border Cooperation und INTERREG teilzunehmen sowie hiebei die ö'ster­
reichischen Erfahrungen einzubringen. 

4.1 Im Rahmen eines PHARE-Projektes in der Slowakei unterstützte die Eu­
ropäische Kommission die notwendige Infrastruktur zur Errichtung eines 
Fährbetriebes für den lokalen Personen- und Autotransport zwischen 
Zahorska Ves (Slowakei) und Angern/March (Niederösterreich). Die Auf­
nahme eines Fährbetriebes lag auch ausdrücklich im Interesse des Bun­
deslandes. 

Aufgrund der Mehrzahl der auf österreichischer Seite zu befassenden Stellen 
(BMI, BMF, BMwA und Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland) dauerte der zur Eröffnung eines dem Schengener Abkom­
men entsprechenden Grenzübergangs erforderliche Abstimmungsprozeß 
länger als erwartet. 

4.2 Der RH ersuchte, ihn von der tatsächlichen Eröffnung des Grenzüber­
gangs und zu gegebener Zeit vom Ergebnis der Evaluierung des Fähren­
projektes in Kenntnis zu setzen. 

4.3 Laut Stellungnahme des BKA seien auf ö'sterreichischer Seite alle erforderlichen 
Genehmigungsverfahren für den Fä'hrbetrieb abgeschlossen; die Errichtung der 
Grenzabfertigungsstelle würde raschestmöglich begonnen. 

5.1 Anläßlich seiner Gebarungsüberprüfung hat der RH den Umsetzungs­
stand des Unterprogrammes INTERREG 11 A erhoben und ein deutliches 
Zurückbleiben des Umsetzungsergebnisses festgestellt. 

5.2 Der RH ersuchte das BKA, an alle beteiligten Bundesministerien und die 
Bundesländer mit dem Ersuchen heranzutreten, um die Erhöhung des 
Ausschöpfungsgrades verstärkt bemüht zu sein. 

5.3 Das BKA teilte mit, daß es wiederholt alle verantwortlichen Stelten sowohl schrift­
lich als auch bei allen diesbezüglichen Sitzungen um verstärkte Umsetzungsbemü­
hungen ersucht habe. 

6 Ungeachtet der übereinstimmend mit dem Europäischen Rech­
nungshof festgestellten positiven grenzüberschreitenden Auswir­
kungen der EU-Programme sollten nach Auffassung des RH die 
vorhandenen Synergiewirkungen verstärkt genützt werden. 
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Bereich des Bundesministeriums für 
auswärtige Angelegenheiten 

l nerledigtc Anregung au clllem Vorjahr 

Nicht verwirklicht wurde die Empfehlung des RH hinsichtlich: 

Neufassung der Haushaltsvorschriften für die österreichischen Vertretungs­
behörden im Ausland (TB 1981 Abs 37 .12 .3). 

Laut Mitteilung des BMA sei die Umstellung auf eine EDV-gestützte Führung 
der Dienstrechnung zwar weitgehend abgeschlossen; die Neufassung der Haus­
haltsvorschriften verzögere sich jedoch weiterhin aufgrund der erforderlichen um­
fassenden Rechtsbereinigung. 

In 'Ln Irklichullg 11t.gntfen nrt:gungen 

Teilweise verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich: 

(1) Schaffung einer materiell-gesetzlichen Grundlage für die freiwi lligen 
Beiträge der Republik Österreich zu den Kosten der UN-Cypernaktion 
(TB 1977 Abs 35.1). 

Laut Stellungnahme des BMA sei das Begutachtungsverfahren wegen offener -
insbesondere haushaltsrechtlicher - Kompetenz/ragen noch nicht abgeschlossen. 

(2) Erlassung einer Verordnung der Bundesreg ierung für die Besoldung der 
im Ausland verwendeten Beamten (WB 1993/3 Auslandsvertretungen 
Abs 4.2). 

Laut Stellungnahme des BMA habe - mit Ausnahme einer Verordnung betref­
fend die Bemessung einer Erschwerniszulage für Beamte und Vertragsbedienstete an 
ö'sterreichischen Vertretungsbehifrden und Kulturinstituten im Ausland (BGBllI 
Nr 315/1998) - noch nicht das erforderliche Einvernehmen mit dem BMF er­
zielt werden kö·nnen. 

(3) Neuordnung der Mittelzuweisung an Vertretungen (WB 1993/3 Auslands­
vertretungen Abs 8.2). 

Das BMA berichtete, daß mit einer Großbank Verhandlungen hinsichtlich einer 
raschen und kostengünstigen Dotierung der Auslandsvertretungen aufgenommen 
worden seien. 
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\'et"\\ irklichtc I<,mptehlungen 

Verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich: 

(1) Anhebung der Wohnungsvergütungen für Leiter von Vertretungsbehörden 
(WB 1993/3 Auslandsvertretungen Abs 6.2). 

Das BMA teilte mit, daß diese Frage mit der Dienstrechts-Novelle 1999, BGBI I 
Nr 12711999, geregelt wurde. 

(2) Regelung für die Beschäftigung von Hauspersonal (WB 1993/3 Auslands­
vertretungen Abs 7.2). 

Das BMA hat die Beschajtigung von Hauspersonal im Dezember 1998 erlaß­
mäßig geregelt. 
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Bereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Angelegenheiten 

I nl rlcdigte AnregungLn .tUS Y()rjahn~n 

Nicht verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich: 

(1) Organisatorischer Maßnahmen für das Bundesstraßennetz (TB 1977 Abs 76.1 7, 
TB 1983 Abs 68.1.4, TB 1986 Abs 60.27.2, zuletzt TB 1997 s. 63 Abs 1). 

Laut Stellungnahme des BMwA würden die Bundesllinder eine möglichst langfri­
stige Absicherung und Valorisierung des Abgeltungsbetrages für die von ihnen zu 
übernehmenden Bundesstraßen anstreben. Nach dem derzeitigen Verhandlungs­
stand übernähmen die Bundesllinder rd 90 % des Bundesstraßennetzes B, ein An­
teil von 10 % (hochrangiges Bundesstraßennetz B mit überregionaler Verkehrs be­
deutung) solle weiterhin beim Bund verbleiben. Der derzeitige Lösungsansatz sehe 
die Abgeltung im Wege des Finanzausgleichsgesetzes vor, die grundsätzliche Veran­
kerung solle in einer Vereinbarung gemäß Art 15a B- VG zwischen Bund und 
Bundeslä·ndern getroffen werden. Das Nahziel sei, auf Beamtenebene unter Einbe­
ziehung des Ergebnisses der Studie "Die Gestaltung des Straßennetzes im Donau­
europä·ischen Raum und unter Beachtung des Wirtschaftsstandpunktes Österreich" 
eine Einigung zu erlangen; strittige Punkte müßten auf politischer Ebene gelöst 
werden. 

(2) Vereinheitlichung und Neuorganisation der Bundesgebäudeverwaltung, ins­
besondere Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für die Tätigkeit der 
Dienststellen der Bundesgebäudeverwaltung (TB 1972, TB 1984 Abs 56, 
zuletzt TB 1997 S. 63 Abs 2). 

Laut Stellungnahme des BMwA sei das Einvernehmen der betroffenen Bundesmi­
nisterien noch ausstlindig. 

(3) Erlassung der Gebarungsrichtlinienverordnung gemäß dem Wohnungsge­
meinnützigkeitsgesetz zur rechtlich verbindlichen Festlegung des Eigen­
mittelbedarfes gemeinnütziger Bauvereinigungen (TB 1994 S. 77 f, S. 139 ff, 
TB 1995 S. 39 Abs 3 und S. 185 f, zuletzt TB 1997 S. 64 Abs 4). 

Laut Stellungnahme des BMwA erübrige sich ein Tätigwerden des Verordnungsge­
bers, weil das durchschnittliche, frei verfügbare Reservekapital der gemeinnützigen 
Bauvereinigungen erheblich gesunken sei und gegen Null tendiere. 

(4) Schaffung einer übersichtlicheren und weniger zersplitterten österreichi­
schen Förderungslandschaft (NTB 1996 S. 70 Abs 8). 

Das BMwA wies darauf hin, daß eine grundslitzliche Neuordnung der Kompe­
tenzverteilung im Bereich Technologie/Innovation nicht erfolgt sei. 
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48 
(5) Übertragung der Verwaltung der Mittel für das Seedfinancing-Pro­

gramm auf die Innovationsagentur GesmbH und Verfügung über Mittel­
rückflüsse durch die Unternehmung selbst (NTB 1996 S. 71 Abs 10). 

Laut Mitteilung des BMwA seien seine intensiven Verhandlungen mit dem BMF 

und dem BMWV bisher nicht erfolgreich gewesen. 

In er\\ irl liehllng beo-ritfclle Anrc,run o · ::- ~ ::-

Teilweise verwirklicht wurde die Empfehlung des RH hinsichtlich: 

Beschleunigung der Vollausstattung der Wiener Hofburg mit Brandmelde­
anlagen (TB 1995 S. 41 ff, zuletzt TB 1997 S. 63 Abs 3). 

Laut Stellungnahme des BMwA seien bis Mitte 1999 acht Brandschutzbereiche 

fertiggestellt und eine Betriebsfeuerwehr errichtet worden; die Umsetzung aller 

Brandschutzmaßnahmen sei bis 2006 zu erwarten. 

Verwirkltchtc bnpfchlung 

Verwirklicht wurde die Empfehlung des RH hinsichtlich: 

Festlegung der künftigen Stellung der Innovationsagentur GesmbH in 
der ästerreichischen Färdetungs- und Technologielandschaft (NTB 1996 
S. 70 Abs 8). 

Laut Mitteilung des BMwA sei eine starke Positionierung der Innovationsagentur 

GesmbH in den Bereichen Unternehmungsgründung und -finanzierung sowie Be­
ratung und Vermittlung im Rahmen der bestehenden Fä"rderungslandschaft erfolgt. 
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Prüfungs ablauf und 
-gegenstand 

Darlehensfazilität 

Prüfung"ergebni')"c 

EU-Förderung von Darlehen für kleine 
und mittlere Unternehmungen; 
Teilnahme an der Prüfung des 
Europäischen Rechnungshofes 

Die BÜRGES-Förderungsbank des BMwA GesmbH (BÜRGES) so­
wie die Österreichische Investitionskredit AG (Investkredit) waren 
mit der Durchführung der von der Europäischen Investitionsbank 
gewährten, befristeten Darlehensfazilität für kleine und mittlere 
Unternehmungen betraut. Im Rahmen dieser Förderungsaktion wur­
den kleinen und mittleren Unternehmungen Zinsenzuschüsse der 
Europäischen Investitionsbank für Investitionsdarlehen gewährt. 
Für die geförderten Bankdarlehen wurde keine Zinsenobergrenze 
festgesetzt. Kleine und mittlere Unternehmungen, die förderungs­
fähige Investitionen mit Eigenkapital finanzierten, waren von der 
Förderung ausgeschlossen. 

Die BÜRGES ist ihren Aufgaben effizient und ordnungsgemäß 
nachgekommen. 

EU-Förderung von Darlehen für kleine und mittlere 
Unternehmungen 

Rechtsgrundlage: Beschluß des Europäischen Rates N r 94/217 lEG 

vom 19. April 1994 

Förderungsempfänger: 21 kleine und mittlere Unternehmungen 

Darlehensvolumen: 

Ausschöpfungsgrad: 

130 Mill S 

100 % 

Der Europäische Rechnungshof überprüfte im Februar 1998 die BÜRGES­
Förderungsbank des BMwA GesmbH (BÜRGES) sowie die Österreichische 
Investitionskredit AG (Investkredit) hinsichtlich der Durchführung der be­
fristeten Darlehensfazilität für kleine und mitrlere Unternehmungen. Der 
RH begleitete die Prüfungshandlungen des Europäischen Rechnungshofes 
in Form einer eigenen Gebarungsüberprüfung. 

Zu den Prüfungsmitreilungen des RH vom März 1999 nahm das BMwA 
im Juni 1999 Stellung. Der RH gab seine Gegenäußerung im Augus t 
1999 ab. 

2 Der Europäische Rat hat im Juni 1993 die Europäische Investitionsbank 
ersucht , Darlehen für kleine und mittlere Unternehmungen zu gewähren 
und ihnen an die Schaffung von Arbeitsplätzen gebundene Zinsenzu­
schüsse einzuräumen. 
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50 

Durchführung 
der Zinsen­
zusch ußaktion 

Schlußbemerkung 

Im Rahmen dieser Aktion wurden für Österreich zinsbegünstigte Darle­
hen im Gegenwert von rd 130 Mill S zur Verfügung gestellt (etwa 1 % 
der EU-weit dafür vorgesehenen Mittel). 

3.1 Für die Durchführung der Zinsenzuschußaktion wurde die BÜRGES von 
der Europäischen Investitionsbank als Agenr beaufrragt , die eingelangten 
Anträge geordnet an die als zwischengeschaltete Bank (Finanzmittler) 
fungierende Investkredit zur Weitergabe an die einzelnen Begünstigten 
weiterzuleiten. 

Insgesamt konnren mit den zur Verfügung stehenden Berrägen 21 Unrer­
nehmungen gefördert werden. 

3.2 Die BÜRGES ist ihren Aufgaben effizienr und ordnungsgemäß nachge­
kommen. 

4.1 Für die Förderung der Darlehen war keine Zinsobergrenze vereinbart. Aus 
Eigenmitteln finanzierte förderungsfähige Investitionen waren von der 
Förderung ausgeschlossen. 

4.2 Der RH empfahl dem BMwA, künftig auf supranationaler Verhandlungs­
ebene auch auf die Förderung mit Eigenmitteln finanzierter Investitionen 
sowie darauf zu dringen, Zinsenzuschüsse nur bei Einhaltung festgelegter 
Zinsobergrenzen zu ermöglichen. 

4.3 Laut Stellungnahme des BMwA seien dem zwischen der BÜRGES und der Euro­
Piiischen Investitionsbank abgeschlossenen Vertrag keine den Empfehlungen des RH 
entsprechenden Hinweise zu entnehmen. Die BÜRGES habe in ihren Fiirderungs­
richtlinien die Empfehlungen des RH seit liingerem erfüllt. 

4.4 Der RH erwiderte, daß künftig das Einfließen bereits innerstaatlich ver­
wirklichter Grundsätze auf supranationaler Ebene zweckmäßig wäre. 

5.1 Hinsichtlich der Investkredit beanstandete der Europäische Rechnungs­
hof deren MonopolsteIlung als Finanzmittler sowie die mangelnde Wer­
bung für die geprüfte Förderungsaktion . Die Investkredit hielt dem enr­
gegen, daß - wegen des geringen Darlehensvolumens, ihrer jahrelangen 
Abwicklungserfahrung und ihrer neurralen Stellung im österreichischen 
Bankwesen - der Aufbau paralleler Organisationen in mehreren Banken 
ineffizienr gewesen wäre. Sie habe bereits vor Vertragsunrerzeichnung mit 
der Europäischen Investitionsbank österreichweit 100 Hausbanken über 
die geprüfte Darlehensfazilität informiert . 

5.2 Der RH schloß sich hinsichtlich der Beschränkung des Kundenzugangs 
zu der supranationalen Förderungsaktion der Beurteilung durch den Eu­
ropäischen Rechnungshof an. 

Zusammenfassend empfahl der RH dem BMwA, auf supranationa­
ler Ebene um die künftige Neugestaltung der Förderungsbedingun­
gen bemüht zu sein. 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Allgemeines 

TOP-Aktionen; 
Eingehen von Finanzschulden, Vorbelastungen 

Das BM w A ist entgegen den Bestimmungen des Bundeshaushalts­
gesetzes Finanzschulden eingegangen und war nicht in der Lage, 
diese zur Gänze zu bedienen. Dies führte zu einer stetigen Erhöhung 
dieser Finanzschulden und zu finanziellen Belastungen künftiger 
Finanzjahre. 

TOP-Kreditaktionen 1987 bis 1998 

Zweck: Förderung innovativer Projekte bei wirtschaftlich gesunden 
Unternehmungen des industriell-gewerblichen Bereiches 

Gebarungsentwicklung 

Jahr Erfolg Bedarf des Kreditinstitucs Vom Kcedicinstitut 
für Zinsenzuschüsse gewährte Darlehen 

in Mill S 

1987 392 392 0 

1988 472 472 0 

1989 400 527 127 

1990 400 567 167 

1991 400 507 107 

1992 399 565 166 

1993 401 546 145 

1994 400 499 99 

1995 192 668 476 

1996 223 715 492 

1997 192 615 423 

1998 260 538 278 

Der RH überprüfte im März 1998 die Gebarung des BMwA im Hinblick 
auf Vorbelastungen künftiger Budgets. Zu den Prüfungsmitteilungen des 
RH vom September 1998 nahm das BMwA im Jänner 1999 Stellung. Eine 
Gegenäußerung seitens des RH erübrigte sich. 

2 Im Rahmen der TOP-Aktionen gewährte das BMwA Unternehmungen 
Förderungen in Form von Zinsenzuschüssen für Kredite des mit der 
Durchführung der Aktionen betrauten Kreditinstituts auf die Dauer von 
jeweils bis zu zehn Jahren. 

Die Förderungsaktionen wurden bis Ende März 1987 durch das BMF 
wahrgenommen und mit 1. April 1987 dem BMwA übertragen. Seit dem 
1. Jänner 1995 wurden keine neuen Förderungen mehr vergeben. Es sind 
lediglich die bereits vor diesem Zeitpunkt zugesicherten Zinsenzuschüsse 
bis zum Ende der Vertragslaufzeit zu bezahlen . 
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52 

Stundungs­
vereinbarungen 

3.1 Im Dezember 1986 vereinbarte das BMF mit dem Kreditinstitut, daß 
dieses dem Bund vertraglich fällige Zinsenzuschüsse, die das BMwA 
mangels Budgetmittel im laufenden Kalenderjahr nicht auszahlen kann, 
in Form eines endfälligen sechsjährigen Darlehens zur Verfügung stellt. 
Die letzte derartige Stundungsvereinbarung hat das BMF ausverhandelt 
und das BMwA im Oktober 1995 abgeschlossen. 

3.2 Der RH bemängelte, daß das BMwA diese Stundungsvereinbarung abge­
schlossen hat. 

3.3 Laut Stellungnahme des BMwA habe es die Stundungsvereinbarttngen im aus­
drücklichen Einvernehmen mit dem BMF abgeschlossen. 

Eingehen von Finanzschulden 

Rechtsgrundlage 

Finanzschulden bei 
TOP-Aktionen 

4 Gemäß Bundeshaushaltsgesetz sind Finanzschulden Geldverbindlichkeiten 
des Bundes aus Rechtsgeschäften, aufgrund derer ein Dritter die Leistung 
von Ausgaben des Bundes nach Maßgabe ihrer Fälligkeit übernimmt und 
der Bund diesem die Ausgaben erst nach Ablauf des Finanzjahres, in dem 
die Ausgaben durch den Bund zu leisten waren, zu ersetzen hat. Finanz­
schulden dürfen nur vom Bundesminister für Finanzen nach Maßgabe einer 
gesetzlichen Ermächtigung aufgenommen werden. 

5.1 Während das BMwA bis zum Jahr 1988 mit den zur Verfügung stehen­
den Budgetmitteln im wesentlichen das Auslangen fand, wurde ab dem 
Jahr 1989 jährlich mehr für diese Aktionen aufgewendet, als in den je­
weiligen Budgets vorgesehen war. Das BMwA kam seit dem Auslaufen 
der Aktion mit Ende 1994 nur noch zu etwa einem Drittel seinen Ver­
pflichtungen gegenüber dem Kreditinstitut nach (rd 200 Mill S) und 
nahm jährlich rd 450 Mill S zur Abdeckung des Restes als Darlehen auf. 
Das BMwA ging bis zum 31. Dezember 1997 aus diesem Titel gesetzlich 
nicht gedeckte Finanzschulden von rd 2 003 Mill S ein. Der Schulden­
stand und damit verbunden die Zinsbelastung betrugen zum 31. Dezem­
ber 1998 rd 2 188 Mill S; ein weiterer Anstieg in den nächsten Jahren 
war zu erwarten. 

Auch im Bereich der Fremdenverkehrsförderung (TOP-Tourismusförde­
rung) belasteten mehrjährige Förderungszusagen künftige Haushalte. Das 
BMwA kam bisher seinen daraus entstandenen Verpflichtungen aus den 
laufenden Haushalten nach. 

5.2 Der RH bemängelte das Eingehen von Finanzschulden durch das dazu 
nicht legitimierte BMwA. 

Er bemängelt ferner, daß sich das BMwA in den Förderungszusagen ver­
traglich verpflichtete, in den jährlichen Budgets nicht gedeckte Förde­
rungsleistungen zu erbringen. Damit wurden künftige Budgets vorbelastet . 
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Finanzschulden 

Vorbelastungen 

Rechtsgrundlage 

Vorbelastungen bei 
TOP-Aktionen 

Schluß­
bemerkungen 

TOP-AI(tl nen 

Der RH empfahl, künftig Förderungszusagen nach Maßgabe der zum Zeit­
punkt der Förderungszusage noch vorhandenen und bundesfinanzgesetzlich 
gedeckten Mittel (Gewährung von Einmalzuschüssen statt mehrjähriger 
Zinsenzuschüsse) zu begrenzen. Er empfahl überdies, im Bundeshaushalt 
ausreichende finanzielle Vorsorgen für die Erfüllung aller künftigen ver­
traglichen Verpflichtungen aus den TOP-Aktionen zu treffen . 

5.3 Laut Stellungnahme des BMwA sei es bestrebt, diese Verpflichtungen mijg/ichst 
rasch abzudecken. 

6 Vorbelastungen künftiger Haushalte sind nach dem Bundeshaushaltsge­
setz mit Zustimmung des BMF zulässig. Das BMF hat dabei aber darauf 
zu achten, daß aus dem Vorhaben keine Finanzschuld entsteht. 

7.1 Die Vorbelastungen waren ordnungsgemäß in den Bundesrechnungsab­
schlüssen ausgewiesen; das BMF war in die Gebarungsabläufe - insbe­
sondere in die Darlehensaufnahmen - eingebunden. 

7.2 Nach Ansicht des RH lag seitens des BMwA kein Verstoß gegen § 45 des 
Bundeshaushaltsgesetzes vor. 

8 Zusammenfassend empfahl der RH dem BMwA, 

(1) Förderungen nur im Ausmaß der vorhandenen Budgetmittel zu­
zusagen und 

(2) die für die Aufnahme von Finanzschulden geltenden gesetzli­
chen Bestimmungen zu beachten. 
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Eigentümer: 

Land Tirol 

Land Vorarlberg 

Unternehmungsgegenstand: 

Gebarungsentwicklung: 

Umsatzerlöse * 

Betriebserfolg 

Finanzerfolg 

Alpen Straßen AG 

Die Alpen Straßen AG erreichte die vom Gesetzgeber erwarteten 
Einsparungsziele. 

Die Brenner Autobahn wurde nach Ende der lückenlosen Gewichts­
feststellung von Lastkraftwagen an den Autobahngrenzen von ei­
nem bedeutenden Teil überladener Fahrzeuge befahren. Die durch 
die unzulässige Überbeanspruchung der Straßenkonstruktion zu­
sätzlich angefallenen jährlichen Instandsetzungskosten betrugen rd 
35 Mill S. 

Bei der Vergabe von Belaginstandsetzungsarbeiten (1990) wurde der 
Rücktritt des Billigstbieters von seinem Angebot unzulässigerweise 
anerkannt. 

Bei der Bauvorbereitung und -abwicklung zweier Baulose im Ab­
schnitt Landeck West - Pians/Paznaun traten Mängel bei der Grund­
einlösung und der Verwertung von Baulosmaterial sowie bei der 
Doppelverrechnung von Leistungen auf. Weiters wurden zum Teil 
nicht aufgetretene Erschwernisse vergütet und dem Auftragnehmer 
Änderungen gegenüber der Ausschreibung sowie ein besonders auf­
wendiges Bauverfahren zugestanden. 

Alpen Straßen AG 

Republik Österreich Anteil in % 
ab September 1997 Aurobahnen- und 
Schnellstraßen Finanzierungs AG 65,00 

25,67 

9,33 

Errichtung und Betrieb von Bundesstraßen 

1994 1995 1996 1997 1998 

in Mill S 

709,6 813,6 548,9 869,2 980,5 

58,6 53,2 l3,9 6,2 0,83 

- 58,6 - 53,2 - 13,9 - 5,9 - 0,21 

Mauteinnahmen einschließlich USt 1639,6 1897,5 2391,8 2344,4 2460,3 

Ergebnis der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkei t ° ° ° 0,27 0,62 

Jahresüberschuß/-fehlbetrag ° ° ° 0,25 0,97 

Zuschüsse: 

Bund (BMwA) 11,4 10,2 0,16 

ÖKO Maut 1,8 0,08 0,38 

Katastrophenfonds 0,2 
Anzahl 

Mitarbeiter (ohne Vorstand): 258 252 248 248 249 

• Umsatzerlöse = an den Bund bzw ASFINAG weiterverrechnete Aufwendungen (ohne Mauteinnahmen). 
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56 
Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Rationalisierungs­
maßnahmen 

Aufsichtsrat 

Der RH überprüfte von November 1997 bis Juni 1998 die Gebarung der 
Alpen Straßen AG im Zusammenhang mit der Errichtung bzw Instand­
setzung von Bundesstraßen-, Autobahn- und Tunnelbauvorhaben sowie 
mi t Rationalisierungsmaßnahmen . 

Die Prüfungsmitteilungen übermittelte der RH im September bzw Okto­
ber 1998 der Alpen Straßen AG, dem BMwA, dem BMWV - diesem , 
insoweit die Auswirkungen der Nichteinhaltung von Gewichtslimits von 
Lastkraftwagen überprüft wurden -, den Landeshauptmännern von Tirol 
und Vorarlberg sowie der Autobahnen- und Schnellstraßen Finanzierungs 
AG. Die Stellungnahmen der überprüften Stellen langten zwischen No­
vember 1998 und Mai 1999 ein, zu denen der RH im August 1999 seine 
Gegenäußerungen abgab. 

2.1 Die Synergieeffekte beim Personal und im Bereich der Verwaltung brach­
ten von 1994 bis 1996 Einsparungen in dem vom Gesetzgeber erwarteten 
Ausmaß von rd 50 Mill S. 

2.2 Der RH erachtete die anläßlich der Zusammenlegung der beiden früheren 
Straßensondergesellschaften Arlberg Straßentunnel AG und Brenner Auto­
bahn AG getroffenen innerbetrieblichen Rationalisierungsmaßnahmen 
der Alpen Straßen AG für wirtSchaftlich und zweckmäßig. 

3.1 Eine dem Gesellschaftszweck nicht entsprechende finanzielle Zuwendung 
zur Unterstützung der wissenschaftlichen Forschung auf dem Gebiet des 
Alterns betrug rd 100000 S. 

3.2 Der RH empfahl, derartige wissenschaftliche Arbeiten im Rahmen der 
Straßenforschung beim BMwA abzuwickeln. 

4. 1 Die einem Dienstnehmer zugesprochene freiwillige Abfertigung betrug 
das vierfache Monatsentgelt anstatt des dreifachen. 

4.2 Der RH bemängelte, daß dies weder den gesetzlichen noch den kollektiv­
vertraglichen Bestimmungen entsprach. 

5.1 Zwei vom Bund entsandte Mitglieder des Aufsichtsrates nahmen von 
1993 bis 1996 gelegentlich an den Sitzungen des Aufsichtsrates teil. 

5.2 Nach Auffassung des RH bewirkte die häufige Abwesenheit der beiden 
Aufsichtsratsmitglieder eine Einschränkung der Kontrollmöglichkeit des 
Eigentümers. 

5.3 Laut Stellungnahme des BMwA werde es künftig die TäTigkeit der Aufsichtsrats­
mitglieder entsprechend beobachten. 
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Brenner Autobahn 

Instandsetzung 

Gewichtsvorgaben 

Ipen Sir Ren A 

6 Die Instandsetzungskosten für die Brenner Autobahn betrugen in den Jah­
ren 1992 bis 1997 durchschnittlich 208 Mill S (valorisiert). Ein Anteil 
von 80 % entfiel auf Brücken; dies entsprach 4,7 % der jährlichen Wie­
derbeschaffungskosten der Brückenbauwerke. Diese auch für stark befah­
rene Autobahnen überdurchschnittlichen Kosten sind neben der außerge­
wöhnlich frühzeitig notwendig gewordenen Sanierung der "Pilzbrücken" 
und der Verbreiterung der Brenner Autobahn (Kriechspuren, Abstell­
streifen ua) durch die Benützung mit überladenen Lastkraftwagen be­
ding t (Gewicht über dem gesetzlich zulässigen Höchstgewicht). 

7.1 Das Gewicht der Lastkraftwagen ist maßgeblich für die Dimensionierung 
von Autobahnbauwerken und für die Erhaltungs- und Instandsetzungsko­
sten. Das Höchstgewicht für zwei- und dreiachsige Sattelschlepper beträgt 
in Österreich 40 t . Eine Überlastung um 10 % (44 t) erhöht (berechnet 
nach "Normlastwechseln") die Beanspruchung der Straßenkonstruktion 
um 46 %. 

Nach Ende der lückenlosen Gewichtsfeststellung von Lastkraftwagen an 
den Autobahngrenzen Kufstein und Brenner im April 1998 befuhren 
überladene Lastkraftwagen die Brenner Autobahn wie nachstehend darge­
stellt: 

Anteil 

überladener Verkehrszähl ung 
Waage Brennersee Lastkraftwagen 1) 

an der Beanspruchung 
der Autobahn 

15 . bis 29. Juli 1998 

19.Juli bis 8. August 1999 

8,1 

7,1 

I) Gesamtgewicht mehr als 40 t (Achslast mehr als 14 t) 

in % 

36,3 

31,6 

7.2 Unter der Annahme, daß die Hälfte der Instandsetzungskosten eng mit der 
Verkehrs belastung zusammenhängt, erforderte diese unzulässige Überbean­
spruchung jährlich zusätzliche Sanierungsmaßnahmen von rd 35 Mill S. 

Der RH empfahl dem BMWV, um die Einhaltung der gesetzlichen Höchst­
gewichte und höchstzulässigen Achslasten insbesondere auf der Brenner­
strecke bemüht zu sein, um - abgesehen von sicherheitstechnischen und 
umweltbezogenen Aspekten derartiger Überlastungen - die zusätzlichen 
Sanierungskosten zu vermeiden. 

7.3 Laut Stellungnahme des BMWV werde das Kontrollkonzept überarbeitet. Die In­
stallation eines Systems von Wiegeeinrichtungen - allenfalls im Rahmen der ge­
planten MautsteIlen als Vorselektion für eine miigliche Verkehrsausleitttng - vor­
zugsweise auf den derzeit vom Transitverkehr am stiirksten belasteten Strecken, 
erachte es als ersten und wichtigen Schritt für ein zweckmäßiges Kontrollkonzept. 
H iebei bevorzuge es die Einrichtung von dynamischen Waagen gegenüber der von 
der Autobahnen- und Schnellstraßen Finanzierungs AG geplanten Zählung von 
Fahrzeug-Achsen und daraus hochgerechneter Gewichtsbestimmung. 
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Brenner Autobahn 

58 

Drainasphalt Vergabe 

8.1 Die Angebotseröffnung für die Belaginstandsetzungsarbeiten 1990 auf 
Abschnitten der Brenner AutObahn brachte folgendes Ergebnis: 

Billigstbieter 

Zweitbieter 

Dri ttbieter 

in Mill S 

69,2 

86,2 

100,6 

Im Zuge des Aufklärungsgespräches behauptete der Billigstbieter einen 
Kalkulationsfehler und forderte eine zusätzliche Abgeltung von 5,2 Mill S. 
Die nach Angebotsabgabe zum Nachweis des angeblichen Kalkulations­
fehlers vorgelegte Detailkalkulation wich in den strittigen Positionen vom 
ursprünglich abgegebenen Angebot ab. Obwohl der Vorstand zuerst unter 
Anerkennung der Zusatzkosten wegen des Preisvorteils einen Zuschlag an 
den Billigstbieter beantragte, lehnte der Bauausschuß des Aufsichtsrates 
diesen Vorschlag wegen des seiner Überzeugung nach nachgewiesenen 
Kalkulationsfehlers ab. Einem geänderten Antrag auf Zuschlag an den 
Zweitbieter stimmte der Aufsichtsrat zu . 

8.2 Der RH erachtete das Verhalten des Billigstbieters als einen unzulässigen 
Rücktritt vom Angebot; der Vorstand hätte der Mehrforderung nicht zu­
zustimmen gehabt. Nach Ansicht des RH hatte die Alpen Straßen AG 
die manipulative Darstellung der nachgereichten Detailkalkulation nicht 
erkannt. 

Ausführung 

9.1 In der Ausschreibung und im Bauvertrag forderte die damalige Brenner 
Autobahn AG eine für den Schwerlastverkehr auch auf den steilen Gefälle­
strecken ausreichende Verformungsfestigkeit des Drainasphalts. Der ge­
forderte Hohlraumgehalt lag über der damals der Ausschreibung zugrun­
degelegten Entwurfsfassung der Scraßenbaurichrlinie für Drainasphalt. 
Die Ausführung erfolgte mit noch höherem Hohlraumgehalt und einem 
gegenüber der Richtlinie und dem Vertrag geringeren Bindemittelgehalt; 
sie zeig te umfangreiche Qualitätsmängel. Verhandlungen und Sanie­
rungsarbeiten dauerten über den gesamten Gewährleistungszeitraum bis 
Ende 1995. Der von der Alpen Straßen AG 1995 und 1997 erhobene und 
1998 anläßlich der Gebarungsüberprüfung vom RH in Augenschein ge­
nommene Scraßenzustand zeigte großflächige Ausrnagerungen, Spurrin­
nen, Unebenheiten und einzelne offene Nähte. 

Eine umfangreiche Begutachtung im Zuge der Gewährleistungsverhand­
lungen kam zu dem Ergebnis, daß die besondere Schadensanfälligkeit 
durch den hohen in der Ausschreibung verlangten Mindesthohlraumge­
halt und den damit zusammenhängenden geringen Bindemittelgehalt be­
dingt war. 

9.2 Der RH bemängelte, daß die Alpen Scraßen AG wegen der im Bauver­
trag ungünstig vereinbarten Zusammensetzung des Drainasphalts auf eine 
noch nachdrücklichere Einforderung der Gewährleistung verzichtet und 
trotz Sanierung Leistungen übernommen hatte, die eine teilweise verrin­
gerte Lebensdauer erwarten ließen . 
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Arlberg Schnellstraße 

Baustoffe aus 
Baulosmaterial 

Verrechnung von 
Abtragsmaterial 

Wegschaffen von 
Lockermaterial 

Schadensfall 
Pianner Tunnel 

p n traDe AG 

10.1 Die bei den Baulosen 7 und 8 des Abschnittes Landeck West - Pians/Paz­
naun gegebenen hohen Massenüberschüsse ermöglichten eine teilweise 
Wiederverwendung im Baulosbereich. Diese wurde auch ansatzweise in 
den Ausschreibungen berücksichtigt. Im Zuge der Bauabwicklung traten 
zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer Auffassungsunterschiede ins­
besondere hinsichtlich der erforderlichen Materialaufbereitung auf. 

10.2 Der RH beanstandete die diesbezüglich unzureichenden Ausschreibun­
gen sowie die nicht hinreichende Vertretung der Interessen des Auftrag­
gebers im Zuge der Bauabwicklung. Er bezifferte die im Bereich der Ver­
gütung für das Wegschaffen von Material entstandenen Mehrkosten mit 
rd 4,2 Mill S. 

10.3 Laut Stellungnahme der Alpen Straßen AG werde sie im Zuge der Kollaudierung 
versuchen, einen Abzug in Ho'he von 2,4 Mill S für das im Baulos verwendete 
Material zu erzielen. 

10.4 Der RH erachtete diesen Abzug - im Falle der Durchsetzung - als 
Teilerfolg und ersuchte, ihn auf dem laufenden zu halten. 

11.1 Ein im Baulos 7 abzubrechender Stahlbetonbehälter mit dem darüberlie­
genden Material sowie in ein anderes Baulos verführtes Schüttmaterial 
wurden als Folge von unterlassenen Abzügen doppelt verrechnet. 

11.2 Der RH beanstandete die dadurch entstandenen Mehrkosten von rd 0,4 Mill S. 

11.3 Die Alpen Straßen AG teilte eine im Zuge der Kollaudierung erfolgte entsprechende 
Korrektur der Schlußrechnung mit. 

12.1 Im Wege eines Zusatzangebotes wurde dem Auftragnehmer eine Mehr­
menge an zu deponierendem Material mit einem Betrag von rd 0,8 Mill S 
vergütet . Als Begründung diente die Anordnung eines Sachverständigen, 
derzufolge ein Teilbereich nur eingeschränkt zu verdichten wäre. 

12.2 Der RH erachtete die entstandenen Kosten nur teilweise für berechtigt; 
er bezifferte die ungerechtfertigten Mehrkosten mit rd 0,6 Mill S. 

12.3 Die Alpen Straßen AG teilte eine entsprechende Korrektur der Schlußrechnung mit. 

13.1 Im Jänner 1998 festgestellte Risse im Betongewölbe des Pianner Tunnels 
erforderten Sofortmaßnahmen. Untersuchungen der Schadensursache führ­
ten zu mehreren möglichen Einflüssen und zeigten insbesondere die deut­
liche Abweichung wesentlicher Berechnungsannahmen (zB Überschüt­
tungshöhe und - material) von der tatsächlich am Bauwerk aufgetretenen 
Belastungssituation. 
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Arlberg Schnellstraße 

Weitere 
Feststellungen 

Im Juni und Juli 1998 vereinbarten die Alpen Straßen AG und die an der 
Abwicklung des Bauvorhabens beteiligten Unternehmungen bzw Zivil­
techniker im Zuge eines Vergleiches eine Auf teilung der durch den Scha­
densfall entstandenen Kosten. Dieser Vereinbarung wurde ein auf die Zah­
lungsverpflichtungen der Alpen Straßen AG reduzierter Wert von 9,7 Mill S 
zugrunde gelegt. Dabei blieben Kostenanteile für Baustellenabsicherung 
und andere interne Kosten der Alpen Straßen AG von 2,4 Mill S unberück­
sichtigt. 

13.2 Der RH führte das Schadensereignis auf Mängel bei der Bauvorbereitung 
und -abwicklung zurück. Er erachtete die Lastannahmen für zu günstig 
und kritisierte, daß die Abweichungen bei der Errichtung des Bauwerkes 
offenbar ohne Überprüfung der statischen Auswirkungen zugelassen wor­
den waren . Er empfahl der Alpen Straßen AG, künftig der Vernetzung 
bzw Umsetzung von Berechnungsannahmen in allen Phasen der Bauvor­
bereitung und -abwicklung besondere Bedeutung beizumessen. 

Nach Ansicht des RH wären hinsichtlich der Gesamthöhe des der Alpen 
Straßen AG entstandenen Schadens neben ihrem internen Aufwand und den 
vereinbarungsgemäß übernommenen Anteilen auch die Wertminderung für 
eine möglicherweise verringerte Lebensdauer des Bauwerkes und Folge­
kosten für vermehrte Erhaltungserfordernisse zu berücksichtigen gewesen. 

13.3 Laut Stellungnahme der Alpen Straßen AG habe der Verzicht auf einen Teil der 
Gesamtschadenskosten den außergerichtlichen Vergleich ermiJglicht; die Anteile der 
Wertminderung und der Folgekosten seien geringfügig. 

13.4 Der RH anerkannte zwar die von der Alpen Straßen AG zur Schadensbe­
wältigung getroffenen Veranlassungen, teilte aber die Einschätzung hin­
sichtlich der Wertminderung und der Folgekosten nicht. 

14 Den Grundeinlösungsverfahren lagen nur zum Teil aktuelle Detailprojekte 
zugrunde; die dafür bezahlten Entschädigungen überstiegen zum Teil den 
Preis für Bauland deutlich. 

15.1 Unter anderem wegen einer Planungsänderung zu umweltgerechterer 
Trassenfindung und zur Erhöhung der Akzeptanz bei der Bevölkerung 
traten bei zwei Baulosen der Arlberg Schnellstraße hohe Massenüber­
schüsse auf. Nur ein geringer Teil davon konnte auf vom Auftraggeber 
bereitgestellte Deponien verbracht, der Rest mußte vom Auftragnehmer 
weggeschafft und entsprechend vergütet werden. Die Planung und die 
vertragliche Umsetzung der Deponie des Auftraggebers erschienen dem 
RH unzureichend. 

15.2 Der RH empfahl der Alpen Straßen AG, bereits bei der Trassenfindung 
aus volkswirtschaftlichen Gründen verstärkt auf eine mit den betroffenen 
öffentlichen Körperschaften akkordierte Lösung der Deponiefrage zu 
dringen . 
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Ipen Stra nA 

Weitere Feststellungen 

Schluß­
bemerkungen 

16 Bei einem Baulos der Arlberg Schnellstraße beanstandete der RH die Aus­
schreibungsunterlagen und die Angebotsprüfung, insbesondere im Zusam­
menhang mit dem angewendeten Preisaufschlags- und -nachlaßverfahren. 
Weiters kritisierte er eine im Zuge der Bauabwicklung dem Auftragnehmer 
zugestandene, gegenüber der Ausschreibung geänderte Baustellenzufahrt 
sowie die Änderung einer Abrechnungsgrenze und einer vertraglichen Lei­
srung. Der Kollaudierungsbericht wäre nach Auffassung des RH vom Kol­
laudator sorgfältiger auszuarbeiten gewesen. 

17.1 Im Zusammenhang mit einem eingesetzten besonderen Bauverfahren 
stellte der RH ein auffällig hohes Preisniveau dieses Verfahrens fest. 

17 .2 Der RH empfahl der Alpen Straßen AG, künftig bei der Auswahl zwi­
schen mehreren technisch möglichen Lösungen verstärkt die Kosten der 
alternativen Bauverfahren als Entscheidungskriterium zu beachten. 

18.1 Hinsichtlich des Anfalles von Überschußmaterial in einem Baulos und 
dessen möglicher Verwendung in einem anderen Baulos wurde nach An­
sicht des RH nicht die kostengünstigste Lösung beauftragt. 

18.2 Der RH empfahl der Alpen Straßen AG, verstärkt gesamtwirtschaftliche 
Betrachtungen bei baulosübergreifenden Vergabeencscheidungen mitein­
zubeziehen. 

19 Zusammenfassend hob der RH die nachstehenden Empfehlungen 
hervor: 

Die Alpen Straßen AG sollte 

(1) bereits bei der Trassenfindung aus volkswirtschaftlichen Grün­
den verstärkt auf eine mit den betroffenen öffentlichen Körper­
schaften akkordierte Lösung der Deponiefrage dringen, 

(2) bei der Auswahl zwischen mehreren technisch möglichen Lö­
sungen die Kosten alternativer Bauverfahren künftig verstärkt als 
Entscheidungskriterium beachten, 

(3) bei baulosübergreifenden Entscheidungen vermehrt gesamt­
wirtschaftliche Betrachtungen miteinbeziehen und 

(4) der Vernetzung bzw Umsetzung von Berechnungsannahmen in 
allen Phasen der Bauvorbereitung und -abwicklung besondere Be­
deutung beimessen. 

Das BMWV sollte 

um die Einhaltung der Höchstgewichte und zulässigen Achslasten 
der Lastkraftwagen insbesondere auf der Brennerstrecke bemüht 
sein. 
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Allgemeines 

Sanierung 

Betriebskosten­
tragung 

Errich tungsgesellschaft Marchfeldkanal 

Der RH berichtete im TB 1994 (Reihe Bund 1995/7 S. 51 bis 75) über das 
Ergebnis der Gebarungsüberprüfung der Errichtungsgesellschaft March­
feldkanal (Gesellschaft). Er zeigte die bis dahin nur zu einem geringen Grad 
gelungene Erreichung des Hauptzieles, der Sanierung der Wasserwirtschaft 
des Marchfeldes , auf. Über Aufforderung des RH nahm die Gesellschaft 
zum aktuellen Stand der Entwicklung des Marchfeldkanalprojektes Stel­
lung. 

2.1 Die ursprünglich geplante Grundwasseranreicherung an einem zentralen 
Standort scheiterte an mehreren Altlasten, deren Sanierung nicht in der 
Zuständigkeit der Gesellschaft liegt; die Altlastensanierung wäre aber eine 
notwendige Voraussetzung für die zentrale Versickerung. Das geänderte 
Konzept sieht eine Grundwasseranreicherung an mehreren dezentralen 
Standorten vor. Die stufenweise wasserrechtliche Genehmigung dieses 
umfangreichen Projektes (mit Bescheiden für eine Versickerungsmenge 
von insgesamt 200 Liter je Sekunde an vier Standorten) erwartet die Ge­
sellschaft bis Ende 1999 abzuschließen. 

Wegen witterungsbedingt hohen Grundwasserstandes in den letzten drei 
Jahren ist derzeit keine Versickerung notwendig. Die wasserwirtschaftlich 
geforderte und vermehrt durchgeführte Winterbegrünung des Bodens läßt 
allerdings ein verstärktes Absinken des Grundwasserspiegels erwarten. 

2.2 Der RH kritisierte die trotz weitgehend abgeschlossener baulicher Um­
setzung des Marchfeldkanalprojektes noch immer ausständige Verwirk­
lichung des Sanierungszieles. 

2.3 Das BMwA nahm hiezu nicht Stellung. 

3.1 Die bereits fertiggestellten Anlageteile wurden bisher noch nicht von der 
vom Bundesland Niederösterreich beherrschten Betriebsgesellschaft March­
feldkanal übernommen, obwohl dies im Marchfeldkanalgesetz vorgesehen 
isr. Im Gegensatz zur Rechtsauffassung der Vertreter des Bundes vertrat 
das Bundesland Niederösterreich die Rechtsposition, daß die Gesamtan­
lage ohne Versickerung noch nicht betriebsfertig sei. Nach derzeitigem 
Verhandlungsstand über den Problemkreis Übergabe, Finanzierung der 
Betriebskosten, Altlastensanierung sowie den weiteren Ausbau auf der 
Hochterrasse ist die Übergabe bzw Übernahme zum 1. Jänner 2000 vor­
gesehen. Danach soll die Löschung der Gesellschaft erfolgen. 
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Betrlebskostentragung 

64 
Die Betriebskosten für 1995 bis 1998 (rd 60,7 Mill S) trug die Gesell­
schaft; ihr wurden die Betriebskosten von der Betriebsgesellschaft refun­
diert; für weitere 21,8 MilJ S fehlt noch die Refundierung. 

3.2 Der RH stellte fest, daß hinsichtlich der Finanzierung und Organisation 
seit 1995 keine wesentliche Änderung eingetreten war. 

3.3 Laut Stellungnahme des BMwA widerspräche die hinausgezifgerte Betriebskosten­
tragung für die /ertiggestellten Anlagenteile den gesetzlichen Vorgaben. 
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Bereich des Bundesministeriums für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales 

l ncrlcdigtc Anregungen au" Vorjahren 

Nicht verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich: 

(1) Einstellung der Auszahlung von Taxanteilen an die Mitarbeiter der bakte­
riologisch-serologischen Untersuchungsanstalten mangels gesetzlicher 
Deckung (NTB 1994 S. 77 Abs 9.2; Einsparungsmöglichkeit rd 30 Mill S). 

Laut Mitteilung des BMAGS hiinge eine endgültige Lösung der Problematik von 
der Entscheidung über eine neues Anstaltengesetz ab. 

(2) Vorbereitung des Entwurfes eines Bundesgesetzes über die Untersuchungs­
anstalten der bundesstaatlichen Sanitätsverwaltung (NTB 1994 S. 74 
Abs 3.2). 

Laut Stellungnahme des BMAGS bestünden Auffassungsunterschiede mit dem 
BMF, das seine Zustimmung zum Anstaltengesetz von einer Ausgliederung der 
Anstalten abha'ngig gemacht habe. Die Kla'rung der damit zusammenhä"ngenden 
grundsa"tzlichen Fragen solle in der nachsten (nunmehrigen) Legislaturperiode er­
folgen. 

(3) Festsetzung und entsprechender Kundmachung der Höhe der Aufwands­
entschädigung der mit der Führung der laufenden Geschäfte und mit der 
Vorbereitung der Verhandlungen des Bundeseinigungsamtes betrauten 
Personen im Wege einer Rechtsverordnung (SB Ermessensausgaben 1984 
Abs 14.2.9.3). 

Das BMAGS verblieb bei seiner bisherigen Stellungnahme, die Festsetzung der 
Höhe der Aufwandsentschadigung sei wegen des hievon betroffenen, zahlenmaßig 
beschrankten Personenkreises als individueller Verwaltungsakt anzusehen. 

(4) Bemessung der Höhe der Aufwandsentschädigung für die mit Tätigkei­
ten des Bundeseinigungsamtes befaßten Personen nur auf der Grundlage 
der tatsächlich eingetretenen Bearbei tungsfälle und im Ausmaß des hie­
bei entstandenen Aufwandes (SB Ermessensausgaben 1984 Abs 14.2.9.4). 

Das BMAGS erachtete weiterhin eine Pauschalentlohnung wegen der Unter­
schiedlichkeit der Bearbeitungsfalle als unumgä"nglich. 
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(5) Schaffung einer Sondergebührenregelung im Krankenanstaltengesetz des 
Bundes allenfalls in Form einer Verfassungsbestimmung, die den Sonder­
gebührenanspruch des Rechtsträgers, die Auf teilung zwischen Rechtsträ­
ger und Ärzten sowie unter den Ärzten festzulegen hätte (NTB 1996 
S, 75 Abs 4 fE) , 

Laut Mitteilung des BMAGS seien für eine Sondergebührenregelung im wesent­
lichen die Bundesla'nder zusta'ndig, Das BMAGS erachte die Chancen für eine 
politische Umsetzung als gering, Bei entsprechender politischer Wil/ensbildung sei 
die Anfechtung grundsatzgesetz- und verfassungswidriger Regelungen der La'nder 
durch die Bundesregierung mag,lich, 

In H I °1 d t tI 

Teilweise verwirklicht wurde die Empfehlung des RH hinsichtlich: 

Prüfung der Frage der Umsatzsteuerpflicht der bakteriologisch-serologi­
schen Untersuchungsanstalten (NTB 1994 S, 75 Abs 5,2), 

Laut Mitteilung des BMAGS seien die Verhandlungen mit dem BMF noch nicht 
abgeschlossen, 

Yen\ il klil ht I n I fddllngell 

Verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich: 

(1) Aufhebung der nicht kostendeckenden Ausnahmeregelung hinsichtlich 
bestimmter bakteriologischer Untersuchungen für das Landeskranken­
haus Innsbruck (NTB 1994 S, 78 Abs 10,2), 

Der Leiter der Bundesstaatlichen bakteriologisch-serologischen Untersuchungsanstalt 
in Innsbruck vereinbarte vertraglich mit der Tiroler Landeskrankenanstalten 
GesmbH die Durchführung al/er im Anwendungsbereich des Vertrages ab 1998 an­
fallenden Untersuchungen durch die Anstalt, die hiefür jahr/ich zumindest 6,2 Mi/I S 
erhalt, 

(2) Einräumung eines Rezepturrechtes der Krankenanstalten auf Kassenrezepte 
(SB Heilmittel und Heilbehelfe 1998/2 S, 13 Abs 11.2), 

Laut Mitteilung des BMAGS sei dies als bundeseinheitliche Sondervereinbarung 
verwirklicht worden; diese werde in den Bundesldndern Wien, Oberasterreich und 
Vorar/berg bereits angewendet, 
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Arbeitsmarktservice; 
Verbesserung der Chancen von 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt 

Die Förderung der Chancengleichheit von Frauen und Männern war 
Bestandteil nahezu aller Vorgaben für das Arbeitsmarktservice. Ge­
eignete Instrumente zur Beurteilung des Grades der Verwirklichung 
der Chancengleichheit in den Maßnahmen fehlten. 

Im Jahr 1998 entfielen 50,5 % der gesamten arbeitsmarktpolitischen 
Förderungsausgaben auf Frauen. Der RH erachtete dies in Anbe­
tracht der besonderen Problemlagen von Frauen auf dem Arbeits­
markt und ihrer im Vergleich zu Männern höheren Arbeitslosen­
quote für zweckmäßig. 

Im Zusammenhang mit dem Sonderprogramm für Wiedereinstei­
gerinnen verfügte das Arbeitsmarktservice weder hinsichtlich der 
eingesetzten Förderungsmittel noch hinsichtlich der Teilnahmezah­
len über nachvollziehbare, detaillierte Daten. 

Die EDV -mäßigen Voraussetzungen für das Controlling waren ver­
besserungsHihig. 

Die Vorgaben für die Frauenreferentinnen waren unzureichend er­
füllt. 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Situation der 
Frauen auf dem 
Arbeitsmarkt 

Rechtsgrundlagen: Arbeitsmarktservicegesetz BGBI Nr 313/1994 idgF 

Organisation: Bereich der Bundesorganisation 
Organe: Verwaltungsrat, Vorstand 
Hilfsapparat: Bundesgeschäftsstelle 

Bereich der 9 Landesorganisationen 
Organe: LandesdirektOrium, Landesgeschäftsführer 
Hilfsapparat: Landesgeschäftsstelle 

Bereich der 95 regionalen Organisationen 
Organe: Regionalbeirat, Leiter der regionalen Geschäftsstelle 
Hilfsapparat: Regionale Geschäftsstelle 

Gebarung 

Bilanzsumme (eigener Wirkungsbereich) 

Gebarung Arbeitsmarktpolitik (Ausgaben) 

Personal 

• Teilzeiebeschäfrigee aufVollbeschäfeigee umgerechnee 

Förderungsausgaben 

Frauenanreil •• 

•• für 1996 und 1997 keine Daten verfügbar; 

1996 

5 573 

1998 

in Mill S 

1990 

58271 

Anzahl 
Ist Soll 

4180 4 161,8 * 

1997 1998 

in Mill S 

6931 7080 

in % 

50,5 

für 1998: Sonderauswertung für rd 86 % der Fördetungsausgaben 

Der RH überprüfte im Oktober und November 1998 die Gebarung des 
Arbeitsmarktservice hinsichtlich Maßnahmen zur Verbesserung der 
Chancen von Frauen auf dem Arbeitsmarkt. 

Zu den Prüfungsmitteilungen des RH vom April 1999 nahm das Ar­
beitsmarktservice im Juli 1999 Stellung; das BMAGS verzichtete auf eine 
gesonderte Stellungnahme. Im August 1999 erstattete der RH seine Ge­
genäußerung. 

2 Die Situation der Frauen auf dem Arbeitsmarkt unterschied sich erheblich 
von jener der Männer. Im Durchschnitt wiesen Frauen ein niedrigeres 
Qualifikationsniveau auf, erzielten niedrigere Einkommen und hatten ge­
ringere Aufstiegsmöglichkeiten. Zur Benachteiligung der Frauen im Er­
werbsleben trugen gleichfalls der segmentierte Arbeitsmarkt, insbesondere 
die Konzentration der Frauen auf wenige Berufe und ihre vergleichsweise 
geringere regionale Mobilität bei . Besondere Hindernisse ergaben sich für 
Frauen mit Kinderbetreuungspflichten. 
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Situation der Frauen 

auf dem Arbeitsmarkt 

Rahmenbedingungen 

m rl t 

Anhand der Arbeitsmarktdaten war eine zunehmende Erwerbsbeteiligung 
der Frauen festzustellen (Anteil der Frauen an den unselbständig Beschäf­
tigten 1996: 42,9 %, 1998: 43,3 %). Der Frauenanteil an den vorge­
merkten Arbeitslosen stieg von 44,5 % (1996) auf 45,6 % (998). Frauen 
waren im Durchschnitt länger arbeitslos 0998: 138 Tage) als Männer 
0998: 119 Tage). 

Die Arbeitslosenquote (nationale Berechnungsmethode) zeigte die nach­
stehende Entwicklung: 

1996 1997 1998 

in % 

Frauen 7,3 7,4 7,5 

Männer 6,9 6,9 6,9 

Gesamt 7,0 7,1 7,2 

Der Anstieg der Arbeitslosenquote in den Jahren 1996 bis 1998 war aus­
schließlich auf die erhöhte Frauenarbeitslosigkeit zurückzuführen. 

3 Der Grundsatz der Chancengleichheit von Frauen und Männern hinsicht­
lich ihrer Stellung auf dem Arbeitsmarkt sowie Maßnahmen zur Förde­
rung der Chancengleichheit wurden in mehreren gemeinschaftsrechtlichen 
und innerstaatlichen Regelungen angesprochen (Vertrag von Amsterdam, 
EU-Strukturfondsverordnungen , Einheitliche Programmplanungsdoku­
mente im Zusammenhang mit EU-Förderungen, Beschäftigungspoli­
tische Leitlinien der EU, Arbeitsmarktservicegesetz, Vorgaben des 
BMAGS, Nationaler Aktionsplan für Beschäftigung). Diese Bestimmun­
gen bildeten den Rahmen für die diesbezüglichen arbeitsmarktpolitischen 
Zielsetzungen und Maßnahmenplanungen des Arbeitsmarktservice. 

Ziel- und Planungssystem 

Arbei tsmarktpoli tische 
Ziels teuerung 

4.1 Ein vom Verwaltungsrat des Arbeitsmarktservice genehmigter längerfri­
stiger Plan über die arbeitsmarktpolitischen Schwerpunktsetzungen und 
die Entwicklung der Leistungen des Arbeitsmarktservice galt erstmals für 
die J ahre 1997 bis 1999. 

4.2 Der RH kritisierte, daß entgegen der gesetzlichen Vorgabe für die Zeit 
vor 1997 kein längerfristiger Plan genehmigt war. 

4.3 Laut Stellungnahme des Arbeitsmarktservice habe der Vorstand 1995 und 1996 
einen liingerfristigen Plan in den Verwaltungsrat eingebracht, eine Beschlußfas­
sung sei jedoch unterblieben. 
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Ziel- und Planungssystem 

Arbeitsprogramme 

5.1 Das Arbeitsmarktservice entwickelte in Abstimmung mit der Bundes­
und den Landesorganisationen unter Einbeziehung der Sozialpartner und 
des BMAGS jährlich arbeitsmarktpolitische Ziele, die vom Verwaltungs­
rat beschlossen wurden . 

Die Ziele dienten der Gesamtorganisation als Steuetungsinsttument. Sie 
waren im wesentlichen wirkungsorientiert definiert (zB Integration von 
Frauen mit Betreuungspflichten in den Arbeitsmarkt) und gaben deswe­
gen die Strategie bzw die konkreten Maßnahmen nicht vor. Daneben wur­
den vereinzelt auch tätigkeitsorientierte Ziele gesetzt (zB Schulung von 
Beschäftigten). Die Quantifizierung der Ziele erfolgte durch Festlegung 
von Wirkungsindikatoren als Meßgrößen und - in Abstimmung mit der 
Bundesgeschäftsstelle - durch Vereinbarung von Zielwerten je Landes­
geschäftsstelle. 

Die Ziele des Arbeitsmarktservice konzentrierten sich auf einige jährlich 
neu festgesetzte Schwerpunkte, die sich teilweise auf arbeitsmarktpoliti­
sche Problemgruppen (zB Langzeitarbeitslose) und teilweise auch auf ad­
ministrative Abläufe (zB prompte Anweisung von finanziellen Leistungen) 
bezogen . Von 1996 bis 1998 waren die Problemgruppen Langzeitarbeits­
lose, Frauen mit Mobilitätseinschränkung und Jugendliche regelmäßige 
Zielinhalte. 

Im Hinblick auf ein wirksames Controlling fehlte den Zielen die erfor­
derliche innere Systematik und teilweise die zeitliche Kontinuität. 

5.2 Der RH beurteilte das Zielsteuerungssystem des Arbeitsmarktservice 
grundsätzlich als geeignetes und zeitgemäßes Instrument der Organisati­
onsführung. Er bemängelte jedoch, daß die arbeitsmarktpolitischen Ziele 
schwerpunktmäßig jeweils nur einen Teil der Geschäftsfelder abdeckten; 
der Grad der Zielerreichung erlaubte daher keine Rückschlüsse auf die 
Aufgabenerfüllung der Organisation insgesamt. Der RH empfahl, das 
Zielsteuerungssystem neu zu strukturieren und auf alle Haupttätigkeits­
bereiche des Arbeitsmarktservice auszuweiten. 

5.3 Laut Stellungnahme des Arbeitsmarktservice wolle es das Zielsteuerungssystem 
nicht ausweiten; dieses diene dazu, aus der Fülle der Au/gaben wenige zentrale 
Schwerpunkte hervorzuheben. Erst dadurch sei eine konsequente Zielver/olgung 

möglich. 

5.4 Der RH entgegnete, daß auch innerhalb eines umfassenden Zielsteuerungs­
systems Schwerpunktsetzungen im Hinblick auf aktuelle arbeitsmarktpoli­
tische Erfordernisse möglich und zweckmäßig wären. 

6.1 Die Umsetzung der arbeitsmarktpolitischen Ziele (Festlegung der Strate­
gien sowie der konkreten Maßnahmen unter Einbeziehung der Budget­
mittel) erfolgte durch die Arbeitsprogramme der Landesgeschäftsstellen. 

6.2 Der RH erachtete die Arbeitsprogramme als geeignete Planungsinstru­
mente und beurteilte die Bemühungen des Arbeitsmarktservice zu ihrer 
Vereinheitlichung als zweckmäßig. 
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Ziel Chancengleichheit 

Übergreifende 
Zieldimension 

Frauenspezifische 
Ziele 

Arbeit markt ervic 
Frauen auf dem Arbeit 

7 Die Förderung der Chancengleichheit von Frauen und Männern war in 
den Zielkatalogen und Arbeitsprogrammen einerseits als übergreifende 
Zieldimension und andererseits in Form spezifischer arbeitsmarktpoliti­
scher Ziele für Frauen enthalten. 

8.1 Die übergreifende Zieldimension bedeutete, daß das Ziel der Chancen­
gleichheit bei der Umsetzung aller übrigen Ziele mitzuberücksichtigen war 
(Konzept des Mainstreaming). Das Arbeitsmarktservice hatte demnach die 
Gleichbehandlung beim Zugang zu seinen Dienstleistungen sicherzu­
stellen, der Verbesserung der Erwerbschancen und der Verminderung der 
Arbeitslosigkeit von Frauen die gleiche Bedeutung beizumessen wie jener 
der Männer sowie spezifische Maßnahmen für Frauen und Mädchen als 
Ausgleich für bestehende Benachteiligungen zu setzen. Konkret kam die 
übergreifende Zieldimension in nach Frauen und Männern getrennt be­
rechneten quantifizierten Ziel werten zum Ausdruck. 

8.2 Der RH erachtete das Konzept des Mainstreaming grundsätzlich als ge­
eignet, um den Problemen und Benachteiligungen von Frauen auf dem 
Arbeitsmarkt entgegenzutreten. Ebenso hielt er es für zweckmäßig, quan­
tifizierte Zielwerte getrennt für Frauen und Männer festzulegen . 

Die übergreifende Zieldimension der Chancengleichheit war aber nach 
Auffassung des RH wegen ihrer allgemeinen Formulierung als Hand­
lungsrichtlinie für die Maßnahmen planung wenig geeignet. Insbesondere 
fehlten ein systematischer Zugang und eine durchgängige Umsetzungs­
strategie. 

Der RH empfahl, die übergreifende Zieldimension durch Festlegung der 
wesentlichen Inhalte zu konkretisieren und Kriterien zu erarbeiten , an 
denen der Grad der Verwirklichung der Chancengleichheit in den Maß­
nahmen des Arbeitsmarktservice gemessen werden kann. 

8.3 Laut Stellungnahme des Arbeitsmarktservice sei es dabei, die übergreifende Ziel­
dimension der Chancengleichheit zu konkretisieren sowie entsprechende Umsetzungs­
strategien und Bewertungskriterien zu entwickeln. 

9.1 Die vom Arbeitsmarktservice darüber hinaus festgelegten frauenspezifi­
schen Ziele bezogen sich auf Probleme, die Frauen in besonderer Weise 
betrafen (zB Integration von Frauen mit Betreuungspflichten in den Ar­
beitsmarkt). 

9.2 Der RH hielt spezifische, auf Frauen abgestimmte Ziele wegen der beson­
deren Problemlagen von Frauen auf dem Arbeitsmarkt für zweckmäßig. 
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72 
Arbeitsmarktpolitische Förderungsmaßnahmen 

Überblick 10.1 Die Förderungsausgaben des Arbeitsmarktservice für arbeitsmarktpoli­
tische Maßnahmen (Qualifizierungs-, Beschäftigungs- und U nterstüt­
zungsmaßnahmen) betrugen 1996 rd 5 573 Mill S, 1997 rd 6 931 Mill S 
und 1998 rd 7 080 Mill S. 

Eine durchgängige Aufgliederung der Förderungsausgaben nach Frauen 
und Männern und eine nach dem Geschlecht differenzierte Zuordnung 
der Förderungsanteile auf die drei Maßnahmengruppen war mit dem 
EDV-Standardinstrumentarium des Arbeitsmarktservice nicht möglich. 
Eine auf Anregung des RH erstellte Sonderauswertung für 1998 ergab 
die nachstehende, nach dem Geschlecht differenzierte Zuordnung der ar­
bei tsmarktpoli tischen Förderungsmaßnahmen : 

Maßnahmen- Förderungsausgaben nach Geschlecht davon 
gruppe 1998 zuordenbar * Anteil Frauen 

in Mill S in % 

Qualifizierung 4706 4436 48,5 

Beschäftigung 1 711 1 379 48,1 

Unterstützung 663 294 91,6 

Summe 7080 6109 50,5 

• Rd 86 % der gesamten Förderungsausgaben nach dem Geschlecht zuordenbar 

Der Frauenanteil an den Förderungsausgaben (50,5 % ) war höher als der 
Anteil der Frauen an den vorgemerkten Arbeitslosen (rd 45,6 %). 

10.2 Der RH erachtete den höheren Frauenanteil an den arbeitsmarktpolitischen 
Förderungsausgaben wegen der besonderen Problemlagen von Frauen auf 
dem Arbeitsmarkt und ihrer im Vergleich zu Männern höheren Arbeits­
losenquote für zweckmäßig. 

Qualifizierungs- Allgemeines 
maßnahmen 

11 Die Qualifizierungsmaßnahmen stellten die wichtigste und finanziell be­
deutsamste Maßnahmengruppe (Förderungsausgaben 1998: rd 4 706 Mill S) 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik dar. Laut Sonderauswertung entfielen von 
den nach dem Geschlecht zuordenbaren Ausgaben (rd 4 436 Mill S) rd 
48,5 % auf Frauen. 

Arbei tslose 

12.1 In Anbetracht des niedrigeren durchschnittlichen Qualifikationsniveaus 
von Frauen förderte das Arbeitsmarktservice in den vergangenen Jahren 
verstärkt gezielte berufliche Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen für ar­
beitslose Frauen. In einigen innovativen Frauenqualifizierungsprojekten 
wurde versucht, die Interessen der beteiligten Gruppen (arbeitslose Frau­
en, Arbeitsmarktservice, Unternehmungen) zusammenzuführen; arbeits­
losen Frauen sollten - in Zusammenarbeit mit Unternehmungen -
Ausbildungen vermittelt werden. 
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Arbeitsmarktpolitische 

Förderungsmaßnahmen 

Arbeits arkt ervlcej 
Frauen auf de Ar It markt 

Beschäftigungs­
maßnahmen 

12.2 Der RH erachtete das Konzept der praxisnahen Ausbildung und der Ent­
wicklung bedarfsorientierter Qualifikationen, insbesondere die damit ver­
bundene Zusammenarbeit von Arbeitsmarktservice und Unternehmun­
gen, als zweckmäßig. 

Beschäftigte 

13.1 Für die Qualifizierung von Beschäftigten wendete das Arbeitsmarktservice 
von 1995 bis 1998 rd 2,1 Mrd S auf, davon rd 1,6 Mrd S im Bereich des 
Zieles 4 (Förderung der Anpassung der Arbeitskräfte an den Struktur­
wandel) der aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds kofinanzierten 
EU-Strukturförderung. Der Frauenanteil an den Maßnahmen der Be­
schäftigtenqualifizierung lag bei rd 33 %, bei den innovativen Modell­
projekten bei rd 27 %. 

Das Förderungsprogramm lief in den Jahren 1995 und 1996 langsam an , 
worauf die Informationsarbeit verstärkt und die Förderungsabwicklung 
dezentralisiert wurden. 1997 trat ein unerwartet massiver Ansturm auf 
diese Förderung ein; dies führte bei fast allen Landesgeschäftsstellen zu 
erheblichen Finanzierungsengpässen. Ab 1998 versuchte das Arbeits­
marktservice wegen der niedrigen Frauenförderungsquote, die Förde­
rungsmöglichkeiten für Frauen zu verbessern. Wegen der weitgehenden 
Ausschöpfung der für die laufende Programmplanungsperiode verfügba­
ren Mittel waren jedoch nur noch geringe Neubewilligungen möglich. 

13.2 Der RH kritisierte, daß die Förderungen für die Qualifizierung von Be­
schäftigten nur zu rd einem Drittel - zum Teil sogar weniger - Frauen 
betrafen; dies lag deutlich unter dem Frauenanteil an der Erwerbsbevöl­
kerung und verfehlte die Vorgaben. Die Gegensteuerungsversuche des 
Arbeitsmarktservice erfolgten nach Auffassung des RH zu wenig gezielt 
und zu spät. 

Der RH empfahl, im Hinblick auf die nächste Programmplanungsperi­
ode geeignete Vorkehrungen zu treffen, um Frauen einen verbesserten 
Zugang Zut Förderung der Beschäftigtenqualifizierung zu eröffnen. 

13.3 Das Arbeitsmarktservice nahm hiezu nicht Stellung. 

14.1 Auf Beschäftigungsmaßnahmen (insbesondere Eingliederungsbeihilfen 
und Beschäftigungsprojekte) entfielen im Jahr 1998 Förderungsausgaben 
von rd 1 711 Mill S. Laut Sonderauswertung betrafen von den nach dem 
Geschlecht zuordenbaren Ausgaben (cd 1 379 Mill S) rd 48 % Frauen . 

14.2 Der RH anerkannte die gegenüber dem Anteil der Frauen an den vorge­
merkten Arbeitslosen höhere Frauenförderungsquote. 
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Arbeitsmarktpolitische 

Förderungsmaßnahmen 

Unterstützungs­
maßnahmen 

15.1 Einzelne Beschäfcigungsprojekte boten den Teilnehmerinnen neben der 
Begründung von geförderten Dienstverhältnissen auch Qualifizierungs­
möglichkeiten (zB Nachholen fehlender Lehrabschlüsse). 

15.2 Der RH erachtete es für zweckmäß ig, Arbeitslosen im Rahmen von Be­
schäftigungsmaßnahmen auch Qualifizierungsmöglichkei ten anzubieten . 
Er empfahl dem Arbeitsmarktservice, verstärkt auf die Kombination von 
Beschäftigung und Qualifizierung hinzuwirken. Überdies regte der RH 
an, im Bereich der die Bundesländer und Gemeinden entlastenden Be­
schäftigungsmaßnahmen gemeinsame Projektfinanzierungen mi t diesen 
anzustreben. 

15.3 Das Arbeitsmarktservice nahm dazu nicht Stellung. 

Allgemeines 

16 Das Arbeitsmarktservice wendete für Unterstützungsmaßnahmen (zB För­
derung von Kinderberreuungseinrichtungen, Kinderbetreuungsbeihilfen, 
Förderung von Unternehmungsgründungen) im Jahr 1998 rd 663 Mill S 
auf. Laut Sonderauswertung entfielen von den nach dem Geschlecht zuor­
denbaren Ausgaben (rd 294 Mill S) rd 92 % auf Frauen. Ausschlaggebend 
hiefür waren die fast ausschließlich von Frauen in Anspruch genommenen 
Förderungen im Zusammenhang mit der Kinderbetreuung. 

Kinderberreuung 

17.1 Die Förderung von Kinderbetreuungseinrichtungen und die Gewährung 
von Kinderbetreuungsbeihilfen hatte zum Ziel, Personen mit Kinderbe­
treuungspflichten die Aufnahme einer Beschäftigung oder die Teilnahme 
an Qualifizierungsmaßnahmen zu ermöglichen bzw zu erleichtern. 

17 .2 Der RH erachtete diese Förderungsinstrumente als geeignet, die Chancen 
von Frauen auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern, weil das unzureichende 
Angebot an Kinderbetreuungseinrichtungen ein Haupthindernis für den 
Zugang und die Eingliederung der Frauen in den Arbeitsmarkt darstellt. 

Unternehmungsgründ ung 

18.1 Das Arbeitsmarktservice setzte seit 1997 bundesweit ein Unterneh­
mungsgründungsprogramm für Arbeitslose um. Die Gründungsberatun­
gen wurden von externen Beratungsunternehmungen aufgrund von 
Werkverträgen oder Förderungsvereinbarungen durchgeführt. In den Jah­
ren 1997 und 1998 wendete das Arbeitsmarktservice hiefür rd 70 Mill S 
auf. Die Beteiligung der Frauen am Programm lag bei rd 33 % der Bera­
tungen und rd 29 % der Gründungen. Die Ergebnisse einer vom Arbeits­
marktservice 1998 beauftragten Evaluierungsstudie lagen zum Zeitpunkt 
der Gebarungsüberprüfung durch den RH noch nicht vor. 
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18.2 Der RH erachtete das Unternehmungsgründungsprogramm als arbeits­
marktpolitisch zweckmäßige Initiative, empfahl jedoch, geeignete Maß­
nahmen zur Hebung des geringen Frauenanteils zu setzen. Nach Ansicht 
des RH wären wegen der Verrragsinhalte sämtliche Verrräge mit den exter­
nen Beratungsunternehmungen als Werkverrräge abzuschließen gewesen. 

18.3 Laut Stellungnahme des Arbeitsmarktservice strebe es eine Erhöhung des Frauen­
anteils an und beabsichtige, externe Beratungseinrichtungen kiinftig mit Werkver­
trägen zu beauftragen. 

19.1 In den Jahren 1996 und 1997 führte das Arbei tsmarktservice ein "Son­
derprogramm für Wiedereinsteigerinnen" (Sonderprogramm) durch; den 
Landesgeschäftsstellen standen hiefür jeweils zusätzlich 100 Mill S zur 
Verfügung. Die Koordination des Sonderprogramms erfolgte durch die 
Bundesgeschäftsstelle . 1996 nahmen die Landesgeschäftsstellen die Son­
dermirrel nicht in Ansptuch, sondern finanzierten die Maßnahmen des 
Sonderprogramms aus ihren allgemeinen Budgetmirreln. 1997 veraus­
gabten sie die Sondermirrel zur Gänze. 

Mangels Kennzeichnung der im Rahmen des Sonderprogramms erfolgten 
Fördetungen fehlten dem Arbeitsmarktservice hinsichtlich der eingesetzten 
Fördetungsmirrel und der von den Maßnahmen erfaßten Frauen nachvoll­
ziehbare und detaillierre Informationen; es standen nur behelfsmäßig ermit­
telte Schätzdaten zur Verfügung. 

19.2 Der RH erachtete das Sonderprogramm ungeachtet des vergleichsweise 
geringen Mirreleinsatzes als wichtigen Ansroß für die Integration von 
Wiedereinsteigerinnen. Er beanstandete, daß das Arbeitsmarktservice 
über keine geeigneten Instrumente zur Programmabwicklung und -be­
gleitung verfügte. 

19.3 Das Arbeitsmarktservice sagte zu, bei künftigen Programmen geeignete Instrumente 
zu entwickeln. 

20.1 Die Bundesgeschäftsstelle verfügte über eine Abteilung Arbeitsmarktpoli­
tik für Frauen, die Landesgeschäftsstellen und regionalen Geschäftsstellen 
über Frauenreferentinnen , denen mehrere Mitwirkungsrechte zukamen. 
Das Arbeitsmarktservice hatte Vorgaben betreffend die Ausbildung, das 
zeitliche Ausmaß der Tätigkeit und die Stellvertretung für die Frauen­
referentinnen entwickelt. 

20.2 Der RH beanstandete die unzureichende Erfüllung der Vorgaben . Er 
empfahl, insbesondere ausreichende Zeitbudgets für die Tätigkeit der 
Frauenreferentinnen vorzusehen. 

20.3 Das Arbeitsmarktservice sagte dies zu. 
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Kontroll- und 
Steuerungssysteme 

21.1 Das arbeitsmarktpolitische Controlling des Arbeitsmarktservice erfolgte 
anhand der quantifizierten arbeitsmarktpolitischen Ziele. Ein zeitnahes 
Berichtssystem ermöglichte es, bei sich abzeichnenden Zielabweichungen 
rechtzeitig gegenzusteuern. 

21.2 Der RH hat das arbeitsmarktpolitische Controlling bereits anläßlich einer 
früheren Gebarungsüberprüfung (TB 1996 S. 83) positiv beurteilt; er be­
g rüßte nunmehr insbesondere die verbesserte Methode der Zielquantifi­
zlerung. 

22.1 Das Budgetcontrolling erfolgte in Ermangelung eines umfassenden integ­
rierten Rechnungswesens auf Grundlage des früher für die Arbeitsmarkt­
verwaltung entwickelten Systems des Programmbudgets. Einzelne lan­
desgeschäftsstellen hatten darüber hinaus eigene Instrumente zur Bud­
getverfolgung entwickelt. 

22.2 Der RH vermißte ein zentrales Instrument für ein wirksames Budgetcon­
trolling. Nach Auffassung des RH waren die in den Jahren 1997 und 1998 
aufgetretenen liquiditätsengpässe und Budgetprobleme des Arbeitsmarkt­
service auch auf die unzureichenden Möglichkeiten der Budgetverfolgung 
zurückzuführen. Er empfahl, die für ein wirksames Budgetcontrolling er­
forderlichen EDV-mäßigen Voraussetzungen zu schaffen. 

22.3 Laut Stellungnahme des Arbeitsmarktservice werde die vorgesehene Umstellung der 
Haushaltsverrechnung auf eine neue Software mittelfristig eine Verbesserung der 
Voraussetzungen für ein wirksames Budgetcontrolling bewirken. Inden Jahren 
1997 und 1998 habe es die Ausgaben- und Vorbelastungsermachtigungen einge­
halten. 

23 .1 Die Erfassung und Auswertung der arbeitsmarktpolitischen Förderungs­
maßnahmen erfolgte in vier verschiedenen - nur bedingt verschränkba­
ren - Datenerfassungssystemen sowie in der Förderungsfallstatistik. 

23.2 Der RH kritisierte , daß das Arbeitsmarktservice über kein standardisier­
tes, aussagekräftiges Berichtswesen betreffend die Förderungsmaßnahmen 
verfügte. Insbesondere beanstandete er, daß eine generelle und systema­
tische Verschränkung aller förderungsrelevanten Daten nicht möglich war. 

Der RH empfahl, die EDV-mäßigen Voraussetzungen für ein umfassen­
des Förderungscontrolling zu schaffen, um insbesondere Aussagen über 
soziodemographische Merkmale, Zahl und Art der Förderungsmaßnah­
men sowie über die Kosten treffen zu können. 

23.3 Das Arbeitsmarktservice pflichtete dem RH bei, daß eine generelle und systema­
tische Verschrä"nkung aller förderungsrelevanten Daten möglich sein sollte. Es ver­
wies auf laufende Vorarbeiten für ein vollintegriertes Beihilfen- und Budgetab­
wicklungssystem, das ab 2001 zum Einsatz kommen solle. 
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77 
Zielerreichung 24.1 Die Zielerreichung hinsichtlich der übergreifenden Zieldimension und 

der frauenspezifischen Ziele stellte sich in den Jahren 1996 bis 1998 wie 

folgt dar: 

1996 

SOLL IST Abweichung 

Ziel Indikator Anzahl in % 

Arbei tsaufnahmen Anzahl der Arbeits- Frauen 21 588 21 361 - 1 
äl terer Arbei tsloser auf aufnahmen Älterer Männer 38509 42206 + 10 

hohem Niveau halten (ab 45 Jahren) 

Arbeitsaufnahmen von Anzahl der Arbeits- Frauen 20004 22579 + 13 
Langzeitarbeitslosen auf aufnahmen Langzei tarbei ts- Männer 20941 25925 + 24 

hohem Niveau halten loser (ab 180 Tagen) 

Arbeitsaufnahmen Anzahl der Arbeits- Frauen 8731 8798 + 1 
behinderter Personen aufnahmen Behinderter Männer 18 339 19274 + 5 
erhöhen (mit Schwervermirrelbarkeit) 

Arbeitsaufnahmen von Abgang von Frauen mit nur 
jüngeren Frauen mit Mobilitätseinschränkungen Frauen 28790 28052 - 3 
Berreuungspflichten erhöhen (unter 45 Jahren) in Arbeit 

Anteil der Lehrstellen für Anteil der Zugänge an nur in % 

Mädchen außerhalb der offenen Lehrstellen außer- Frauen 34,8 36,1 + 1 
fünf traditionellen Frauen- halb der fünf traditionellen 

berufsgruppen erhöhen Frauenberufsgruppen, die 
auch Mädchen offenstehen 

1997 

SOLL IST Abweichung 

Ziel Indikator Anzahl in % 

Langzei tarbei tslosigkei t Übertrirrszahl in Langzeit- Frauen 18675 20595 - 10 
verhindern *) arbeitslosigkeit von Personen Männer 18385 22457 -22 

(> 1 Jahr) 

Langzei tarbei tslose Abgang von Langzeit- Frauen 5655 6130 + 8 
in Arbeit bringen arbei tslosigkei t (> 1 Jahr) Männer 5615 6206 +11 

in Arbeit 

Realisierung des Anzahl der Notstandshilfe- Frauen 3 551 4231 -19 
Sonderprogramms *) bezieher und -bezieherinnen Männer 

(Zuerkennungsdatum bis 1993) 
3982 6096 - 53 

Integration vorgemerkter Lehrstellensuchende ab dem Frauen 325 376 - 16 
Lehrsrellensuchender in die Stichtag der Verfügbarkeit Männer 189 221 - 17 
Lehrausbildung sichern *) (> 6 Monate) 

Verhinderung von Überrrirr von Personen Frauen 6110 7179 - 17 
Langzei tarbei tslosigkei t (unter 25 Jahren) in Männer 7050 7278 - 3 
bei Jugendlichen *) Langzeitarbeitslosigkeit 

(> 180 Tage) 

Integration in Arbeit Anzahl der Abgänge von nur 
und Realisierung eines Frauen mit Mobilitäts- Frauen 30070 29132 - 3 
Sonderprogramms für ei nschränkungen 
Wiedereinsteigerinnen (unter 45 Jahren) in Arbeit 

*) unterlegre Zielwerre: je höher der IST-Wen , desro niedriger der Grad der Zielerreichung 
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Zielerreichung 

1998 
SOLL IST Abweichung 

Ziel Indikator Anzahl in% 

Langzei tarbeitslosigkei t Übertrittszahl in Langzeit- Frauen 20530 17928 +13 
verhindern *) arbei tslosigkei t von Personen Männer 21860 19930 + 9 

(> 1 Jahr) 

Langzei tarbei tslose Abgang von Langzeit- Frauen 6535 5533 - 15 
in Arbeit bringen arbeitslosigkeit (> 1 Jahr) Männer 6474 5556 -14 

in Arbeit 

Integration vorgemerkter Lehrstellensuchende ab dem Frauen 308 152 + 51 
Lehrstellensuchender in die Stichtag der Verfügbarkeit Männer 192 93 + 52 
Berufsausbildung sichern *) (> 6 Monate) 

Berufseinstieg von Übertritt von Personen Frauen 2744 2006 +27 
Jugendlichen sichern *) (unter 21 Jahren) in Langzeit- Männer 2 151 1618 + 25 

arbeitslosigkeit (> 180 Tage) 

Integration von Frauen Anzahl der Abgänge von nur 
mit Betreuungspflichten Frauen mit Mobilitäts- Frauen 28120 35 138 + 25 
in den Arbeitsmarkt einschränkungen 

(unter 45 Jahren) in Arbeit 

davon: nach voran- nur 
gegangener Qualifizierung Frauen 1 535 2232 + 45 

*) unterlegte Zielwerte: je niedriger der IST- Wert, desto höher der Grad der Zielerreichung 

Schluß­
bemerkungen 

24.2 Der RH verwies darauf, daß die arbeitsmarktpolitischen Ziele nur Teile 

des Tätigkeitsfeldes des Arbeitsmarktservice abdeckten, weshalb den Da­

ten der Zielerreichung im Hinblick auf die gesamte Aufgabenerfüllung 

durch das Arbeitsmarkrservice nur eingeschränkte Aussagekraft zukam. 

25 Zusammenfassend hob der RH die nachstehenden Empfehlungen 
hervor: 

(1) Das Zielsteuerungssystem wäre auf alle Haupttätigkeitsbereiche 
des Arbeitsmarktservice auszuweiten; 

(2) das übergreifende Ziel der Chancengleichheit von Frauen und 
Männern sollte konkretisiert werden und 

(3) die für ein wirksames Budgetcontrolling sowie für ein umfas­
sendes Förderungscontrolling erforderlichen EDV-mäßigen Vor­
aussetzungen wären zu schaffen. 
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Prozeßstand 

Ermessensausgaben der laufenden Gebarung 1977; 
Krankenanstalten-Kostenrechnung 

Gemäß der Zusage des damaligen Bundesministers für Gesundheit und 
Umweltschutz, Dr Kurt Steyrer, über den jeweiligen Stand der anhängigen 
Gerichtsverfahren betreffend die mit der Arbeitsgemeinschaft (ARGE)­
Kostenrechnung abgeschlossenen Verträge laufend zu berichten, ging dem 
RH eine weitere Mitteilung des nunmehr zuständigen BMAGS zu: 

Im Dezember 1998 schlossen die Republik Österreich und die ARGE­
Kostenrechnung zur endgültigen Beendigung sämtlicher noch offener Ver­
fahren einen außergerichtlichen Vergleich, der im wesentlichen die Ver­
pflichtung der Republik Österreich zur Zahlung von 19,3 Mill S an die 
Gesellschafter der ARGE-Kostenrechung sowie die Verpflichtung beider 
Streitteile zur unverzüglichen Zurückziehung bestimmter Rechtsmittel 
beinhaltete. Damit sind sämtliche wechselseitigen Ansprüche zwischen 
der Republik Österreich und der ARGE-Kostenrechnung endgültig be­
reinigt und verglichen. 
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Finanzverwaltung 

Bereich des Bundesministeriums für Finanzen 

l ncrleuigte Anregungen au~ Vorjahren 

Nicht verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH 

(1) im Bereich der Finanzverwaltung hinsichtlich: 

(1.1) Abbau der Rechtsmittelrückstände bei den Finanzlandesdirektionen (TB 
1975 Abs 38.4, TB 1979 Abs 53 .12, TB 1980 Abs 46.6 und Abs 46.35, 
TB 1982 Abs 52.28, TB 1984 Abs 46.9, TB 1986 Abs 46.14, TB 1987 
Abs 44.9, TB 1988 Abs 40.5, TB 1989 Abs 35.12 und Abs 36.10, TB 
1990 Abs 29.4, TB 1991 Abs 37.4, TB 1992 S. 136 Abs 3.2, 4.4 und 
5.3, TB 1995 S. 67 ff); dadurch könnte ein jährlicher Zinsenausfall von rd 
250 Mill S vermieden werden. 

Laut Mitteilung des BMF würde derzeit die Einrichtung einer Erlaß-Datenbank 
erwogen, welche einem besseren Zugang zur Rechtsansicht der Behijrden und als 
Koordinierungsinstrument zwischen den Finanzlandesdirektionen der rascheren Er­
ledigung einzelner Rechtsmittel dienen solle. Liingerfristig kiinnte auch die Umset­
zung von Diskussionsbeiträgen der Steuerreformkommission im Zusammenhang mit 
Konsenstechniken (zB verbindliche Auskünfte, Pauschalierungsvereinbarungen, 
Streitbeilegungsverfahren ua) einen Rückgang der Rechtsmittel bringen. Den Fi­
nanzlandesdirektionen stehe nunmehr ein EDV-unterstütztes Kanzleiinforma­
tionssystem zur Verfügung. Die dadurch ermbglichte genaue Rechtsmittelevidenz 
werde ab Mitte 1999 entsprechende Maßnahmen der Dienstaufsicht unterstützen. 

(1.2) Schaffung einer rechtlichen Grundlage für eine Abgabenfestsetzung unter 
dem Vorbehalt einer Nachprüfung (TB 1993 S. 164 Abs 7.2). 

Laut Stellungnahme des BMF wdre die Vorbehaltsveranlagung bisher legistisch 
nicht umgesetzt worden. 

(1.3) Gleichstellung von Beschwerdeführer und belangter Behörde bezüglich des 
Kostenersatzes in Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof (TB 1995 
S. 70 Abs 7.2). Dadurch könnten jährlich rd 3 Mill S an Einnahmen erzielt 
werden. 

Laut Stellungnahme des BMF habe es diese Anregung an das hiefür zustdndige 
BKA herangetragen. 

(1.4) Verzinsung von Abgabennachforderungen und -guthaben (NTB 1995 
S. 82 Abs 9.2). Dadurch könnten jährlich Einnahmen von rd 900 Mill S 
erzielt werden. 

Laut Stellungnahme des BMF habe es in den letzten Jahren nach eingehenden ver­
fassungsrechtlichen Erwägungen mehrere Gesetzesentwürfe über eine Verzinsung von 
Nachforderungen und Gutschriften ausgearbeitet. Die Einführung einer Verzin­
sung sei jedoch bisher politisch nicht durchsetzbar gewesen. 
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Unerledigte Anregungen 

Zollverwaltung 

(1.5) Schaffung der gesetzlichen Voraussetzungen für den Zugang der Abga­
benverwaltung zu den Daren des permanenten statistischen Erhebungs­
dienstes (Intrastat) zwecks Unterstützung der Bettugsbekämpfung im 
Bereich der Umsarzsreuer (TB 1996 S. 111 Abs 4.1). 

Laut Stellungnahme des BMF würde eine derartige Regelung eine Durchbrechung 
des Rechtsgrundsatzes bedeuten, demzufolge ausschließlich /iir statistische Zwecke 
erhobene Daten nicht personenbezogen ausgewertet werden dürfen. Weiters würden 
unterschiedliche Regelungen über Voraussetzungen und Inhalt der Steuer- und 
Statistikdaten keinen für eine qualifizierte Auswertung erforderlichen Datenver­
gleich erlauben. 

(1.6) Ermöglichung eines zeitnahen Vergleiches der Daten der zusammenfas­
senden Meldungen mit jenen der jährlichen Umsatzsteuererklärungen 
(TB 1996 S. 111 Abs 4.2). 

Laut Stellungnahme des BMF würden vorrangig die unterschiedlichen Abgabefri­
sten für die jährlichen Umsatzsteuererklärungen einen zeitnahen Vergleich beein­
trächtigen; dieser sei allenfalls im Wege der Überprüfung von Umsatzsteuervoran­
meldungen zu erwägen. Unterschiede zwischen den Daten der zusammenfassenden 
Meldungen und den Umsatzsteuererklä·rungen würden jedoch im Rahmen der im 
Aufbau befindlichen Risikoanalyse berücksichtigt und zur gezielten Auswahl von 
Umsatzsteuersonderprüfungen herangezogen. 

(2) im Bereich der Zollverwaltung hinsichtlich: 

(2.1) Übertragung der Bearbeitung zollbehördlicher Finanzstrafsachen in den 
Finanzlandesdirektionen an die für Zollverwaltungssachen zuständigen 
Fachabteilungen (NTB 1979 Abs 82.8, TB 1980 Abs 43.20); jährliche 
Kostensenkung von rd 1 Mill S. 

Das BMF wiederholte, es erblicke derzeit keine Rationalisierungsmbglichkeiten. 

(2 .2) Schaffung einer Rechtsgrundlage für das Bestehen und die Tätigkeit 
(auch) des Zollwache-Massafonds (TB 1967 Abs 57.1 bis 57.8, TB 1988 
Abs VIII.2). 

Das BMF verwies unverä·ndert auf noch nicht abgeschlossene Koordinierungs­
gespräche zwischen den betroffenen Ressorts (BM!, BMF, BM)). Für den Bereich 
des BMF spreche ein auf den Kostenfaktor abgestellter Vergleich zwischen den Lb·­
sungsmodellen Etatwirtscha/t, Privatisierung und Massawirtscha/t zugunsten des 
Massafonds. 

(2.3) Erlassung der ausständigen Verordnung des Bundesministers für Finan­
zen über das Nachtdienstgeld für nicht der Zoll wache angehörende Orga­
ne der Zollverwaltung (TB 1982 Abs 50.18). 

Obwohl das BMF bisher die rechtliche Begründung für diese Empfehlung 
grundsätzlich anerkannte, sah es unverä"ndert keinen Handlungsbedarf, weil die 
bestehende Regelung einer funktionierenden Verwaltungspraxis entspreche. 
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Unerledigte Anregungen 

Kapi tal beteiligungen 
des Bundes 

(2.4) Schaffung von Sonderzollstellen zur Konzentration der Ein- und Aus­
fuhrabfertig ungen von Waren des Obst- und Gemüsesektors. Die im In­
teresse wirksamer Betrugsbekämpfung gemeinschaftsrechtlich vorgegebe­
nen Konttollstandards wären dadurch g leichmäßiger und auf Dauer auch 
kostengünstiger zu gewährleisten (NTB 1994 S. 7 1 Abs 10). 

Laut Stellungnahme des BMF hä'tte eine eingehende Ü berprü/ttng durch die Ztt­

stä'ndige Finanzlandesdirektion ergeben, daß derzeit eine Verä'nderttng des beste­

henden Systems nicht angezeigt erscheine. 

(3) im Bereich der Kapitalbeteilig ungen des Bundes hinsichtlich : 

(3.1) Klärung des Ausmaßes und des Zeitpunktes der Rückzahlung des nachran­
gigen Gesellschafterdarlehens des Bundes im Rahmen von 7,5 Mrd S, aus­
genützt mit 6,7 Mrd S durch die ÖIAG (NTB 1995 S. 59 Abs 14.2, 15.2 
und S. 69 Abs 55 (2». 

Lattt ttnverä'nderter Stellungnahme des BMF sei eine erste Teilriickzahlttng in H öhe 

von 218 Mill S im J uni 1998 erfolgt. Darüber hinaus seien von der ÖlAG als 

Zinsen für das Gesellschajterdarlehen 1997 rd 1,1 Mrd Sund 1998 rd 182 Mi/I S 
an den Bund abgeführt worden. Für 1999 sei im zweiten Privatisierungskonzept der 

ÖlAG eine Leistung an den Bund in H öhe von 800 Mill S in Aussicht genommen 

worden. Insgesamt beabsichtige die ÖlAG, im Z eitraum von 1997 bis 1999 an 

den Bund 2,3 Mrd S abzuführen. 

(3.2) Strategischer Entscheidung über die langfristige Beteilig ungspolitik, insbe­
sondere darüber, welche Beteilig ungen in welcher Größenordnung von der 
ÖIAG langfristig gehalten werden sollen (NTB 1995 S. 69 Abs 55 (3». 

Laut Stellungnahme des BMF sei im Z uge einer Kapitalerhöhung der Anteil der 

ÖlAG an der AttStrian Airlims AG im Mai 1999 auf 39, 7 % reduziert worden. 

(3.3) Senkung der Beteiligung an der OMV AG, wie im ÖIAG-Gesetz und im 
ersten Privatisierungskonzept vorgesehen (NTB 1995 S. 60 Abs 18.2 und 
S. 62 Abs 26.2). 

Das BMF wiederholte, die Beteiligung der ÖlAG an der OMV AG betrage, ab­

weichend vom ÖlAG-Gesetz, weiterhin 35 %. Diese höhere Beteiligung sei auf­

grund des Syndikatsvertrages mit der lPIC, Abu Dhabi, erforderlich. 

(3.4) Erhöhung der Dividendenausschüttung der ÖIAG an den Bund seit 1995 
(NTB 1995 S. 57 Abs 6.2). 

Laut Mitteilung des BMF seien Bilanzgewinne erst in den Bilanzen 1997 

(4,7 Mill S) und 1998 (27,8 Mill S) ausgewiesen worden. Ungeachtet dessen er­

folgte keine Dividendenausschiittung. 
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Unerledigte Anregungen 

Sonstiges 

(3.5) Verbindlicher Definition von Investitionsrichtlinien im Bereich der Doro­
theum Auktions-, Versatz- und Bank GesmbH (Dorotheum; NTB 1996 
S.126 Abs 20). 

Laut Mitteilung des Dorotheums an das BMF erfolge die Abwicklung von Inve­
stitionsprojekten im Rahmen des genehmigten Investitionsplanes. Die Einholung 
der Angebote, die Auftragsvergabe und die Kontrolle der Einhaltung des Auf­
tragsrahmens entspreche den Vorgaben. 

(3.6) Systematischer Erstellung von Anforderungsprofilen und Stellenbeschrei­
bungen sowie Aufbau eines Gesamtschulungskonzeptes im Bereich des 
Dorotheums (NTB 1996 S. 127 Abs 21). 

Laut Mitteilung des Dorotheums an das BMF werde die im Business-Plan 1999 
bis 2001 festgelegte Personalverringerung Änderungen der Kompetenzen und Ar­
beitsabliiufe erfordern. Im Zuge der Umsetzung dieser Maßnahmen seien neue An­
forderungsprofile und daraus abgeleitete Stellenbeschreibungen zu erstellen. Das 
künftige Gesamtschulungskonzept werde sich an den neuen Aufgabeninhalten orien­
tieren. 

(4) in sonstigen Bereichen hinsichtlich: 

(4.1) Aufkommensneurraler Umstellung der Bemessungsgrundlage für Kon­
zessionsabgaben und Werrgebühren vom (geringeren) Werreinsatz auf das 
(um den Verwalrungskostenbeirrag höhere) Spielerenrgelt; Erhöhungen 
des Verwaltungskostenanreils der Österreichischen Lotterien GesmbH 
würden sich dann nicht mehr auf das Aufkommen an diesen Abgaben ne­
gativ auswirken (NTB 1993 S. 74 Abs 6). 

Allein die Einführung eines Verwaltungskostenbeirrages von 5 % bei der 
Brieflorrerie im Jahr 1990 verursachte seither einen Einnahmenausfall 
von rd 23 Mill S je Jahr an glücksspielbezogenen Abgaben. 

Laut Stellungnahme des BMF würde die Österreichische Lotterien GesmbH stei­
gende Kostenstrukturen im Wettpreis unterzubringen versuchen. 

(4.2) Beseitigung der bestehenden "generellen medialen Unrerstützung" der 
von den Österreichischen Lotterien GesmbH berriebenen Spiele, welche 
zu Lasten des Konzessionsabgabeaufkommens geht (NTB 1993 S. 75 bis 
78 Abs 7 bis 10); jährliches Einsparungspotenrial rd 200 Mill S. 

Laut Stellungnahme des BMF habe das bestehende System medialer Unterstützung 
die Umsatzentwicklung der beworbenen Spiele und den Monopolertrag außeror­
dentlich begiinstigt. Zu Lasten des Abgabenaufkommens an Konzessionsabgabe 
kaufe die Österreich ische Lotterien GesmbH Werkleistungen des ORF ein, deren 
Wert in Form positiver Beeinflussung der öffentlichen Meinung zugunsten der 
Spiele hÖIJer einzuschätzen sei als der hiefiir bezahlte Preis. 

III-11 der Beilagen XXI. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 93 von 218

www.parlament.gv.at



Allgemeine Personal­
angelegenhei ten 

Verwalcungsreform 

In \'Cf'\ irkli(hun o bcorifknc .\nrcCtungen t"t ~ t"t ... 

Teilweise verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH 

(1) im Bereich allgemeiner Personalangelegenheiten hinsichtlich: 

Einschränkungen bei der Verwendung von Dienstkrafrwagen für Fahrten 
von Führungskräften (SB Ermessensausgaben 1984 Abs 09.4); jährliches 
Einsparungspotential rd 12 Mill S. 

Das BMF verwies tmveriindert auf die Richtlinien für die Benützung von Kraft­
fahrzeugen des Bundes sowie auf die Verringerung der Anzahl der für diesen Perso­
nenkreis vorgesehenen Kraftfahrzeuge seit dem Jahr 1988. Die grundsiitzliche Ge­
nehmigung zur Benützung von Dienstkraftwagen für diesen Personenkreis obliege 
den jeweiligen obersten Organen der Vollziehung. 

(2) im Bereich der Verwalcungsreform hinsichtlich: 

(2.1) Maßnahmen zur Rechts- und Verwalcungsvereinfachung im Abgabenwe­
sen (TB 1983 Abs 48.35, TB 1993 S. 10, TB 1995 S. 74 Abs 4, TB 1996 
S. 213); jährliches Einsparungspotential rd 300 Mill S Personalaufwand. 

Das BMF verwies auf das Endbestetterungsgesetz, das Steuerreformgesetz 1993, 
das Abgabenänderungsgesetz 1994 sowie auf das Bundesgesetz, mit dem das Grund­
erwerbsteuergesetz 1987, die Bundesabgabenordnung und andere Gesetze geändert 
wurden. Weiters wären die Gebührenpflicht für einige Tatbestä'nde, die Wertpapier­
steuer, die Weinsteuer und die Sonderabgabe von Erdöl aufgehoben worden (BGBI 
Nr 629/1994, 681/1994 und 297/1995). Mit dem Abgabenä"nderungsgesetz 
1998 wären weitere Möglichkeiten bzw eine Verpflichtung der Selbstberechnung 
nicht nur im Interesse der Entlastung der Finanzverwaltung, sondern auch im In­
teresse einer Vereinfachung und Arbeitsersparnis für die Abgabepflichtigen geschaf­
fen worden (Bestand verträge, Rechtsgeschäfte, die einer Hundertsatzgebühr unterlie­
gen und Gesellschaftsteuer). Für nicht buchführungspflichtige Unternehmungen 
einzelner Branchen würden ab der Veranlagung 2000 Verordnungen betreffend Ge­
winn- und VorsteuerpattSchalierungen erlassen werden. Eine weitere Verordnung 
werde eine Individualpauschalierung von Betriebsausgaben, Werbungskosten und 
Vorsteuern ermöglichen. Nach dem Steuerreformgesetz 2000 solle die Umsatzsteuer­
sondervorauszahlung bis zu einem Vorauszahlungsbetrag von 10 000 Sentfallen. 
Weiters sei es gemäß einer Novelle zum Gebührengesetz ab 1. J ufi 1999 möglich, 
die bei einer Behö'rde anfallenden festen Gebühren auch durch Barzahlung, durch 
Verwendung einer Kreditkarte oder Euroscheckkarte zu entrichten. Überdies seien 
Ansuchen um Rechtsauskunft nunmehr gebührenfrei. 

(2.2) Deutlicher Anhebung der Wertgrenzen für die Mitwirkung des BMF bei 
den Hochbauvorhaben des BMwA (TB 1997 S. 85 Abs 7). 

Das BMF berichtete über eine mit dem BMwA erzielte Einigung und stellte die 
Novellierung der 1988 mit dem BMwA getroffenen Vereinbarung über die Er­
mittlung von Folgekosten für Hochbauvorhaben in Aussicht. 
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In Verwirklichung 

begriffene Anregungen 

Finanzverwaltung 

Kapi tal beteil igungen 
des Bundes 

(3) im Bereich der Finanzverwaltung hinsichtlich : 

(3 .1) Erarbeitung von Ri chtlinien für die Personalbewirrschaftung (TB 1989 
Abs 36.2, TB 1992 S. 137 Abs 4.2); jährliches Einsparungspotential min­
destens 15 bis 20 Mill S Personalaufwand . 

Laut Stellungnahme des BMF habe es für den Bereich der Finanziimter bundes­
einheitliche Personalbewirtschaftungsrichtlinien geschaffen. Für den Bereich der 
Finanzlandesdirektionen sei dies jedoch aufgrund deren unterschiedlicher Größe 
und Struktur unterblieben. Der stiindig sinkende Personalstand im Bereich der 
Finanzverwaltung werde in absehbarer Zeit auch eine Straffung des Personalbe­
darfes bei den Finanzlandesdirektionen erfordern. Aufgrund der umfangreichen 
organisatorischen Änderungen würden in nächster Zeit die Personalbewirtschaf­
tungsrichtlinien /iir die Finanzämter neu überdacht werden. Anschließend werde 
auch eine Erarbeitung von Personalbewirtschaftungsrichtlinien für die Finanzlan­
desdirektionen erfolgen. Entsprechend den Anregungen des RH sei bereits bei drei 
Finanzlandesdirektionen in den GeschäJtsabteilungen 1 je ein Akademiker einge­
spart worden. 

(3.2) N euordnung der Besteuerung der Land- und Forstwirtschaft, die einfach 
zu handhaben ist und eine gleichmäßige Besteuerung aller Abgabepflich­
tigen gewährleisten soll (TB 1990 Abs 30.11). 

Laut unverä'nderter Mitteilung des BMF sei eine neue Pauschalierttngs-Verord­
nung (BGBllI Nr 43011997, berichtigt durch BGBllI Nr 3011998) erlassen 
worden, nach der die Pauschalierung stufenweise geiindert werde. Eine giinzliche 
Verwirklichung der Anregung des RH sei nicht möglich gewesen. 

(4) im Bereich der Kapitalbeteiligungen des Bundes hinsichtlich: 

(4.1) Geänderter Besetzung des Aufsichtsrates der ÖIAG-Bergbauholding AG 
zwecks Lösung des bestehenden beträchtlichen Interessenkonfliktes (TB 
1996 S. 169 Abs 18.2 und 19 (4». 

Laut Mitteilung des BMF sei der Leiter der für die Bergbau/ö"'rderung zustiindi­
gen Sektion im BMwA mit J ahresende 1998 in den Ruhestand getreten und werde 
voraussichtlich im Laufe des J ahres 1999 aus dem Aufsichtsrat der ÖIAG-Berg­
bauholding AG ausscheiden. Eine Entscheidung über die Nachfolge im Aufsichts­
rat sei noch nicht getroffen worden. 

(4.2) Überlegungen, die derzeit durch die ÖIAG-Bergbauholding AG wahrge­
nommene H oldi ng-Funktion bis spätestens zur vorgesehenen Beendi­
gung der Eisenerzgewinnung und Altlastensanierung auf die ÖIAG oder 
die Graz-Köflacher Eisenbahn- und Bergbau GesmbH zu übertragen 
(TB 1993 S. 294 Abs 12 und S. 295 Abs 15, TB 1996 S. 164 Abs 5 und 
S. 169Abs 19(1». 

Laut ttnverä'nderter Mitteilung des BMF sei beabsichtigt, die Holding-Funktion 
der ÖIAG-Bergbauholding AG bis zum Ende der Eisenerzgewinnung und AIt­
lastensanierung, jedenfalls jedoch bis zum J ahr 2002, aufrecht zu erhalten. 
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In Verwirklichung 

begriffene Anregungen 

Finanzverwal tung 

(4.3) Überlegungen über die Zukunft der Euronova Industrie- und Gewerbe­
park Dreiländereck GesmbH nach Liquidierung der Bleiberger Berg­
werksunion AG (TB 1996 S. 184 Abs 26 (2». 

Laut Stellungnahme des BMF sei aufgrund des Prüfungsergebnisses einer Bera­
tungsunternehmung bis auf weiteres weder die Verilußertmg der Euronova Indu­
strie- und Gewerbepark Dreililndereck GesmbH noch der Bleiberger Bergwerks­
union AG geplant. 

(4.4) Weiteren Ausbaues des Rechnungswesens des Dorotheums zur besseren 
Nutzung als Planungs- und Kontrollinstrument und zur Gewährleistung 
eines wirksamen Controlling (NTB 1996 S. 122 Abs 7). 

Laut Mitteilung des Dorotheums an das BMF führe das Dorotheum derzeit ein 
verbessertes Controllingsystem ein, das mitJahresbeginn 2000 zur Anwendung ge­
langen soll. Weiters sei die Einfiihrung einer Profit-Center-Rechnung geplant. 

(4.5) Verbesserung der Umsetzung der Empfehlungen der Internen Revision des 
Dorotheums (NTB 1996 S. 126 Abs 19). 

Laut Mitteilung des Dorotheums an das BMF sei im J ahr 1999 eine externe Be­
ratungsttnternehmung beauftragt worden, KontrolldeJizite aufzuzeigen. 

(4.6) Ausdehnung der Prüfungen der Internen Revision des Dorotheums auf al­
le Unternehmungsbereiche (NTB 1996 S. 125 f Abs 17). 

Laut Mitteilung des Dorotheums an das BMF werde die Lücke der von den Prii­
fungen der Internen Revision nicht erfaßten Bereiche durch die im Jahr 1999 er­
folgte Beaztftragung der externen Beratungsunternehmung geschlossen. 

"\ (.;1 \\ ill lil hlt J:lllpldllllllgell 

Verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH 

(1) im Bereich der Finanzverwaltung hinsichtlich: 

Aufhebung von zwei gesetzwidrigen Erlässen aus dem Jahr 1977 betreffend 
Grenzgänger in die Schweiz und nach Liechtenstein (TB 1991 Abs 35.18). 

Laut Stellungnahme des BMF sei nunmehr auch mit der Liechtensteinischen Steuer­
verwaltung ein - dem mit der Schweiz abgeschlossenen - vergleichbares Verwal­
tungsübereinkommen ausverhandelt und im Dezember 1998 unterzeichnet worden. 
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Verwirklichte Empfehlungen 

Kapitalbeteiligungen 
des Bundes 

(2) im Bereich der Kapitalbeteiligungen des Bundes hinsichtlich: 

(2.1) Ausarbeitung von Bereichsstrategien für das Dorotheum (NTB 1996 S. 121 
Abs 4). 

Laut Mitteilung des Dorotheums an das BMF lege der Business-Plan für die Jahre 
1999 bis 2001 strategische Zielsetzungen für die einzelnen Geschäftsbereiche fest. 
Aus den strategischen Zielen seien operative Maßnahmen abgeleitet worden, die eine 
Steigerung der Effizienz der Unternehmung bewirken sollen. 

(2.2) Verstärkung der Bemühungen um Warenbeschaffung im Auktionsbereich 
des Dorotheums (NTB 1996 S. 123 Abs 11). 

Laut Mitteilung des Dorotheums an das BMF sehe der Business-Plan die Verstar­
kung der Akquisitionsbemühungen für die Sparte Auktion vor. Weiters würden neu­
gestaltete Dienstvertrage von Scha·tzmeistern ihrer Aufgabe der Warenbeschaffung 
vermehrte Bedeutung beimessen. 

(2.3) Stärkerer Einbindung des schätztechnischen Dienstes in die Warenbeschaf­
fung für den Freien Verkauf des Dorotheums (NTB 1996 S. 124 Abs 13). 

Laut Mitteilung des Dorotheums an das BMF nehme für den Pretiosen bereich ein 
gesondert dafür abgestellter Scha-tzmeister zentral Qualita-ts- und Preiskontrollen 
vor. 

(2.4) Beseitigung der Fehlerquellen im Komrollsystem der Versteigetungskasse 
des Dorotheums (NTB 1996 S. 126 Abs 18). 

Laut Mitteilung des Dorotheums an das BMF seien durch den Einsatz einer neuen 
EDV-Lijsung die Schwachstellen beseitigt sowie das Risiko von Mißbra-uchen mi­
nimiert worden. 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

PrLifu ng ... erncbni..,,,c 
< ~ 

Nullkuponfonds 

Der 1986 gegründete Fonds zur Verwaltung der Rückstellungen 
für Zinsen aus Nullkuponfinanzschulden des Bundes (Nullkupon­
fonds) kam seinem gesetzlichen Auftrag bis zur Auflösung über­
wiegend erfolgreich nach. 

Im Jahr 1997 war die Geschäftstätigkeit des Nullkuponfonds im 
wesentlichen auf den Verkauf der in eigenem Besitz befindlichen 
Wertpapiere und die kurzfristige Veranlagung der Verkaufserlöse 
beschränkt. Der Verkauf dieser Wertpapiere setzte rd fünf Monate 
vor Inkrafttreten der gesetzlichen Auflösungsbestimmungen ein und 
erfolgte ohne Bedachtnahme auf die Kupontermine. Dadurch ent­
stand dem Nullkuponfonds ein wirtschaftlicher Nachteil von letzt­
lich rd 86,2 Mill S. 

Aus noch nicht getilgten Nullkuponfinanzschulden ist eine Mehr­
belastung des Bundeshaushalts in den Tilgungsjahren zu erwarten; 
die vorzeitige Auflösung des Nullkuponfonds unterstützte die Bud­
getkonsolidierung der Finanzjahre 1997 und 1998. 

Rechtsgrundlage: Nullkuponfondsgesetz, BGBI Nr 82/1986 idgF 

Aufgabe: Verwaltung der Rückstellungen für die Zinsen bei 
Nullkuponfinanzschulden des Bundes 

Gebarungsentwicklung: 1993 1994 1995 1996 1997 

in Mill S 

Erträge 637 423 498 423 902 

Aufwand 412 207 300 140 425 

Vermögenszugang 225 216 198 283 477 

Der RH überprüfte im November und Dezember 1998 die Gebarung des 
Nullkuponfonds aus Anlaß seiner vorzeitigen Auflösung. Zu den im 
April 1999 übermittelten Prüfungsmitteilungen gab der Vorstand der 
Österreichischen Bundesfinanzierungsagenrur (Fondsverwaltung) im Juli 
1999 eine Stellungnahme ab. Seine Gegenäußerung erstattete der RH im 
August 1999. Auf eine zweite Stellungnahme der Fondsverwalrung vom 
Oktober 1999 replizierte der RH im November 1999. 

Prüfungsschwerpunkte waren die Veranlagungserfolge zum Zeitpunkt der 
Fälligkeit der Nullkuponfinanzschulden sowie zum Zeitpunkt der Auf­
lösung des Fonds, die Erreichung der Zielvorgaben des Gesetzgebers durch 
die Fondsverwalrung sowie die Überprüfung ausgewählter Geschäftsfälle. 
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90 
Zielsetzungen 
und Auflösung des 
Nullkuponfonds 

Wirtschaftliches 
Ergebnis 

2.1 Anlaß für die Errichtung des Anfang 1986 geschaffenen Fonds zur Ver­
waltung der Rückstellungen für Zinsen aus Nullkuponfinanzschulden des 
Bundes waren die 1985 vom Bund erstmals begebenen N ullkuponanlei ­
hen, die abgezinst ausgegeben und bei Fälligkeit zum Nennwert getilgt 
werden . Im Gegensatz zu herkömmlichen Anleihen werden für diese An­
leihen keine periodischen Zinsen gezahlt, sondern einbehalten und ver­
zinslich wiederveranlagt. Dadurch sollten jährliche Zinsenaufwendungen 
vermieden und die durch den Zahlungsaufschub verursachten Kosten 
durch den Zinseszins-Effekt möglichst gering gehalten werden. Für diese 
Anleihen überwies der Bund jährlich einen Betrag an den Nullkupon­
fonds, der den über die Gesamtlaufzeit verteilten Jahreszinsen entsprach. 

Der Nullkuponfonds wurde bis Ende 1992 durch das BMF verwaltet. Ab 
l. Jänner 1993 übernahm die Österreichische Bundesfinanzierungsagentur 
diese Aufgabe. 

Im August 1997 wurde die Auflösung des Fonds zum l. September 1998 
gesetzlich verfügt. Die Österreichische Bundesfinanzierungsagentur hatte 
die für den Nullkuponfonds getätigten Veranlagungen bestmöglich auf­
zulösen und die Erlöse dem Bund bis Ende August 1998 zur Verfügung 
zu stellen. 

Infolge der Fondsauflösung verzeichnete der Bundeshaushalt Einnahmen 
von rd 1,2 Mrd S (1997) und rd 4,7 Mrd S (1998). 

2.2 Nach Ansicht des RH unterstützte die Fondsauflösung die Bestrebungen 
der Bundesregierung zur Budgetkonsolidierung in den Finanzjahren 1997 
und 1998. Allerdings sind in den Tilgungsjahren aus noch nicht rückge­
führten N ullkuponfinanzschulden Mehrbelastungen des Bundeshaushalts 
zu erwarten (zB im Jahr 2000 rd 1 379,1 Mill S, 2002 rd 537,0 Mill S, 
2007 171,0 Mill Sund 2016 rd 11 363,1 Mill S). 

2.3 Laut Stellungnahme der Fondsverwaltung habe die wegen der zu erwartenden 

Kiirperscha/tsteuerpflicht verbundene Ab/uhr der Ertragsanteile den Fondser/olg 
nachhaltig geschmCilert. Überdies seien Budget- und Marktentwicklungen einer 

Weiter/iihrung des Nullkupon/onds entgegengestanden. 

3.1 Bis zur Auflösung kam der Nullkuponfonds seinem gesetzlichen Auftrag 
- die vom Bund überwiesenen Mittel (Dotierungen) bestmöglich zu ver­
anlagen und Zinseszinsen zu erwirtschaften - überwiegend erfolgreich 
nach. Bei den in den Jahren 1993 bis 1995 zur Tilgung fälligen Nullku­
ponfinanzschulden wurden aus der Veranlagung über die Zinsen und Zin­
seszinsen hinaus Mehrerträge von insgesamt rd 75,5 Mill S erzielt. 

3.2 Der RH anerkannte die Tätigkeit der Fondsverwaltung. 
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Auflösung der 
Veranlagungen 

Prämien anleihen 

Null uponfond 

4.1 Im Jahr 1997 beschränkte sich die Geschäftstätigkeit des Nullkupon­
fonds im wesentlichen auf den Verkauf eigener Wertpapiere und die kurz­
fristige Veranlagung der erzielten Erlöse. Der Verkauf der Wertpapiere 
setzte im März 1997 - rd fünf Monate vor Inkrafttreten der gesetzlichen 
Auflösungsbestimmungen - ein. Mitte August 1997 verfügte der Null­
kuponfonds gegenüber Jahresbeginn 1997 nur noch über einen Wert­
papierbestand von 7,4 %. 

Die Wertpapierverkäufe erfolgten ohne Bedachtnahme auf die jeweiligen 
Kupontermine, wodurch der Nullkuponfonds einen wirtschaftlichen 
Nachteil von zunächst rd 204,8 Mill S erlitt, der durch nachfolgende Ver­
anlagungen und Zinsenerträge auf letztlich netto 86,2 Mill S verringert 
werden konnte. 

4.2 Der RH bemängelte die bereits im ersten Quartal 1997 vorgenommenen 
Auflösungsmaßnahmen , weil sie nach seiner Ansicht nicht zum wirt­
schaftlich günstigsten Zeitpunkt durchgeführt worden waren. 

4.3 Laut Stellungnahme der Fondsverwaltung hiitten die Auflösungen zum Abbau von 
Risikopositionen sowie zur Realisierung von Kursgewinnen bei Wertpapieren in 
fremder Währung gedient. 

Ende Oktober 1999 betonte die Fondsverwaltung in einer weiteren Stellungnahme, 
sie habe bewußt eine risikoaverse Vorgangsweise gewählt. 

4.4 Der RH erwiderte, daß die Realisierung der Kursgewinne aufgrund der 
Marktlage stets ungefährdet gewesen war. 

5.1 Die Republik Österreich begab im Juli 1986 zwei Prämienanleihen, die 
im Juli 1998 zu tilgen waren. Während der Bund an den Nullkupon­
fonds Überweisungen der jährlichen Zinsen auf Basis der aushaftenden 
N ullkuponfinanzschuld durchzuführen hatte, war der Nullkuponfonds 
im Gegenzug verpflichtet, am Ende der Laufzeit der jeweiligen Nullku­
ponfinanzschuld dem Bund die Dotierungen samt Veranlagungserträgen 
zur Verfügung zu stellen. 

Im Zuge der 1997 und 1998 einsetzenden Auflösung stellte der Nullku­
ponfonds dem Bund die die Prämienanleihen betreffenden Dotierungen 
mit den Veranlagungserträgen zu Jahresbeginn 1998 zur Verfügung, wo­
durch den gesetzlichen Vorgaben nicht mehr entsprochen werden konnte. 

5.2 Der RH bemängelte die - teilweise schon 1997 - vorgenommenen 
Teilauflösungen des Fondsvermögens, ohne auf die im Juli 1998 zur Til­
gung fälligen Prämienanleihen Rücksicht zu nehmen. 

5.3 Laut Stellungnahme der Fondsverwaltung habe sie die vorzeitige Zurverfii­
gungstellung der Mittel des Nullkuponfonds an den Bund fiir sinnvoll erachtet; 
die rasche Veräi,ßerung sei im Interesse der Vermeidung allfälliger Finanzierungs­
kosten gelegen gewesen. 
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92 

Einbringlichkeit 
von Forderungen 

Schlußbemerkung 

5.4 Der RH erwiderte, daß auf grund der gesetzlichen Vorgaben Kapitalbeträge 
im Ausmaß der im Juli 1998 fällig werdenden Zahlungsverpflichtungen 
hätten zurückbehalten werden müssen. 

Er anerkannte die wirtschaftlichen Bestrebungen der Fondsverwalrung, 
wies allerdings darauf hin, daß den eingesparten Finanzierungskosten der 
Entfall von Zinserträgen gegenüberstand. 

6.1 Zahlungseingänge wurden dem Nullkuponfonds überwiegend verspätet 
gutgeschrieben. Verzugszinsen langten - wenn überhaupt - zum Teil 
erst Wochen oder Monate später ein. Gutschriften ungeklärter Herkunft 
betrugen rd 145 000 S. 

6.2 Der RH bemängelte die unterlassene Fristsetzung bei der Vorschreibung 
von Verzugszinsen und bewertete den - ungeachtet der ungeklärten 
Gutschriften - dadurch entstandenen Nachteil mit rd 300000 S. 

6.3 Laut Stellungnahme der Fondsverwaltung wiiren Fristsetzungen und Urgenzen 
wegen des damit verbundenen Verwaltungsaufwandes nicht praktikabel gewesen; 
in der Buchhaltung bestünden Sprachbarrieren. 

6.4 Der RH erachtete eine auch die Abwicklung eines fremdsprachigen Mahn­
wesens in nachgeordnete Dienststellen miteinbeziehende Überwachung 
fälliger Zahlungen für geboten. 

7 Die Auflösung des Nullkuponfonds läßt aus noch nicht getilgten 
Nullkuponfinanzschulden in den jeweiligen Ttlgungsjahren beträcht­
liche Mehrbelastungen des Bundeshaushalts erwarten. 
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Zölle und Agrarabschöpfungen; 
Teilnahme an der Prüfung des 
Europäischen Rechnungshofes 

Aus Anlaß einer vom Europäischen Rechnungshof gezogenen Stich­
probe (Änderung des Zollbetrages um 13 S) hat das BMF das Zoll­
amt Flughafen Wien zur sorgfältigeren Prüfung der Frachtkosten 
verhalten. 

Zu beanstanden war die unzureichende bzw schleppende Erledi­
gung von Zollverfahren. 

In zwei Rechtsfragen (Sicherheitsleistung, buchmäßige Erfassung 
nach Hausbeschauen) trat der RH der Auffassung des BMF bei. 

Hinsichtlich der buchmäßigen Erfassung von Zöllen im Rahmen von 
Zoilkontingenten empfahl der RH dem BMF, die von ihm gewählte 
verwaltungsökonomische Lösung mit der Europäischen Kommission 
rechtlich abzustimmen. 

BMF-Zollverwaltung 

Rechtsgrundlage: insbesondere EU-Zollkodex und Zollrechts-Durchführungsgesetz, 
BGBI Nr 659/1994 idgF 

Aufgabe: Vollziehung des Gemeinschaftszollrechtes 

Gebarungsentwicklung: 

Einnahmen 

Abgaben-N ettOvorsch rei bungen 

EU-Einfuhr- und Ausfuhrabgaben 

Ausgaben 

Sachausgaben I) 

Personalausgaben 2) 

besoldeter Mi rarbei (erstand 
jeweils zum 1. Jänner 

I) kalkularorische Ansätze 

1995 

3434,7 

535,9 

1650,7 

5486 

2) einschließlich insbesondere Verbrauchsteuern 

1996 1997 

in Mill S 

3496,3 

477,9 

1474,9 

Anzahl 

4190 

3490,5 

442,1 

1 364,0 

3988 

1998 

3283,6 

386,7 

1 192,9 

3542 
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94 
Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Zuverlässigkeits­
erklärung 1997 

Aussetzung 
der Einhebung 

Der Europäische Rechnungshof prüfte im Februar 1998 aus Anlaß der von 
ihm gegenüber dem Europäischen Parlament und dem Rat abzugebenden 
Zuverlässigkeitserklärung für das Jahr 1997 die Gebarung des BMF mit 
jenen Zöllen und Agrarabschöpfungen, die als traditionelle Eigenmittel 
für die Gemeinschaft zu erheben sind . Er nahm dabei Prüfungshandlungen 
(Stichproben) beim BMF, beim Hauptzollamt Wien und beim Zollamt 
Flughafen Wien (insgesamt etwa ein Drittel des österreichischen Aufkom­
mens) vor, die der RH in Form einer eigenen Gebarungsüberprüfung be­
gleitete. 

Zu den - nach Vorliegen der Prüfungsmitteilungen des Europäischen 
Rechnungshofes a uni 1998) und der diesbezüglichen Stellungnahme des 
BMF (August 1998) fertiggestellten - Prüfungsmitteilungen des RH 
vom März 1999 nahm das BMF im Mai 1999 Stellung. 

Der RH nimmt im Interesse einer geschlossenen Darstellung und unbe­
schadet der Berichterstattung des Europäischen Rechnungshofes auf supra­
nationaler Ebene bei der nachfolgenden Darstellung auch auf die Feststel­
lungen bzw Beurteilungen des Europäischen Rechnungshofes und die 
diesbezüglichen Stellungnahmen der überprüften Stellen Bezug. 

2.1 Der Europäische Rechnungshof wählte für die von ihm abzugebende Zu­
verlässigkeitserklärung für das Haushaltsjahr 1997 zwei Stichproben aus: 

(1) Jene betreffend das Hauptzollamt Wien gab keinen Anlaß zu Bemer­
kungen . 

(2) Hinsichtlich der Stichprobe beim Zollamt Flughafen Wien ergab sich 
aufgrund einer Differenz zwischen den verrechneten und den maßgeblichen 
Frachtkosten eine Änderung des Zollbetrages von rd 13 S, worin der Euro­
päische Rechnungshof eine "offenkundige Schwachstelle" erblickte. 

2.2 Der RH empfahl dem BMF, eine sorgfältigere Prüfung der Frachtkosten 
sicherzustellen. 

2.3 Das BMF hat das Zollamt Flughafen Wten an die bestehenden Vorschriften erinnert. 

3.1 Das Hauptzollamt Wien hat über einen Antrag auf Aussetzung der Einhe­
bung vom November 1995 erst im Oktober 1996 entschieden, ohne den 
Schuldner zwischenzeitlich zur Leistung einer Sicherheit aufzufordern. 

Das Hauptzollamt Wien stellte im Rahmen der Dienstaufsicht diese Fehl­
leistung bereits mehr als ein Jahr vor der Prüfung des Europäischen Rech­
nungshofes fest und ordnete an, daß Aussetzungsanträge unverzüglich zu 
bearbeiten und grundsätzlich von einer Sicherheitsleistung abhängig zu 
machen sind. 

Der Europäische Rechnungshof hat im Rahmen seiner Prüfung diesen 
Sachverhalt wieder aufgegriffen und den - vom Hauptzollamt Wien be­
reits abgestellten - Mißstand neuerlich bemängelt. 

3.2 Der RH erachtete die vom Hauptzollamt Wien getroffenen Maßnahmen 
für ausreichend. 
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Feststellung der 
Eingangsabgaben 

Sicherheitsleistung 

Buchmäßige Erfas­
sung von Zöllen bei 
Zollkontingenten 

Zolle und Agrarab chopfungen 

4.1 In drei vom Europäischen Rechnungshof ausgewählten Fällen (aus dem 
Bereich der vorübergehenden Verwendung) wurden die Eingangsabgaben 
bis zu mehr als einem Jahr nach dem Entstehen der Schuld bescheidmä­
ßig vorgeschrieben und buchmäßig erfaßt. 

Der Europäische Rechnungshof beanstandete die überlange Verfahrens­
dauer. 

4.2 Der RH teilte grundsätzlich die Auffassung des Europäischen Rech­
nungshofes. 

4.3 Das BMF anerkannte die Kritik als berechtigt und berichtete von entsprechenden 
Maßnahmen des Hauptzollamtes Wien. Es gab jedoch zu bedenken, daß der EU­
Beitritt eine Änderung der Zustiindigkeiten der Zollämter notwendig gemacht habe, 
als deren Folge das Hauptzollamt Wien im Jahr 1995 mehrere tausend Geschäfts­
stiicke, die bislang von den Zolliimtern seines Bereiches zu erledigen gewesen wären, 
zur Bearbeitung zugewiesen bekam. 

4.4. Nach Aufarbeitung der Rückstände stellen nach Ansicht des RH die vom 
Hauptzollamt Wien verfügten Maßnahmen künftig eine zeitgerechte Er­
ledigung sicher. 

5.1 Bei zwei Zollanmeldungen zur Überführung von Waren in die vorüberge­
hende Verwendung hat das Zollamt Flughafen Wien - im Einklang mit 
dem innerstaatlichen Recht - keine Sicherheitsleistung eingehoben. 

Der Europäische Rechnungshof vermeinte, nach dem Gemeinschaftsrecht 
wäre eine Sicherheitsleistung einzuheben gewesen. 

Das BMF legte das gemeinschaftsrechtliche Zollrecht dahingehend aus, 
daß dieses in den vom Europäischen Rechnungshof aufgegriffenen Fällen 
die Einhebung einer Sicherheitsleistung grundsätzlich dem Ermessen der 
Zollbehörden überlasse. 

5.2 Der RH teilte die Rechtsauslegung des BMF. 

6.1 Zollkontingente sind mit einem vergleichsweise günstigeren Zollsatz be­
lastet, wobei erst nach entsprechender Rückmeldung seitens der Europä­
ischen Kommission verbindlich feststeht, ob der Kontingentzollsatz oder 
der Regel-Zollsatz anzuwenden ist. 

Auf der Grundlage entsprechender Anordnungen des BMF erfaßt das 
Hauptzollamt Wien den Zollbetrag buchmäßig erst, wenn aufgrund des 
maßgeblichen Zollsatzes der Zollbetrag endgültig ermittelt werden kann. 

Nach Auffassung des Europäischen Rechnungshofes habe die buchmäßige 
Erfassung grundsätzlich unverzüglich in Höhe des jedenfalls zu erheben­
den Zollbetrages zu erfolgen und sei dieser in weiterer Folge erforderli­
chenfalls jeweils entsprechend zu berichtigen. 
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96 

Hausbeschau 

Schluß­
bemerkungen 

6.2 Der RH anerkannte die der Anordnung des BMF zugrundeliegenden ver­
waltungsökonomischen Überlegungen, empfahl diesem jedoch eine recht­
liche Abstimmung mit den zuständigen supranationalen Verwaltungs­
stellen. 

6.3 Laut Mitteilung des BMF sei es im Sinne der Empfehlung des RH an die Euro­
piiische Kommission herangetreten. 

7.1 Die im Zollkodex gemeinschaftsrechtl ich festgelegten Fristen für die 
buchmäßige Erfassung der Zoll beträge können aus Gründen verlängert 
werden, die mit der Verwaltungsorganisation des Mitgliedstaates zusam­
menhängen, insbesondere wenn dieser über eine zentrale Buchfühtung 
verfügt. Von dieser Regelung hat das Hauptzollamt Wien hinsichtlich 
der Zollanmeldungen aus Hausbeschauen Gebrauch gemacht. 

Das BMF begründete die österreichweite Inanspruchnahme der um bis zu 
zwei Wochen verlängerten Frist zur buchmäßigen Erfassung mit der zentra­
len Buchführung für die österreichische Zollverwaltung und mit der orga­
nisatorischen Notwendigkeit des Instrumentes der Hausbeschau (Zoll­
amtliche Amtshandlungen außerhalb des Amtsplatzes). 

Der Europäische Rechnungshof vermeinte, daß die Gründe für eine Frist­
erstreckung nicht vorlägen, weil im Verfahren der Hausbeschau lediglich 
der Ort der Zollabfertigung verlagert werde und sohin für die buchmäßige 
Erfassung - außer dem Transport der bei der Hausbeschau angenomme­
nen Zollanmeldungen zum Zollamt - kein Unterschied gegenüber der 
bei Abfertigungen auf dem Amtsplatz geübten Verfahrensweise bestünde. 
Die in Österreich geübte Praxis bewirke bei den erst gegen Ende eines 
Monats durchgeführten Hausbeschauen die buchmäßige Erfassung der 
Abgaben erst im Folgernonat, woraus sich die systematisch verspätete Be­
reitstellung von traditionellen Eigenmitteln der Gemeinschaft ergäbe. 

7.2 Der RH trat den Argumenten des BMF bei und ergänzte, daß die vom 
Europäischen Rechnungshof angestrebte Standardfrist von höchstens zwei 
Tagen ab Überlassung der Ware für eine geordnete und vollständige 
Sammlung der von den unterschiedlichen Hausbeschauorten stammenden 
Anmeldungen zur lückenlosen buchmäßigen Erfassung der Abgabenbe­
träge nicht ausreicht, sofern auf einen - im Vergleich mit den Amts­
platzabfertigungen - ebenso durchgängig gewissenhaften Umgang mit 
den Eigenmittelansprüchen der Gemeinschaft Wert gelegt wird. 

8 Zusammenfassend anerkannte der RH sowohl das Bemühen des 
BMF, die stichprobenartig aufgezeigten Schwachstellen im Verfah­
rensablauf zu verbessern, als auch die, teils im Gegensatz zum Eu­
ropäischen Rechnungshof stehenden, rechtlichen Überlegungen des 
BMF. 
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Österreichische Staatsdruckerei (AG) 

Der Wirtschaftskörper Österreichische Staatsdruckerei wurde 1997 
in eine Aktiengesellschaft umgewandelt, aus der 199H die Ausgliede­
rung der Wiener Zeitung erfolgte. Mitte 1999 wurde die Firmenbe­
zeichnung der Österreichischen Staatsdruckerei AG auf Print Media 
Austria AG geändert. Im September 1999 erfolgte die Abspaltung 
und Übertragung des Teilbetriebes \Vert- und Sicherheitsdruck auf 
die neu gegründete Österreichische Staatsdruckerei GesmbH. 

Die gesetzlich gesicherten Pflichtaufträge wurden stark reduziert. 
Die 199.1 vorhandenen Problemfelder bedrohten mittelfristig die 
Existenz der überprüften Unternehmung. Ein Sozialplan hätte er­
hebliche Mittel erfordert. Die überprüfte Unternehmung entschied 
sich daher für eine Expansionsstrategie in Richtung industrieller 
Druck. 

Der bis 199.) ausschließliche Produktionsstandort Wien-Rennweg 
wies insbesondere im Bereich Rollenoffset erhebliche produktions­
technische und logistische Nachteile auf. Daher beteiligte sich die 
überprüfte Unternehmung 199.1 am neu errichteten Druckzentrum 
Müllendorf im Burgenland und an einer ungarischen Druckerei. 
Zwecks Markteinstieg in den mehrfarbigen Akzidenz-Rollenoffset­
druck erfolgte 1995 die Übernahme einer in wirtschaftlichen Schwie­
rigkeiten befindlichen Druckerei in Wien-Inzersdorf. Weitere Schritte 
zum Konzernaufbau folgten. 

Die strategische Einbindung der ungarischen Druckerei in den Kon­
zern war nicht hinreichend klar gegeben. Der Geschäftsbereich Ver­
lag mit seinen gewerblichen Strukturen bildete im Konzern einen 
Fremdkörper. 

Der RH beurteilte die im Zuge des noch nicht abgeschlossenen 
Uf!Jstrukturierungsprozesses getroffenen unternehmerischen Ent­
scheidungen insgesamt grundsätzlich positiv. Cngeachtet wettbe­
\verbsbedingter Marktrisken sollten die neuen Geschäftsfelder nach 
Ansicht des RH einen kontrollierten Rückzug aus unprofitablen 
Bereichen ermöglichen. 
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9B 

Österreichische Staatsdruckerei (AG) 

Eigentümer: Österreichische Industrieholding AG (Öl AG) 

Unternehmungsgegenstand: Herausgabe, Herstellung, Verlag und Vertrieb von Medienwerken 

Rechtsgrundlagen: Staatsdruckereigesetz, BGBI Nr 340/1981 
Staatsdruckereigesetz 1996, BGBI I Nr 1/1997 idgF 

Gebarungs- Aktiengesellschaft Konzern 

entwicklung: 1993 1994 1995 1996 1) 1997 1998 3) 1997 2) 1998 3) 

in Mill S 

Umsatz 886,7 914,9 876,7 1 214,2 828,8 620,1 1 501,3 2024,0 

Betriebsergebnis -15,5 + 39,4 + 46,8 + 74,9 + 56,3 - 23,8 + 30,4 + 56,0 

Finanzergebnis + 37,4 + 32,4 - 11,2 + 28,8 + 27,0 + 22,2 + 20,1 + 16,5 

Ergebnis der 
gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit + 21,9 + 71,8 + 35,6 + 103,7 + 83,3 - 1,6 + 50,5 + 72,5 

Jahresüberschuß/ 
- fehlbetrag - 3,0 + 30,9 + 17,5 + 9,1 + 25,7 - 24,8 + 13,6 + 18,7 

Bilanzgewinn/ 
-verlust + 2,9 + 61,8 + 28,4 + 7,2 + 29,8 -20,7 + 57,3 + 47,4 

Mitarbeiter im Anzahl 
Jahresdurchschnitt 772 725 658 688 608 464 1008 984 

1) einschließlich Strohal GesmbH (Übertragung auf die Österreichische Staatsdruckerei durch verschmelzende 
Umwandlung) 

2) erstmalige Erstellung 
3) Abspalrung der Wiener Zeitung GesmbH 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Rechtsverhältnisse 

Der RH überprüfte von Mitte April bis Anfang Juni 1998 die Gebarung 
der damaligen Österreichischen Staatsdruckerei AG (nunmehr Print Me­
dia Austria AG). Zu den im März 1999 übermittelten Prüfungsmittei­
lungen nahm die überprüfte Unternehmung im April 1999 Stellung. Der 
RH erstattete seine Gegenäußerung im Sommer 1999. 

Der RH hatte die Unternehmung zuletzt 1991/92 überprüft und hier­
über dem Nationalrat in einem Wahrnehmungsbericht (Reihe Bund 
1993/5) berichtet. 

2 Der 1981 gebildete Wirtschaftskörper Österreichische Staatsdruckerei 
wurde mit 1. Jänner 1997 in eine Aktiengesellschaft umgewandelt . Zum 
1. Jänner 1998 war eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung unter der 
Firmenbezeichnung Wiener Zeitung GesmbH abzuspalten. 

Die Verwaltung der Anteilsrechte des Bundes an der überprüften Unter­
nehmung oblag vor der Abspaltung dem Bundeskanzler. Die Anteilsrechte 
des Bundes an der überprüften Unternehmung gingen im Juli 1998 zum 
Zweck der Privatisierung in das Eigentum der ÖIAG über. Die Verwal­
tung der Anteilsrechte des Bundes an der Wiener Zeitung GesmbH oblag 
dem Bundeskanzler. 

III-11 der Beilagen XXI. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 107 von 218

www.parlament.gv.at



Organe 

Führung und 
Steuerung 

Unternehmungspolitik 

Rahmenbedingungen 

A usgangssi ruation 
1993 

o terrelch sch S t druclt r i [AG) 

Mitte 1999 wurde die Firmenbezeichnung der überprüften Umernehmung 
auf Prim Media Ausrria AG geändert. Im September 1999 erfolgte rück­
wirkend zum 1. Jänner 1999 die Abspalrung und Übertragung des Teilbe­
triebes Wert- und Sicherheitsdruck auf die neu gegründete Österreichische 
Staatsdruckerei GesmbH mit dem alleinigen Eigemümer ÖIAG. 

3 Bis Ende 1996 war zur Leirung der überprüften Unternehmung der Ge­
neraldirektor berufen. Dessen Geschäftsführung überwachte der aus zwölf 
Mitgliedern und zwölf Ersatzmitgliedern bestehende Wirtschaftsrat. 

Seit 1997 fungierten ein Vorstand (zwei Mitglieder) und ein Aufsichtsrat 
(neun Mitglieder einschließlich Diensrnehmervertreter) gemäß Aktienge­
setz. 

4.1 Die Führung der überprüften Umernehmung war sehr stark vom Vorstand 
geprägt, der alle Emscheidungen an sich zog. Ein modernes und leistungs­
fähiges Steuerungs- und Controllingsystem war im Aufbau begriffen. 

4.2 Nach Ansicht des RH rechtfertigte die Umsrrukturierung der überprüf­
ten Unternehmung nicht die ungewöhnlich starke Befassung des Vorstan­
des mit Aufgaben, die üblicherweise durch die zweite Führungsebene 
wahrzunehmen sind . Der RH empfahl dem Vorstand, im Zuge der weite­
ren Verbesserung der führungsunterstützenden Systeme eine starke zweite 
Managementebene aufzubauen und mehr operative Entscheidungen zu 
delegieren. 

5 Die Entwicklung der überprüften Unternehmung war seit der früheren 
Gebarungsüberprüfung durch den RH von wesentlichen Veränderungen 
sowohl der rechtlichen Grundlagen als auch der wirtschaftlichen Rah­
menbedingungen sowie - als Folge davon - der Produktpalette ge­
kennzeichnet. 

Durch das Staatsdruckereigesetz 1996 wurde die Anzahl jener Produkte, 
deren Herstellung ausschließlich der überprüften Unternehmung vorbe­
halten ist ("Pflichtaufrräge"), stark vermindert . Abgesehen von den ver­
ringerten Pflichtaufrrägen verblieb - für einen Übergangszeirraum -
der Druck der Wiener Zeirung. 

6 Sowohl der RH anläßlich seiner früheren Gebarungsüberprüfung als auch 
eine Berarungsunternehmung in einer für die überprüfte Unternehmung 
1991 erstellten Studie zeigten mittelfristig insgesamt existenzbedrohende 
Problemfelder auf. Erstmals seit der Verselbständigung als eigener Wirr­
schaftskörper wies die überprüfte Unternehmung 1993 ein negatives Be­
triebsergebnis auf (15,5 Mill S). Der verstärkte Wettbewerb führte zu 
Preisreduktionen und Umsatzeinbußen (4,3 % gegenüber 1992). Auch 
die gegenüber der Konkurrenz hohen Ferrigungskosten trugen zum nega­
tiven Betriebsergebnis bei; dem stand 1993 ein positives Finanzergebnis 
C3 7,4 Mill S) gegenüber. 
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Unternehmungspolitik 

Alternativen 

Bis dahin rentable Aufträge (zB Telefonbücher, Lose, Briefmarken) fielen 
durch das wachsende Kostenbewußtsein der Kunden weg oder konnten 
nur zu deutlich schlechteren Konditionen gewonnen werden. Die unzeit­
gemäße Organisation sowie die ungünstigen Produktionsverhältnisse ver­
ursachten hohe Kosten. Wachstumsbereiche zum Ausgleich der Verluste 
fehlten . Aus der Vergangenheit verfügte die überprüfte Unternehmung 
über erhebliche finanzielle Mittel als gute Basis für zukunftssichernde 
Maßnahmen. 

7.1 Ohne wesentliche Änderungen der Geschäftspolitik sah die überprüfte 
Unternehmung einer unausweichlichen Schrumpfung entgegen. Der hohe 
Personalstand mit zum Teil unkündbaren Mitarbeitern ließ erhebliche 
Mittelerfordernisse für einen Sozialplan erwarten. 

Erste offensive Maßnahmen ergriff die überprüfte Unternehmung Anfang 
1993 (mehrheitlicher Erwerb einer Druckerei in Ungarn, Vorarbeiten für 
die Errichtung eines Druckzentrums im Burgenland). 

Bei seinem Amtsantritt im Oktober 1993 legte der Generaldirektor dem 
Wirtschaftsrat ein Konzept vor, das eine konsequente Marktstrategie, eine 
unternehmungsweite Kostenminimierung und die Bereitschaft zu Koope­
rationen vorsah. Demzufolge entschied sich die überprüfte Unternehmung 
für eine Expansionsstrategie sowie für die Nutzung der vorhandenen finan­
ziellen Mittel zum Einstieg in für sie neue Geschäftsfelder des Druckerei­
wesens. 

Die konsequente Verfolgung dieser noch zur Zeit des Wirtschafrsrates 
eingeschlagenen Strategie veränderte die überprüfte Unternehmung ge­
genüber 1993 zu einem auf drei Geschäftsbereiche (Industrieller Druck, 
Spezialdruck, Verlag/Multimedia) gestützten Konzern. 

7.2 Nach Ansicht des RH harren der Wechsel in der Leitung, die Expansions­
strategie, der neue Eigentümer sowie die Umwandlung in eine Aktienge­
sellschaft einschließlich der damit verbundenen Neugestaltung des Auf­
sichtsorgans positive Auswirkungen auf die Dynamik der überprüften 
Unternehmung. Die deutlichere Ausrichtung nach wirtschaftlichen Ge­
sichtspunkten schärfte das Problembewußtsein und den Willen nach Lö­
sungen mit positiven Zukunftsaussichten. 

Geschäftsbereich Industrieller Druck 

Druckzentrum 
Müllendorf 

8 Die überprüfte Unternehmung war am Standort Wien- Rennweg im Be­
reich Rollenoffset bei der Telefonbuchproduktion und bei der Produktion 
der Wiener Zeitung mit erheblichen produktionstechnischen und logisti­
schen Problemen konfrontiert. Dadurch entstanden einerseits erhebliche 
Werrbewerbsnachteile, andererseits fehlten für diesen Standort die Vor­
aussetzungen zur Entwicklung und Umsetzung expansiver Strategien. 

Zur Beseitigung der Standorrnachteile leitete der frühere Generaldirektor 
die Errichtung des Druckzentrums Müllendorf (Druckzentrum) im Bur­
genland ein, an dem sich die überprüfte Unternehmung 1993 mit 30 % 
beteiligte. 
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Geschäftsbereich 

Industrieller Druck 

Strohal Rotations­
druck GesmbH 

ru ker I [AG] 

Das Druckzentrum d iente insbesondere der Durchführung des Großauf­
trages zum Druck der österreichischen Telefonbücher; deshalb wurden der 
Verleger der Telefonbücher sowie ein ortsansässiger Buchbinder als Ge­
sellschafter in das Druckzentrum eingebunden. 

In das neue Druckereigebäude und in den Maschinentransfer nach Müllen­
dorf wurden 80 Mill S investiert. Im Herbst 1994 erfolgte die Inbetrieb­
nahme des Druckzentrums. Im ersten vollen Betriebsjahr 1995 betrug der 
Jahresüberschuß 2,5 Mill S; ihm stand anlaufbedingt ein Bilanzverlust von 
14,7 Mill S gegenüber. 

Nach Ende der Gebarungsüberprüfung an Ort und Stelle erwarb die 
überprüfte Unternehmung die Beteiligungen der anderen Gesellschafter 
des Druckzentrums und fusionierte dieses - rückwirkend mit l. Jänner 
1998 - mit der Strohal Rotationsdruck GesmbH. 

9.[ Im Zuge der Diversifikationsüberlegungen entschied die überprüfte U n­
ternehmung Ende 1994, in den bisher nicht durchgeführten mehrfarbi­
gen Akzidenz-Rollenoffsetdruck einzusteigen. Dieses der Herstellung 
von Katalogen und Werbeprospekten dienende Druckverfahren ließ nach 
Ansicht von Fachleuten auch in den nächsten Jahren ein deutliches Markt­
wachsturn erwarten. 

Die überprüfte Unternehmung erwarb Anfang 1995 die in wirtSchaftlichen 
Schwierigkeiten befindliche Druckereiunternehmung Strohal GesmbH mit 
einer Betriebsstätte in Wien-Inzersdorf. Der Erwerb der Strohal GesmbH 
diente dem Markteinstieg, dem Aufbau von Know-how und der Über­
nahme von Kundenaufträgen für den mehrfarbigen Akzidenz-Rollenoff­
setdruck. 

Es war geplant, durch eine neue Konzerngesellschaft (Strohal Rotations­
druck GesmbH) in unmittelbarer Nachbarschaft zum Druckzentrum 
Müllendorf mit Förderungen einen neuen Betrieb mit neuen Maschinen zu 
errichten. Ursprünglich war für den neuen Betrieb ein Partner vorgesehen, 
um eine entsprechende Auslastung sicherzustellen. Mangels Einigung mit 
den Gesprächspartnern wurde die Druckerei (Vollbetrieb ab Mitte 1997) 
schließlich ohne Partner errichtet. 

Die ursprünglich geplanten Umsätze und Ergebnisse wurden verfehlt. 
Die Planungen (mit Partner) gingen von einem Umsatzziel von 900 bis 
1000 Mill S für das erste volle Betriebsjahr 1997 aus. Nach Realisierung 
des Konzeptes ohne Partner wurde das Umsatzziel auf700 bis 750 Mill S 
reduziert; wegen Anlaufschwierigkeiten betrug der Umsatz 1997 530 Mill S. 
Die Mittelfristplanung 1998 bis 2000 sah ein Umsatzwachstum auf 640 Mill S 
vor. 

Das Betriebsergebnis 1997 (27 Mill S) blieb hinter den Planwercen (52 bis 
59 Mill S) zurück. 
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Geschäftsbereich 

Industrieller Druck 

Druckerei Szechenyi 

Im Jahr 1998 betrug das Betriebsergebnis 37 Mill S; der Umsatz belief 
sich auf 777 Mill S. Diese Werte waren mit jenen der Vorjahre durch die 
1998 erfolgte Fusion der Strohal Rotationsdruck GesmbH mi t dem 
Druckzentrum Müllendorf nicht direkt vergleichbar. Die fusionierten 
Unternehmungen erzielten 1998 Erhöhungen des Umsatzes (18 %) und 
des Betriebsergebnisses (22 %) gegenüber der Summe der Gewinn- und 
Verlustrechnungen 1997. 

Die Strohal GesmbH wurde 1996 an die Österreichische Staatsdruckerei 
übertragen. 

Im Sommer 1998 ging die Strohal Rotationsdruck GesmbH eine Mehr­
heitsbeteiligung an der deutschen Druckerei Kraft-Schlötels ein. 

9.2 Trotz der Abweichungen gegenüber der ursprünglichen Planung verfügte 
nach Auffassung des RH die überprüfte Unternehmung mit der Strohal 
Rotationsdruck GesmbH über eine im europäischen Vergleich große und 
moderne Druckerei, die auch 1998 ein deutlich positives Betriebsergebnis 
erzielte und den für die Planerfüllung notwendigen hohen Exportanteil 
von über 50 % erreichte. 

10.1 An dieser Druckerei in Ungarn (Umsatz 1997: 46 Mill S) hielt die überprüfte 
Unternehmung seit 1993 eine Beteiligung von 58 %. Ursprünglich sollte in 
dieser Druckerei , deren Produktion damals den Bogendruck (Buchdruck) 
und Rollenoffset (Zeirungsproduktion) umfaßte, eine Formulardruckerei 
für den österreichischen sowie für den ungarischen Markt aufgebaut wer­
den. Dieses Konzept wurde nicht verwirklicht. Das Produktionsprogramm 
war in Anpassung an die Marktverhälrnisse zwischenzeitlich mehrfach zu 
adaptieren; die Produkte werden überwiegend in Ungarn abgesetzt. 

10.2 Nach Ansicht des RH war Mitte 1998 die strategische Einbindung der 
ungarischen Druckerei in den Konzern nicht hinteichend klar gegeben. 
Synergien bestanden hinsichtlich der durch die ungarische Druckerei 
durchgeführten Erledigung von Stanzaufträgen der Registerschnitt Buch­
binderei GesmbH, an der die überprüfte Unternehmung zu 50 % betei­
ligt war. 

10.3 Laut Stellungnahme des Vorstandes bestünden inzwischen auch im Bereich Bogen­
druck zunehmende Synergien zwischen der ungarischen Druckerei und den weiteren 
Konzernbetrieben. 

Geschäftsbereich Spezialdruck 

Formulare und amt­
liche Publikationen 

11.1 Die wenig markrorientierten und produktionstechnisch ungünstig ausge­
statteten Bereiche Formulare und amtliche Publikationen waren im über­
prüften Zeitraum durch die gesetzlich ausschließlich der Staatsdruckerei 
übertragenen "Pflichtaufträge" geprägt. Ab 1997 fiel die Herstellung der 
Formulare für Bundesdienststellen nicht mehr unter das Pflichtgeschäft, 
wodurch es zu einem massiven Umsarzrückgang kam. Erst durch die 
Übersiedlung der Bereiche Formulare und amtliche Publikationen an den 
Standort der Strohal GesmbH in Wien-Inzersdorf erfolgten Restrukrurie­
rungsmaßnahmen und eine Verbesserung der Fertigungskostenstrukrur. 
Der Bereich Formulare wurde Anfang 1999 verkauft . 
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Geschäftsbereich 

Spezialdruck 

Wert- und 
Sicherheitsdruck 

Osterreichisch St at druckerei ( Gl 

11.2 Der RH empfahl für den Bereich amtliche Publikationen eine konsequente 
Produktivitätssteigerung durch den Einsatz neuester Technologien . 

12.1 Der Wert- und Sicherheitsdruck war stark vom Pflichtgeschäft geprägt. 
Die Hauptproduktgruppen stellen Reisepässe , Briefmarken , fälschungs­
sichere Druck- sowie Lotterieprodukte dar. Diese Fertigungsbereiche wa­
ren traditionell auf hohe Qualitätsansprüche ausgerichtet, wobei standort­
bedingt logistische Probleme sowie teilweise veraltete Produktionsanlagen 
gegeben waren. Bei den Pflichtaufträgen handelte es sich um stagnierende 
Märkte. Die Auftragszyklen und -volumina waren durch die überprüfte 
Unternehmung nur bedingt beeinflußbar. Die verstärkte Entwicklung von 
neuen Produkten im Sicherheitsbereich (zB Sicherheitstickets und -etiket­
ten, Chip-Cards, Gutscheine) ergänzte die Nischenpolitik im Wert- und 
Sicherhei tsdruck. 

12.2 Der RH empfahl eine bestmögliche Erhaltung des Know-hows und der 
Qualitätsstandards im Wert- und Sicherheitsdruck. Weiters wären in die­
sem Bereich die weitere Erhöhung der Produktivität, eine Verbesserung 
der Vertriebsorganisation und sodann eine verstärkte Ausrichtung auf das 
Privatkundengeschäft anzustreben. 

13.1 Mitte 1999 wurden die gesetzlichen Grundlagen geschaffen, den Wert­
und Sicherheitsdruck in eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
(Österreichische Staatsdruckerei GesmbH) zu verlagern, um bei der Pri­
vatisierung der überprüften Unternehmung flexibler zu sein. Die Abspal­
tung wurde im September 1999 durchgeführt. 

Die Oesterreichische Nationalbank eröffnete 1998 eine neue Druckerei . 
Wenngleich für den Banknotendruck andere maschinelle Einrichtungen 
erforderlich sind als für die Produkte der überprüften Unternehmung, er­
wogen wegen möglicher Einsparungen bei den Sicherheitsmaßnahmen 
die ÖIAG, die Oesterreichische Nationalbank und die überprüfte Unter­
nehmung grundsätzlich eine Verlagerung der Staatsdruckerei-Produktion 
in die neue Druckerei . 

13.2 Der RH begrüßte Überlegungen, den Sicherheitsdruck in einer öster­
reichischen Unternehmung zu konzentrieren. Er wies darauf hin, daß vor 
einem allfälligen Verkauf auch die Probleme der anderen Bereiche des 
Spezialdrucks, des Personals und der Verwertung des Produktions- und 
Verwaltungsgebäudes am Standort Wien-Rennweg zu lösen wären. 

13.3 Laut Stellungnahme des Vorstandes verfolge er begleitend gesetzte Maßnahmen für 
eine Verwertung des Teilbereiches Sicherheitsdruck weiter. 

13.4 Der RH erachtete die eingeleiteten Maßnahmen als wesentliche Schritte, 
denen - abhängig von der künftigen Gestaltung des Wert- und Sicher­
heitsdrucks - noch weitere zu folgen hätten. 
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Geschäftsbereich Verlag/Multimedia 

Profit-Center Verlag 
Österreich 

medienprojekte + 

service GesmbH 

Zielerreich ung 

14.1 In diesem Profit-Center waren die Sparten Juristische Literatur, Electronics, 
Fachzeitschriften, Seminare und eine Buchhandlung zusammengefaßt. 

Im Jahr 1997 betrug der Umsatz der Sparte Juristische Literatur 55 Mill S 
0998: 47 Mill S); die vier anderen Sparten erzielten 1997 und 1998 Um­
sätze zwischen 10 und 17 Mill S. Die Synergien mit den Geschäftsbereichen 
Industrieller Druck und Spezialdtuck waren gering. Die Betriebsergebnisse 
des Verlages sanken von + 2,6 Mill S (1997) auf - 6,6 Mill S (1998). 

14.2 Unter Hinweis auf den Konzernschwerpunkt industrieller Rotationsdruck 
erachtete der RH den Verlag mit seinen gewerblichen Strukturen als 
Fremdkörper. Er empfahl eine gesellschaftsrechtliche Verselbständigung 
des Profit-Center Verlag Österreich sowie eine teilweise oder gänzliche Ab­
gabe. 

15.1 Die 1997 eingegangene Beteiligung an der medienprojekte + service 
GesmbH sollte für die überprüfte Unternehmung vor allem den Know­
how-Zugang zum Markt der elektronischen Medien sicherstellen. Die 
mittelfristige Planung 1998 bis 2000 erwartete ein rasantes Wachstum; 
1998 wurde das Umsatzziel 08 Mill S) verfehlt (Ist-Umsatz: 14 Mill S); 
der geplante Verlust 00 Mill S) wurde um 0,3 Mill S unterschritten. 

15.2 Der RH erachtete das finanzielle Risiko dieser Beteiligung für überschau­
bar; er bewertete die Beteiligung als zweckmäßige zukunftsorientierte In­
vestition. Die Planung enthielt jedoch nach Ansicht des RH einen hohen 
UnsicherheitsfaktOr; er empfah l, die Entwicklung genau zu beobachten 
und insbesondere auf eine Risikobegrenzung zu achten. 

16.1 Die überprüfte Unternehmung unterlag dem Wandel von einer "Staats-
druckerei" mit einem überwiegenden Anteil an Pflichtaufträgen zu einem 
im marktrisikobehafteten Wettbewerb stehenden Konzern mit mehreren 
Geschäftsfeldern. 

Der U mstrukrurierungsprozeß war von hohen Investitionen sowie um­
fangreichen gesellschaftsrechtlichen, räumlichen und organisatOrischen 
Veränderungen gekennzeichnet. Die Expansionsstrategie stellte die über­
prüfte Unternehmung auf eine breitere Basis; Arbeitsplätze wurden zum 
Teil erhalten bzw in den Konzerngesellschaften neu geschaffen. Die starke 
Umsatzausweitung führte zu erhöhter Produktivität. 

16.2 Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung durch den RH war der Umstruktu­
rierungsprozeß noch im Gange; eine abschließende Beurteilung war des­
halb nicht möglich. Die neuen Geschäftsfelder sollten jedoch nach Ansicht 
des RH einen kontrollierten Rückzug aus unprofitablen Teilbereichen er­
möglichen. 
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Ergebnisentwicklung und Ausschüttungspolitik 

Ergebnisentwicklung 17 Die Entwicklung der Bilanzen seit 1993 spiegelte die tiefgreifenden Ver­
änderungen in der Unternehmungsstruktur wider. 1997 wurde erstmals 
ein Konzernabschluß erstellt. 

Im Jahr 1997 betrug der Umsatz des Konzerns 1 501 Mill S. Die Strohal 
Rotationsdruck GesmbH trug dazu 532 Mill S bei; im Kernbereich der 
überprüften Unternehmung sank der Umsatz - insbesondere wegen der 
Reduzierung des Pflichtgeschäftes, 1997 vor allem im Bereich Formulare 
- auf 829 Mill S (1993: 887 Mill S) . Mit der Abspaltung der Wiener 
Zeitung GesmbH (Umsatz 1997: 212 Mill S) entfiel 1998 ein weiterer 
wesentlicher Teil des Kernumsatzes, wodurch der Umsatz der überprüften 
Unternehmung auf 620 Mill S sank. 

Die seit 1993 durchgeführten Umstrukturierungsmaßnahmen und die Ko­
sten des Markteinstieges in den mehrfarbigen Akzidenz- Rollenoffsetdruck 
belasteten das Ergebnis der überprüften Unternehmung. Trotzdem wurden 
von 1994 bis 1997 positive Betriebsergebnisse zwischen 39,4 Mill S (1994) 
und 74,9 Mill S (1996) erwirtschaftet. Neben Rationalisierungen durch 
Standorrverlagerungen hatte die Unternehmungsleitung auch im Personal­
bereich kostensparende Maßnahmen ergriffen. 

Im Jahr 1998 war das Betriebsergebnis, im wesentlichen bedingt durch den 
Abfertigungsaufwand (18,1 Mill S), negativ (- 23,8 Mill S). Das positive 
Finanzergebnis (22,2 Mill S) führte zu einem vergleichsweise geringfügig 
negativen Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit (- 1,6 Mill S). Ins­
besondere die Vorwegnahme des Verlustes des Anfang 1999 erfolgten Ver­
kaufes des Bereiches Formulare sowie der einmalige Aufwand für die EDV­
Umstellung und Übersiedlungen führten 1998 zum Bilanzverlust von 
- 20,7 Mill S. 

18.1 Die Kosten der Übernahme der Strohal GesmbH sowie die Übertragung 
ihrer auslaufenden Aktivitäten an die überprüfte Unternehmung belaste­
ten seit 1995 deren Jahresergebnisse (Jahresüberschuß 1997: 25,7 Mill S; 
Jahresfehlbetrag 1998: - 24,8 Mill S). Die Übernahme einschließlich des 
Erwerbes der von der Strohal GesmbH geleasten Betriebsliegenschaft er­
forderten einen Kapitalbedarf von rd 270 Mill S. Zu Beginn der Projekt­
planung schätzte die Finanzierungsgarantie- GesmbH den Kapitalbedarf 
für Erwerb, zweijährigen Betrieb und geplante Liquidation auf 221 Mill S. 
Zum Zeitpunkt des Abtretungsvertrages (Februar 1995) wurden der Über­
nahmepreis und der Liquidationsverlust mit insgesamt 195 Mill S ange­
nommen. Die erworbene Liegenschaft ermöglichte den Umzug der Berei­
che Formulare und amtliche Publikationen und dadurch den Verkauf des 
Betriebsgebäudes in Wien-Rennweg; dies bedeutete die Realisierung einer 
stillen Reserve von rd 90 Mill S. 

18.2 Der RH hielt fest, daß der Kapitalbedarf wesentlich höher als die ur­
sprünglichen Schätzungen war. Nach Ansicht des RH lagen die Ursachen 
dafür in Fehleinschätzungen der bis zur Inbetriebnahme des neuen Betrie­
bes der Strohal Rotationsdruckerei GesmbH anfallenden Verluste sowie 
des - infolge verstärkten Wettbewerbs und Preisverfalls gegenüber den 
Planungen - geringeren Umsatzes. Ungeachtet dessen anerkannte der 
RH die zusätzlichen, auch finanziellen Vorteile der Übernahme. 
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Ergebnisentwicklung und 

Ausschüttungspolitik 

Ausschüttungspolitik 

19.1 Laut Mittelfristplanung 1998 bis 2000 belasten die geplanten Maßnah­
men, wie etwa die Standortverlagerungen, noch bis 1999 die Ergebnisse 
der überprüften Unternehmung. 

Um diese Belasrungen auszugleichen, sollten im Kerngeschäft der über­
prüften Unternehmung die Verluste in den Bereichen Formulare und 
amtliche Publikationen durch Umstrukturierung und Produktinnovatio­
nen abgebaut werden. Der Konzern Qahresüberschuß 1997: 13,6 Mill S; 
1998: 18,7 Mill S) setzte auf den wirrschaftlichen Erfolg der Strohal Ro­
tationsdruck GesmbH. Zwecks Absicherung des Erfolges im Geschäftsbe­
reich Industrieller Druck, auf den die Unternehmungsstrategie im we­
sentlichen ausgerichtet war, erfolgte im Sommer 1998 - im Hinblick 
auf eine Markterweiterung - die Beteiligung an der deutschen Drucke­
rei Kraft-Schlötels und Anfang 1999 der Verkauf des Bereiches Formulare. 

19.2 Nach Ansicht des RH steht für den Konzern angesichts der durch Über­
kapazitäten angespannten Ertragssiruation in der Druckereibranche und 
der Neuausrichtung der Unternehmungsgruppe die Bewährungsprobe für 
einen längerfristigen wirtschaftlichen Markterfolg noch aus. 

20 Von den Bilanzgewinnen der Jahre 1993 bis 1996 (100 Mill S) wurden 
51 Mill S an den Bund abgeführt. Für 1997 erfolgte keine Gewinnaus­
schüttung. 1998 war ein Bilanzverlust zu verzeichnen. 

Bis zur Umwandlung der überprüften Unternehmung in eine Aktie nge­
sellschaft hatte der Wirtschaftsrat bei seiner Entscheidung über die Ge­
winnabfuhr gemäß gesetzlicher Vorgabe sowohl auf die wirtschaftlichen 
Erfordernisse der überprüften Unternehmung als auch auf die allgemei­
nen Interessen des Bundes Bedacht zu nehmen; dies bedeutete, daß der 
für die Umgestaltung erforderliche Restrukturierungsaufwand in die dies­
bezüglichen Erwägungen miteinzubeziehen war. 

Abspaltung der Wiener Zeitung 

Ausgangslage 21 Herausgeber der Wiener Zeitung ist der Bund. Eigentümer und Verleger 
war bis zur Abspaltung der Wiener Zeitung GesmbH (zum Jahresbeginn 
1998) die überprüfte Unternehmung. Diese führte die Wiener Zeitung 
als eigene Sparre, der 98 Mitarbeiter zugeordnet waren. Die Umsatzerlöse 
der Wiener Zeitung betrugen 1997 212 Mill S 0996: 226 Mill S). 

Bezüglich der Marktpositionierung der Wiener Zeitung war das öffentli­
che Interesse vor allem auf die Höhe der Tarife für Pflichteinschaltungen 
gerichtet. Im Zusammenhang mit der Ausgliederung der Wiener Zei­
tung war vorgesehen, durch eine strategische Neuausrichtung den öffent­
lichen Diskussionen zur Quersubventionierung des redaktionellen Teiles 
der Wiener Zeitung durch die Pflichteinschaltungen im Amtsblatt zur 
Wiener Zeitung (Amtsblatt) entgegenzutreten. 
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22.1 Mitte 1997 wurde eine Beratungsunternehmung beauftragt, auf der Grund­
lage der durch das BKA vorgegebenen Rahmenbedingungen Entschei­
dungsgrundlagen für die Ausgliederung und strategische Neuausrichtung 
der Wiener Zeitung zu erstellen. 

Die Rahmenbedingungen, die auch die Konformität mit dem EU-Wett­
bewerbsrecht gewährleisten sollten, waren im wesentlichen: 

(1) Erhaltung der Institution Wiener Zeitung und des Bekanntmachungs­
monopols; 

(2) Aufgabe des Tageszeitungscharakters zugunsten eines in erster Linie 
amtlichen Charakters; 

(3) Vermeidung sozialer Härten durch Erhaltung der mit der Wiener Zei­
tung verbundenen Arbeitsplätze und behutsame Abspaltung im Sinne ei­
ner auch die wirtschaftlichen Belange der überprüften Unternehmung 
berücksichtigenden Übergangsregelung; 

(4) Senkung der Einschaltungstarife, soweit dies berriebswirtschaftlich 
vertretbar ist und keine sozialen Härten für die Mitarbeiter bedeutet; 

(5) Abkehr der Wiener Zeitung vom Gewinnziel; die Einschaltungstarife 
sollten lediglich kostendeckend kalkuliert werden; 

(6) Beschränkung auf überschaubare unternehmerische Risken. 

Die Beratungsunternehmung erarbeitete jeweils zwei Varianten für die 
Neuausrichtung (Amtsblatt ohne Redaktionsteil bzw mit stark reduzier­
tem Redaktionsteil) bzw für die Ausgliederung (Voll- bzw Teilausgliede­
rung) und empfahl die jeweils zweite Variante. Die Wiener Zeitung sollte 
demnach in erster Linie als Amtsblatt, ergänzt um Meldungen vorrangig 
aus Staat, Verwaltung und Wirtschaft, auftreten; innerhalb einer fünf­
jährigen Übergangsfrist sollte die überprüfte Unternehmung verschiede­
ne Dienstleistungen - etwa Druck und Verwaltung - für die Wiener 
Zeitung GesmbH erbringen. Die inhaltliche Neuausrichtung sollte auch 
Kostensenkungen bewirken. 

Im Februar 1998 wurde für die zu gründende Wiener Zeitung GesmbH 
ein Geschäftsführer designiert und mit ihm - bis zu seiner förmlichen 
Bestellung - ein Konsulentenvertrag abgeschlossen. Am 26. Juni 1998 
beschloß die Hauptversammlung der überprüften Unternehmung die Ab­
spaltung der Wiener Zeitung GesmbH. 

Die überprüfte Unternehmung übertrug alle Aktiva und Passiva des Teilbe­
triebes Wiener Zeitung auf die Wiener Zeitung GesmbH. Die Eröffnungs­
bilanz wies ein wirtschaftliches Eigenkapital von 7 Mill S aus. Der Wiener 
Zeitung GesmbH wurden die Redaktion, der Verlag und der Druckvorbe­
reich mit insgesamt 84 Mitarbeitern zugeordnet; bei der überprüften Un­
ternehmung verblieben die drucktechnische Fertigung ab "fertige Seite" 
und der Vertrieb. Alle zum Teilbetrieb Wiener Zeitung gehörenden Dienst­
verhältnisse gingen auf die Wiener Zeitung GesmbH über. 
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22 .2 Nach Ansicht des RH erfolgte die Abspaltung der Wiener Zeitung insge­
samt in Form einer sanften Übergangslösung. Im Hinblick auf mögliche 
wirtschaftlich effizientere Alternativen wäre die Abspaltung jedoch Anlaß 
gewesen, auch andere Gestaltungsmodelle für die Wiener Zeitung bzw 
für ein zentrales amtliches Bekanntmachungsorgan zu erwägen. Der RH 
empfahl, künftig Kosteneinsparungspotentiale verstärkt zu nutzen. 

23.1 Für die überprüfte Unternehmung bedeutet die Abspaltung der Wiener 
Zeitung den Entfall von wesentlichen Ergebnisbeiträgen (von 1994 bis 
1997 zwischen 59 Mill Sund 33 Mill S jährlich). Aus Druckleistungen 
und übrigen Dienstleistungen erwartet die überprüfte Unternehmung für 
1999 einen Ergebnisbeitrag von rd 6 Mill S. 

Zum Ende der Gebarungsüberprüfung war laut Auskunft des Geschäfts­
führers der Wiener Zeitung GesmbH die Erarbeitung eines mit dem Ei­
gentümer akkordierten Gesamtkonzeptes zur Neuausrichtung der Wiener 
Zeitung im Gange. 

23.2 Nach Ansicht des RH wäre ein detailliertes Unternehmungskonzept für 
die Wiener Zeitung bereits als begleitendes Instrument der Ausgliede­
rung und als Grundlage für die Neuausrichtung zweckmäßig gewesen. 

24 Gemäß Staatsdruckereigesetz hatte die überprüfte Unternehmung für we­
sentliche Teile des Wert- und Sicherheitsdruckes (Reisepässe, Stempel­
marken, Führerscheine, Personalausweise), bei amtlichen Publikationen 
(Bundesgesetzblätter und stenographische Protokolle von National- und 
Bundesrat), im Formularbereich sowie hinsichtlich der Wiener Zeitung 
ein Alleinrecht der Herstellung ("Pflichtaufträge"). 

Die mit dem Staatsdruckereigesetz 1996 vorgenommene Anpassung an 
das Gemeinschaftsrecht führte zu einer wesentlichen Einschränkung der 
Pflichtaufträge auf jene Bereiche, die staatliche Sicherheitsinteressen be­
rühren und die für ein Funktionieren des Staates erforderlich sind. 

25 Der Anteil der Pflichtaufträge am Druckereiumsatz (ohne Wiener Zei­
tung) betrug 1993 48 % und stieg bis 1995 auf 63 %. Dies war sowohl 
durch das gestiegene Auftragsvolumen als auch durch die Auslagerung 
der Telefonbuchproduktion in das Druckzentrum bedingt. Im Jahr 1996 
ging der Anteil auf 4 5 % zurück und sank 1997, bedingt durch die ge­
setzliche Einschränkung der Pflichtaufträge, auf 38 %. Gemessen am 
Konzernumsatz betrug der Anteil der Pflichtaufträge 1997 10 % bzw 
1998 knapp unter 10 %. 
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26.1 Die Einzelpreisfestlegung für Pflichtaufrräge sollte gemäß Staatsdruckerei­
gesetz durch einen Preisausschuß auf Antrag des Generaldirektors er­
folgen. Anläßlich seiner früheren Gebarungsüberprüfung hatte der RH 
beanstandet, daß die Preisfestlegung durch den Preisausschuß nur unzu­
reichend den gesetzlichen Preisfestsetzungsbestimmungen entsprach. Der 
Preisausschuß leg te nämlich nicht Einzelpreise fest, sondern schrieb im 
wesentlichen die traditionellen Preisstrukturen fort . Dies führte zum Teil 
zu sehr unterschiedlichen Deckungsbeiträgen bei einzelnen Produkten 
bzw in einzelnen Bereichen, wodurch eine für alle Bundesdienststellen 
nachvollziehbare kostengünstige Leistungserbringung nicht sichergestellt 
und Quersubventionen zwischen den einzelnen Auftraggebern die Folge 
waren. 

26.2 Der RH stellte fest, daß der seinerzeit beanstandete Modus der Preisfest­
setzung im überprüften Zeitraum bis 1996 beibehalten wurde und daher 
auch die Preissrrukturen bei den Pflichtaufträgen im wesentlichen unver­
ändert waren. 

27.1 Laut Staatsdruckereigesetz 1996 waren die Preise für Pflichtaufrräge von 
der überprüften Unternehmung nach kaufmännischen Grundsätzen fest­
zusetzen. Zur Kontrolle der Preisangemessenheit bei Pflichtaufträgen 
wurde für den Fall der Nichteinigung zwischen Auftraggeber und über­
prüfter Unternehmung ein Überprüfungsverfahren unter Beiziehung eines 
Sachverständigen bzw die Beschreitung des Zivilrechtsweges vorgesehen. 

27.2 Mangels Überprüfungsbegehren (Stand Ende August 1999) war die 
Wirksamkeit des Preiskontrollinstrumentes für den RH nicht zu beurtei­
len. Um ein sachgerechtes Preisgefüge zu ermöglichen, regte der RH die 
Erstellung von Preisfestsetzungsrichtlinien sowie eine transparente Dar­
stellung der Kostensituation bei den Pflichtaufträgen an. 

28.1 Die Pflichtaufträge sind gemäß Staatsdruckereigesetz 1996 in einem ge­
sonderten Rechnungskreis oder kostenrechnungsmäßig gesondert zu füh­
ren. Eine Finanzierung anderer Geschäftsbereiche der überprüften Unterneh­
mung durch Einnahmen aus Pflichtaufträgen (Quersubventionierung) 
war unzulässig. 

Die überprüfte Unternehmung wies erstmals für das Jahr 1997 in der 
Spartenrechnung die Umsätze und Ergebnisse der Pflichtaufträge ge­
trennt aus. Demnach wurden Verluste im Bereich amtlicher Publikationen 
(Legislative und sonstige Druckprodukte 12,3 Mill S) und Überschüsse 
im Wert- und Sicherheitsdruck (2l,2 Mill S) sowie bei der Wiener Zei­
tung (23,5 Mill S) ausgewiesen. Nach Abspaltung der Wiener Zeitung 
GesmbH betrug 1998 das Betriebsergebnis für die Pflichtaufträge laut 
Kostenrechnung 23,3 Mill S. 

28.2 Nach Ansicht des RH ergab die verbesserte Kapazitätsnutzung von ge­
meinsamen Anlagen Vorteile für die Pflicht- und Nichtpflichtaufträge. 

109 

III-11 der Beilagen XXI. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)118 von 218

www.parlament.gv.at



110 

Personal 

Personalstand und 
-aufwand 

Sonderregelung 

Weitere 
Feststellungen 

29 Das von der überprüften Unternehmung seit 1991 verfolgte Ziel, den 
Mitarbeiterstand zu reduzieren , war im wesentlichen von Umstrukturie­
tungen , der Ausnützung des natürlichen Abganges sowie von Personal­
verschiebungen innerhalb des wachsenden Konzerns geprägt. 

Der durchschnittliche Personalstand der überprüften Unternehmung (oh­
ne Tochterunternehmungen) sank von 772 Mitarbeitern (993) trotz 
Übernahme der Strohal GesmbH auf 608 Mitarbeiter (997). Insbesonde­
re durch die Abspaltung der Wiener Zeitung GesmbH ging er 1998 auf 
464 Mitarbeiter zurück. 

Im Konzern (1998: 984 Mitarbeiter) nahm der Personalstand jedoch im 
Geschäftsbereich Industrieller Druck zu. So beschäftigte die 1995 ge­
gründete Strohal Rotationsdruck GesmbH (1998 mit dem 1993 gegrün­
deten Druckzentrum fusioniert) 1998 im Jahresdurchschnitt 168 Mitar­
beiter. 

Der Personalaufwand der überprüften Unternehmung fiel von 1993 
(479 Mill S) bis 1995 (451 Mill S) . Nach einer Spitze im Jahr 1996 
(533 Mill S) ging er 1997 auf das Niveau von 1995 zurück. Der Anteil 
des Personalaufwandes an der Betriebsleistung betrug 1993 55 %, sank 
bis 1996 auf 43 % und stieg sodann auf 53 % (1997) bzw 57 % (1998; 
ohne Abfertigungsaufwand 53 %). 

30.1 Die Arbeits- und Dienstordnung der überprüften Unternehmung ermög­
lichte es sowohl Arbeitern als auch Angestellten , nach zehn jähriger Be­
triebszugehörigkeit den Status einer "Ständigstellung" zu erlangen. Diese 
Sonderregelung erschwerte Kündigungen bzw Entlassungen und beinhal­
tete Sonderbestimmungen für Abfertigungen. 

Seit Anfang der Neunzigerjahre war die Geschäftsleirung konsequent be­
strebt, keine weiteren derartigen Arbeitsverhältnisse einzugehen. Gegen 
Ende der früheren Gebarungsüberprüfung durch den RH waren insge­
samt 323 Mitarbeiter "s tändiggestellt" ; die Anzahl der Mitarbeiter mit 
diesem Status sank bis Ende Mai 1998 auf 159. 

30.2 Der RH anerkannte die maßgebliche Reduzierung der "StändigsteIlun­
gen" und unterstützte die Beibehaltung dieser Vorgangsweise. Er empfahl 
jedoch eine Anpassung der Arbeits- und Dienstordnung im Hinblick auf 
die Unterbindung neuerlicher "Ständigstellungen". 

31.1 Ein schriftliches Personalkonzept fehlte. Einsparungspotentiale, insbeson­
dere bei den Zulagen, wurden nur teilweise ausgeschöpft. 

31.2 Wie bereits aus Anlaß seiner früheren Gebarungsüberprüfung, empfahl 
der RH die Erstellung eines schriftlichen Personalkonzeptes sowie eine 
weitere Reduktion der Zulagen, Überstunden, Guthaben an Freizeitstun­
den und Resturlaubsstände anzustreben. 
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31.3 Laut Stellungnahme der überprüften Unternehmung habe sie durch die im J ahr 
1998 ergriffenen Maßnahmen die Freizeitstunden und Resturlaubstage bereits 
deutlich verringert. 

32 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

(1) Eine zweite Führungsebene wäre aufzubauen. 

(2) Das Profit-Center Verlag Österreich wäre gesellschaftsrechtlich 
zu verselbständigen sowie teilweise oder gänzlich abzugeben. 

(3) Ein schriftliches Personalkonzept sollte erstellt werden. 

(4) Die Personalkosten wären weiter zu senken. 

(5) Preisfestsetzungsrichtlinien für das Pflichtgeschäft sollten er­
stellt werden. 
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Nicht verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich: 

(1) Neugestaltung der Aufgabenzuordnung an Grenzgendarmerie und Zoll­
wache nach sachlichen Kriterien unter Beachtung durchgängiger Wei­
sungs- und Meldewege, stärkerer Nutzung der vorhandenen Spezial­
kenntnisse der Wachkörper und der Erzielung von Synergieeffekten durch 
wechselseitige Unterstützung der Exekutivorgane (TB 1997 S. 166 f Abs 7). 

Laut Mitteilung des BMI hiltten die bisherigen Gespräche mit dem BMF noch 
kein konkretes Ergebnis erbracht. Das BMI werde weiterhin um eine entsprechende 
Losung innerhalb vertretbarer Zeit bemüht sein. 

(2) Schaffung der personellen und organisatorischen Voraussetzungen für einen 
außerordentlichen Zivildienst in Zusammenarbeit mit den Einsatzorganisa­
tionen und den Bundesländern (TB 1997 S. 161 Abs 7). 

Das BMI will die Entscheidung über die Frage des Fortbestandes der allgemeinen 
Wehrpflicht und ihre Auswirkung au/ den Zivildienst abwarten. 

(3) Schaffung einer Rechtsgrundlage für die vier Massafonds der Wachkörper 
des Bundes (Bundespolizei, Bundesgendarmerie, Zollwache und Justiz­
wache; TB 1966 Abs 5.10 ff, TB 1967 Abs 57.1 ff, TB 1985 Abs 6.14 ff, 
TB 1988 Abs VIII.2, TB 1989 Abs VIII.3 und TB 1990 Abs IX.3) bzw 
Übergang von der Beschaffung der Dienstkleidung durch einen Fonds 
(Massasystem) auf eine Anschaffung unmittelbar aus Haushaltsmitteln 
des Bundes (Etatsystem) und Auflösung der beiden Massafonds im Be­
reich des BMI (NTB 1995 S. 95 f Abs 4). 

Das BMI wiederholte, es überlege, die Organisations/arm insbesondere durch Zusam­
menlegung der Fonds zu verbessern und gleichzeitig den Personalstand zu verringern. 
Das zustä'ndige BKA unternehme bereits seit lä'ngerem Schritte zur Schaffung einer 
Rechtsgrundlage für alle vier Massa/onds; das BMI habe keine Moglichkeit, den 
Fortgang dieser Bemühungen zu beschleunigen. 

(4) Schaffung von gesetzlichen Bestimmungen für den öffentlich-rechtlichen 
Bereich des Fundwesens und zeitgemäßer Anpassung der diesbezüglichen 
zivilrechtlichen Regelungen im ABGB (TB 1983 Abs 9.7, TB 1986 Abs 
17 .5). 

Das BMI wiederholte, es werde einen entsprechenden Gesetzesentwur/ gemeinsam 
mit dem BMJ erarbeiten. 
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Unerledigte Anregungen 

(;) Durchführung der nach dem Bundeshaushaltsgesetz ab 1. Jänner 1987 
vorgesehenen Trennung zwischen Anordnung und Vollzug (TB 1991 Abs 
9.17). 

Das BMI wiederholte, die Erfüllung des Gesetzesauftrages scheitere an den Perso­
nalrestriktionen. Es sei jedoch bestrebt, die Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben 
ungeachtet der prekiiren Personalsituation im Bereich der Sicherheitsverwaltung 
voranzutreiben. 

(6) Organisatorischer Zusammenführung der Aufgaben des Staatsschutzes und 
der Bekämpfung der organisierten Kriminalität in unmittelbarer Unterord­
nung unter den Generaldirektor für die öffentliche Sicherheit (NTB 1994 
S. 85 f Abs 7). 

Das BMI erachtete weiterhin eine Verschmelzung der beiden Bereiche aufgrund der 
unterschiedlichen AufgabensteIlung sowie der auch auf internationaler Ebene beste­
henden Trennung der Organisationsstrukturen als nicht zweckmäßig. 

In Vef\\ Irkli( hung bt.'griffl ne -\nrlgungen 

Teilweise verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich : 

(1) Abbau der aufgrund der heterogenen Personalstruktur bei der Grenzgen­
darmerie bestehenden Ausbildungsdefizite (TB 1997 S. 170 Abs 16). 

Laut Mitteilung des BMI sei in der zweiten Jahreshälfte 1999 mit der VoIlaus­
bildung der Bediensteten begonnen worden. 

(2) Konzentration der (nachgeordneten) Staatsschutzarbeit bei den Sicher­
heitsdirektionen (NTB 1994 S. 84 f Abs 6). 

Das BMI verwies auf die Arbeiten zur Reform der Staatspolizei. 

Verwirklichte Empfehlung 

Verwirklicht wurde die Empfehlung des RH hinsichtlich: 

Deutlicher Abgrenzung und gegenseitiger Abstimmung innerhalb des BM! 
hinsichtlich der Aufgaben der Abteilung II/7 (Staatsschutz) und der Son­
dereinheit "Einsatzgruppe zur Bekämpfung des Terrorismus" (NTB 1994 
S. 83 f Abs 5). 

Laut BMI seien der "Einsatzgruppe zur Bekämpfung des Terrorismus" klar defi­
nierte Aufgabengebiete zur zentralen operativen Bearbeitung zugewiesen worden. 
Mit Einführung eines gemeinsamen EDV- Systems werden Doppelgleisigkeiten 
nunmehr vermieden. 
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Bekämpfung der Umweltkriminalität 

Die organisatorische Eingliederung der Umweltkriminalitätsbekämp­
fung in die kriminalpolizeiliche Aufgabenstmktur des BMI war un­
einheitlich. Synergieeffekte durch Zuordnung zu möglichst sachver­
wandten Kriminalitätsbereichen blieben weitgehend ungenutzt. 

Mit der Bearbeitung von Umweltstrafsachen waren bundesweit 
48 Beamte des Kriminaldienstes ("Umweltsachbearbeiter") - ver­
teilt auf 22 Dienststellen - betraut. Die aufgrund der geringen Ausla­
stung zeitlich eingeschränkte Beschäftigung mit Umweltstrafsachen 
bot rd der Hälfte der Umweltsachbearbeiter keine ausreichende Gele­
genheit, sich in die Materie einzuarbeiten und spezifische Erfahrun­
gen zu sammeln. 

Die Heranbildung und der Einsatz umweltkundiger Organe stellten 
einen zweckmäßigen Beitrag für eine wirksamere Bekämpfung der 
Umweltkriminalität dar. 

Die der Zentralstelle obliegenden Leitungs- und Koordinierungs­
aufgaben wurden weitgehend nicht wahrgenommen. 

Die mit dem BMUJF durchgeführten Abfallkontrollen waren ein 
gelungener Ansatz, die Umweltkriminalität unter Vernetzung res­
sortübergreifenden Spezial wissens zu bekämpfen. Im übrigen war 
die Zusammenarbeit mit den für Umweltangelegenheiten zuständi­
gen ressortfremden Stellen verbesserungsbedürftig. 

Der Schulungsbedarf der Umweltsachbearbeiter war nur zum Teil 
gedeckt. 

1994 

Umweltkriminalität 

1995 1996 
Anzahl 

1997 1998 

Den] ustizbehörden 
angezeigte Umweltdelikte 1) 332 290 37 1 304 222 2) 

Umweltsachbearbei ter 
des BMI 3) 3) 53 53 48 

1) Quelle: Sicherhei tsbericht 1997 

2) vorläufige Zahl 

3) keine Daten vorliegend 
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Der RH überprüfte im Oktober und November 1998 die Gebarung des 
BMI hinsichtlich der Bekämpfung der Umweltkriminalität. Die Prü­
fungsmitteilungen wurden dem BMI im März 1999 übermittelt. Zu der 
im Juni 1999 eingelangten Stellungnahme gab der RH im August 1999 
seine Gegenäußerung ab. 

2 Das zur Zeit der Gebarungsüberprüfung geltende Umweltstrafrecht war 
in den §§ 180 bis 183b des Strafgesetzbuches geregelt. Seine Besonder­
heit lag darin, daß Tathandlungen nur strafbar waren, wenn sie entgegen 
einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen Auftrag vorgenommen 
wurden (verwaltungsakzessorische Gestaltung des Umweltstrafrechtes). 

3.1 Mit der Bekämpfung der Umweltkriminalität waren in der Zentralstelle 
des BMI die Abteilung II/10 (" Kriminalpolizeiliche Ermittlungen") und 
im nachgeordneten Bereich die Kriminalabteilungen der acht Landesgen­
darmeriekommanden sowie die kriminalpolizeilichen Abteilungen der 
14 Bundespolizeidirektionen befaßt. 

In der Abteilung lIllO waren die Angelegenheiten der Umweltkriminalität 
sowie die Sachgebiete "Allgemeiner Diebstahl" und "Kulturgutkrimina­
lität" in einem Referat zusammengefaßt. Auf Ebene der Landesgendarme­
riekommanden war der Sachbereich "Umweltdelikte" dem Referat "Leib, 
Leben/Beweisführung" zugeordnet. Bei den Bundespolizeidirektionen (aus­
genommen Wien mit eigener Umweltgruppe) erfolgte die Bearbeitung 
von Umweltstrafsachen in Kriminalbeamteng ruppen mit unterschied­
lichen Hauptzuständigkeitsbereichen (zB Gewaltdelikte, Wircschaftsde­
likte , Einbruch, Erkennungsdienst). 

3.2 Der RH bemängelte die weitgehend uneinheitliche organisatorische Ein­
gliederung der Umweltkriminalitätsbekämpfung in die kriminalpolizei­
li che Aufgabenstruktur des BMI und vermißte grundsätzliche Überle­
gungen, die Umweltstrafverfolgung zur Erzielung von Synergieeffekten 
möglichst sachverwandten Kriminalitätsbereichen zuzuordnen. 

Er empfahl - unter Hinweis auf die vorrangig zu bekämpfenden, schwe­
reren Formen der Umweltkriminalität im wirtschaftlichen Umfeld von 
Gewerbe- und Industriebetrieben - die Umweltstrafverfolgung durch­
gängig den mit Angelegenheiten der Wirtschaftskriminalität befaßten 
Organisationseinheiten einzugliedern. 

3.3 Laut Stellungnahme des BMI sei vorgesehen, die Ermittlungstciligkeit bei Um­
weltdelikten einheitlich im Bereich der mit Delikten gegen Leib und Leben befaß­
ten Stellen anzmiedeln. Auf das speziellere Fachwissen der mit Wirtschajtskrimi­
na/i teil befaßten Beamten kijnne referatsübergreifend und anlaßbezogen jederzeit 
zuriickgegriffen werden. 

3.4 Der RH verwies auf die Vorteile , wirtschaftskriminalistische Kompetenz 
dauerhaft in die Umweltsachbearbeitung einzubinden. 
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Personaleinsatz 

Umweltkundige 
Organe 

Um Itkri 1In I 

4.1 Von den 48 Beamten des Kriminaldienstes, welche - verteilt auf die 
acht Landesgendarmeriekommanden und 14 Bundespolizeidirektionen -
als "Umweltsachbearbeiter" mit der Verfolgung und Aufklärung von Um­
weltstrafsachen betraut waren, befaßten sich 20 ausschließlich und fünf 
überwiegend mit diesem Aufgabengebiet. Die übrigen Umweltsachbear­
beiter betreuten anfallende Umweltstrafsachen neben anderen Aufgaben­
bereichen, wobei der auf Umweltangelegenheiten entfallende Anteil ihrer 
dienstlichen Tätigkeit jeweils unter 20 % lag. 

Zwei Landesgendarmeriekommanden und sechs Bundespolizeidirekti­
onen waren mit nur einem Umweltsachbearbeiter besetzt. 

4.2 Nach Ansicht des RH bot die geringe zeitliche Befassung mit Umwelt­
strafsachen dem betroffenen Teil der Sachbearbei ter keine ausreichende 
Gelegenheit, sich intensiver in die komplexe Materie einzuarbeiten und 
spezifische Erfahrungen für eine wirksamere Arbeitsweise zu sammeln. Er 
wies weiters darauf hin, daß der Einsatz nur eines Umweltsachbearbeiters 
eine für die Ermittlungstätigkeit förderliche fachliche Di skussion und 
Arbeitsteilung verhindert und Know-how-Verluste im Vertretungsfall 
verursacht. 

Der RH empfahl zur Effektivitätssteigerung, den Personaleinsatz durch 
Verringerung der Anzahl der befaßten Organisationseinheiten sowie durch 
Bildung von Umweltsachbearbeitergruppen, welche überwiegend bis aus­
schließlich mit diesem Aufgabengebiet betraut werden, zu bündeln. 

4.3 Laut Stellungnahme des BMl sei eine Zentralisierung des Personaleinsatzes zwar 
erwägenswert, stünde jedoch in einem Spannungsverhältnis zu den damit verbun­
denen Kosten für eigene Räumlichkeiten, Kraftfahrzeuge, personalwirtschaftliche 
Maßnahmen usw. 

4.4 Der RH erwiderte, daß die im Zuge der geplanten Kriminaldienstreform 
vorgesehenen Umstrukrurierungen einen geeigneten Anlaß darstellen, die 
zur Verwirklichung seiner Empfehlung erforderlichen organisatorischen 
Rahmenbedingungen zu schaffen. 

5.1 Im Oktober 1998 startete das BMI das Pilotprojekt "Umweltkundige 
Organe". Das Ziel des zunächst auf den Bereich des Landesgendarmerie­
kommandos für Niederösterreich beschränkten Projektes war, einzelne 
Außendienst versehende Exekutivbeamte nachgeordneter Dienststellen 
(insbesondere Wachzimmer und Gendarmerieposten) durch praxisnahe 
Schulungen für Wahrnehmungen im Umweltbereich zu sensibilisieren. 

5.2 Der RH anerkannte das Projekt als zweckmäßigen Beitrag für eine wirk­
samere Bekämpfung der Umweltkriminalität und empfahl dessen bun­
desweite Ausdehnung. 

5.3 Das BMl teilte mit, daß das Projekt mit einer angestrebten Anzahl von bundes­
weit rd 600 umweltkundigen Organen in fünf bis sechs Jahren abgeschlossen sein 
werde. 
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Zentrale Steuerung 

Aus- und 
Fortbildung 

Zusammenwirken 
mit ressortfremden 
Stellen 

6.1 In der Zentralstelle des BMI wurde der Bereich Umweltkriminalität im 
zuständigen Referat der Abteilung 11110 von zwei Beamten neben ande­
ren Aufgaben betreut. Ihre Tätigkei t bestand im wesentlichen in der Ab­
wicklung des internationalen Schriftverkehrs in Umweltstrafsachen. Eine 
darüber hinausgehende Kommunikation mit den Umweltsachbearbeitern 
fand - von Einzelfällen (zB Schulungsveranstaltungen) abgesehen -
nicht statt. 

6.2 Der RH beanstandete den unzureichenden vertikalen Informationsfluß 
und die mangelnde Wahrnehmung der der Zentralstelle obliegenden Lei­
tungs- und Koordinietungsaufgaben. Er empfahl, ein geeignetes Kom­
munikationssystem (Meldenetz) für alle Umweltsachbearbeiter aufzu­
bauen, aus den gesammelten Informationen Lagebilder zu erstellen und 
auf deren Grundlage die erforderlichen Steuerungs-, Koordinierungs­
und Unterstützungsmaßnahmen zu setzen. 

6.3 Laut Stellungnahme des BMI arbeite es bereits eine neue Berichterstattungsvor­
schrift aus, welche eine Meldepflicht iiber Umweltdelikte vorsehe. Die Erstellung 
von Lagebildern und die Wahrnehmung der zentralen Leitungsaufgaben werde 
nach entsprechender personeller Ausstattung verwirklicht. 

7.1 Das BMI veranstaltete in den Jahren 1988, 1989 und zuletzt 1994 
Grundausbildungs lehrgänge für Umweltsachbearbeiter. Im Jahr 1996 
fand ein Seminar zum Thema Abfallwirtschaft statt. Einzelnen Bedienste­
ten wurde der Besuch umweltrelevanter Schulungsveranstalrungen im 
Ausland ermöglicht. Darüber hinaus blieb die fachspezifische Aus- und 
Weiterbildung der Initiative der Bediensteten überlassen. 

Erhebungen des RH zufolge stand zur Zeit der Gebarungsüberprüfung rd 
ein Drittel der Umweltsachbearbeiter ohne entsprechende Grundschulung 
im dienstlichen Einsatz. 

7.2 Der RH bemängelte die bestehenden Schulungsdefizite. Er empfahl, ein 
angemessenes Schulungskonzept zu erstellen, ein Traineeprogramm für 
neueintretende Umweltsachbearbeiter zu entwerfen und Schulungsange­
bote externer in- und ausländischer Einrichtungen vermehrt zu nützen . 

7.3 Das BMI stimmte dem RH zu, verwies jedoch auf Personalengpasse im Ausbil­
dungsbereich. 

8.1 Die Kontakte der Umweltsachbearbeiter zu den örtlich zuständigen 
Staatsanwaltschaften und Gerichten waren im wesentlichen auf den wech­
selseitigen Schriftverkehr in Form von Anzeigen bzw Erhebungsaufträgen 
beschränkt . Rückmeldungen der Justizbehörden über den Ausgang der 
Strafverfahren lagen nicht vor. 

Die Kooperation mit den mit Umweltangelegenheiten befaßten Fachab­
teilungen der Verwaltungsbehörden basierte im wesentlichen auf den per­
sönlichen Kontakten der Sachbearbeiter untereinander. Eine Zusammen­
arbeit auf übergeordneter Ebene erfolgte nicht. 
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Zusammenwirken mit 

ressortfremden Stellen 

Bekämpfungs­
strategien 

Umweltkrimin litat 

Unter der Koordination der Abteilung 111/5 ("Abfallkontrolle") des 
BMUJF fanden seit Anfang 1997 schwerpunktartige Abfallkontrollen 
gemäß Abfallwirtschaftsgesetz an Verkehrswegen sowie in Abfallverwer­
tungs- und -entsorgungsbetrieben statt. Eingebunden waren neben Mit­
arbeitern der Abteilung 1II/5 und den örtlich zuständigen Umweltsach­
bearbeitern auch Organe des Umweltbundesamtes sowie Fachpersonal 
anderer Ressorts bzw Gebietskörperschaften. 

8.2 Der RH gab zu bedenken, daß die fehlende Kenntnis über den Ausgang 
der Strafverfahren eine Evaluierung und effizientere Ausrichtung der kri­
minalpolizeilichen Ermittlungstätigkeit beeinträchtigt. Er empfahl, auf 
einen geregelten Informationsfluß über den Verfahrensausgang und auf 
periodische Dienstbesprechungen mit den befaßten Vertretern der Justiz­
behörden hinzuwirken. 

Der RH verwies weiters auf die besondere Bedeutung, welche einer engen 
Zusammenarbeit zwischen den Strafverfolgungs- und den Umweltverwal­
tungsbehörden bei der Bekämpfung der Umweltkriminalität zukommt. Er 
empfahl, unter Einbindung der Führungsebenen eine institutionalisierte 
Kooperation mit den Fachbehörden der Gebietskörperschaften zu ent­
wickeln. 

Die gemeinsam durchgeführten Abfallkontrollen beurteilte der RH als 
gelungenen Ansatz, die Umweltkriminalität unter Vernetzung ressort­
übergreifenden Spezialwissens zu bekämpfen. 

8.3 Das BM! teilte mit} daß zur Klcirung der weiteren Vorgangsweise bezüglich der 
vom RH abgegebenen Empfehlungen eine interne Arbeitsgruppe eingerichtet werde. 

9.1 Bei den im Jahr 1997 bearbeiteten Umweltstrafakten überwog der Anteil 
minderschwerer Fälle mit geringem Verschuldensgrad der Verursacher. 
Die strafrechtliche Verfolgung der Umweltdelikte war nahezu ausschließ­
lich reaktiv gestaltet und um faßte im wesentlichen die leicht wahrnehm­
baren Straftaten. 

9.2 Unter Hinweis auf das in der Fachliteratur und von Experten vermutete 
Dunkelfeld, insbesondere im Bereich der illegalen, zum Teil grenzüber­
schreitenden Abfallentsorgung bzw -verbringung ("Mülltourismus") hielt 
der RH die bestehenden Formen der polizeilichen Verdachtschöpfung für 
nicht geeignet, die umweltkriminellen Handlungen in ihrer gesamten 
Bandbreite zu erfassen. 

Der RH empfahl, durch Erschließung zusätzlicher Informationsquellen 
und verstärkte Kommunikation mit ressortexternen Stellen Grundlagen 
für Verdachtschöpfungsstrategien und andere Formen der Vorfeldarbeit 
zur Bekämpfung des Dunkelfeldes zu entwickeln. 

9.3 Laut Stellungnahme des BM! werde zur Klärung der weiteren Vorgangsweise eine 
Arbeitsgruppe eingerichtet. 
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Schluß­
bemerkungen 

10 Zusammenfassend empfahl der RH, 

(1) Verdachtschöpfungsstrategien zur Bekämpfung des Dunkelfel­
des der Umweltkriminalität zu entwickeln, 

(2) die Aufgabe der Umweltstrafverfolgung jenen Organisationsein­
heiten zuzuordnen , welche mit Angelegenheiten der Wirtschafts­
kriminalität befaßt sind, 

(3) den Personaleinsatz durch Bildung von Umweltsachbearbeiter­
gruppen zu bündeln, 

(4) die fachspezifische Aus- und Fortbildung zu verbessern, 

(5) ein geeignetes Kommunikationssystem zwischen der Zentral­
stelle und den Umwelts ach bearbeitern aufzubauen und zentrale 
Lagebilder zu erstellen sowie 

(6) eine verstärkte Zusammenarbeit mit den Strafverfolgungs- und 
Umweltverwaltungsbehörden anzustreben. 
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Landesgendarmeriekommando für Salzburg 

Die dem Landesgendarmeriekommando für Salzburg vorgegebene 
Aufbauorganisation wies Schwächen auf (zu starke Breiten- und 
Tiefengliederung, überhöhte Anzahl von Sachbereichen). 

Die Gliederung der Bezirksgendarmeriekommanden war zweck­
mäßig. Die innere Organisation der Gendarmerieposten ließ Ver­
besserungen zu. 

Die Aufgabenerfüllung war ua durch den aufbauorganisatorisch 
bedingten Koordinationsaufwand sowie wegen fehlender kennzah­
lengestützter Steuerungsinstrumente beeinträchtigt. 

Die Integration der übernommenen ehemaligen Zollwachebeamten 
erschwerte die Personalsteuerung des Landesgendarmeriekomman­
dos für Salzburg. Die erwartete Verringerung der Überstunden trat 
nicht im entsprechenden Ausmaß ein. 

Das Konzept des koordinierten Kriminaldienstes und die vertikale 
Aufgabenverteilung zwischen Kriminalabteilung, Bezirksgendar­
meriekommanden und Gendarmerieposten war zweckmäßig. 

An der Schnittstelle zur Sicherheitsdirektion traten systembedingte 
Reibungsverluste auf. Die Führungsqualität der Sicherheitsdirektion 
im kriminaldienstlichen Bereich und der Informationsfluß waren 
verbesserungsbedürftig. 

Der finanzielle Handlungsspielraum des Landesgendarmeriekom­
mandos für Salz burg war zu gering. 

Landesgendarmeriekommando für Salzburg 

Gebarungsentwicklung: 1995 1996 1997 1998 

in Mill S 

Einnahmen 3,5 4,6 5,4 7,0 

Ausgaben 

Sachausgaben *) 86,4 83 ,7 87,0 85,9 

Personalausgaben 465,4 456,8 497,1 503,5 

Anzahl 
besoldete Mitarbeiter 
jeweils zum l. J änner 955 1010 1 0 15 1085 

*) ohne Anlagen und Ausgaben fü r zentrale Beschaffungen 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Sicherheitsverwal­
tung - Überblick 

Aufbauorganisation 

Allgemeines 

Der RH überprüfte im September und Oktober 1998 die Gebarung des 
Landesgendarmeriekommandos für Salzburg. Die Prüfungsmitteilungen 
wurden dem BMI und dem Landesgendarmeriekommando für Salzburg 
im März 1999 übermittelt. Zu der im Juni 1999 eingelangten Stellung­
nahme des BMI gab der RH im September 1999 seine Gegenäußerung 
ab. 

Gegenstand der Überprüfung war insbesondere die Evaluierung der 1995 
neugestalteten Aufbau- und Ablauforganisation . 

J 

2 Dem Landesgendarmeriekommando für Salzburg unterstanden fünf Be­
zirksgendarmeriekommanden und diesen insgesamt 61 nachgeordnete 
Gendarmerieposten: 

I 
Hallein 

7 

Landesgendarmeriekommando für Salzburg 

I 
Bezirksgendarmeriekommanden 

I 
Salzburg 

I 

18 

I 
StJohann/Pongau 

I 
Gendarmerieposren 

I 
14 

Tarnsweg 

I 

I 
6 

I 
Zell am See 

I 
16 

Im Rahmen der Sicherheitsverwaltung besorgten das Landesgendarmerie­
kommando für Salzburg und seine nachgeordneten Dienststellen den Exe­
kutivdienst für die auf Landesebene eingerichteten Sicherheitsbehörden 
(Sicherheitsdirektion und Bezirksverwaltungsbehörden). Weiters oblag 
ihnen die Vollziehung jener polizeilichen Aufgaben, die der Bundesgen­
darmerie gesetzlich übertragen waren . 

Die Dienstleistungen der Bundesgendarmerie wurden auch von Gerich­
ten und Staatsanwaltschaften sowie von mehreren anderen Behörden in 
Vollziehung der unmittelbaren oder mittelbaren Bundesverwaltung in 
Anspruch genommen. 

In Angelegenheiten des Dienstbetriebes unterstand das Landesgendarme­
riekommando für Salzburg dem Gendarmeriezentralkommando (Gruppe 
B der Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit). 

3.1 Mit Wirksamkeit vom l. Jänner 1995 genehmigte der damalige Bundesmi­
nister für Inneres, Dr Franz Löschnak, die vom Gendarmeriezentralkomman­
do projektmäßig erarbeitete neue Organisationsstruktur für Landesgendar­
meriekommanden. Zwei Varianten der "Organisation und Geschäftsordnung 
der Landesgendarmeriekommanden" berücksichtigten die unterschiedlichen 
Größenordnungen der Führungsbereiche. Beiden Varianten gemeinsam war 
die Gliederung in drei Gruppen und acht Abteilungen. 
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Au'bauorganisation 

Landesgendarmerie­
kommando für 
Salzburg 

9 

Landesgendar 
tur Salz ur 

r ko m n 0 

3.2 Der RH beurteilte das Vorhaben der Reorganisation der Landesgendar­
meriekommanden und dessen projektmäßige Abwicklung grundsätzlich 
als positiv. Die Differenzierung in zwei Modelle für "größere" und "klei­
nere" Landesgendarmeriekommanden erschien ihm zweckmäßig. 

Der RH regte an, für alle "kleineren" Landesgendarmeriekommanden die 
"Organisation und Geschäftsordnung der Landesgendarmeriekomman­
den" im Lichte mehrjähriger Anwendungserfahrungen zu straffen. Er 
schlug dem BMI ein Organisationsmodell für die Gliederung "kleinerer" 
Landesgendarmeriekommanden vor; dieses umfaßt eine Reduktion der 
Organisationsbreite und -tiefe, die Konzentration der Führungselernente 
in einem Führungsstab und die weitere Zusammenführung ähnlicher 
Aufgaben zur Stärkung der Sachbereichsebene. Der RH ermittelte für die 
fünf "kleineren" Landesgendarmeriekommanden ein aus der allfälligen 
Umsetzung des Organisationsmodells resulcierendes Einsparungspoten­
tial von rd 22 Mill S Personalkosten je Jahr. Weiters empfahl er auf der 
Grundlage dieses Modells, auch die Aufbauorganisation der "größeren" 
Landesgendarmeriekommanden gegebenenfalls anzupassen. 

3.3 Das BMl hielt - ungeachtet einzelner Vorbehalte - den Model/vorschlag des 
RH für weiterführende Organisationsanpassungen für geeignet. 

4.[ Das Landesgendarmeriekommando für Salzburg zählte zum Kreis der 
"kleineren" Landesgendarmeriekommanden. Die Aufbauorganisation um­
faßte unter Berücksichtigung von Besonderheiten (kein Grenzdienscrefe­
rat, keine Außenstellen der Kriminalabteilung) 

- drei Gruppen, 

- acht Abteilungen, 

- zwei Außenstellen der Verkehrsabteilung mit je vier Arbeitsbereichen, 

- 15 Referate und 

- 59 Sachbereiche. Davon waren 19 Sachbereiche mit je einem Mitarbei­
ter, 15 Sachbereiche mit je zwei und 10 Sachbereiche mit je drei Mitar­
beitern besetze. 

4.2 Der RH erachtete die Organisation des Landesgendarmeriekommandos 
für Salzburg in Stab-Linien-Form als vorteilhaft. Die Zusammenfassung 
von zwei bis drei Abteilungen in einer Gruppe war jedoch nach Ansicht 
des RH wegen der zu geringen Koordinierungsspanne innerhalb der 
Gruppen unzweckmäßig. 

Überschneidungen in der Aufgabenzuordnung an die im unterstützenden 
Bereich tätigen Abteilungen hielt der RH durch organisatorische Zusam­
menführungen für beheb bar. 

Der RH erachtete die Referatsebene für weitgehend zufriedenstellend di­
mensioniere; bei den Sachgebieten bestand jedoch nach Ansicht des RH 
eine zu starke Aufgabentrennung, die wegen der Vielzahl der Sachberei­
ehe einen vermeidbaren Koordinationsaufwand erforderte. 
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Aufbauorganisation 

Nachgeordnete 
Dienststellen 

Leitzenrralen 

5.1 Im Zuge der Strukrurreform der Bundesgendarmerie wurden die organisa­
torisch zwischen Landes- und Bezirksgendarmeriekommanden eingeglie­
derten Gendarmerieabteilungskommanden aufgelöst. Die Bezirksgendar­
meriekommanden wurden durch die Überrragung von Führungsaufgaben 
und die Errichrung von Bezirksleitzenrralen zur überörtlichen Koordinie­
rung gestärkt. 

Die Bezirksgendarmeriekommanden waren in vier Referate gegliedert 
und personell - je nach systemisiertem Personalstand des Bezirkes -
mit drei bis fünf Mitarbeitern besetzt. Die Aufgabenbereiche der Referate 
und die Referatsleiterfunktionen waren starr geregelt. 

Die Gendarmerieposten blieben von der Srrukrurreform unberührt ; ihre 
Gliederung erfolgte in jeweils vier Hauptsachgebiete und bis zu 15 Sach­
gebiete. Je nach Umfang des systemisierten Personalstandes waren die 
(Haupt)sachgebiete vom Postenkommandanten sowie von bis zu drei 
Haupt- und elf Sachbearbeitern zu führen. 

5.2 Der RH begrüßte die organisatorische Srraffung auf Bezirksebene; er er­
achtete die Aufbauorganisation der Bezirksgendarmeriekommanden für 
zweckmäßig und sparsam. Im Hinblick auf die regional unrerschiedliche 
Bedeurung der Aufgaben und den bestmöglichen Einsatz individueller 
Qualifikationen empfahl der RH dem BMI, eine Flexibilisierung der Auf­
gabenzuordnung an die Referate und der Referatsleiterfunkrionen zu er­
wägen. 

Die Gliederung der Gendarmerieposten in Hauptsachgebiete erachtete 
der RH für zweckmäßig; die tiefergehende Einteilung in Sachgebiete 
führte seiner Ansicht nach zu einer im praktischen Dienstberrieb schwer 
handhabbaren Aufgabenverteilung auf zwei bis 15 Mitarbeiter. Er emp­
fahl, die Grundstrukrur der Gendarmeriepostenkommanden kompakter 
zu gestalten; eine Tiefengliederung nach örtlichen Erfordernissen wäre 
dem Ermessen des Postenkommandanren zu überlassen. 

5.3 Laut Stellungnahme des BMI werde es die empfohlene Flexibilisierung der Aufga­
benzuordnung an die Referate der Bezirksgendarmeriekommanden bei künftigen 
Organisationsanpassungen erwägen. Im Hinblick auf die Neugestaltung der Orga­
nisation der Gendarmerieposten werde eine vermehrt eigenstä'ndige Gestaltungs­
möglichkeit des Postenkommandanten im Einklang mit der entsprechenden Perso­
nalentwickltmg vorzttSehen sein. 

6.1 Zur Koordination, Kommunikation und Unrerstützung bei bezirks- und 
grenzüberschreitenden Einsätzen war beim Landesgendarmeriekomman­
do für Salzburg eine Landesleitzenrrale eingerichtet. Die daneben beste­
hende Verkehrsleitzenrrale dienre der Einsarzkoordination der Verkehrs­
abteilung. 

Bei jedem Bezirksgendarmeriekommando war eine Bezirksleitzenrrale er­
richtet, welche Leirungs- und Unrerstützungsaufgaben für die überörtli­
chen Dienste und die exekutivdienstlichen Einsätze im Bezirk wahrnahm. 
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6.2 Der RH erachtete Leitzentralen für zweckmäßig. Er vertrat die Ansicht , 
daß - nach Maßgabe der räumlichen Voraussetzungen - ein integrier­
ter Betrieb der Landes- und Verkehrsleitzentrale die Führung des Landes­
gendarmeriekommandos für Salzburg verbessern und den Personaleinsatz 
für Leitdienste verringern würde. 

Den Betrieb der Bezirksleitzentralen erachtete der RH für wirtschaftlich. 

6.3 Laut Stellungnahme des BMI spriichen die gegebenen rititmlichen Voraussetzungen 
gegen eine Zusammenlegung der Leitzentralen. 

6.4 Der RH erwiderte, seine Empfehlung hätte Änderungen der räumlichen 
Voraussetzungen (etwa durch Neubauten) miteinbezogen . 

7.1 Der Landesgendarmeriekommandan t hatte das Landesgendarmeriekom­
mando für Salzburg zu leiten und nach außen zu vertreten. Zu seiner 
Stellvertretung waren die drei Gtuppenleiter bestimmt. Diesen oblag ua 
die Koordination der ihnen unterstellten Abteilungen und der nachge­
ordneten Organisationsebenen in ihren Fachbereichen sowie die gruppen­
interne Dienst- und Fachaufsicht. 

7.2 Der RH erachtete den aufbauorganisarorisch bedingten Koordinations­
aufwand zwischen den Gruppen als zu hoch . Unter Hinweis auf das von 
ihm vorgeschlagene Organisationsmodell empfahl er dem BM! eine Kon­
zentration der Stabsarbeit in einem Führungsstab mit Kompetenz über 
alle Abteilungen. Dies würde nach Ansicht des RH die Führungseffizienz 
erhöhen und jährliche Personalkosten von österreichweit rd 5,5 Mill S 
elOsparen. 

7.3 Laut Stellungnahme des BMI lehne es die Einrichtung einer "starken" Stabsstelle 
ab, weil dadurch zwar ein kleineres Landesgendarmeriekommando wie Salzburg 
koordiniert werden kö"nne, bei größeren Kommanden jedoch Probleme zu erwarten 
selen. 

7.4 Der RH erwiderte, daß das von ihm vorgeschlagene Organisationsmodell 
eine gegenüber der derzeitigen Organisationsform wesentlich höhere 
Selbstorganisationsfähigkeit der Sachbereiche, Referate und Abteilungen 
biete. Zudem wäre ein Führungsstab geeignet, die Koordinationsaufgaben 
auch bei einer großen Anzahl zu führender Mitarbeiter effizient wahrzu­
nehmen. 

8. 1 Die Gendarmerieposten und die operativen Teile des Landesgendarmerie­
kommandos für Salzburg harren insgesamt rd 90 Kategorien von er­
laßmäßig festgesetzten, überwiegend nach Anzahl gemessenen Tätigkei­
ten nachweislich zu erfassen . Die Daten wurden jeweils von den 
übergeordneten Kommanden zusammengefaßt. Das Zahlen werk diente 
vorwiegend statistischen Zwecken; es wurde vom Landesgendarmerie­
kommando für Salzburg nicht ausgewertet. 

m d 
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Ablauforganisation 

Informations­
management 

Kriminaldienst 

8.2 Der RH hielt den Aussagewert der mit hohem administrativen Aufwand er­
faßten Daten für verhältnismäßig gering. Er empfahl dem BMI, die Tätig­
keitsnachweise inhaltlich zu straffen und vermehrt an führungsrelevanten 
Daten zu orientieren. Damit sollte den Kommanden ein zeitnahes kennzah­
lengestütztes Steuerungsinstrument zur Verfügung gestellt werden. 

8.3 Laut Mitteilung des BMI sei das Gendarmeriezentralkommando bestrebt, ein neu 
aufgebautes Zahlenwerk (Leistungsbericht) einzuführen. 

9.1 Meldungen über dienstliche Ereignisse waren von den Dienststellen im 
Bereich des Landesgendarmeriekommandos für Salzburg nach verschiede­
nen Berichterstattungsvorschriften zu verfassen. 

9.2 Der RH hielt die Anzahl der Berichterstattungsvorschriften für zu hoch. 
Die Unübersichtlichkeit der Meldungspflichten verursachte seiner An­
sicht nach vor allem bei den Gendarmerieposten einen vermeidbaren Ver­
waltungsaufwand. Er empfahl dem BMI, das Informationsmanagement 
durch Vereinfachung der Vorschriften, gezielte Auswahl der Adressaten­
kreise von Informationen , Konzentrierung der Informationsauswertung 
und einheitliche Anordnungswege effizienter zu gestalten. 

9.3 Laut Mitteilung des BMI liege eine vereinfachte Berichterstattungsvorschrift be­
reits im Entwurf vor. 

9.4 Der RH begrüßte die vorgesehene Vereinfachung der Berichterstattungs­
pflicht; er wies jedoch darauf hin, daß vor allem hinsichtlich der Informa­
tionsauswertung ein bedeutendes Verbesserungspotential gegeben war. 

10.1 Der Kriminaldienst wurde grundsätzlich von den Gendarmerieposten 
wahrgenommen. Im Rahmen des koordinierten Kriminaldienstes standen 
Mitarbeiter verschiedener Gendarmerieposten für spezielle Tätigkeiten 
und zur Bildung besonderer Ermittlungsgtuppen nach den Vorgaben der 
zuständigen Bezirksgendarmeriekommanden zur Verfügung. Die Koordi­
nierung bezirksübergreifender Kriminalangelegenheiten, spezialisierte 
Aufgaben und bedeutende Kriminalfälle übernahm die Kriminalabtei­
lung des Landesgendarmeriekommandos für Salzburg. Die Kriminalab­
teilung (54 Mitarbeiter) war in drei Referate und 16 Sachbereiche geglie­
dert . 

10.2 Der RH hielt die vertikale Aufgabenverteilung auf verschiedene Organi­
sationsebenen für zweckmäßig. Die horizontale Aufgabenverteilung auf 
16 Sachbereiche wirkte sich nach Ansicht des RH jedoch effizienzhem­
mend aus. Er empfahl dem BMI, die Ablauforganisation der Kriminalab­
teilung durch vermehrt sachbezogene Zuordnung der Referatsaufgaben 
und Bildung von Sachbereichen mit höherem Personalstand zu verbessern. 

10.3 Laut Stellungnahme des BMI sei vor einer Organisationsiindertmg die Einleitung 
eines breiten Meinungsbildungsprozesses erforderlich. 
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11.1 Sowohl für die Haushalts- und Wirrschaftsabteilung als auch für die Tech­
nikabteilung des Landesgendarmeriekommandos für Salzburg war eine 
Vielzahl von Kleinstsachbereichen eingerichtet; diese Sachbereiche wiesen 
eine ungleiche Arbeitsbelasrung auf. 

1 J.2 Zur Optimierung der Ablauforganisation empfahl der RH dem BMI, die 
Bereiche Wirrschaft und Technik innerhalb einer Logistik-Abteilung zu 
vereinen und auf der Sachbereichsebene eine reduzierre Organisations­
struktur zu schaffen. 

11.3 Laut Stellungnahme des BMI werde eine zur Adaptierung der Logistik-Organi­
sation vorgesehene Arbeitsgruppe die Anregungen des RH aufgreifen. 

12.1 Gemäß Sicherheitspolizeigesetz oblagen die Angelegenheiten des inneren 
Dienstes dem Landesgendarmeriekommando. Bei der Besorgung der Si­
cherheitsverwaltung war das Landesgendarmeriekommando (einschließ­
lich hiefür bestimmter innerer Gliederungen) unmittelbar dem Sicher­
heitsdirektor unterstellt. Ihm oblagen ua die Erreilung von Weisungen 
sowie die Koordinierung und Überwachung der sicherheitspolizei lichen 
Tätigkeit des Landesgendarmeriekommandos. 

Die Sicherheitsdirektion erhielt von den unterstellten Gendarmerie­
dienststellen Meldungen über kriminalpolizeilich bedeutende Vorfälle. 
Eine Auswertung dieser Informationen war nicht festzustellen. 

Der an das Landesgendarmeriekommando für Salzburg gerichtete Schrift­
verkehr der Sicherheitsdirektion betraf überwiegend Erlässe des BMI, 
welche ohne spezifizierende Weisungen weitergeleitet wurden ("Durch­
laufer"). Eigenständige schriftliche Weisungen erfolgten nur vereinzelt. 

12.2 Nach Ansicht des RH führre die Abgrenzung von fachlichen Weisungen 
der Sicherheitsdirektion von den vom Landesgendarmeriekommando für 
Salzburg eigenständig wahrzunehmenden Angelegenheiten des inneren 
Dienstes systembedingt zu Reibungsverlusten. Er empfahl dem BMI, auf 
eine gesetzliche Präzisierung des Weisungsverhältnisses zu dringen und 
den Rahmen der möglichen Aufträge an das Landesgendarmeriekomman­
do für Salzburg klarer zu fassen. 

Der RH vermißte eine Auswerrung der an die Sicherheitsdirektion ge­
richteten Meldungen in Form von Analysen und Lagebildern für eine 
Verwendung im kriminaltakrischen Bereich. Er kritisierre die mangelnde 
Filterfunktion der Sicherheitsdirektion und empfahl dem BMI, die Not­
wendigkeit dieser Koordinierungsfunktion vor allem im kriminaldienstli­
chen Bereich zu überdenken. 

12.3 Laut Stellungnahme des BMI bestehe eine Divergenz zwischen den gesetzlich vorge­
gebenen sachlichen und ö'rtlichen Kompetenzgrenzen und den praktischen Bedürf­
nissen. Es werde jedoch weiterhin trachten, bei künftigen Gesetzesvorhaben oder 
auch durch interne Regelungen einen bestmöglichen Verwaltungsablauf sicherzu­
stellen. 
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13.1 Die gendarmerieinternen Vorschriften zur Haushaltsführung enthielten 
genaue Regeln hinsichtlich des qualitativ und quantitativ zulässigen 
Gebarungsumfanges im Bereich der Landesgendarmeriekommanden. Die 
Betragsgrenzen für genehmigungspflichtige Gebarungsvorgänge waren 
niedrig (zB 5 000 S für Anlagegüter, 20 000 S für Aufwendungen) . 

13.2 Nach Ansicht des RH führten die Regelungen für den finanziellen Wir­
kungsbereich zu einem erhöhten Verwaltungsaufwand, verbunden mit 
zeitlichen Verzögerungen. Er empfahl dem BMI, die Entscheidungsbe­
fugnisse und den Verantwortungsbereich der Landesgendarmeriekom­
manden auszuweiten. 

13.3 Das BMI sagte dies zu; der genehmigungspf/ichtige Betrag sei inzwischen bei den 
Aufwendungen bereits auf rd 96 000 S je Gebarungsvorgang erhöht worden. 

14.1 Wegen der Aufnahme von 200 ehemaligen Zollwachebeamten war der 
Ist-Personalstand des Landesgendarmeriekommandos für Salzburg ge­
genüber dem systemisierten Soll-Stand um rd 13 % überhöht. Die über­
nommenen Zollwachebeamten waren nicht sofort voll ei nsetzbar. Die An­
zahl der von den Mitarbeitern durchschnittlich geleisteten Überstunden 
blieb von 1996 bis 1998 mit etwa 300 Stunden jeJahr gleich hoch. 

14.2 Der RH bemängelte, daß der Personalübersrand nicht spätestens ab der 
Vollausbildung der übernommenen Zollwachebeamten zu einer merk­
lichen Reduktion der geleisteten Überstunden je Mitarbeiter führte. Er 
empfahl dem Landesgendarmeriekommando Salzburg, die Dienstplanung 
verstärkt auf eine Reduktion der Überstunden auszurichten. 

14.3 Laut Stellungnahme des BMI sei der Personalzuwachs mit vermehrten Aufgaben 
einhergegangen. Aufgrund des zeitlich parallel angefallenen Ausbildungsaufwan­
des sei ein gleichwertiger Rückgang bei der Überstundenquote nicht zu erzielen ge­
wesen. 

15.1 Für den Kriminaldienst bestanden keine schriftlichen Vorgaben für die zu 
absolvierenden Ausbildungsschritte. Die Bandbreite absolvierter Schu­
lungen der Mitarbeiter der Kriminalabteilung war innerhalb der Sachbe­
reiche unterschiedlich. 

15.2 N ach Ansicht des RH beruhte die fachspezifische Ausbildung im Regel­
fall auf Einzelinitiativen statt auf systematischer Planung. Er empfahl 
dem BMI, ein Mindestanforderungsprofil für die kriminaldienstlichen 
Tätigkeiten zu erarbeiten und gezielt auf den Besuch der Schulungsveran­
staltungen zu dringen. 

15.3 Das BMI sagte die Entwicklung entsprechender Aus- und FortbildungsbehelJe für 
Beamte der Kriminalabteilungen zu. 
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16 Zusammenfassend hob der RH die nachstehenden Empfehlungen 
hervor: 

Das BMI sollte 

(1) die "Organisation und Geschäftsordnung" für alle "kleineren" 
Landesgendarmeriekommanden straffen; 

(2) die Führungselemente in einem Führungsstab konzentrieren; 

(3) die Sachbereichsebene stärken; 

(4) die Aufbauorganisation der "größeren" Landesgendarmeriekom­
manden gegebenenfalls anpassen; 

(5) die Aufgabenzuordnung innerhalb der Bezirksgendarmeriekom­
manden flexibilisieren; 

(6) die interne Gliederung der Gendarmerieposten vereinfachen; 

(7) die Tätigkeitsnachweise zu einem zeitnahen kennzahlengestütz­
ten Steuerungselement umgestalten; 

(8) ein Mindestanforderungsprofil für die kriminaldiensdichen Tä­
tigkeiten erarbeiten; 

(9) das Informationsmanagement effizienter gestalten; 

(10) die Landesleitzentrale und die Verkehrsleitzentrale zusammen­
legen; 

(11) auf eine gesetzliche Präzisierung des Weisungsverhältnisses 
zwischen Sicherheitsdirektion und Landesgendarmeriekommando 
für Salzburg dringen; 

(12) den Informationsfluß zwischen Sicherheitsdirektion und Gen­
darmeriedienststellen verbessern; 

(13) die Notwendigkeit der Koordinierungsfunktion der Sicher­
heitsdirektion im kriminaldiensdichen Bereich überdenken; 

(14) den finanziellen Wirkungsbereich der Landesgendarmeriekom­
manden ausweiten. 
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Bereich des Bundesministeriums für Justiz 

l. n<..rkcligtc f nregungel1 .lll'" 'orjahren 

Nicht verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich: 

(1) Auflassung und Zusammenlegung von Bezirksgerichten im Bereich des 
Oberlandesgerichtes Linz mit einem jährlichen Einsparungspotential von 
rd 13 Mill S (NTB 1995 S. 107 ff). 

Laut Stellungnahme des BMJ seien die Bemühungen, die betroffenen Landesregie­
rungen von Oberösterreich und Salzburg von der Wirtschaftlichkeit und Zweck­
mäßigkeit der Zusammenlegungen zu überzeugen, gescheitert. Eine Lösung kö"nnte 
daher weiterhin nur eine Änderung des Übergangsgesetzes 1920 bringen. 

(2) Einheitlicher Vercragsgestalcung bei der Beschäftigung von Ärzten zur Be­
treuung der Insassen von Justizanstalten (TB 1993 S. 119 Abs 12). 

Laut Steftungnahme des BMJ würden die Bemühungen um eine einheitliche Ärzte­
honorierung fortgesetzt, wobei die regionalen Gegebenheiten und die Lage der Justiz­
anstalten zu beriicksichtigen seien. 

In Ycrwirklichun o beuriftcnc Anregungen n ~ ... .... 

Teilweise verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich: 

(1) Abschluß von Vereinbarungen mit den Ländern über deren finanzielle 
Einbindung in die Bewährungshilfe wegen des engen Bezuges zwischen 
der Haftentlassenenhilfe (Bundessache) und der Sozialhilfe (Landessache) 
(NTB 1994 S. 99 Abs 9). 

Laut Stellungnahme des BMJ sei mit dem Bundesland Wien - mit Wirkung 
vom 1. J ä'nner 1999 - ein unbefristeter Vertrag zur MitJinanzierung der Zen­
tralstelle abgeschlossen worden. Mit dem Bundesland Kärnten sei auf Beamten­
ebene grundsätzlich Einigung über einen Vertrag für die Zentralstelle Klagenfurt 
erzielt worden; mit Oberösterreich seien Vertragsverhandlungen für den Herbst 
1999 vereinbart worden. Der Abschluß von Vereinbarungen mit den übrigen Bun­
des li indern werde weiterhin angestrebt. 

(2) Verringerung des Haftraumfehlbestandes in Wien (TB 1993 S. 115 Abs 6). 

Laut Stellungnahme des BMJ habe die um 300 Ha/tplä"tze erweiterte Justizan­
stalt Wien-Simmering im Herbst 1998 den Betrieb aufgenommen. Eine endgültige 
Entscheidung iiber den Bau einerJustizanstalt Wien-Landstraße stehe noch attS. 
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In Verwirklichung 

begriffene Anregungen 

(3) Einführung einer aussagekräftigen Kostenrechnung (TB 1993 S. 116 Abs 8). 

Laut Stellungnahme des BMJ werde die Einführung der EDV-unterstützten Kas­
senführung mit Ende des Jahres 1999 abgeschlossen sein. Eine einheitliche Kosten­
steIlenrechnung sei mit 1. jiinner 1999 für den Bereich der Gerichte und Staats­
anwaltschaften sowie der Justizanstalten und der Bewahrungshilfe eingeführt 
worden. Eine Vertiefung der Kostenrechnung sei ab dem Jahr 2001 beabsichtigt. 
Sowohl im Gerichts- als auch im Vollzugsbereich solle die Kostenrechnung durch 
ein Controllingsystem ergä"nzt werden. 

(4) Verfahrensvereinfachung und -beschleunigung bei der Vollziehung des 
U nterhaltsvorschußgesetzes durch EDV -unters tützten Datenaustausch 
(TB 1991 Abs 29.3), möglichst weitgehender Einführung aufkommens­
neutraler Pauschalsätze anstelle einzelfallbezogener Festsetzung der Aus­
zahlungsbeträge (TB 1991 Abs 29.10) sowie Vereinheitlichung der Auf­
bau- und Ablauforganisation (TB 1991 Abs 29.12 und Abs 29.13). 

Laut Stellungnahme des BMJ liege eine bei der Bundesrechenzentrum GesmbH in 
Auftrag gegebene Vorstudie vor; für eine endgültige Auftragserteilung sei die bud­
getä"re Bedeckung des Vorhabens noch zu klä"ren. 

(5) Erstellung von für alle Anstalten einheitlichen, EDV-unterstützten Wech­
seldienstplänen auf der Grundlage von nachvollziehbaren Sollvorgaben 
(TB 1993 S. 121 Abs 17). 

Laut Stellungnahme des BMJ sei ein im Jahr 1998 entwickeltes EDV-Dienstein­
teifungsprogramm bereits in vierJustizanstalten erprobt worden; es sei beabsichtigt, 
dieses Programm in weiteren Justizanstalten einzusetzen. Darüber hinaus solle ein 
weiteres Programm in einer Justizanstalt getestet werden. 

(6) Delegierung von Angelegenheiten des Strafvollzuges an die Oberlandes­
gerichte und an die Leiter der Justizanstalten zur Entlastung der Zentral­
steIle (TB 1993 S. 114 Abs 4). 

Laut Stellungnahme des BMJ sei der Vorentwurf für ein Strafvollzugsbehiirdenä"n­
dertmgsgesetz anlaßlich des Begutachtungsverfahrens überarbeitet und vom Mini­
sterrat als Regierungsvorlage (1851 der Beilagen zu den Stenographischen Proto­
kollen des Nationalrats, XX. Gesetzgebungsperiode) beschlossen worden. 

(7) Ausbildungsvorschriften für die Bediensteten des Justizbereiches (TB 1997 
S. 177 Abs 4). 

Laut Stellungnahme des BMJ habe es die Grundausbildungsvorschriften über­
arbeitet und sie zur Begutachtung ausgesandt. Auch eine Änderung der Rechtspfle­
gerausbildung sei im Hinblick auf die Reform des Vertragsbedienstetenrechtes ge­
plant. 
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Verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich: 

(1) Schaffung einer dauerhaften gesetzlichen Grundlage für den flächen­
deckenden außergerichtlichen Tatausgleich für Erwachsene (NTB 1994 
S. 98 Abs 8). 

Die gesetzliche Grundlage für den seit dem Jahr 1999 eingeführten jliichendecken­
den Modellversuch an allen Landes- und Bezirksgerichten wurde mit BGBI I 
Nr 55/1999 kundgemacht. 

(2) Einrichtung von "geschlossenen Abteilungen" in Krankenanstalten im 
Wiener Raum zur stationären Behandlung von Strafgefangenen (TB 1993 
S. 119 Abs 13). 

Laut Mitteilung des BM} wurde die "geschlossene Abteilung" im Krankenhaus der 
Barmherzigen Brüder im April 1999 in Betrieb genommen. 

(3) Auslastung der Justizschulen (TB 1997 S. 178 Abs 7) 

Laut Stellungnahme des BMJ habe insbesondere die Verlagerung von Grundaus­
bildungslehrgdngen aus den Sprengeln der Oberlandesgerichte Linz und Graz zu 
einer deutlichen Verdichtung von Aus- und Fortbildungsveranstaltungen an den 
Jttstizschulen geführt. 
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PriIf 1I11g ergehni 

Landes- und Bezirksgericht Korneuburg 

Ab 1. Jänner 1997 wurde der Sprengel des Landesgerichtes Korneu­
burg um fünf früher Wien zugeordnete Bezirksgerichte erweitert. 
Dadurch erhöhte sich der Aktenanfall beträchtlich; das Landesge­
richt arbeitete an den Grenzen seiner räumlichen und personellen 
Kapazitäten. Das Anteilsverhältnis des richterlichen zum nichtrich­
terlichen Personal verschob sich im überprüften Zeitraum zu Un­
gunsten des nichtrichterlichen Personals. 

Das Landesgericht, das Bezirksgericht und die Justizanstalt Kor­
neuburg waren im selben Gebäudekomplex untergebracht. Seit der 
Sprengelerweiterung waren keine Raumreserven vorhanden; die 
Raumaufteilung und die Unterbringung der Bediensteten waren 
teilweise unökonomisch. Die vorhandenen Sicherheitskontrollen 
entsprachen nicht den vertraglichen Vereinbarungen und konnten 
das gesetzlich geforderte Waffenverbot in Gerichten nicht gewähr­
leisten. 

Der Handlungsspielraum des Landesgerichtspräsidenten und des 
Gerichtsvorstehers war sowohl in dienstrechdicher als auch in finan­
zieller Hinsicht sehr eng. Eine Trennung des Aufwandes des Landes­
von jenem des Bezirksgerichtes Korneuburg war nicht möglich. 

Im Zuge der Exekutionsverfahren wurden Daten doppelt erfaßt. 
Ungeachtet automationsunterstützt durchgeführter Exekutionen 
waren Pfändungsprotokolle und monatliche Abrechnungen hän­
disch zu erstellen. Die Handhabung umfangreicher Ausdrucke aus 
der EDV-gestützten Registerführung erfolgte unterschiedlich. 
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Prüfungs ablauf und 
-gegenstand 

Gesamtbeurteilung 
der Zielerreichung 

Rechtsgrundlagen: Allerhöchste Bestimmungen über die Einrichtung der 
Gerichtsbehörden, RGBI Nr 10/1853 idgF 

Aufgabe: 

Gerichtsorganisationsgesetz, RGBI Nr 217/1896 idgF 

Bundesgesetz, mit dem die niederösterreichischen 
Umland-Bezirksgerichte Wiens niederösterreichischen 
Gerichtshöfen zugewiesen werden, BGBI Nr 91/1993 

Rechtsprechung für den jeweiligen Sprengel 

Gebarungsentwicklung: I) 1995 1996 1997 1998 

in Mill S 

Ausgaben 19,6 18,6 28,4 34,0 

Einnahmen 40,5 39,7 43,9 48,0 

Landesgericht Korneuburg 2) 

1995 1996 1997 1998 

Anzahl 

Richterplanstellen 14 14 18 23 

Nichtrichterliche Planstellen 30,5 30,2 41,3 44,25 

angefallene Akten 10108 10166 14386 15069 

erledigte Akten 9421 9929 13 434 15 311 

Bezirksgericht Korneuburg 2) 

1995 1996 1997 1998 

Anzahl 

Richterplanstellen 3 3 3 3 

Nichtrichterliche Planstellen 15 16,3 15,7 16,35 

angefallene Akten 18114 17793 18171 18 118 

erledigte Akten 18150 18083 17912 18203 

l) Eine Trennung zwischen Landes- und Bezirksgericht bzw Personal- und 
Sachausgaben war nicht möglich 

2) Stand jeweils zum 1. Jänner 

Der RH überprüfte im September und Oktober 1998 die Gebarung des 
Landes- und des Bezirksgerichtes Korneuburg ab dem Jahr 1995. Die 
Stellungnahmen zu den im Jänner 1999 zugeleiteten Prüfungsmitteilun­
gen übersandten das Bezirksgericht Korneuburg im April 1999 und das 
BMJ im Mai 1999. Die auf dem Dienstweg eingebrachte Stellungnahme 
des Landesgerichtes Korneuburg langte mit jener des Oberlandesgerichtes 
im Juni 1999 im RH ein. Seine Gegenäußerungen gab der RH im Juli 
1999 ab. 

Der Schwerpunkt der Gebarungsüberprüfung betraf die Auswirkungen 
der Sprengelerweiterung. 

2 Durch die deutliche Steigerung der Anzahl der Verfahren nach der Sprengel­
erweiterung arbeitete das Landesgericht Korneuburg an den Grenzen seiner 
Raum- und Personalkapazitäten . Dadurch wurde der Gerichtsbetrieb zwar 
erschwert, die vorgegebenen Ziele wurden jedoch im wesentlichen erreicht. 
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Organisation 

Sprengelerweiterung 

Geschäftsverteilung 

Aufgabendelegierung 

L ndes und Bezirks ericht Korneubur 

3.1 Durch die Sprengelerweiterung erhielt das Landesgerich t Korneuburg ab 
1. Jänner 1997 fünf Bezirksgerichte des Wiener Umlandes (Bruck an der 
Leitha, Groß-Enzersdorf, Hainburg an der Donau, Klosterneuburg und 
Schwechat) zugewiesen. Damit erhöhte sich die Anzahl der Bezirksge­
richte von 10 auf 15, der Akcenanfall stieg um 41,5 %. 

3.2 Nach Ansicht des RH war die Sprengelerweiterung die maßgebliche Ur­
sache für die am Landesgericht Korneuburg auftretenden Personal- und 
Raumprobleme. 

3.3 Laut Stellungnahme des BM] habe sich die Neuregelung nur auf den aktenmäßi­
gen Neuanfall amgewirkt, so daß nur schrittweise personelle Umschichtungen ge­
boten waren. 

Der Präsident des Landesgerichtes Korneuburg teilte mit, daß die anläßlich der 
Sprengelerweiterung geplante Personalaufstockung infolge zu geringer Einschdt­
zung des Mehranfalls an Geschäftsfällen unzureichend war; in der Folge sei der 
Personalstand mehrmals angepaßt worden. 

4.1 Am Bezirksgericht Korneuburg waren seit 1. Mai 1998 - entgegen den 
Regelungen des Jugendgerichtsgesetzes - die Jugendstraf- und Jugend­
schutzsachen getrennt und verschiedenen Gerichtsabteilungen zugewie­
sen worden. 

Am Landesgericht Korneuburg waren im überprüften Zeitraum 14 Ge­
schäftsverteilungen in Kraft. Die Anzahl der Gerichtsabteilungen stieg um 
86 %, die ihnen zur administrativen Unterstützung zugewiesenen nichtrich­
terlichen Geschäftsabteilungen um 26 %. Deswegen harren - auch beim 
Bezirksgericht - manche Geschäftsabteilungsleiter für einzelne oder meh­
rere Gerichtsabteilungen mehrere Geschäftsabteilungen zu leiten. 

4.2 Unter Hinweis auf die Geschäftsordnung für die Gerichte erster und zwei­
ter Instanz vertrat der RH die Ansicht, daß ein Geschäftsabteilungsleiter 
nicht mehrere Geschäftsabteilungen für dieselbe Gerichtsabteilung leiten 
sollte. Ungeachtet der gebotenen Einhalrung der geltenden Geschäftsord­
nung empfahl der RH dem BMJ, aus Zweckmäßigkeitsgründen eine Än­
derung der entsprechenden Vorschrift zu erwägen. 

4.3 Das Bezirksgericht Korneuburg teilte mit, daß seit 1. Februar 1999] ugendstraf­
und] ugendschutzsachen wieder in einer Gerichtsabteilung gefiihrt wiirden. 

Laut Stellungnahme des Oberlandesgerichtes Wien werde es auf die Einhaltung der 
Geschäftsordnung dringen. 

5.1 Dienstbehörde für das Landes- und das Bezirksgericht Korneuburg war das 
Oberlandesgericht Wien. Der Präsident des Landesgerichtes und der Ge­
richtsvorsteher waren anweisungsermächtig te Organe; ihr Handlungsspiel­
raum war sowohl in dienstrechtlicher als auch in gebarungsmäßiger Hin­
sicht sehr eng. Das Bezirksgericht Korneuburg erhielt keine eigenen 
Kreditmirrel zugewiesen. Obwohl hinsichtlich des Personals und der Über-
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Organisation 

Verfahrensauromation 

Gerichtstage 

Kontroll- und 
Steuerungselemente 

wachung des Anfalls an Geschäftsfällen bereits seit Jahren bewährte Kon­
trollsysteme eingerichtet waren, fehlten diese bei der finanziellen Gebarung. 
Eine Trennung des Aufwandes des Landes- von jenem des Bezirksgerichtes 
Korneuburg war nicht möglich. 

5.2 Der RH empfahl dem BMJ, im Sinne der Verwalrungsvereinfachung und 
der Stärkung der Eigenverantwortlichkeit den Aufgabenbereich des Präsi­
denten des Landesgerich tes auszuweiten sowie durch schrittweise Ein­
führung einer Kostenrechnung die Grundvoraussetzung für eine effektive 
Kontrolle und Steuerung der Gebarung zu schaffen. 

5.3 Das BM] teilte Kompetenzerweiterungen im Bereich des Beschaffungswesens mit. 
Ferner solle - als Voraussetzung fiir eine weitere Aufgabendelegierung - ein Ge­
richts-Controlling- System auf seine Praxistauglichkeit iiberpriift und gegebenen­
falls eingefiihrt werden. 

6.1 Im Zuge der Exekutionsverfahren wurden Daten wegen einer system­
immanenten Kopiersperre doppelt erfaßt. Dies bedeutete zusätzlichen 
Zeitaufwand und Fehlerquellen. Pfändungsprotokolle und monatliche 
Abrechnungen waren händisch zu erstellen, obwohl Exekutionen automa­
tionsunrerstützt durchgeführt wurden. Die Exekutoren verwendeten für 
diese Verwaltungs tätigkeiten privat beschaffte Software. 

6.2 Der RH empfahl dem BMJ, die Aufhebung der Kopiersperre und den An­
kauf entsprechender Software zu erwägen, um Datenüberspielungen zwi­
schen den Registern zu ermöglichen und den Zeitaufwand für Schreib­
tätigkei ten zu reduzieren. 

6.3 Das Bezirksgericht Komeuburg begriißte die Anregung des RH. 

Das BM] teilte mit, daß auch dieser Bereich im Rahmen der Neugestaltung der 
Verfahrensautomation ] ustiz geregelt werde. 

7.1 Richter des Landesgerichtes Korneuburg hielten zweimal im Monat einen 
Gerichtstag in Arbeits- und Sozialrechtssachen am Bezirksgericht Mistel­
bach ab. Weiters wurden wöchentlich Gerichtstage in Marchegg, Haugs­
dorf und Ravelsbach durch Richter und Rechtspfleger zweier Bezirksge­
richte abgehalten. Die Auslastung der Gerichtstage war sehr niedrig; die 
Aufzeichnungen darüber waren teilweise uneinheitlich, nur schwer aus­
wertbar bzw nicht vorhanden. 

7.2 Der RH empfahl dem Landesgericht Korneuburg die Führung und zweck­
mäßige Auswertung von Auslastungsstatistiken. 

7.3 Laut Stellungnahme des Landesgerichtes Komeuburg sei die Abschaffung der Ge­
richtstage erwägenswert. 

8.1 Den überprüften Gerichten wurden seit der Umstellung auf EDV-ge­
stützte Registerführung - ohne ihr Zutun - regelmäßig umfangreiche 
Ausdrucke übermittelt; deren Auswertung bzw Verwendung erfolgte unter­
schiedlich, ein Teil wurde unbearbeitet abgelegt. Über den Inhalt mancher 
Ausdrucke herrschte teilweise Unklarheit. 
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Verrechnung 

Personal 

10 

Landes- und Bezirksgericht Korneuburg 

8.2 Der RH empfahl dem BM], die automatische Übermittlung der Aus­
drucke einzuschränken und diese den Bedürfnissen der jeweiligen Ge­
richtstypen anzupassen. Weiters wäre - nach Maßgabe unterschiedlicher 
Befugnisse - der direkte EDV-Zugriff auf die Daten anzustreben. Fer­
ner sollte den überprüften Gerichten eine umfassende Auswertungsanlei­
tllng für die einzelnen Ausdrucke zur Verfügung gestellt werden. 

8.3 Laut Stellungnahme des BMJ solle im Rahmen der Neugestaltung der Verfahrens­
automation Justiz eine Zugrif/smijglichkeit über den Bildschirm eingerichtet werden. 

9.1 Die überprüften Gerichte gaben jährlich rd 3,2 Mill S für Sachverständige, 
Dolmetscher, Zeugen, Geschworene und Schöffen aus. Davon waren die 
Anteile von Dritten ersetzter sowie vom Bund getragener Ausgaben nicht 
feststell bar. 

9.2 Der RH empfahl dem BM], eine eigene Verrechnungspost für Sachver­
ständige, Dolmetscher, Zeugen, Geschworene und Schöffen zu eröffnen. 

9.3 Das BMJ teilte mit, daß die Einführung von Ausgaben- und Einnahmenstellen 
sowie einer Kostenrechnung dieses Problem lösen werde. 

10.1 Das Landesgericht Korneuburg errechnete Ende 1998 bei 23 systemisier­
ten Planstellen einen Zusatzbedarf von 4,5 Richterplanstellen. Im nicht­
richterlichen Bereich waren von den 44,25 systemisierten Planstellen nur 
41,2 von 47 Personen (einschließlich der Reinigungskräfte für die über­
prüften Gerichte) besetzt. Das Verhältnis der Anzahl der Planstellen für 
Richter zur Anzahl der Planstellen für nichtrichterliches Personal verrin­
gerte sich im überprüften Zeitraum von 1: 1,89 auf 1: 1,59; bei den tat­
sächlich besetzten Posten sank es von 1 : 1,98 auf 1 : 1,48. 

10.2 Der RH wies darauf hin, daß wegen der ungleichmäßigen Anpassung des 
Personalstandes qualitative und quantitative Probleme bei der Bewälti­
gung der anfallenden Arbeitsmenge zu erwarten sind. Er empfahl dem 
BM], der Anpassung der Personalausstattung an die anfallende Arbeits­
menge und der Ausgewogenheit zwischen Richtern und nichtrichter­
lichem Personal besonderes Augenmerk zu widmen. 

10.3 Das BMJ teilte mit, daß die Anzahl der Richterplanstellen mit 1. Februar 1999 
auf 27 erhöht worden sei. 

Laut Stellungnahme des Oberlandesgerichtes Wien bestünden ähnliche Probleme im 
gesamten Oberlandesgerichtssprengel. 

Laut Stellungnahme des Landesgerichtes Korneuburg sei die anfallende Arbeits­
menge 1999 weiter steigend; dies erfordere die Zuteilung weiterer Planstellen. Das 
nichtrichterliche Personal sei überlastet. 

10.4 Der RH erachtete die vom Oberlandesgericht Wien in seiner Stellung­
nahme getroffene Feststellung als ein alarmierendes Zeichen für die künf­
tige Entwicklung des Gerichtsbetriebes. 
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Raumfragen 

Raumausstattung 

Zugangskontrollen 

Il.l Das Landesgericht, das Bezirksgericht und die ]ustizanstalt Korneuburg 
waren im seI ben Gebäudekomplex untergebracht. 1992 wurde mit dem 
Umbau von zwei neu erworbenen, angrenzenden Gebäuden begonnen. Der 
aufgrund der Sprengelerweiterung erhöhte Raumbedarf sollte bei diesem 
Zubau bereits berücksichtigt werden. Da diese Gebäude unter Denkmal­
schutz standen, verzögerte sich die Fertigstellung des Umbaues und damit 
die volle Nutzbarkeit bis Ende 1998. Der ursprüngliche Raumaufteilungs­
plan wurde wegen der wachsenden Arbeitsmenge und der damit verbun­
denen Personalaufscockung mehrmals abgeändert, so daß letztlich als Rich­
terzimmer und Geschäftsabteilungskanzleien baulich nur eingeschränkt 
dafür taugliche Räume verwendet wurden . Die funktionell unzulängliche 
Raumaufteilung und die unterschiedlichen Niveaus zwischen Alt- und 
Zubau erschwerten die innerbetriebliche Kommunikation beträchtlich. 

1l.2 Nach Ansicht des RH waren keine Raumreserven vorhanden; die Raum­
auf teilung und die Unterbringung der Bediensteten erachtete er für teil­
weise unökonomisch und zeigte die Vor- und Nachteile verschiedener 
Problemlösungen auf. Der RH empfahl dem BM], ehes tmöglich unter 
Einbindung aller beteiligten SteHen eine Lösung des Raumproblems zu 
erarbeiten. 

11.3 Das BMJ und das Oberlandesgericht Wien teilten mit, daß mit der Planung für 
eine Aussiedlung des Bezirksgerichtes Korneuburg und für den Ausbau des Dach­
geschoßes des Landesgerichtsgebäudes im Jahr 1999 begonnen werde. 

12.1 Der Zutritt in das Gerichtsgebäude mit Waffen oder sonstigen gefährlichen 
Gegenständen war gesetzlich verboten. Zur Durchsetzung dieses Verbots 
dienten private Sicherheitsdienste. Die Sicherheitskontrollen wurden bei 
kleinen Bezirksgerichten von einem Angehörigen des betrauten Sicher­
heitsdienstes zweimal im Monat für jeweils fünf Stunden und bei größeren 
Gerichten von zwei Angehörigen zwölf Stunden täglich durchgeführt. 

12.2 Nach Ansicht des RH ermöglicht die geringe Koncrollhäufigkeit weder 
die Überprüfung noch die Sicherstellung der Einhaltung des gesetzlich ge­
forderten Waffenverbots an den Bezirksgerichten. Er empfahl dem BM], 
die der Sicherheit des Gerichtsbecriebes dienlichen Zugangskontrollen im 
Sinne des gesetzlichen Auftrages wahrzunehmen . 

12.3 Laut Stellungnahmen des BMJ und des Oberlandesgerichtes Wien sei mit den ver­
fügbaren finanziellen Mitteln eine lückenlose Kontrolle nicht möglich. Dem BMJ 
zufolge kö'nne der Sicherheitsstandard durch Zusammenlegung von Bezirksgerich­
ten erhöht werden. 

12.4 Der RH verwies auf den Gesetzesaufcrag. 
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bemerkungen 

Lande nd B zir 

13.1 Die Zutrimkontrolle beim Landesgericht Korneuburg erfolgte am Haupt­
eingang. Ihre Durchführung sowie der Wissens- und Ausbildungsstand 
des dafür eingesetzten Personals entsprachen nicht in vollem Umfang den 
vertraglichen Modalitäten . 

13.2 Der RH empfahl dem Oberlandesgericht Wien, die ordnungsgemäße 
Vertragserfüllung einzufordern oder den Auftrag zu widerrufen. 

13.3 Laut Stellungnahme des Landesgerichtes Korneuburg sei die Unternehmung ent­
sprechend angewiesen und eine neue Hausordnung erlassen worden. 

14 Zusammenfassend empfahl der RH, 

(1) der Anpassung der Personalausstattung an die anfallende Arbeits­
menge besonderes Augenmerk zuzuwenden; 

(2) ehestmöglich unter Einbindung aller beteiligten Stellen für eine 
Lösung des Raumproblems zu sorgen; 

(3) die finanziellen Kontrollmöglichkeiten zu verbessern und eine 
bedarfsgerechte Kostenrechnung einzuführen; 

(4) den Aufgabenbereich des Präsidenten des Landesgerichtes Kor­
neu burg zu erweitern und 

(5) die Zugangskontrollen im Sinne des gesetzlichen Auftrages durch­
zuführen. 
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Bereich des Bundesministeriums für Landesverteidigung 

l nl rledigt(· Alln:gungen .ws Vorjahren 

Nicht verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich: 

(1) Konzentration der grundsätzlichen Planungsangelegenheiten und Tren- .. 
nung von den Kontrollaufgaben des Generaltruppeninspektorates (allen­
falls durch Wiedererrichtung einer militärischen Planungs- und Füh­
rungssektion) und Verbesserung der Organisationsform im Bereich des 
Einkaufs, vor allem eine Zusammenführung in eine Gruppe Einkauf (TB 
1987 Abs 39.1.2 , WB 1993/6 Beschaffungswesen Abs 4). 

Laut Mitteilung des BMLV sei im Rahmen der im September 1998 verfügten neu­
en Geschä/tseinteilung der Zentralstelle eine Trennung des Einkaufs von den ein­
leitenden Abteilungen in allen Bereichen erfolgt. Vor der - bereits imJuni 1995 
angeordneten - Bildung der Gruppe Einkauf seien noch räumliche und organi­
satorische Probleme zu beseitigen. 

(2) Vorbereitung einer gesetzlichen Grundlage für die Ausübung der im Hin­
blick auf militärische Einsätze sowie bei Assistenzeinsätzen erforderlichen 
hoheitlichen Befugnisse von Soldaten einschließlich Schadenersatzregelun­
gen (WB 1994/2 Sicherungsmaßnahmen an der Staatsgrenze S. 3 Abs 2 
und S. 15 f Abs 4.1 bis 6.3). 

Das BMLV wiederholte, es strebe weiterhin die Verwirklichung eines entsprechen­
den Legislativvorhabens an. Für das Tdtigwerden im Assistenzeinsatz hielt das 
BMLV jedoch nach wie vor eine gesonderte gesetzliche Grundlage für nicht erfor­
derlich. 

(3) Maßnahmen zur Vermeidung mehrfacher Dienstfreistellungen, die Solda­
ten für Zeiten des Auslandseinsatzes aufgrund ästerreichischer Regelun­
gen und zusätzlich von der den Einsatz führenden internationalen Orga­
nisation gewährt werden (TB 1994 S. 211 Abs 6); durch die Anrechnung 
des von der internationalen Organisat ion zugestandenen Urlaubs auf in 
Österreich gewährte Freistellungen würde sich das Ausmaß dienstlicher 
Abwesenheiten verringern (jährliches Einsparungspotential rd 14 Mill S). 

Das BMLV berichtete unverdndert über Einschrdnkungen bei Sonderurlauben für 
aus dem Auslandseinsatz zurückkehrende Ressortbedienstete, äußerte sich jedoch im 
übrigen zu den Empfehlungen des RH nicht. 
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Teilweise verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich: 

(1) Maßnahmen zur Senkung des Aufwandes für Personal und gesetzliche 
Verpflichtungen in der Zentralstelle (TB 1987 Abs 39), bei höheren 
Kommanden bzw Heeresämtern (TB 1977 Abs 43, TB 1981 Abs 46) und 
bei der Verwendung von Heeresfahrzeugen als zusätzliche Dienstkraft­
fahrzeuge für die Zentralstelle (TB 1977 Abs 42.22, TB 1980 Abs 39.2, 
SB Ermessensausgaben 1984 Abs 19.3 .1). 

Ungeachtet der bereits in den Vorjahren erfolgten Einsparungen habe laut Stellung­
nahme des BMLV eine neue Geschä/tseinteilung der Zentralstelle zu einer weiteren 
Reduzierung von Planstellen in diesem Bereich geführt. Einsparungen erwarte es 
auch durch die beabsichtigte Zusammenlegung von Heeresdmtern. Darüber hinaus 
wurde im Zuge der Adaptierung der Heeresgliederung Neu die Anzahl der Kom­
manden verringert. Weitere personelle Reduktionen seien bei den Stä'ben der Mili­
tärkommanden beabsichtigt. 

(2) Fertigstellung von grundsätzlichen Planungen als Vorgabe für die Pla­
nungen im Material-, Personal-, Infrastruktur- und Ausbildungsbereich. 
Durch das Fehlen solcher Planungsdokumente sind sowohl die Erstellung 
der weiterführenden Planungen und die Beurteilung von grundsätzlichen 
Ausbildungsmaßnahmen erschwert bzw nicht möglich als auch die Not­
wendigkeit und der Umfang von wesentlichen Beschaffungen nicht 
schlüssig nachvollziehbar (TB 1987 Abs 39.3 bis 39.5, WB 1993/6 Be­
schaffungswesen Abs 3, WB 1994/2 Grenzsicherung Abs 24.2 (1». 

Laut Mitteilung des BMLV beseitige es die Mdngel im Bereich der Planung und 
Plammgsdokumente weiterhin schrittweise. 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Priifung"l'ro-ebn is , ~ 

Truppenübungsplatz Seetaler Alpe 

Das Bundesheer nutzte im Jahr 1997 den Truppenübungsplatz See­
taler Alpe (Truppenübungsplatz) nur geringfügig. Die Schießstätten, 
Übungsflächen und Unterkünfte waren unzureichend ausgelastet. 
In Teilbereichen waren personelle Überkapazitäten festzustellen. 

Bedarfsgerechte und moderne Schießstätten sowie ein umfassendes 
Controlling fehlten. 

Die sanitätsärztliche Betreuung des Truppenübungsplatzes war 
verbesserungswürdig. 

Der RH vermißte ein strategisches Planungsdokument für die Aus­
bildungsinfrastruktur des Bundesheeres sowie Erhebungen über 
den ökologischen Zustand des Truppenübungsplatzes. 

Truppenübungsplatz See taler Alpe 

1997 1998 

Anzahl 

Kaderstärke (Ist) 46 46 

Rekruten-Einrückungsstärke (Ist) 51 51 

ha 

Grundfläche 1 923 1 923 

Personen je Nacht 

Nächtigungskapazi tät 930 930 

in Mill S 

Personal- und Sachausgaben 33,4 31,1 

Der RH überprüfte von Ende April bis Anfang Juni 1998 den Truppen­
übungsplatz Seetaler Alpe (Truppenübungsplatz) insbesondere hinsicht­
lich der Auslastung der Ausbildungsstätten sowie der Organisation. 

Zu den Prüfungsmitteilungen des RH vom November 1998 nahmen das 
Korpskommando I sowie der Truppenübungsplatz im Februar 1999 und 
das Militärkommando Steiermark sowie das BMLV im März 1999 Stel­
lung. Der RH gab hiezu im April 1999 seine Gegenäußerungen ab. 
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Allgemeines 

Planungs­
grundlagen 

Controlling 

2 Der Truppenübungsplatz weist alpinen Charakter auf; die Schießbahnen 
und Übungsgebiete liegen zum überwiegenden Teil oberhalb der Wald­
g renze. 

Der Truppenübungsplatz diente vorrangig der Schieß- und Gefechtsaus­
bildung, insbesondere für die Jägertruppe (bis zum Rahmen eines ver­
stärkten Bataillons) und für die Artillerie, sowie dem Luft-Boden­
Schießen. Die Übungsfläche betrug zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 
rd 1 923 ha (davon rd 654 ha gepachtet). Der Truppenübungsplatz nahm 
auch zum Teil nichtmilitärische Aufgaben (zB Erhaltung von rd 50 km 
Straße, Arealreinigung, alpine Landschaftspflege) wahr. 

Das größte Gebiet ("Seetaler Alm", rd 1 474 ha) des Truppenübungsplatzes 
beherbergte fast alle Schießstätten. 

3.1 Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung fehlten ein genehmigtes Konzept für 
die Ausbildungsinfrastruktur des Bundesheeres sowie geschlossene, über 
mehrere Jahre zurückreichende Auslastungsberechnungen der Übungs­
stätten. 

3.2 Der RH empfahl dem BMLV, die Auslastung aller Übungsplätze zu er­
mitteln und ein Konzept für die Ausbildungsinfrastruktur des Bundes­
heeres zu erstellen, um die zielgerichtete Planung des künftigen Bedarfes 
an Ausbildungsstätten zu verbessern. 

3.3 Laut Stellungnahme des BMLV werde in Abstimmung mit dem Ausbildungskon­
zept ein das gesamte Bundesheer umfassendes Konzept fiir die Ausbildungsinfra­
struktur erstellt werden. 

4.1 Der Truppenübungsplatz wurde ohne Controllingsystem gefuhrt. Betriebs­
wirtschaftliche Kennzahlen (zB über die Auslastung der einzelnen Schieß­
stätten und der Infrastruktur) fehlten. 

4.2 Der RH empfahl dem BMLV, ein Controllingsystem für Übungsplätze 
zentral auszuarbeiten und anzuordnen, um die Auslastung der Übungs­
einrichtungen steuern zu können. 

4.3 Das Militiirkommando Steiermark und der Truppeniibungsplatz traten dem bei. 

Laut Stellungnahme des BMLV sei aus den Jahresabschlußberichten die Nut­
zungsjrequenz der einzelnen Schießbahnen ableitbar. 

4.4 Der RH entgegnete dem BMLV, daß auf der vom BMLV angeführten 
Grundlage keine taugliche Berechnung der Auslastung von Übungsplätzen 
möglich ist. 
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5.1 Die Schießbahnen, Sprengplätze und Handgranatenwurfstände auf der "See­
taler Alm" wurden im Jahr 1997 von der Truppe nur geringfügig genurzt. 
Die höchste Auslastung einer Schießbahn betrug rd 38 %. Bei einzelnen 
Ausbildungsstätten lag der Nutzungsgrad unter 20 %. Die veralteten 
Schießbahnen erforderten häufig beträchtliche Vor- und Nachbereitungs­
zeiten bei der Schießausbildung. 

Die geringe Inanspruchnahme der Ausbildungsstätten führte dazu, daß 
die rd 630 Schlafplätze nur zu rd 20 % durch Übende belegt waren. 

5.2 Nach Ansicht des RH war die geringe Auslastung der Schießstätten auf 
dem Truppenübungsplatz auf das unzureichende Angebot an modern aus­
gebauren Schießanlagen zurückzuführen. Die Attraktivität des Truppen­
übungsplatzes erachtete der RH im Vergleich zu anderen Schießstätten 
als gering. 

5.3 Das BMLV und das Korpskommando I stimmten dem RH teilweise zu. 

Laut Stellungnahme des Milittirkommandos Steiermark sei die geringere Aus­
lasttmg des Truppenübungsplatzes auch auf eine Reduzierung des Milizanteiles. 
insbesondere bei der Sperrtruppe und der } iigertruppe zuriickzujiihren. 

6.1 Im südlichen Tei l des Truppenübungsplatzes (Übungsfläche "Lavantegg", 
rd 376 ha) waren eine Schießbahn und ein Sprengplatz eingerichtet. Im 
Jahr 1997 wurde die Schießbahn "Lavantegg" nur an einem Tag genutzt. 
In den letzten 15 Jahren fand keine Sprengung mehr statt. 

6.2 Nach Ansicht des RH wurde die Übungsfläche "Lavantegg" zu Recht 
kaum in Anspruch genommen, wei l die Stellungen unzureichend ausge­
baut und das Gelände für die Schieß- und Gefechtsausbildung nur be­
dingt geeignet war. 

Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung sprachen nach Ansicht des RH we­
der wirtschaftliche noch militärische Gründe für eine Aufrechterhaltung 
der Übungsfläche "Lavantegg". Er empfahl dem BMLV, die Möglichkeiten 
einer künftigen militärischen Nutzung des "Lavanteggs" zu erwägen; ge­
gebenenfalls wäre die Übungsfläche "Lavantegg" zum Kauf bzw Tausch 
für Arrondierungszwecke anzubieten. 

6.3 Das BMLV teilte mit, daß es die Auf/aSStmg und Verwertung der Übungsf/ache 
"Lavantegg" betreiben werde. 

7.1 In den letzten zehn Jahren wurde die Übungsfläche "Köckhalt" (rd 68 ha) 
für militärische Übungszwecke mangels Geländeeignung nicht genutzt. 

Im Jahr 1996 wurde dieses Grundstück daher zum Kauf angeboten. Da 
die Preisvorstellungen des Bundes (Preisermittlung BMF) von jenen der 
Nachfrager um rd 3 Mill S abwichen, blieb die Liegenschaft unverkauft. 
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7.2 Der RH empfahl dem BMLV, die Übungsfläche "Köckhalt" neuerlich 
zum Kauf bzw zum Tausch für Arrondierungszwecke anzubieten, weil für 
dieses Grundstück kein militärischer Bedarf vorlag und die Kosten für 
ungenutztes Kapital möglichst vermieden werden sollten. 

7. 3 Laut Stellungnahme des BMLV habe das BMF wegen der unterschiedlichen Vor­

stellungen über den Wert des Grundstückes dem Verkauf seine Zustimmung ver­

sagt. Wegen der unveriinderten Haltung des BMF betreibe das BMLV die Ver­

äußerung derzeit nicht weiter. 

7.4 Der RH ersuchte, ihn auf dem laufenden zu halten . 

8.1 Teile der Infrastruktur des Lagerbereiches des Truppenübungsplatzes ent­
sprachen ei nem modernen und zeitgemäßen Standard . 

Der Bauhof des Truppenübungsplatzes vermochte - abnützungsbedingt 
- eine witterungsgeschützte, materialschonende Lagerung nicht sicher­
zustellen . Die Sicherheit der im Bauhof dienstversehenden Personen war 
nicht gewährleistet. 

8.2 Für den Fall der Aufrechterhaltung des Truppenübungsplatzes empfahl 
der RH, einen Bauhof mit entsprechender Lagerkapazität und Funktiona­
lität neu zu errichten, damit der Truppenübungsplatz auch seinen zum 
Teil nichtmilitärischen Aufgaben bestmöglich nachzukommen vermag. 

8.3 Laut Stellungnahme des BMLV sei die Neuerrichtung des Bauhofes im Baupro­
gramm des BMLV enthalten. Die Verwirklichung sei bisher an den fehlenden 

Budgetmitteln gescheitert. 

9.1 Für den Truppenübungsplatz lagen keine Erhebungen über dessen ökologi­
schen Zustand (Fauna, Flora, Erde, Gestein, Wasser, Luft) vor, so daß auch 
keine Veränderungen hinsichtlich dieser Kriterien festzustellen waren. 

9.2 Der RH empfahl dem BMLV, eine umfassende Erhebung des ökologi­
schen Zustandes des Truppenübungsplatzes zu veranlassen, weil eine dies­
bezügliche systematische Aufarbeirung militärischer Sperrgebiete zweck­
mäßig wäre. 

9.3 Laut Stellungnahme des BMLV habe es die Erhebung des ökologischen Zustandes 
des Truppenübungsplatzes im August 1998 veranlaßt. Ein erster Zwischenbericht 

datiere vom November 1998. 

Laut Stellungnahme des Truppenübungsplatzes werde die Biotoperhebung von Mai 

bis November 1999 fortgesetzt. 
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10.1 Im Oktober 1996 übernahm der Truppenübungsplatz ein Überschneefahr­
zeug mit rd 450 Betriebsstunden. Bis Mai 1998 wurde dieses Fahrzeug wei­
tere 100 Stunden betrieben. Die Gesamtkosten der Fremdinstandsetzung für 
das Überschneefahrzeug betrugen rd 530000 S (durchschnittliche Instand­
setzungskosten je Betriebsstunde: rd 950 S). 

10.2 Der RH vertrat die Ansicht, daß der Einsatz des Überschneefahrzeuges 
wegen der hohen Reparaturkosten wirtschaftlich nicht vertretbar war; er 
empfahl dem BMlV, es zu verwerten. 

10.3 Laut Stellungnahme des BMLV sei die Beschaffung von neuen ÜberschneeJahrzeu­
gen eingeleitet worden. Nach deren Zuweisung würden die bisher verwendeten Über­
schneeJahrzeuge verwertet werden. 

11.1 Für den Fahrbetrieb am Truppenübungsplatz waren sieben Arbeitsplätze 
für Berufskraftfahrer und acht für Rekruten vorgesehen . Zwei Arbeits­
plätze von Berufskraftfahrern waren unbesetzt; ein Kraftfahrer versah in 
einer anderen Verwendung Dienst. Der auf einem der Fahrzeugklasse C 
zugeordneten Arbeitsplatz tätige Bedienstete war bei keiner von 500 
Fahrten als Lenker eines Fahrzeuges dieser Klasse eingesetzt. Drei weitere 
Kraftfahrer der Fahrzeugklasse G waren 1997 zu rd 35 % ausgelastet. 

11.2 Der RH empfahl dem BMLV, die Arbeitsplätze von drei Berufskraftfah­
rern und zwei Rekruten aufzulassen, um eine erhöhte Auslastung der Be­
rufskraftfahrer zu ermöglichen. 

11.3 Laut Stellungnahme des BMLV werde es die Au/lassung von zwei Arbeitsplätzen 
für Berufskraftfahrer und eines Rekruten-Arbeitsplatzes veranlassen. 

12.1 Im Jahr 1997 war am Truppenübungsplatz beim Scharfschießen mit Waf­
fen bis Kaliber 12,7 mm kein Notarztdienst vorgesehen. Die Ärzte von 
Judenburg bzw Obdach hätten aufgrund der Anfahrtsstrecke nicht inner­
halb der richtliniengemäßen 20 Minuren nach Eintritt eines Unfalles am 
Truppenübungsplatz notärztlichen Dienst leisten können. 

12.2 Der RH empfahl, auch beim Scharfschießen mit Waffen bis 12,7 mm Kali­
ber einen Notarztdienst am Truppenübungsplatz einzurichten, um eine 
möglichst rasche sanitätsärztliche Erstversorgung gewährleisten zu kön­
nen. Er regte eine diesbezügliche Änderung der sanitätsärztlichen Rege­
lungen für den Truppenübungsplatz an. 

12.3 Laut Stellungnahme des Truppenübungsplatzes sei ab Oktober 1998 der Empfeh­
lung des RH entsprochen worden. 
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13.1 Der Truppenübungsplatz beschäftigte einen Heeresvertragsarzt als Leiter 
des Krankenreviers. Im Organisationsplan war dieser Arbeitsplatz für einen 
Vertragsbediensteten I/a vorgesehen. Der Heeresvertragsarzt war verpflich­
tet, seinen Dienst werktags von 7 bis 12 Uhr - je nach im Dienstvertrag 
nicht definiertem Bedarf - zu versehen. Die Öffnungszeiten seiner Privat­
ordination waren ua von Montag bis Freitag von 8 bis 1l.30 Uhr. Nach 
Ansicht des Militärkommandos Steiermark konnte der Heeresvertragsarzt 
dienstvertragsgemäß nur für den Dienst im Krankenrevier, nicht jedoch als 
Notarzt bei Schießübungen verwendet werden. 

Im Jahr 1997 fielen rd 1 344 Stunden für Notarztdienste an, wovon 
944 Stunden von verschiedenen zivilen Notärzten, der Rest vom Leiten­
den Sanitätsoffizier des Militärkommandos Steiermark geleistet wurden. 
Wäre der Arbeitsplatz des Leiters des Krankenreviers mit einem voll be­
schäftigten Vertragsbediensteten besetzt gewesen, wären im Jahr 1997 
insgesamt nur 2l8,5 Stunden für Notarztdienste außerhalb der Norm­
dienstzeit durch Überstunden bzw durch andere Ärzte zusätzlich abzu­
decken gewesen. 

13.2 Der RH empfahl, den Arbeitsplatz des Leiters des Krankenreviers künftig 
mit einem vertragsbediensteten Arzt zu besetzen, weil damit die sa­
nitätsärztliche Versorgung weitgehend ohne Rückgriff auf ärztliche Lei­
stungen Dritter erfolgen könnte. Das Dienstverhältnis mit dem Heeres­
vertragsarzt wäre zu lösen. 

13.3 Laut Stellungnahme des BMLV sei die Besetzung des Arbeitsplatzes des Leiters des 
Krankenreviers mit einem Vertragsbediensteten I1a wegen der mangelnden Attrak­
tivitcit und der geographischen Lage dieses Arbeitsplatzes bisher gescheitert. 

14.1 In den Bereichen Kraftfahrwesen, Wirtschaftsdienst, Sanitätswesen, Ver­
mittlung, Werkstätten, Betreuungsdienste, Übungsplatzzug und Lagetver­
waltung des Truppenübungsplatzes stellte der RH personelle Überkapa­
zitäten im Ausmaß von insgesamt acht Arbeitsplätzen für Kaderpersonal 
und 15 Rekruten-Arbeitsplätzen fest. Dies entspräche einem jährlichen 
Einsparungspotential von rd 3,2 Mill S. 

14.2 Der RH empfahl, die personellen Überkapazitäten durch Auflassung von 
Arbeitsplätzen bzw durch Zusammenlegung von Aufgabenbereichen zu 
beseitigen. 

14.3 Laut Stellungnahme des BMLV würden die personellen Überkapazitäten zum Teil 
durch Auf/assung von Arbeitsplä·tzen abgebaut; die anderen betroffenen Arbeits­
plätze werde es dahingehend untersuchen. 

Laut Stellungnahme des Korpskommandos I sei bei einzelnen Arbeitsplä·tzen eine 
mittelfristige Auslastttngserhebttng zweckmäßig, weil es durch die Stmkturanpas­
sung der Heeresgliederung 92 zu Verschiebungen bei Attsbildungs- und Übungs­
vorhaben gekommen sei. 
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15.1 Wegen der geringen Auslastung des Truppenübungsplatzes empfahl der 
RH drei Varianten zu dessen künftiger Verwendung: 

15.2 - Aus betriebswirtschaftlicher Sicht wäre der Truppenübungsplatz wegen 
der geringen Benutzungsintensität zu schließen; die übende Truppe wäre 
anderen Übungsplätzen zuzuteilen (Variante 1). 

- Für den Fall der aus der Sicht des BMLV zwingend erforderlichen Auf­
rechterhaltLIng des Truppenübungsplatzes wären - bei gegenüber 1997 
unveränderter AuslastLIng - die Organisation des Truppenübungsplatzes 
an den tatsächlichen Bedarf anzupassen und insgesamt 13 Arbeitsplätze für 
Kaderpersonal und 16 Arbeitsplätze für Rekruten einzusparen (Variante 2). 

- Im Fall nachweislichen Bedarfs (zB Ergebnisse der Auslasrungsermitt­
lung aller Übungsplätze, fertiges Konzept für die Ausbildungsinfrastruktur 
einschließlich zusätzlicher alpiner Ausbildungsstätten) wäre der Truppen­
übungsplatz mittelfristig (etwa innerhalb von fünf Jahren) entsprechend 
dem erwarteten Ausbildungsumfang auszubauen (Variante 3). 

Selbst unter der Annahme einer durchschnittlichen annähernden Vollaus­
lastLIng der Ausbildungsstätten des Truppenübungsplatzes war nach An­
sicht des RH ein unmittelbar umsetzbares Einsparungspotential von acht 
Arbeitsplätzen für Kaderpersonal und 15 Arbeitsplätzen für Rekruten ge­
geben. Dies entspräche - auf Basis 1996 - einem jährlichen Ein­
sparungspotential von rd 3,2 Mill S. 

15.3 Laut Stellungnahme des BMLV sei der - unter Auflassung und Verwertung 
nicht mehr benb'tigter Übungs flachen zielorientiert erfolgende - Ausbau des Trup­
peniibungsplatzes zwingend erforderlich. Eine weitere Verbesserung der Auslastung 
werde nach Inkrafttreten des Konzeptes fiir die Ausbildungsinfrastruktltr erwartet. 
Der weitere Ausbau der Ausbildungssta'tten und der Infrastruktur sei erforderlich. 
weil fiir das Schießen im freien - insbesondere alpinen - Gelä'nde immer weni­
ger Miiglichkeiten bestiinden. 

Laut Stellungnahme des Korpskommandos I sei der Truppeniibungsplatz fiir be­
stimmte Ausbildungsvorhaben unerlaßlich. 

Laut Stellungnahme des Militä'rkommandos Steiermark sei im Jahr 1998 die 
Auslastung des Truppeniibungsplatzes gestiegen. 

16 Der RH hob abschließend folgende Empfehlungen hervor: 

(1) Das Konzept für die Ausbildungsinfrastruktur des Bundeshee­
res wäre zu erstellen. 

(2) Über die Weiterverwendung des Truppenübungsplatzes wäre 
zu entscheiden und sodann wären die entsprechenden organisatori­
schen, baulichen und personellen Maßnahmen zu treffen. 

(3) Ein Controllingsystem für Übungsplätze sollte eingeführt werden. 

(4) Die sanitätsärztliche Betreuung des Truppenübungsplatzes soll­
te neu geordnet werden. 
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Nicht verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich : 

(1) Verpflichtender Erstellung eines zehnjährigen Finanzkonzeptes für Maß­
nahmen der Schutzwaldsanierung durch jede projektleitende Dienststelle 
(NTB 1996 S. 177 Abs 11.2). 

Das BMLF verwies auf seine Praxis der jährlichen Mittelanforderung beim 
BMF sowie der Mittelzuteilung an die Bundeslä'nder und ging im übrigen auf die 
Empfehlung des RH nicht ein. 

(2) Abwicklung der flächen wirtschaftlichen Schutzwaldsanierungsprojekte 
unter der Leitung des Forsttechnischen Dienstes für Wildbach- und Lawi­
nenverbauung im Zusammenwirken mit den für die Dringlichkeitsrei­
hung verantwortlichen Landesforstdirektoren (NTB 1996 S. 174 Abs 6.2). 

Laut Stellungnahme des BMLF sei dies eingehend diskutiert worden; hinsichtlich 
einer allfälligen Umsetzung der Anregung des RH nahm das BMLF nicht Stei­
lung. 

(3) Zielorienrierter Lösung der Waldweideproblematik im Einvernehmen 
mit den betroffenen Bundesländern (NTB 1996 S. 176 Abs 9.2). 

Laut Stellungnahme des BMLF trachte es nach individuellen Lösungen, weil eine 
österreichweite Einigung über die Waldweide in nächster Zukunft nicht zu erwar­
ten sei. 
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Teilweise verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich: 

(1) Neuerstellung eines Bauhofkonzeptes mit betriebswirtschaftlichen Ziel­
vorgaben für die Bauhöfe im Bereich des Forsttechnischen Dienstes für 
Wildbach- und Lawinenverbauung (TB 1992 S. 162 Abs l.5) sowie Ein­
führung einer Betriebsabrechnung und einer bundeseinheitlichen Ver­
rechnung von Maschinenmieten an diesen Bauhöfen (TB 1992 S. 162 f 
Abs l.6 und S. 164 Abs l.12). 

Laut Stellungnahme des BMLF wiirden derzeit zwecks Fertigstellung des Bauhof 
konzeptes mit Kostenrechnttngsdaten Standortiiberpriifungen durchgefiihl·t. Die beab­
sichtigte stetige Verringerung des Mitarbeiterstandes in den Bauhöfen - um insge­
samt 200 Mitarbeiter bis zttmJahr 2002 - würde je Mitarbeiter rd 500000 S 
einsparen. Durch die am 1. Jiinner 1998 erfolgte Stillegung des Bauhofes Afritz 
(Kiirnten) sei eine jährliche Kostenersparnis von rd 870000 Seingetreten. 

(2) Abstandnahme von der dem Forstgesetz 1975 widersprechenden Tragung 
des Projektierungs- und Durchführungsaufwandes (Wildbach- und La­
winenverbauung) sowie des Verwaltungsaufwandes (Gebietsbauleitungen 
der Sektionen Salzburg und Kärnten des Forsttechnischen Dienstes für 
Wildbach- und Lawinenverbauung) zu Lasten der Baumittel (TB 1984 
Abs 54.11 und TB 1985 Abs 44.9). 

Das BMLF wiederholte, es werde im Zuge des derzeit laufenden Projektes "Innere 
Reform des Forsttechnischen Dienstes für Wildbach- und Lawinenverbammg" eine 
Umsetzung ins Auge fassen. Die nunmehr eingesetzte qualitative Zeiterfassung er­
mögliche eine Trennung der fiir die Baufiihrung bzw für die Durchfiihrung der 
Maßnahmen anfallenden Aufwendungen. 

(3) Abgrenzung der Maßnahmen des Wasserbaues von der Tätigkeit der 
Dienststellen der Wildbach- und Lawinenverbauung in den Bundeslän­
dern (TB 1'984 Abs 53.2 und TB 1985 Abs 43.2). 

Laut Mitteilung des BMLF sei - ungeachtet seiner Urgenz - die Erlassung der 
fehlenden Verordnungen (Vorarlberg und Burgenland) noch ausstä·ndig. 

(4) Schaffung eines effizienten Projektmanagements im BMLF zwecks inhalt­
licher, zeitlicher und finanzieller Erreichung der Ziele der Schutzwaldpro­
jekte, wobei die konkrete Projektausführung im Rahmen der vorgegebe­
nen Projektziele den Förderungsabwicklungsstellen eigenverantwortlich 
zu überlassen wäre (NTB 1996 S. 180 bis 182 Abs 14.2, 15.2, 16.2, 17.2) 

Laut Stellungnahme des BMLF habe es in Zusammenarbeit mit dem Landesforst­
dienst Tirol ein zukunJtsorientiertes Dokumentations- und Controllingsystem aus­
gearbeitet, das ab 1999 von den übrigen Bundeslä"ndern schrittweise iibernommen 
werde; dieses System werde den Maßnahmen- und Geldmittelnachweis wesentlich 
transparenter gestalten. Überdies prüfe das BMLF eingehend die Mijglichkeit einer 
verbesserten Projektbetreuung. 
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(5) Erarbeirung eines Zeitplanes für die Erstellung der ausständigen Gefah­
renzonenpläne, die die Gefährdungsbereiche in Einzugsgebieten von Wild­
bächen und Lawinen ausweisen (NTB 1996 S. 175 Abs 7.2). 

Laut Stellungnahme des BMLF sei in den letzten jahren die Anzahl der geneh­
migten Gefahrenzonenpliine wesentlich gesteigert worden; der Anteil genehmigter 
Gefahrenzonenpliine betrage etwa 50 %. 

(6) Erstellung eines verbindlichen und längerfristigen Arbeits- und Finan­
zierungsübereinkommens zur Sanierung der Schutzwälder zwischen dem 
BMLF und den Bundesländern zwecks Festlegung einer Prioritätenrei­
hung sowie einer bundesländerweisen Mittelaufteilung nach objektiven 
Kriterien (NTB 1996 S. 173 f Abs 4.2). 

Laut Stellungnahme des BMLF würden in den einzelnen Bundesliindern Schwer­
punktprogramme unterschiedlich rasch umgesetzt; für die Festlegung der diesbezüg­
lichen Vorgangsweise sei seit dem jahr 1997 eine Bundesfijrderungskonferenz ver­
antwortlich. 

(7) Festlegung von Maßnahmen zur wald verträglichen Wildstandregulierung 
für jedes Waldsanierungsprojekt sowie Erstellung überregionaler Konzepte 
(NTB 1996 S. 175 Abs 8.2). 

Laut Stellungnahme des BMLF seien bereits wildbiologische Gutachten in Auf­
trag gegeben bzw Projektfläi:hen hinsichtlich eines waldverträglichen Wildstandes 
durch alle Beteiligten an Ort und Stelle begutachtet worden. In den Fäilen nicht 
erzielter Lösungen mit der jägerschajt setze das BMLF für die betroffenen Projekte 
keine öffentlichen Mittel mehr ein. 

(8) Umschichtung der Haushaltsmittel in Richrung leisrungsbezogener För­
derungen, die einen wirtschaftlichen Anreiz für die Waldeigenrümer zur 
Schutzwaldsanierung bewirken (NTB 1996 S. 178 Abs 13.2). 

Laut Stellungnahme des BMLF habe es bereits in einigen Pilotvorhaben mit der 
Umstellung der bisher projektbezogenen Vorgangsweise auf leistungsbezogene Förde­
rungen begonnen. 

(9) Klärung der Meinungsverschiedenheiten zwischen dem BMF und den 
Ländern über die Finanzierung des wasserrechtlichen Vollzuges (TB 1992 
S. 178 Abs 3.11, TB 1994 S. 216 Abs (7), TB 1995 S. 225 Abs (11), 
TB 1996 S. 242 Abs (0), TB 1997 S. 188 Abs (4). 

Laut Stellungnahme des BMLF sei in dem zur Kostentragung beim Verfassungsge­
richtshof anhiingigen Verfahren ein Zwischenurteil ergangen. Demzufolge wiiren 
die von den U'ndern vorerst finanzierten Kosten für Untersuchungen grundsiitzlich 
als Zweckaufwand des Bundes anzusehen. Auf der Grundlage dieses Erkenntnis­
ses würden Verhandlungen mit den Lä'ndern über die zukünftige Vorgangsweise 
stattfinden. Die Kosten der Verfahren betreffend wasserwirtschaftliche Planung 
und Gewässeraufsicht würden in einer Bund-Liinder-Arbeitsgruppe erörtert; die 
Formulierung einer Punktation über die zukünftige Vorgangsweise sei vorgesehen. 
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In Verwirklichung 

begriffene Anregungen 

(10) Behebung des im Bereich des Wasserrechtes besonders ausgeprägten Voll ­
zugsdefizites (TB 1992 S. 173 Abs 3.5, TB 1994 S. 215 Abs (4), TB 
1995 S. 224 Abs (8), TB 1996 S. 242 Abs (7), TB 1997 S. 188 Abs (5 ». 

Laut Stellungnahme des BMLF habe insbesondere die Wasserrechtsgesetz-Novelle 

BGBI I Nr 74/1997 Deregulierungsschritte und Erleichterungen für Betroffene 

und Behiirden gebracht. Allerdings habe die Neuregelung der Indirekteinleitung 

(Einleitung von bestimmtem Abwasser in die wasserrechtlich bewilligte Kanalisa­

tion eines Anderen) zahlreiche Sach- und Rechtsprobleme hervorgerufen, die mit 

der entsprechenden Verordnung nur zum Teil gelöst werden konnten; die weitere 

Umsetzung erfordere deshalb eine aufwendige Beratung. Der Berufungsrückstand 

im Ressort sei um etwa 10 % verringert worden. 

Yenyirkli( htc Empfehlung 

Verwirklicht wurde die Empfehlung des RH hinsichtlich: 

Ausschließlicher Verwendung der Mittel des Katastrophenfonds zur Vor­
beugung gegen Elementarereignisse (NTB 1996 S. 177 Abs 10.2). 

Das BMLF teilte mit, derzeit würden die Mittel des Katastrophenfonds für die 

Waldsanierung der höchsten Dringlichkeitsstufe eingesetzt. Hingegen seien für die 
Sanierung der Waldgebiete mit mittelbarer Schutzwirkung die FÖ'rderungsmaß­

nahmen des Forstgesetzes 1975 vorgesehen. 
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Prufung"ergebni"i'>e 

Zahlstellen und bescheinigende Stellen; 
Teilnahme an der Prüfung des 
Europäischen Rechnungshofes 

Der Europäische Rechnungshof bemängelte die Abwicklung von 
Rückforderungen durch die Zahlstelle Agrarmarkt Austria; insbe­
sondere vermißte er die Führung eines Debitorenbuches. Der RH er­
achtete die Rückforderungspraxis der Zahlstelle Agrarmarkt Austria 
im wesentlichen als zeitnah, zweckmäßig und wirtschaftlich; er emp­
fahl organisatorische und administrative Verbesserungen hinsichtlich 
des Rückforderungsmanagements. 

Die Zahlstelle Agrarmarkt Austria nahm seit Jahresbeginn 1998 -
entgegen früherer Praxis - für aushaftende Rückforderungsbeträ­
ge eine automatische Zinsenberechnung vor. Auf den Einbehalt des 
ihr zustehenden Anteils an wiedereingezogenen Beträgen hat die 
Zahlstelle Agrarmarkt Austria verzichtet. 

Die Anerkennung der innerstaatlich akkordierten Auslegung über 
das Vorliegen von Unregelmäßigkeiten seitens der Europäischen 
Kommission fehlte. Die Anzahl der der Europäischen Kommission 
gemeldeten Unregelmäßigkeiten war gering. 

Der Europäische Rechnungshof beanstandete die fehlende aktive 
Fachaufsicht der Zahlstelle Agrarmarkt Austria über die Tätigkeit 
des Technischen Prüfdienstes. Der RH vermochte sich dieser Bean­
standung nicht anzuschließen; er empfahl der Zahlstelle Agrarmarkt 
Austria, künftig die Dokumentation ihrer Prüfberichte zu verbes­
sern. 

Der Europäische Rechnungshof bemängelte, daß die Zahlstelle Amt 
der Salzburger Landesregierung nicht den Zulassungskriterien ent­
sprach. Er beanstandete die fehlende Unabhängigkeit der beschei­
nigenden Stellen für die Zahlstellen Amt der Salzburger Landesre­
gierung und "Wein" im BMLF. 

Der RH trat für eine Verringerung der Anzahl der Zahlstellen ein. 
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Abgewickelte Maßnahmen * 

1997 1998 

Zahlstelle (Aufgabenbereich) in Mill S in % in Mill S in % 

Agrarmarkt Austria (Abwicklung aller Marktordnungs­
maßnahmen mit Ausnahme der Marktordnung Wein) 10 903,9 92,48 10797,9 92,54 

Zollamt Salzburg/Erstatrungen (Ausfuhrerstatrungen) 859,7 7,29 855,6 7,33 

BMLF Abteilung VI/B8 (Abwicklung der Marktordnung Wein) 

Amt der Salzburger Landesregierung 

13,0 

6,5 

0,11 8,1 0,07 

0,06 

Amt der Tiroler Landesregierung 7,0 0,06 7,5 0,06 

Amt der Vorarlberger Landesregierung 

Summe 

0,3 

11 790,4 

0,00 

100 

0,1 0,00 

11 669,2 100 

* Quelle: Rechnungsabschlüsse Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Garantie; 
Haushaltsjahre 1997, 1998 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Der Europäische Rechnungshof prüfte im Oktober 1997 in Österreich die 
Zulassung der Zahlstellen für die Ausgaben des Europäischen Ausrich­
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Garantie, 
die Tätigkeit der bescheinigenden Stellen sowie die bescheinigte Jahres­
rechnung 1996. Er nahm Erhebungen bei den Zahlstellen Agrarmarkt 
Austria und "Wein" im BMLF sowie bei der Zahlstelle des Amtes der 
Salzburger Landesregierung vor. Der RH begleitete die Erhebungen des 
Europäischen Rechnungshofes in Form einer eigenen Gebarungsüberprü­
fung. 

Zu den Prüfungsmitteilungen des RH vom September 1998 nahmen die 
Agrarmarkt Ausrria im November 1998 und das BMLF im Dezember 
1998 Stellung. Der RH gab seine Gegenäußerungen im März 1999 ab. 

Der RH nimmt im Interesse einer geschlossenen Darstellung und unbe­
schadet der Berichterstattung des Europäischen Rechnungshofes auf sup­
ranationaler Ebene bei der nachstehenden Darstellung auch auf die Fest­
stellungen bzw Beurteilungen des Europäischen Rechnungshofes und auf 
allenfalls hiezu ergangene, dem RH zur Kenntnis gelangte Stellungnah­
men der überprüften Stellen Bezug. 

Zahlstelle Agrarmarkt Austria 

Rückforderungs­
management 

2.1 Jede Zahlstelle hat gemäß Gemeinschaftsrecht bei festgestellten Unregel­
mäßigkeiten die Wiedereinziehung der zu Lasten des Europäischen Aus­
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft ausbezahlten Beträge 
zu betreiben (Rückforderungen) und ein Debitorenbuch zu führen . 

Der Europäische Rechnungshof vermißte im Rückforderungssystem der 
Zahlstelle Agrarmarkt Austria die Unterscheidung zwischen Rückforde­
rungen für den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft und anderen Rückforderungen (Stand der Rückforderun­
gen am 9. September 1997 insgesamt rd 66,5 Mill S, am 15 . Oktober 
1998 insgesamt rd 23 Mill S). Er bemängelte das Fehlen eines von der 
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Za 
Zahlstelle Agrarmarkt Austria be cheInI tell n 

Meldung von 
U nregelmäßigkei ten 

Europäischen Kommission geforderten Debitorenbuches sowie die Tat­
sache, daß die Zahlstelle Agrarmarkt Austria säumigen Rückzahlungs­
pflichtigen keine Zinsen vorschrieb. 

Die Zahlstelle Agrarmarkt Austria erachtete die Kompensation verschie­
dener Zahlungen mit Rückforderungen für rechtmäßig; eine Umstellung 
der Rückforderungsverwal wng würde erhebliche Mehrkosten verursa­
chen. Verwalwngstechnisch sei es in vielen Fällen bisher nicht möglich 
gewesen, Zinsen zu berechnen , doch würden mit Einsatz des automati­
schen Rückforderungsprogrammes im Jahr 1998 nunmehr in jedem Ein­
zelfall Zinsen berechnet werden . Die Schaffung eigener Debitorenkonren 
brächte keine Erhöhung der Transparenz. 

2.2 Der RH erachtete die Rückforderungspraxis der Zahlstelle Agrarmarkt 
Austria im wesentlichen als zeitnah, zweckmäßig und wirtschaftlich und 
begrüßte die seit Anfang 1998 automatisierte Zinsenberechnung und 
Vorschreibung für aushaftende Rückforderungsbeträge. Er empfahl je­
doch, mit der Abwicklung und Dokumentation von Rückforderungen 
eine unmittelbar dem Vorstand und dem Internen Revisionsdienst ver­
antwortliche Stabsstelle zu betrauen sowie alle das Rückforderungsmana­
gement betreffenden Daten in einem Debitorenbuch festzuhalten. 

2.3 Laut Stellungnahme der Agrarmarkt Austria seien die empfohlenen Änderungen 

der Organisationsstmktur nicht erforderlich. 

2.4 Der RH entgegnete, zur Umsetzung der supranationalen Erfordernisse 
wären organisatorische Änderungen zweckmäßig. 

3.1 Unregelmäßigkeiten über der Bagatellgrenze von 4 000 ECU waren der 
Europäischen Kommission zu melden; wenn im Zusammenhang mit ge­
meldeten Unregelmäßigkeiten wiedereingezogene Mittel dem Europä­
ischen Ausgleichs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft zugute 
kamen, durften die Mitgliedstaaten 20 % dieser Mittel einbehalten. 

Der Europäische Rechnungshof wies darauf hin, daß die Zahlstelle Agrar­
markt Austria in den vom Europäischen Rechnungshof geprüften Fällen 
bisher auf diesen Eigenanteil verzichtet harre. 

Das BMLF und die Agrarmarkt Austria nahmen hiezu nicht Stellung. Die 
Agrarmarkt Austria war seit dem Jahr 1998 intensiv - jedoch ohne Er­
folg - um eine national verbindliche Auslegung des Begriffes "melde­
pflichtige Unregelmäßigkeiten" bemüht. Nach Einbindung des BMLF 
und des BKA sah sie sich ab Mai 1998 zu einer engen Auslegung (Vorlie­
gen des begründeten Verdachtes auf Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit) 
veranlaßt; dies führte dazu, daß lediglich in fünf Fällen Unregelmäßigkei­
ten über der Bagatellgrenze der Europäischen Kommission - unter Ein­
behalt von 20 % der wiedereingezogenen Beträge - gemeldet wurden. 

3.2 Der RH bemängelte die verzögerte Festlegung einer nationalen Ausle­
gungsweise. Er wies darauf hin, daß - ungeachtet des innerstaatlichen 
Vorgehens - mangels einer für alle Mitgliedstaaten verbindlichen Ausle­
gungsregelung die österreichische Interpretation der Anerkennung durch 
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Zahlstelle Agrarmarkt Austria 

Technischet 
Prüfdienst 

Zahlstelle 
Amt der Salzburger 
Landesregierung 

Bescheinigende 
Stellen 

die Europäische Kommission bedarf. Den Kontrollbedürfnissen der Euro­
päischen Kommission wäre im Rahmen des Wirtschaftlichkeitsgebotes 
jedenfalls zu entsprechen. 

3.3 Laut Stellungnahme des BMLF erachte es bis zum Vorliegen einer klaren suprana­
tionalen Regelung die Auslegung des BKA für maßgebend. 

4.1 Dem Technischen Prüfdienst der Zahlstelle Agrarmarkt Austria obliegt die 
stichprobenartige Überprüfung der auszahlungsrelevanten Tatbestände 
(insbesondere Flächenangaben und Metkmale von Tieren) aufgrund der För­
derungsanträge. Er ist von den Fachabteilungen der Zahlstelle Agratmatkt 
Austria durch begleitende Kontrollen zu unterstützen (aktives Monitoring). 

Der Europäische Rechnungshof bemängelte die fehlende Fachaufsicht der 
Zahlstelle Agrarmarkt Austria über den Technischen Prüfdienst. 

Das BMLF und die Agrarmarkt Austria verwiesen auf zahlreiche, im Jahr 
1997 durchgeführte begleitende Kontrollen durch die jeweiligen Fachab­
teilungen der Zahlstelle. 

4.2 Der RH stellte fest, daß im Jahr 1997 rd 200 begleitende Kontrollen nie­
derschriftlich festgehalten wurden. Er verwies darauf, daß die Prüfungs­
tätigkeiten des Technischen Prüfdienstes von jenen der Fachabteilungen 
der Zahlstelle Agrarmarkt Ausrria schwer zu unterscheiden waten; er regte 
an, die Dokumentation der Prüfberichte künftig entsprechend zu verbessern. 

4.3 Die Agrarmarkt Austria sagte dies zu. 

5 Für die Abwicklung der kofinanzierten Ausgaben im Forstbereich des 
Bundeslandes Salzburg war die Zahlstelle des Amtes der Salzburger Lan­
desregierung zugelassen; sie wickelte im EU-Haushaltsjahr 1997 0,06 % 
der gesamten der Abteilung Garantie des Europäischen Ausrichtungs­
und Garantiefonds für die Landwirtschaft zuzuordnenden EU-Mittel­
Gebarung ab. 

Der Europäische Rechnungshof stellte unter Hinweis auf zahlreiche Män­
gel fest, daß diese Zahlstelle den Zulassungskriterien nicht entsprach. Er 
empfahl daher dem BMLF, für die Beseitigung der Schwachstellen zu sor­
gen oder die Zulassung dieser Zahlstelle aufzuheben. 

Das BMLF hat mit Beginn des EU-Haushaltsjahres 1998 (16. Oktober 
1997) die Zahlstelle Amt der Salzburger Landesregierung aufgelassen. 

6.1 Für die Bescheinigung der Richtigkeit des der Europäischen Kommission 
zu übermittelnden Rechnungsabschlusses der Zahlstellen haben die Mit­
gl iedstaaten sogenannte bescheinigende Stellen einzurichten, die von der 
Zahlstellenorganisation funktionell unabhängig sind. 
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Bescheinigende Stellen 

Weitere 
Feststellungen 

Schluß­
bemerkungen 

Zahlst 11 n n 
b sc ein 9 nd 

Für die Zahlstellen Agrarmarkt Austria und BMLF "Wein" nahm die Ab­
teilung Revision des BMLF die Funktion der bescheinigenden Stelle 
wahr. Als bescheinigende Stelle der Zahlstelle Amt der Salzburger Lan­
desregierung fungierte die Interne Revision des Amtes der Salzburger 
Landesregierung. 

Der Europäische Rechnungshof bemängelte die fehlende funktionelle Un­
abhängigkeit der für die Zahlstellen BMLF "Wein" und Amt der Salzbur­
ger Landesregierung tätigen bescheinigenden Stellen, weil sie der glei­
chen Verwalrungsorganisation wie die Zahlstellen zuzuzählen waren. 

6.2 Nach Ansicht des RH hat das BMLF mittlerweile der Kritik des Europä­
ischen Rechnungshofes insofern Rechnung getragen, als es die Zahlstellen 
bei den Ämtern der Landesregierungen von Salzburg, Tirol und Vorarl­
berg aufgelöst hat. J edenfalls muß gewährleistet sein, daß die bescheini­
genden Stellen unabhängig und einflußfrei arbeiten können. 

7 Weitere Empfehlungen des RH betrafen das Buchführungssystem und 
den Internen Revisionsdienst der Zahlstelle Agrarmarkt Austria. 

8 Zusammenfassend empfahl der RH, 

(1) für die Abwicklung und Dokumentation der Rückforderungen 
eine Stabsstelle einzurichten, 

(2) die Dokumentation der Prüfberichte der Agrarmarkt Austria zu 
verbessern und 

(3) die Unabhängigkeit der bescheinigenden Stellen zu gewährlei­
sten. 
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EU -Strukturförderung-Land wirtschaft: 
Verwaltungs- und Kontrollsysteme (Oberösterreich); 
Teilnahme an der Prüfung des 
Europäischen Rechnungshofes 

Der Europäische Rechnungshof bemängelte im Einklang mit dem 
RH die schleppende Umsetzung von kofinanzierten Strukturförde­
rungsmaßnahmen in Oberösterreich sowie das Fehlen von Hinwei­
sen auf eine Förderungsbeteiligung der EU bei verschiedenen kofi­
nanzierten Projekten. 

Der Europäische Rechnungshof empfahl bei der landwirtschaft­
lichen EU-Strukturförderung eine Verstärkung und bessere Nach­
prüfbarkeit der an Ort und Stelle vorgenommenen Kontrollen. Der 
RH teilte diese Beurteilung. 

Strukturförderungsmaßnahmen 

(Förderung der Diversifizierung, Vermarktung, Infrastruktur, Kulturlandschaft, Bioenergie, 
Forstwirtschaft ua) 

Ziel 5b-Maßnahme Oberösterreich 
(1995 bis 1999) 

Mittelausstattung insgesamt davon EU *) 

in Mill S rd 

546 

Bund, Land Oberösterreich **) 

1460 914 

Zie15a-Maßnahme 
(Verbesserung der Verarbeitungs- und Vermarktungsbedingungen) 

(1995 bis 1999) 

Mittelausstattung insgesamt davon EU*) 

in Mill S rd 

819 

Bund und Länder**) 

3000 2 181 

*) Europäischer Ausrichcungs- und Garanciefonds für die Landwircschafc, Abceilung Ausrichcung 

**) Finanzierungsschlüssel Bund : Land = 60 : 40 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Der Europäische Rechnungshof überprüfte im November 1997 im Be­
reich des Europäischen Ausrichrungs- und Garantiefonds für die Land­
wirtschaft, Abteilung Ausrichtung, die Verwaltungs- und Konrrollsysteme 
sowie ausgewählte kofinanzierte Förderungsmaßnahmen der Programm­
ziele 5a und 5b in Oberösterreich. Der RH begleitete die Erhebungen des 
Europäischen Rechnungshofes, die sich auf das BMLF, das Amt der Ober­
österreichischen Landesregierung und verschiedene Zuschußempfänger 
erstreckten, in Form einer eigenen Gebarungsüberprüfung. 

Zu den Prüfungsfeststellungen des RH vom Dezember 1998 nahmen das 
BMLF und das Amt der Oberösterreichischen Landesregierung jeweils im 
April 1999 Stellung. Der RH gab seine Gegenäußerungen im Mai 1999 ab. 
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Allgemeines 

Finanzielle 
Programm­
abwicklung 

Der RH nimmt im Interesse einer geschlossenen Darstellung und unbe­
schadet der Berichterstattung des Europäischen Rechnungshofes auf supra­
nationaler Ebene bei der nachstehenden Darlegung auch auf die Feststel­
lungen bzw Beurteilungen des Europäischen Rechnungshofes und auf 
allenfalls hiezu ergangene, dem RH zur Kenntnis gelangte Stellungnah­
men der überprüften Stellen Bezug. 

2 Die aus Mitteln der EU sowie aus Bundes- und Landesmitteln finanzierten 
Strukrurförderungsmaßnahmen sollen gemäß Ziel 5a die Entwicklung des 
ländlichen Raumes durch beschleunigte Anpassung der Agrarstruktur för­
dern und gemäß Ziel 5 b die Entwicklung und Strukturanpassung der 
ländlichen Gebiete erleichtern . 

3.1 Die kofinanzierten Strukturförderungsmaßnahmen in Ziel 5b-Gebieten 
waren auf der Grundlage des Einheitlichen Programmplanungsdokumen­
tes (Beschreibung der Region, Maßnahmenkatalog, Finanzpläne, Durch­
führungsbestimmungen) von den Bundesländern umzusetzen. 

Der Europäische Rechnungshof bemängelte die schleppende Programm­
umsetzung der Maßnahmen in Oberösterreich. 

Das Amt der Oberösterreichischen Landesregierung begründete den vorsich­
tigen Beginn der Programmumsetzung mit der späten Genehmigung des 
Einheitlichen Programmplanungsdokumentes durch die Europäische Kom­
mission und mit den verzögert angewiesenen EU- und Bundesmitteln. 

3.2 Der RH teilte die Kritik des Europäischen Rechnungshofes . Unter Hinweis 
darauf, daß gegen Ende des vorletzten Jahres der Programmplanungspe­
riode (Stichtag 1. November 1998) erst für rd 53 % der möglichen Projekte 
Förderungszusagen erteilt bzw erst rd 31 % der genehmigten Projekte 
tatsächlich ausbezahlt waren, empfahl er dem Amt der Oberösterreichi­
schen Landesregierung, für eine fristgerechte Erreichung der Programmziele 
vermehrte Anstrengungen zu unternehmen; das BMLF sollte eine perio­
dische, bundesweite Evaluierung der Zielerreichung sämtlicher Einheit­
licher Programmplanungsdokumente vornehmen, dies den Förderungsab­
wicklungsstellen bekanntgeben und bei drohenden Überschreitungen des 
Zeitrahmens 1995 bis 1999 im Einvernehmen mit dem betreffenden Bun­
desland bei der Europäischen Kommission rechtzeitig eine Fristerstreckung 
erwirken. 

3.3 Laut Stellungnahme des Amtes der Oberösterreichischen Landesregierung sei eine 
vollstiindige Programmausnützung erreichbar; entscheidend sei die Umsetzung des 
gesamten Programmes, nicht jene einzelner Maßnahmen. 

Laut Stellungnahme des BMLF habe es bereits Maßnahmen zur Ausweitung des 
für die laufende Programmplanungsperiode verfügbaren Förderungsvolumens einge­
leitet. Beim Ziel 5b-Programm Oberösterreich sei - sofern eine deutliche Be­
schleunigung der Programmabwicklung nicht möglich sein sollte - der gesamte 
Programmumfang zu verringern. 

3.4 Der RH entgegnete dem Amt der Oberösterreichischen Landesregierung, 
daß er - im Einklang mit dem BMLF - den Umsetzungsstand des Pro­
grammes ungünstig beurteilt. 
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Publizität 

Kontroll­
maßnahmen 

Weitere 
Empfehlungen 

EU -Struk urf rd run -Landwirtschaft: 
Ver a tung - un 1(0 tr I yste 
(Ob ro terr ic 

4.1 Bei sämtlichen aus Mitteln des Europäischen Ausrichtungs- und Garan­
tiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, gefördenen Maß­
nahmen waren Publizitätsvorschriften (zB Hinweistafeln, Plakate, Infor­
mationsveranstal tungen) ei nzuhalren. 

Der Europäische Rechnungshof vermißte entsprechende Hinweise auf eine 
Förderungsbereiligung der EU bei verschiedenen Ziel 5b-Maßnahmen in 
Oberösterreich. 

Das Amt der Oberösrerreichischen Landesregierung und das BMLF räum­
ten Versäumnisse ein, doch sei inzwischen die Kennzeichnung kofinan­
ziener Regionalförderungsprojekte veranlaßt worden. 

4.2 Der RH wies darauf hin, daß eine fongesetzte Nichtbeachtung der Publi­
zirärsvorschriften zu Finanzkorrekturen von zumindesr rd 11 Mill S durch 
die Europäische Kommission führen könnte. Er empfahl dem BMLF, für 
eine österreichweite Beachtung der supranationalen Publizi tätsvorschrif­
ten zu sorgen. 

4.3 Das Amt det" Oberostl!rreichischen Landest"egierung und das BMLF verwiesen auf 
die im Sinne der Empfehlung des RH vorgenommenen Maßnahmen. 

5.1 Die Mitgliedstaaten der EU sind verpflichtet, die ordnungsgemäße Aus­
führung der Förderungsmaßnahmen zu gewährleisten und Unregelmäßig­
keiten zu verhindern. Seit dem Jahr 1997 waren Mindestkontrollerforder­
nisse einzuhalten. Die Kontrollen hinsichtlich der Programmzielerreichung 
oblagen federführend den Bundesländern; für eine gemeinschaftsrechtskon­
forme Organisation und Durchführung der Finanzkontrolle (Durchführung 
resson- und gebie tskörperschaftsübergreifender Kontrollen, Ausarbeitung 
von Prüfungsplänen, Abstimmung mir den Kontrollorganen der Bundes­
länder) war das BMLF verantwortlich. 

Der Europäische Rechnungshof empfahl eine Verstärkung der Kontrollen 
vor On seitens des Bundeslandes Oberösterreich. Weiters beanstandete er, 
daß bei den Ziel 5a-Maßnahmen die Prüfung der Belege und die Kon­
trolle an Ort und Stelle - mangels Dokumentation und Kennzeichnung 
der Belege - unzureichend war. 

Das Amt der Oberösterreichischen Landesregierung und das BMLF sagten 
zu, den Empfehlungen des Europäischen Rechnungshofes zu entsprechen. 

5.2 Der RH teilte die Kritik des Europäischen Rechnungshofes. Er wies darauf 
hin, daß ein Fortbestehen der Kontrollmängel österreichweit Finanzkor­
rekturen durch die Europäische Kommission von rd 164 Mill S bewirken 
könnte, und empfahl dem BMLF, für eine entsprechende personelle Aus­
stattung der mit Kontrollen betrauten Organisationseinheiten zu sorgen. 

5.3 Das BMLF sagte entsprechende Maßnahmen zu. 

6 Weitere Empfehlungen des RH betrafen die Weiterleitung der Förde­
rungsmittel, die Meldung von Ausgaben, die Düngersammelanlagen und 
den Zeitraum von Förderungen. 
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Schluß­
bemerkungen 

7 Zusammenfassend empfahl der RH dem BMLF und dem Amt der 
Oberösterreichischen Landesregierung, 

(1) die Kontrollen von aus Mitteln des Europäischen Ausrichtungs­
und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, 
geförderten Maßnahmen zu verstärken, 

(2) der gemeinschaftsrechtlich geforderten Publizität geförderter 
Maßnahmen Rechnung zu tragen sowie 

(3) für eine fristgerechte Erreichung der Ziele des Ziel 5b-Program­
mes Oberösterreich zu sorgen. 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Zahlstelle Agrarmarkt Austria; 
Teilnahme an der Prüfung des 
Europäischen Rechnungshofes 

Die Nachvollziehbarkeit der Verrechnung der Mittel des Europä­
ischen Ausgleichs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Ab­
teilung Garantie, war bei der Agrarmarkt Austria verbesserungsbe­
dürftig. 

Der Europäische Rechnungshof bemängelte die Rundungsmethode 
der Beihilfensätze. Der RH teilte diese Beurteilung. 

In einem Förderungsfall stellte der Europäische Rechnungshof eine 
geringfügige Abweichung zwischen beantragter und tatsächlicher 
Flächengröße fest. Der RH empfahl im Einklang mit dem Europä­
ischen Rechnungshof, Verbesserungen im Kontrollsystem der Agrar­
markt Austria - ungeachtet diesbezüglich bereits durchgeführter 
Maßnahmen - künftig erhöhtes Augenmerk zuzuwenden. 

Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft, Abteilung Garantie 

1996/97 1997/98 

Förderungsmaßnahme/Auszahlungen in Mitt S 

ÖPUL*), Sonstige Gebiete (außerhalb Ziel 1) 

Hektarbeihilfen für kleine Getreideerzeuger 

Flächenstittegung im Zusammen-
hang mit den Hektarbeihilfen 

3225 

1 457 

528 

3372 

1407 

337 

*) Ösrerreichisches Programm zur Förderung einer umwe[rgerechren, extensiven und den 
narürlichen Lebensraum schürzenden Landwirrschafr gemäß Verordnung r 2078/92 

Der Europäische Rechnungshof prüfte im März 1998 aus Anlaß der von 
ihm gegenüber dem Europäischen Parlament und dem Rat abzugebenden 
Zuverlässigkeitserklärung für das Haushaltsjahr 1997 stichprobenweise 
bestimmte aus Mitteln des Europäischen Ausgleichs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft, Abteilung Garantie, finanzierte Transaktionen, 
einschließlich des nationalen Verwaltungs- und Kontrollsystems sowie 
der bezughabenden Geschäftsstücke und Belege. Der RH begleitete die 
Erhebungen des Europäischen Rechnungshofes bei der Zahlstelle Agrar­
markt Ausrria, bei den Abwicklungsstellen und bei den begünstigten 
Landwirten in Form einer eigenen Gebarungsüberprüfung. 

Zu den Prüfungsmirreilungen des RH vom Februar 1999 nahmen das 
BMLF im April 1999 und die Agrarmarkt Ausrria im Mai 1999 Stellung. 
Gegenäußerungen des RH erübrigten sich. 
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Stichproben­
erhebung zur 
Zuverlässigkeits­
erklärung 1997 

Verrechnung 

Berechnung der 
Beihilfensätze 

Der RH arbeitete im Interesse einer geschlossenen Darstellung und unbe­
schadet der Berichtersratrung des Europäischen Rechnungshofes auf supra­
nationaler Ebene in die nachstehende Darlegung sowohl die Feststellun­
gen bzw Beurteilungen des Europäischen Rechnungshofes als auch die 
hiezu ergangenen nationalen Stellungnahmen ein. 

2 Der Europäische Rechnungshof nahm bei drei Maßnahmen (Hektarbeihil­
fen für Getreideerzeuger, Flächenstillegung, Österreichisches Programm 
für eine umweltgerechte Landwirtschaft) in stichprobenweise ausgewählte 
Verrechnungsfälle Einsicht; hiebe i hat er in einem Fall eine vom Förde­
rungsantrag abweichende Fläche festgestellt. 

3.1 Jede Zahlstelle hat eine Buchführung einzurichten, die neben den nationa­
len Haushaltsmitteln eine in sich geschlossene Erfassung der Mittel des 
Europäischen Ausgleichs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft vor­
sieht. Die Mitgliedstaaten haben monatlich die im Vormonat vorfinan­
zierten Ausgaben der Europäischen Kommission zu melden. Bei den Zahl­
stellen sind überdies diese Meldungen mit den Daten der Buchhaltung 
abzugleichen. 

Der Prüfer des Europäische Rechnungshofes konnte im Zuge seiner Erhe­
bungen bei der Zahlstelle Agrarmarkt Austria keine Übereinstimmung 
zwischen den monatlichen Ausgabenmeldungen und den an die Begün­
stigten angewiesenen Beträgen finden. 

3.2 Nach Ansicht des RH war die Nachvollziehbarkeit der Zahlungsabläufe 
im Verrechnungssystem der Agrarmarkt Austria gegeben, lediglich die 
Darstellung für den Prüfpfad erachtete der RH für verbesserungsfähig. 
Die Agrarmarkt Austria gestaltete den Empfehlungen des RH entspre­
chend die Auswertungslisten neu, um eine lückenlose und transparente 
Nachvollziehbarkeit vom errechneten bis zum tatsächlichen Auszahlungs­
betrag sicherzustellen. Der RH hat den Europäischen Rechnungshof über 
diese von der Agrarmarkt Austria getroffenen Verbesserungen informiert . 

Der Europäische Rechnungshof nahm in der Folge von der ursprünglich 
geäußerten Kritik Abstand. 

4.1 Die in ECU je Hektar ausgewiesenen Prämien für die Erzeuger bestimmter 
landwirtschaftlicher Kulturpflanzen waren mit dem Landwirtschaftlichen 
Umrechnungskurs in S je Hektar umzurechnen . 

Der Europäische Rechnungshof bezeichnete es als "offenkundigen Fehler", 
daß die Agrarmarkt Austria bereits bei der Umrechnung der Beihilfensätze 
in S je Hektar eine Abrundung der Beihilfensätze auf ganze Schillingbe­
träge vornahm, anstatt diese auf vier KommasteIlen zu berechnen und 
erst den Auszahlungsbetrag auf ganze Schillingbeträge abzurunden. Die 
Praxis der Berechnung brachte allerdings nur den Begünstigten, nicht 
dem Europäischen Ausgleichs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Nachteile im Gesamtausmaß von rd 700 000 S. 
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Flächenvermessung 

Schluß­
bemerkungen 

Zahlstelle A rarmari t Au tria 

4.2 Der RH teilte die Ansicht des Europäischen Rechnungshofes und empfahl 
dem BMLF, der Agrarmarkt Austria die Berechnung auf vier KommasteI­
len anzuordnen. 

4.3 Das BMLF sagte dies zu. 

5.1 Der Europäische Rechnungshof stellte in einem Förderungsfall eine ge­
genüber der tatsächlichen um 0,22 Hektar größer beantragte Fläche der 
Feldstücke fest. Die hieraus resultierende Überzahlung der Förderung be­
trug rd 864 S. Obwohl Fehler dieser Art in den vom Europäischen Rech­
nungshof geprüften Fällen nicht systematisch auftraten, empfahl der Euro­
päische Rechnungshof eine bessere Information der Begünstigten sowie 
Verbesserungen im System der durch die Agrarmarkt Austria durchzu­
führenden Kontrollen an On und Stelle. 

Das BMLF verwies auf die seit dem Jahr 1998 eingetretene Verbesserung 
dieser Kontrollen sowie auf die aktive Fachaufsicht durch die Agrarmarkt 
Austria. Diese härre die Wiedereinziehung des Überzahlungsbetrages be­
reits veranlaßt. 

5.2 Der RH beurteilte die Verbesserungen im Kontrollsystem der Agrar­
markt Austria positiv. Im Hinblick auf den hohen Stellenwert der Kon­
trollen an On und Stelle empfahl er, ihnen verstärktes Augenmerk zu 
widmen. 

5.3 Das BMLF teilte mit, seit dem Jahr 1998 würde die Agrarmarkt Austria neben 
verstiirkten begleitenden Kontrollen auch Nachkontrollen vornehmen. Erforder­

lichenfalls würden die Kontrollorgane nachgeschult. 

6 Zusammenfassend empfahl der RH, der Transparenz der Verrech­
nungsaufschreibungen sowie dem Kontrollsystem der Agrarmarkt 
Austria verstärktes Augenmerk zuzuwenden. 
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U mwelt 

Jugend 

12 

Bereich des Bundesministeriums für 
Umwelt, Jugend und Familie 

l t1erledwfe Anre(TunIT(.'rl .lU M M M 

N icht verwirkl icht wurden die Empfehlungen des RH 

(1 ) im Bereich der Umwelt hinsichtlich: 

(1.1) Verstärkung der Bemühungen um eine gese tzliche N euordnung der Alt­
lastensanierung mit ei nem umfassenden Altlas tensanierungsverfahren un­
ter Schonung allgemeiner Budgetmittel (WB 1996/9 Altlastensanierung 
Abs 34.2). 

Laut Mitteilung des BMUJ P habe es ein erstes Konzept für ein A ltlastenver/ah­
rensgesetz ausgearbeitet und eine Studie betreffend Pinanzierungsmode!!e ausge­
schrieben. Die Realisierung der Vorhaben setze jedoch eine Verankerung in einer 
kilnftigen Regierungserkliirung voraus. 

( 1.2) Inang riffnahme der dem Bund bei Fehlen eines Verpfli chteten zufallen­
den Sicherungs- und Sanierungsmaßnahmen für Altlas ten und Lösung 
der dabei anstehenden Fragen der Mittelvorsorge, der durchführenden 
Einrichtung sowie der Verfahrensbestimmungen (WB 1996/9 Altlasten­
sanierung Abs 33.2). 

Laut Ste!!ungnahme des BM UJP habe das BMP nunmehr der Sanierung der 
Altlast "Tuttendorfer Breite" (Niederb'sterreich) zugestimmt. Eine Variantenstudie 
(geschiitzte Kosten 10 bis] 2 Mi!! S) so!!e bis J uni 2000 eine Entscheidungs­
grundlage liefern. 

(2) im Bereich der Jugend hinsichtlich: 

Anpassung der Sonderrichtlinien für di e Förderung im Rahmen des 
Österreichischen Bundesjugendplanes an die H aushaltsvorschriften und 
Förderungsgrundsätze des Bundes (TB 1966 Abs 12. 14, NTB 1992 S. SS f 
Abs 29). 

Laut Ste!!ungnahme des BM UJP würden derzeit den Empfehlungen des 3. Be­
richtes zur Lage der J ugend in Österreich folgend vom Ressort Vorüberlegungen für 
ein Bundesjugendfb'rderungsgesetz angeste!!t. 
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Unerledigte Anregungen 

Familie (3) im Bereich der Familie hinsichtlich: 

(3.1) Umstellung des Systems der Schülerfreifahrten von einer Sach- auf eine 
Geldleistung (NTB 1993 S. 143 Abs 5). 

Laut Mitteilung des BMUJF fuhre es derzeit Verhandlungen mit den Verkehrs­
verbünden über die Einbeziehung der Schüler- und Lehrlingsfreifahrten auf 
Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem BMUJF und dem BMWV Das 
Verhandlungsergebnis sei derzeit noch nicht absehbar. 

(3.2) Verstärkter Bemühungen zur Abschaffung der Selbstträgerschaft der Ge­
bietskörperschaften und der gemeinnützigen Krankenanstalten hinsicht­
lich der Finanzierung der Familien- und Geburcenbeihilfen sowie der 
Sonderzahlungen aus eigenen Mitteln unter Befreiung der sonst vorgese­
henen Leistung von Diens tgeberbei trägen (NTB 1995 S. 76 Abs 8.2); 
jährliches Einsparungspotential beim Bund rd 1 Mrd S bis 1,25 Mrd S. 

Laut Stellungnahme des BMUJF sei bei der Selbsttriigerschaft die budgetiire 
Wechselwirkung zwischen der Mittelau/bringung des Ausgleichsfonds für Fami­
lienbeihilfen und den Regelungen des Finanzausgleiches zu berücksichtigen. Eine 
allfällige Losung sei nur mittelfristig mog,lich. Diesbezüglich erforderliche Ver­
handlungen mit den Bundesländern seien frühestens anläßlich der nächsten Finanz­
ausgleichsverhandlungen zu erwägen. 

(3.3) Valorisierung des seit 1955 unveränderten Beitrages der Bundesländer 
zum Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen (NTB 1995 S. 76 Abs 9.2). 
Dadurch könnten jährlich zusätzliche Fondsmittel von rd 530 Mill S auf­
gebracht werden. 

Laut Stellungnahme des BMUJF bestünde eine budgetiire Wechselwirkung zwi­
schen der Mittelau/bringung für den Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen und 
den Regelungen des Finanzausgleiches. Für eine allfällige Losung seien Verhand­
lungen mit den Bundesliindern erforderlich. 

(3.4) Beseitigung der sachlich nicht gerechtfertigten Ausnahmebestimmung für 
Lehrlinge über 18 Jahre (für über Achtzehnjährige, die selbst Einkünfte 
über der monatlichen Betragsgrenze für geringfügig Beschäftig te bezie­
hen , besteht kein Anspruch auf Familienbeihilfe; bei der Ermittlung dieser 
Einkünfte bleiben jedoch Entschädigungen aus einem anerkannten Lehr­
verhältnis außer Betracht) (NTB 1995 S. 77 Abs 10.2). Dadurch könnten 
jährliche Einsparungen von zumindest 270 Mill S erzielt werden. 

Laut Stellungnahme des BMUJF lehne es wegen des besonderen Stellenwertes der 
Lehre als Ausbildungszweig für J ugendliche eine diesbezügliche Gesetzesiindertmg 
weiterhin ab. Die Bundesregierung habe in letzter Zeit die Forderung der Berufs­
ausbildung j ugendlicher im Rahmen einer Lehre verstärkt. 
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Umwelt 

Jugend 

In cr" irklichllng beontfellL' AllreguIl('lll t"> ~ 

Teilweise verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH 

(1) im Bereich der Umwelt hinsichtlich: 

(1.1) Intensivierung der Bemühungen zur Gewinnung eines umfassenden 
Überblicks über die geschätzten 80 000 Verdachtsflächen (WB 1996/9 
Altlastensanierung Abs 8.2) und stärkerer Einbindung der Länder bei der 
Erstabschätzung (WB 1996/9 Altlastensanierung Abs 9.2). 

Laut Stellungnahme des BMUJP bestiinde bei den Altablagerungen im Gegensatz 

zu den Altstandorten bereits ein sehr hoher Erfassungsgrad. Bei den Altstandorten 

seien bereits zahlreiche Projekte zur systematischen Erhebung durchgefiihrt und 

entsprechende Arbeitsbehelfe ausgearbeitet worden. Mit Juli 1999 seien 29 607 

Pliichen gemeldet worden, davon seien 2 471 im VerdachtsJliichenkataster ver­

zeichnet (weiterbearbeitbar) sowie 27 als BeobachtungsJlächen eingetragen. 

(1.2) Intensivierung der Maßnahmen zur Sicherstellung der Ausschöpfung der 
EU-Mittel bei den Zielprogrammförderungen, nachdem bis Juni 1997 
erst rd 37,7 Mill S (12,3 %) der für die Kofinanzierung der Umweltförde­
rungen des Bundes vorgesehenen EU-Mittel als ausbezahlt gemeldet 
worden waren (TB 1997 S. 207 Abs 9.2). 

Laut Mitteilung des BM UJP habe der G enehmigungsstand in fast allen Pro­

grammen bereits den eingeräitmten bzw nach Mitte/umschichtungen erhöhten Rah­

men erreicht (Stand Anfang August 1999: Rahmen 365,6 Mill S, Zusagen 

300,8 Mill S (82,3 % des Rahmens), Auszahlungen 140,0 Mill S (46,5 % 
der Zusagen, 38,3 % des Rahmens). 

(2) im Bereich der Jugend hinsichtlich: 

Verbesserung des Verhältnisses zwischen Verwaltungsaufwand (Verwal­
tungsentgelt der Nationalagentur 1996 rd 3 Mill S) und dezentral zu ver­
waltenden Förderungsmitteln (1996 rd 5,8 Mill S) beim EU-Aktionspro­
gramm "Jugend für Europa" (TB 1997 S. 211 Abs 17.2). 

Laut Stellungnahme des BMUJP sei im Budget jahr 1998 zwar noch keine wert­

mäßig quantiJizierbare Einsparung erzielt worden, die verstä"rkte Projektgeld­
Dezentralisierung bei gleichbleibendem Honorar der Nationalagentur habe jedoch 

zu einer realen Kostensenkung gefiihrt. 
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In Verwirklichung 

begriffene Anregungen 

Familie 

Umwelt 

(3) im Bereich der Familie hinsichtlich: 

Vermehrt unbarer Auszahlung der Familienbeihilfen zwecks Einsparung 
von Auszahlungskosten (NTB 1995 S. 76 Abs 7.2). Ein gänzlicher Entfall 
der Baranweisungen ließe jährlich rd 16 Mill S Einsparungen erwarten. 

Laut Stellungnahme des BMUJF sei durch verschiedene Maßnahmen der Anteil 
der Baranweisungen auf rd 5 % der Familienbeihilfenbezieher vermindert wor­
den. Ein giinzlicher Wegfall der Baranweisungen erfordere eine Gesetzesiinderung. 
Das BMUJF befürworte eine solche Änderung jedoch nicht, weil dadurch außer­
gewöhnliche Umstiinde (zB Behinderungen von Familienbeihiljenbeziehern oder 
nicht erschlossene Gebiete) nicht berücksichtigt werden kö·nnten. 

'cr Irklichre Fmpt( hlllllg 

Verwirklicht wurde die Empfehlung des RH 

im Bereich der Umwelt hinsichtlich: 

Evaluierung der im Rahmen der Umweltförderung im Ausland geförder­
ten Projekte (NTB 1996 S. 192 Abs 15). 

Die Österreichische Kommunalkredit AG hat im Au/trag des BMUJF im Sommer 
1998 eine Evaluierung bei allen ehemaligen Förderungswerbern durchgeführt; sie 
wird künftig jahrlich Befragungen über den Umsetzungs fortschritt der geförderten 
Projekte vornehmen. 
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Schulwesen 

Bereich des Bundesministeriums für 
Unterricht und kulturelle Angelegenheiten 

l IIcrlcdigtc Anregungen ..tu" \ oq,lhren 

Nicht verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH 

im Bereich des Schulwesens hinsichtlich : 

(1) Übertragung der erstinstanzlichen Zuständigkeit für die Zentrallehranstal­
ten an die Schulbehörden des Bundes in den Ländern (TB 1982 Abs 15.6, 
TB 1988 Abs 18.2, TB 1993 S. 36 Abs 2). 

Das BMUK will die Anregung des RH weiterhin prüfen. 

(2) Schaffung der rechtlichen Rahmenbedingungen für den "Schulverbund 
Mittelschule" (vormals "Schulversuch Mittelschule"), der für 10 bis 14jäh­
rige Schüler an allgemeinbildenden höheren Schulen und Hauptschulen 
eingerichtet wurde, ohne die unterschiedliche Kompetenzlage für diese bei­
den Schularten zu beachten (TB 1988 Abs 18.6 und Abs 19.26, NTB 1994 
Abs 22, TB 1995 S. 247 Abs 7). 

Laut Mitteilung des BMUK sei kein politisches Einvernehmen erzielbar. 

(3) Vereinheitlichung der Tarife für das Bundesinstitut für Erwachsenenbil­
dung in Strobl (WB 1993/4 Schul- und Bildungswesen Abs 2.25). 

Laut Stellungnahme des BM U K nehme es Maßnahmen auf der Grundlage einer 
vom RH durchgeführten Nachprüfung in Aussicht. 

(4) Schaffung eines nachvollziehbaren Schlüssels für die Verteilung der För­
derungsmittel an die Verbände der Erwachsenenbildung (WB 1993/4 
Schul- und Bildungswesen Abs 2.4). 

Laut Stellungnahme des BMUK nehme es Maßnahmen auf der Grundlage einer 
vom RH durchgeführten Nachprüfung in Aussicht. 

(5) Entwicklung von auch standortübergreifend zeitlich flexibleren Formen 
der Nachmittagsbetreuung im Rahmen der Teilrechtsfähigkeit (TB 1997 
S. 231 Abs 3.2 und S. 234 Abs 6.2). 

Laut Mitteilung des BM U K prüfe es die Umsetzung dieser Anregung des RH. 
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Schulwesen 

Kulturelle 
Angelegenhei ten 

In Ven\ irklichung hegriffene AlIregungeIl 

Teilweise verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH 

(1) im Bereich des Schulwesens hinsichtlich: 

(l.l) Gemeinsamer Veranschlagung der Mittel für die Schulpsychologie- Bil­
dungsberatung mit jenen für die Schulaufsichtsbehörden, weil dies einen 
beweglicheren Mitteleinsatz ermöglicht (WB 1993/4 Schul- und Bil­
dungswesen Abs 1.39). 

Laut Mitteilung des BMUK sei dies für das Bundesfinanzgesetz 2000 vorge­
sehen. 

(1.2) Zentralisierung der auf zehn Gebäude verteilten Verwaltungsstellen des 
Stadtschulrates für Wien (TB 1988 Abs 19.14, NTB 1994 Abs 11). 

Laut Mitteilung des BMUK kijnne das durch die Übersiedlung des Landesschul­

rates für Niederösterreich frei gewordene Gebäude im Jahr 2001 vom Stadtschul­
rat für Wien bezogen werden. 

(1.3) Verzicht auf über das "Vier-Augen-Prinzip" hinausgehende Kontrollen 
in der Personalverwaltung (NTB 1990 Abs 57.2.2). 

Laut Mitteilung des BMUK werde dies demnächst - nach Durchführung von 

Schulungsmaßnahmen - erfolgen. 

(2) im Bereich der kulturellen Angelegenheiten hinsichtlich: 

(2.1) Planung baulicher Maßnahmen zur Bergung beweglicher Kulturgüter so­
wie Schaffung eines neuen Konzeptes für den Kulturgüterschutz, insbe­
sondere im Hinblick auf die nicht mehr mögliche Nutzung des Stein­
bergstollens im Salzbergwerk Altaussee (NTB 1992 S. 21 f Abs 5 und 6). 

Laut Mitteilung des BMUK solle die Novelle zum Denkmalschutzgesetz, BGBI I 

Nr 170/1999, ua die Basis für eine Neuregelung des Kulturgüterschutzes gemäß 

der Haager Konvention bieten, wodurch die Kulturgüterschutzliste deutlich redu­

ziert würde. Danach würde erwogen, wie Kulturgüterschutzräume geschaffen wer­

den sollen und kö"nnen. 

(2.2) Richtlinien für Förderungen aus Denkmalschurzmitteln, welche seit der 
Denkmalschutzgesetznovelle 1990 zu erlassen gewesen wären (NTB 1992 
S. 24 Abs 7). 

Laut Mitteilung des BMUK befä'nde sich der Entwurf einer derartigen Richtlinie 

zur Begutachtung beim BMF. 
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Schulwesen 

Kulturelle 
Angelegenhei ten 

(2.3) Schaffung eines Gesamtüberblickes über den Bestand und Zustand denk­
malgeschützter Objekte entsprechend der Entschließung des Nationalrates 
vom 15. März 1978 (NTB 1992 S. 28 Abs 14). 

Laut Stellungnahme des BMUK sei eine Beendigung der Arbeiten bis 2007 zu er­
warten. Bis Ende 2009 würde mit Verordnung festgestellt werden, welche Denk­
male auch über das Jahr 2009 hinaus kraft gesetzlicher Vermutung unter Denk­
malschutz stünden. 

Yen, trIdichte Empfehlungen 

Verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH 

(1) im Bereich des Schulwesens hinsichtlich: 

Abschluß eines schriftlichen Vertrages über die Förderung des Werk­
schulheimes Felberral (NTB 1992 S. 7 Abs 6). 

Am 3. Februar 1999 schlossen der Bund und der Schulerhalter einen schriftlichen 
Vertrag über Art und Ausmaß der Förderung dieser Schule. 

(2) im Bereich der kulturellen Angelegenheiten hinsichtlich: 

(2.1) Entscheidung über die Errichtung eines Verkehrsmuseums und Lösung der 
offenen Depotfrage des Technischen Museums (TB 1995 S. 261 Abs 4). 

Laut Mitteilung des BMUK habe sich kein potentieller Interessent zu einer Über­
nahme der Kosten für die Errichtung eines Verkehrsmusettms bereit gefunden; sei­
tens des BM UK bestehe kein weiteres Interesse an einer Partnerschaft. Die Ver­
kehrssammlung bleibe in Wien konzentriert. Die derzeit genützten Depot/läi:hen 
würden beibehalten. 

(2.2) Festlegung eines Zeitpunktes für die Wiedereröffnung der Schausäle der 
Graphischen Sammlung Albertina (TB 1995 S. 264 Abs 7). 

Das BM U K plant - nach Tei/fertigstellung der baulichen Restaurierungen von 
rd 1 000 m2 Schau/läi:he - eine Wiedererof/nung im Jahr 2000; für das Stu­
diengebäude sei eine Fertigstellung im Sommer 2001 , für den Tiefspeicher im Som­
mer 2002 vorgesehen. 

(2.3) Bestellung von Abfallbeauftragten und Erstellung von Abfallwirtschafts­
konzepten im Kunsthistorischen Museum und im Museum für angewandte 
Kunst (TB 1995 S. 266 Abs 13). 

Das BMUK teilte mit, beide MttSeen hä'tten schriftliche Abfallwirtscha/tskonzepte 
erstellt und Abfallbeauftragte nominiert. 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Prlltlillg l'rrcbni .. 

Schulraumüberlassung und Werbung 

Änderungen des Schulorganisationsrechtes ermöglichten es den 
Schulen, aus der Überlassung von Räumlichkeiten Einnahmen zu 
erzielen und zweckgebunden zu verwenden. 

Im Schuljahr 1997/98 überließen 79 % der Bundesschulen vor allem 
Turnsäle an Fremdnutzer. Von den 2 949 Vereinbarungen entfielen 
1 972 (67 % ) auf durch Förderungsgesetze des Bundes Begünstigte 
(Sport, Erwachsenenbildung, Kunst). 

Die Aufhebung des Werbeverbots eröffnete eine weitere Möglichkeit, 
Drittmittel zu lukrieren. 

Im Zusammenhang mit Werbung und Sponsoring bestanden an 44 % 
der Bundesschulen insgesamt 353 Verträge. 10 % der Werbeeinnah­
men und 61 % der Einnahmen aus Sponsoring wurden außerhalb der 
Bundesgebarung abgewickelt. 

Sowohl die Einnahmen aus Schulraumüberlassung als auch jene aus 
Werbung und Sponsoring wurden zweckentsprechend verwendet; 
die administrative Abwicklung war jedoch langwierig. 

Rechtsgrundlagen: Änderung des Schulorganisationsgesetzes, BGBl Nr 330/1996 
Änderung des Schulunterrichtsgesetzes, BGBl Nr 76711996 

Einnahmen: 1997 1998 

in Mill S 

Schulraumüberlassung 17,0 20,0 

Werbung und Sponsoring 1,7 6,7 

Der RH überprüfte im Oktober und November 1998 die zweckgebundene 
Gebarung im Zusammenhang mit Schulraumüberlassung und Werbung 
(einschließlich Sponsoring). Weder das BMUK noch die einzelnen Landes­
schulräte verfügten zum PrüfungsgegenStand über aufbereitetes Daten­
material. Der RH fü hrte daher eine Fragebogenerhebung bei insgesamt 
521 Bundesschulen durch; an 98 Schulen nahm der RH weitergehende 
Erhebungen vor. Die Rück laufquote der Fragebogenerhebung betrug 
97 %. 

Zu den im März 1999 zugestellten Prüfungsmitteilungen nahm das 
BMUK im Juni 1999 Stellung. Der RH erstattete im Juli 1999 eine Ge­
genäußerung. 
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Allgemeines 

Überblick 

Gebarungsumfang 

Einnahmen 
außerhalb der 
Bundesgebarung 

2 Gesetzliche Änderungen ermöglichten den Schulen, ab Anfang Septem­
ber 1996 aus der Überlassung von Räumlichkeiten an Dritte Einnahmen 
zu erzielen, diese zweckgebunden für aus der Raumüberlassung entstan­
dene Mehrausgaben zu verwenden sowie ab Anfang Februar 1997 durch 
die Aufhebung des Werbeverbotes weitere Drittmittel zu lukrieren. 

3.1 Für das Schuljahr 1997/98 gaben 79 % der Bundesschulen an, Räumlichkei­
ten (vor allem Turnsäle) an Fremdnurzer zu überlassen. Von den 2 949 Ver­
einbarungen entfielen 1 972 (67 %) auf durch Förderungsgesetze des Bundes 
Begünstigte (Sport, Erwachsenenbildung, Kunst). Die vorrangige Beteilung 
dieses Adressatenkreises entsprach der Intention des Gesetzgebers. An 44 % 
der Bundesschulen bestanden insgesamt 353 Werbe- bzw Sponsorverträge. 

3.2 Der RH anerkannte , daß in der schulischen Praxis die gesetzgeberische 
Absicht weitgehend umgesetzt wurde. 

4.1 Die Einnahmen der Bundesschulen aus Raumüberlassungen beliefen sich 
auf 17 Mill S (1997) bzw 20 Mill S (1998). Die Einnahmen aus Werbung 
und Sponsoring betrugen insgesamt 1,7 Mill S (1997) bzw 6,7 Mill S 
(1998). 

4.2 Der RH anerkannte, daß die Schulen zunehmend von den neugeschaffe­
nen Möglichkeiten zur Einnahmenerzielung Gebrauch machten. 

5.1 Von den gesamten Einnahmen aus Werbung und Sponsoring wurden 
1997 18 % (0,3 Mill S) und 1998 36 % (2,4 Mill S) außerhalb der Bun­
desgebarung abgewickelt. Diese beiden Jahre zusammengenommen war 
dies bei 10 % (0,5 Mill S) der Werbeeinnahmen und bei 61 % (2,2 Mill S) 
der Sponsorgelder der Fall. 

Im Bundesland Salzburg - hier stellte vor allem der Verein der Salzbur­
ger Schulsponsoren in diesen beiden Jahren insgesamt 1,7 Mill S zur Ver­
fügung - wurden die Einnahmen aus Sponsoring fast zur Gänze außer­
halb der Bundesgebarung über Bankkonten abgewickelt. 

5.2 Ungeachtet des wirtschaftlichen Erfolges war die vom Land Salzburg ge­
wählte Vorgangsweise haushaltsrechtswidrig, weil die Gelder - mit all 
den damit verbundenen Risken (zB fehlende Kontrollen) - an der Bun­
desgebarung vorbei gelenkt wurden. 

Der RH empfahl, eine haushaltsrechtlich einwandfreie Lösung auszuar­
beiten. Dabei sollte die derzeit praktizierte Vorgangsweise derart mit den 
haushaltsrechtlichen Vorschriften in Einklang gebracht werden, daß die 
Verfügbarkeit der Gelder des Vereins für die Schulen auch künftig ge­
währleistet ist. 

5.3 Laut Stellungnahme des BMUK werde es mit dem Landesschulrat für Sa/zburg 
eine recht/ich einwandfreie Lösung erarbeiten; mit dem BMF werde es eine haus­
haltsrechtlich vertretbare Vereinfachung und Beschleunigung der Abwicklung im 
Rahmen der zweckgebundenen Gebarung anstreben. 
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Verbuchung der 
Einnahmen 

Mittelverwendung 

Verträge 

Schulraumuberl s un U ld erbung 

6.1 Die Einnahmen aus Schulraumüberlassung, Werbung und Sponsoring 
wurden uneinheitlich verbucht. Es war daher nicht möglich, an hand der 
Daten aus dem Bundeshaushalt festzustellen, wie hoch zB die Einnahmen 
aus der Schulraumüberlassung waren, welcher Anteil dieser Einnahmen 
aus der Überlassung von Turnsälen stammte oder wieviel einzelne Be­
nutzergruppen zu diesen Einnahmen beitrugen. 

6.2 Der RH empfahl dem BMUK, ausgehend vom Informationsbedarf des 
Ressorts, die Verwendung der Konten eindeutig klarzustellen und erfor­
derlichenfalls die Eröffnung weiterer Konten zu veranlassen. Die Daten des 
Bundeshaushalts wären dann eine aussagekräftige Grundlage zur Wahr­
nehmung von Kontroll- und Steuerungsaufgaben. 

6.3 Laut Stellungnahme des BM U K werde es in nächster Zeit verstä"rkt bemüht sein, 
die Frage der richtigen und einheitlichen Verbuchung auf den bestehenden Konten 
zu klä"ren. Weitere Feingliederungen seien erst nach Einführung einer KostensteI­
lenrechnung vertretbar. 

7.1 Gemäß den schulorganisationsrechtlichen Bestimmungen waren Einnah­
men aus der Schulraumüberlassung vorrangig für die Bedeckung der dar­
aus entstandenen Mehrausgaben zu verwenden. Die Schulen zogen diese 
Einnahmen überwiegend zur Abdeckung von Energie-, Reinigungs- und 
Instandhaltungsausgaben heran. 

Nur in der Steiermark verwendeten die Schulen - entsprechend einem 
Erlaß des Landesschulrates - ihre Einnahmen hauptsächlich für Anschaf­
fungen. 

7.2 Der RH wies darauf hin, daß die vom Landesschulrat für Steiermark ver­
fügte Regelung mit den Bestimmungen des Schulorganisationsgesetzes 
nicht im Einklang stand. 

7.3 Laut Stellungnahme des BMUK habe es den Landesschulrat für Steiermark auf­
gefordert, die Mittelverwendung neu zu regeln. 

8.1 In Einzelfällen existierten keine schriftlichen Raumüberlassungsverträge, 
sondern nur mündliche Vereinbarungen. Bei Verträgen mit Werbeagen­
turen war eine Auf teilung der Einnahmen im Verhältnis 60 % Agentur­
provision : 40 % für die Schule üblich. 

8.2 Der RH empfahl, aus Gründen der Rechtssicherheit den wesentlichen In­
halt mündlicher Vereinbarungen in einem Aktenvermerk festzuhalten. 
Bezüglich der Auf teilung der Werbeeinnahmen sollte eine Verbesserung 
zugunsten der Schulen angestrebt werden. Vor dem Abschluß von Spon­
sorverträgen wäre sicherzustellen, daß bedenkliche Naheverhältnisse zu 
oder gar Abhängigkeiten von Sponsoren vermieden werden; dies insbe­
sondere bei Verträgen mit Sponsoren, die als potentielle Auftragnehmer 
bei der Vergabe von Aufträgen durch die Unterrichtsverwaltung in Be­
tracht kommen können. 

8.3 Laut Stellungnahme des BMUK werde es die Landesschulräre erneut auf das Er­
fordernis schriftlicher Raumüberlassungsverträ"ge hinweisen. Zu den übrigen Emp­
fehlungen des RH nahm das BMUK nicht Stellung. 
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182 
Administrative 
Abwicklung 

Schluß­
bemerkungen 

9.1 Da das BMUK mangels Erfahrungswerten die zweckgebundenen Einnah­
men und die damit zu bedeckenden Ausgaben zu gering veranschlagt 
hatte , fielen häufig überplanmäßige Ausgaben an; dies erforderte die Mit­
befassung von BMF und RH. Davon abgesehen, waren die vielfältigen 
und zeitraubenden Verfahrensschritte (zB AntragsteIlung, Wahrung von 
Fristen) einer unbürokratischen Abwicklung abträglich. 

9.2 Der RH empfahl eine realistische Veranschlagung der zweckgebundenen 
Gebarung. Darüber hinaus sollte das BMUK interne Abläufe optimieren. 

9.3 Das BMUK teilte mit, es werde bei der Erstellung des Bundesvoranschfags 2000 
auf die Erfahrungswerte der Vorjahre zurückgreifen. Weiters würden mit dem 
BMF und den Landesschufrä'ten Verfahrensvereinfachungen beraten. 

10 Zusammenfassend hob der RH die nachstehenden Empfehlungen 
hervor: 

(1) Für die außerhalb der Bundesgebarung abgewickelten Einnah­
men aus Werbung und Sponsoring wäre eine haushaltsrechtlich 
einwandfreie Lösung auszuarbeiten. 

(2) Die Einnahmen sollten einheitlich verbucht werden. 

(3) Die administrativen Abläufe sollten gestrafft und beschleunigt 
werden. 

(4) Die Verträge mit Werbeagenturen wären zugunsten der Schulen 
zu optimieren. 

(5) Abhängigkeiten von Sponsoren wären zu vermeiden. 
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Wissenschaft 

Bereich des Bundesministeriums für 
Wissenschaft und Verkehr 

l T nerlediutc: Anrcuun~en aus \ orl'ahrcn 
~ ~ L 

Nicht verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH 

(1) im Bereich der Wissenschaft hinsichtlich: 

(1.1) Regelung der Entlassung des Landes Steiermark aus dem Akademievertrag 
vom Jahr 1963, demzufolge sich das Land anläßlich der Umwandlung des 
vormaligen steiermärkischen Landeskonservatoriums in die nachmalige 
bundesstaatliche Hochschule für Musik und darstellende Kunst (nunmehr 
Universität für Musik und darstellende Kunst Graz) zu bestimmten Lei­
stungen verpflichtet hat (TB 1977 Abs 17, TB 1978 Abs 18, TB 1981 
Abs 16.1). 

Laut Mitteilung des BMWV heitte der Finanzlandesrat des Bundeslandes Steier­
mark einen Anspruch des Landes gegenüber dem BMF in der Hohe von 320 Mill S 
geltend gemacht, jedoch gleichzeitig Gespräche bezüglich einer gütlichen Einigung 
vorgeschlagen. Wiederholte Nachfragen des BMWV beim BMF über den Verlauf 
dieser Gespräche seien bisher unbeantwortet geblieben. 

( 1.2) Zusammenlegung der drei voneinander organisatorisch unabhängigen Wet­
terdienste, nämlich der Zenrralanstalt für Meteorologie und Geodynamik, 
des militärischen Wetterdienstes und der Österreichischen Gesellschaft für 
Zivilluftfahrt mit beschränkter Haftung, Austro Conrrol GesmbH (vormals 
Bundesamt für Zivilluftfahrt; TB 1995 S. 280 Abs 3). 

Das BMWV teilte mit, die beim BKA eingerichtete Arbeitsgruppe häUe ihre Tätig­
keit im} uni 1998 mit einem Bericht über die Reorganisation der drei Wetterdienste 
beendet. Dabei habe eine betriebswirtscha/tliche Studie ergeben, daß aufgrund der po­
sitiven Auswirkungen auf das Budget eine Zusammenlegung im deutlichen Interesse 
des Bundes liege. Wegen der beträchtlichen Einsparungspotentiale habe die Arbeits­
gruppe die Ausgliederung der Zentralanstalt und des militärischen Wetterdienstes so­
wie deren Zmammenführung mit dem Flugwetterdienst der Austro-Control GesmbH 
in der MET -Austria GesmbH empfohlen. Diese Vorschläge seien von der Zentral­
anstalt begrüßt, vom BMLV jedoch abgelehnt worden; deshalb seien Schritte zur 
Umsetzung der Empfehlung des RH weiterhin unterblieben. 

(1.3) Novellieru ng der Rechtsgrund lage der Zenrralanstalt für Meteorologie 
und Geodynamik, insbesondere auch im Hinblick auf eine erweiterte 
Teilrechtsfähigkeit (TB 1995 S. 283 Abs 6 und 7). 

Das BMWV teilte mit, bereits ausgearbeitete Gesetzesentwürfe betreffend die For­
schungs- und Technologieforderung sowie die Zusammenlegung der drei Wetter­
dienste seien wegen der ablehnenden Haltung des BMLV zurückgestellt worden. 
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Unerledigte Anregungen 

Verkehr 

(LA) Vertraglicher Festlegung sämtlicher dem Österreich ischen Akademischen 
Austauschdienst übertragenen Aufgaben sowie des Ausmaßes der hiefür 
bereitzustellenden Mittel (TB 1995 S. 276 Abs 2) und Entwicklung eines 
Gehaltssystems für den Österreichischen Akademischen Austauschdienst 
(TB 1995 S. 277 Abs 3). 

Laut Mitteilung des BMWV verhindere die langwierige Ablösung des General­
sekretiirs des Österreichischen Akademischen Austauschdienstes weiterhin die an­
gekündigte Um- lind Neustrukturierung des Vereines. Das BMWV sei jedoch 
bemüht, ab dem Finanzjahr 2000 die Beauftragung des Vereines mit einem Lei­
stungsvertrag zu regeln. 

(1.5) Erarbeitung einer EDV-Betriebsvereinbarung für das Allgemeine Kran­
kenhaus Wien zwischen dem BMWV und der Stadt Wien (NTB 1995 
S. 128 Abs 4). 

Das BMWV nahm zur EDV-Betriebsvereinbarung nicht Stellung, sondern teilte 
mit, daß eine von der Universitiit Wien und der Stadt Wien eingesetzte Projekt­
gruppe das Projekt AKIM (Allgemeines Krankenhaus Wien-Informationsmana­
gement) zur Restrukturierung der Informationssysteme des Allgemeinen Kranken­
hames Wien erarbeite. 

(2) im Bereich des Verkehrs hinsichtlich: 

(2.1) Beseitigung des unbefriedigenden Zustandes, daß Bundesbeamte und Bun­
desbahnbedienstete g leichartige Tätigkeiten bei unterschiedlichen Besol­
dungssystemen ausüben (TB 1985 Abs 50.4). 

Das BMWV wiederholte im wesentlichen seine vorjahrige Äußerung, daß die unter­
schiedliche Besoldung auf Unterschiede in der Ausbildung und in der Praxis zuriick­
zuführen und hinsichtlich der Amtssachverstiindigen derzeit unverzichtbar sei. 

(2.2) Nachholung des Nachweises des gesamtwirtschaftlichen (nunmehr ge­
meinwirrschaftlichen, BGBI I Nr 81/1999) Interesses gemäß § 8 Abs 2 
des Hochleistungsstreckengesetzes bei Eisenbahn-Hochleistungsstrecken 
im allgemeinen und beim Abschnitt Gloggnitz-Mürzzuschlag im beson­
deren (SB Semmering- Basistunnel S. 43 Abs 83 (2». 

Laut Mitteilung des BMWV werde der Nachweis des gemeinwirtschaftlichen In­
teresses - entgegen dem gesetzlichen Wortlaut, welcher solche Beschlüsse der Bun­
desregierung vor jeder konkreten Baubeauftragung durch Ressortverordnung ver­
langt - nicht für den Bau einzelner Streckenabschnitte, sondern nur für eine 
gesamte Hochleistungsstrecke für sinnvoll erachtet. 
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Wissenschaft 

In Vl'r\\ irklichutll' beu"riffellt: AnreO"Ullg('ll t." t'I t'I , 

Teilweise verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH 

(1) im Bereich der Wissenschaft hinsichtlich: 

(1.1) Ausarbeitung eines Rundschreibens des BMWV in seiner Funktion als Auf­
sichtsbehörde an die teilrechtsfähigen Einrichtungen hinsichtlich der Ver­
tretungsbefugnis im Außenverhältnis, der Gebarungsgrundsätze und der 
steuerlichen Auswirkungen der Mitarbeit an Forschungsvorhaben (TB 1996 
S. 277 ff Abs 6, 7 und 10). 

Das BMWV will die fiir Oktober 1999 avisierte Neuauflage des Anwenderhand­
buches "Universitä't und Drittmittel" abwarten und das Rundschreiben darauf 

abstimmen. 

(1.2) Verbesserung der Koordination zwischen dem Bund und der Stadt Wien 
hinsichtlich der EDV- Anwendungen im Allgemeinen Krankenhaus Wien 
(NTB 1995 S. 127 Abs 3). 

Das BMWV teilte mit, zur Koordination sowie zum Interessenausgleich zwischen 

den Anforderungen der Medizinischen Fakultcit der Universitä't Wien und dem 

Allgemeinen Krankenhaus Wien sei ein EDV-Ausschuß eingerichtet worden. 

(1.3) Verwirklichung der Entschließung des Nationalrates vom OktOber 1993 
betreffend Sicherstellung einer gerechten Honorarbeteiligung der Bundes­
ärzte an Universitätskliniken (NTB 1996 S. 238 ff, Abs 5, 10.2 (4), 11.2, 
12.2 und 14 .2). 

Laut Stellungnahme des BMWV würden die - legistisch auch bisher ungeachtet 

der Problematik aufgrund der verfassungsmaßigen Kompetenzverteilung erfolgten 

- Bemühungen zur Schaffung rechtlich einwandfreier Regelungen für die Beteili­

gung der Bundesä'rzte an Universitä'tskliniken an den Sonder gebühren fortgesetzt. 

(1.4) Erbringung der entgeltlichen Untersuch'ungstätigkeit außerhalb der Teil­
rechtsfähigkeit des Pathologisch- Anatomischen Instituts der Medizini­
schen Fakultät der Universität Graz und Unterlassung der Bemessung und 
Abgeltung des Aufwandes für die Inanspruchnahme von Einrichtungen 
des Instituts (NTB 1996 S. 245 ff, Abs 16.2, 17.2 und 18.4). 

Laut Mitteilung des BMWV habe es das Institut aufgefordert, Untersuchungen 

und Befundungen (ausgenommen von Patienten des Landeskrankenhauses Graz) 

umgehend in den teilrechtsfahigen Gebarungsbereich des Instituts überzuführen. 

Gegenüber der Steiermä'rkischen Krankenanstalten GesmbH habe das BMWV 

einen Anspruch auf 30 % der Einnahmen angemeldet und rd 3 Mill S aus dem 
Titel der Betriebskostenendabrechnung zurückbehalten. 
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In Verwirklichung 

begriffene Anregungen 

(1.5) Durchführung einer Personalbedarfserhebung an der Akademie der bil­
denden Künste in Wien (TB 1997 S. 248 Abs 2). 

Die Akademie teilte mit, sie habe im Mai 1999 eine Personalbedarfserhebung im 
nichtwissenschaftlichen Bereich mit Schwerpunkt Universitiitsdirektion vorgenom­
men. Ferner habe sie mit dem BMWV im Hinblick auf die Implementierung des 
Bundesgesetzes über die Organisation der Künste Verhandlungen geführt; das Er­
gebnis sei noch ausstiindig. Im wissenschaftlichen Bereich beabsichtige sie, eine Per­
sonalbedarfserhebung auf der Grundlage einer im Herbst 1999 beschlossenen neuen 
Institutsgliederung durchzufiihren. 

(1.6) Präzisie rung des Begriffes "Erschließung der Künste" , der zu einer Frei­
stellung der Hochschullehrer vom Dienst an den Universitäten der Künste 
berechtigt (TB 1997 S. 255 Abs 4 und S. 267 Abs 4). 

Das BMWV teilte mit, es habe die Universitäten der Künste im Hinblick auf die 
geplante Änderung der Verordnung iiber die Grtmdsiitze für die Durchführung 
von Evaluierungen in Forschung und Lehre der Universitiiten aufgefordert. den 
Begriff "Erschließung der Künste" zu präzisieren. 

(1.7) Untersuchung über die Zweckmäßigkeit und WirtSchaftlichkei t der Ein­
richtung der Expositur Oberschützen der nunmehrigen Universität für 
Musik und darstellende Kunst Graz und die Annahme des Lehrangebotes 
durch die Studierenden (TB 1997 S. 260 Abs 15). 

Laut Mitteilung des BM WV seien die gesetzlich vorgesehenen Arbeitsberichte und 
Leistungsbegutachtungen auch auf die Expositur Oberschiitzen anzuwenden. Eine 
die Universitäten der Künste miteinbeziehende Änderung der Verordnung über die 
Grundsätze für die Durchführung von Evalttierungen in Forschung und Lehre der 
Universitäten werde vorbereitet. 

(1.8) Behebung der seit mehr als vier J ahren durch ein feuerpolizeiliches Gut­
achten bekannten Sicherheitsmängel in stark besuchten Räum lichkeiten 
der nunmehrigen Universität für Musik und darstellende Kunst Graz (TB 
1997 S. 262 Abs 20). 

Laut Mitteilung der nunmehrigen Universität für Musik und darstellende Kunst 
Graz häUen - nach Verlust der Aufzeichnungen über eine im November 1997 
erfolgte Begehung - nach mehrfachen Ersuchen und nach schriftlicher Attfforde­
rtmg durch die Universitä't die Mitarbeiter der Brandverhütttngsstelle des Landes­
feuerwehrverbandes Burgenland bei einer neuerlichen Begehung der Expositur 
Oberschützen Anfangjuli 1999 weitere Miingel festgestellt. Zwecks Mä'ngelbehe­
bung seien Verhandlungen mit dem Kulturzentrum Oberschiitzen aufgenommen 
worden. Zu den Sicherheitsmängeln in mehreren Anmietungen, aber auch im Haupt­
gebäude unterstrich die Universität ihre Bemiihungen, eine Beseitigung aller Miin­
gel ehestmöglich zu erreichen. 

(1.9) Nutzung der neuen Kostenrechnung der Österreichisches Forschungszen­
trum Seibersdorf GesmbH, um zu aussagefähigen Kalkulationsgrundla­
gen zu kommen (TB 1997 S. 294 Abs 16 (1 )). 

Laut Mitteilung des BMWV habe die Unternehmung ein neues EDV-gestütztes 
Kostenrechnungssystem eingeführt, das auf einer Neuorganisation der Forschungs­
arbeitsgruppen in Profit Center aufbaut. 
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In Verwirklichung 

begriffene Anregungen 

Verkehr 

13 

(2) im Bereich des Verkehrs hinsichtlich: 

(2 .1) Einbeziehung aller Eisenbahnprojekte in die Bewertung des noch fertigzu­
stellenden Bundesverkehrswegeplans , Klarstellung der künftigen Linien­
führung der Süd bahn sowie Nachholen sonstiger grundsätzlicher Vorgaben 
wie Vernetzungsplanung und Prioritätensetzung im Hochleistungsstrecken­
bau (TB 1993 S. 355 f Abs 9 und 12, TB 1997 S. 284 Abs 17 (2), zuletzt 
SB Semmeri ng-Basistunnel S. 43 Abs 83 (1». 

Laut Mitteilung des BMWV werde das auch in den Bundesverkehrswegeplan ein­

zuarbeitende Ergebnis der volkswirtschaftlichen Bewertung definierter Strecken­

abschnitte mit Ende 1999 angestrebt. Weiters untersuche eine aus Vertretern des 

BMWY, der ÖBB und der Eisenbahn-Hochleistungsstrecken-AG zusammenge­

setzte Arbeitsgruppe "Vernetzungsplanung" die maglichen wechselweisen Auswir­

kungen von Ausbaumaßnahmen im H ochleistungsstreckennetz. Der dem Par­
lament als Vorstufe zu einem Bundesverkehrswegeplan zugeleitete Masterplan 

enthalte die bestehende Pontebbana-Achse als leistungsfähig ausgebaute Eisen­

bahnstrecke. 

Der Vorstand der Eisenbahn-Hochleistungsstrecken-AG verwies auf die Verord­

nungen der Bundesregierung iiber die Festlegung von Hochleistungsstrecken sowie 
auf die Verordnungen des BMWV fiber den Trassenverlauf solcher Strecken. 

(2.2) Alternativen zum bestehenden Semmeringkonzept, die eine andere Teilung 
der Verkehrsleistungen zwischen der bestehenden Strecke und einer N eu­
baustrecke, etappenweise Teilausbauten oder einen Verzicht auf einen Tun­
nel vorsehen (SB Semmering-Basistunnel S. 43 Abs 83 (3». 

Das BMWV verwies auf die laufenden Untersuchungen, welche in seinem Auf­

trag auf der Grundlage der Empfehlungen der Expertenarbeitsgruppe "Semmering" 

durchgefiihrt werden. Dabei seien auch Betriebssimulationen fiir den etappenweisen 

Ausbau der Sitdbahn, darunter mit einem nur dem Giiterverkehr dienenden ein­

gleisigen Basistunnel, durchzufiihren. 

D er Vorstand der Eisenbahn-Hochleistungsstrecken-AG verwies insbesondere auf 

die Untersuchungen zur Trassenfindung sowie zur Realisierungsplanung. 

(2.3) Ausarbeitung eines Programmes zur Sanierung der Semmering-Bergstrecke 
und einer diesbezüglichen Baubeauftragung an die ÖBB durch Ressortver­
ordnung (SB Semmering-Basistunnel S. 43 Abs 83 (8». 

Laut Mitteilung des BMWV sei ein Sanierungskonzept fiir die Bergstrecke in 

Ausarbeitung. D ie Sanierungsmaßnahmen wfirden jedoch sehr unterschiedlich 
ausfallen, je nachdem, ob sie fiir einen Lokal- oder Tottristenverkehr oder fiir einen 

G esamtverkehr inklusive schwerer Giiterziige getroffen werden. 

D er Vorstand der ÖBB verwies auf eine 1999 eingerichtete Projektgruppe "Be­

standssanierung Semmering". Eine Entscheidung iiber die durchzufiihrende Aus­

bauvariante soll noch 1999 getroffen werden. D ie weiters dem RH iibermittelten 

Gutachten iiber Briickenbauwerke (Viadukte) wiesen - unvorgreiflich des nach 

wie vor ausstä"ndigen Gesamtsanierungskonzeptes - deutlich niedrigere Kosten der 
Sanierung als in friiheren Untersuchungen aus. 
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In Verwirklichung 

begriffene Anregungen 

ÖBB 

(2.4) Vertiefender Wirtschaftlichkeitsprüfung zur Süd-Ost-Spange, Ausrichtung 
der Bauplanung an die stetig zu beobachtende tatsächliche Entwicklung der 
Verkehrsströme sowie großräumiger Lösung der neuen, mit der Ost-Öff­
nung verbundenen Anforderungen im Verkehrsbereich durch Einbeziehung 
der Nachbarsraaten (SB Semmering-Basistunnel S. 43 f Abs 83 (9) bis (11». 

Laut Mitteilung des BMWV würden laufende Untersuchungen in seinem Auftrag 
auf der Grundlage der Empfehlungen der Expertenarbeitsgruppe "Semmering" 
durchgeführt. Dazu zahle auch die - allerdings für den Personenfernverkehr vom 
BMWV als nicht relevant erachtete - Untersuchung der Verbindung von Sopron 
über Szombathely an den Korridor V mit entsprechender Verbindung nach Graz. 

Laut Mitteilung des Vorstandes der Eisenbahn-Hochleistungsstrecken-AG sei beim 
Projekt Langfristigkeit gegeben; die Verkehrsstrb"me unterlagen großen Schwankungen. 

(2.5) Unverzüglicher Durchführung der von der Expertenarbeitsgruppe "Sem­
mering" angeregten Untersuchungen (SB Semmering-Basistunnel S.44 
Abs 83 (12» . 

Das BMWV faßte die Untersuchungsbereiche, die auf Empfehlung und nach Be­
urteilung durch die Expertenarbeitsgruppe "Semmering" in seinem Auftrag durch­
geführt werden sollen, wie folgt zusammen: 

- Bahnhof Wien-Flughafen Wien 
- Flughafen Wien-Wampersdorf 
- Wampersdorf-Eisenstadt-Sopron 
- Sopron-Szombathely 
- Szombathely-St Gotthard-Gleisdorf 
- Aspangbahn Wiener Neustadt-Hartberg-Grazer Ostbahn 
- Koralmbahn 
- Neigezüge auf der Südbahn 
- Ausbauprogramm Südbahn 
-Instandhaltung der Semmering- Bergstrecke 
- Kosten von Tunnelbauten 
- Personen- und Güterverkehr im Alpenbogen 
- BurgenlandlOststeiermark-Lbsung - Nordvariante Sudostspange 
- Sanierung der Semmering-Bergstrecke mit einem eingleisigen Basistunnel für 

den Güterverkehr 

(3) im Bereich der Österreichischen Bundesbahnen hinsichtlich: 

(3.1) Zügigen Ausbaues der Pottendorfer Linie (TB 1988 Abs 52.19). 

Der Vorstand der ÖBB verwies auf die den ÖBB im Verordnungsweg aufgetra­
genen Planungs- und Baumaßnahmen. Die zum Teil abgeschlossenen Planungs­
maßnahmen seien derzeit Gegenstand einer Trassenfestlegung durch den Bundes­
minister für Wissenschaft und Verkehr. 
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In Verwirklichung 

begriffene Anregungen 

Wissenschaft 

(3.2) Ehesten Abschlusses der seit Jahren in Ausarbeitung befindlichen Reform 
der Betriebsleistungsstatistik zum Zwecke der exakten Erhebung der 
Zugfrequenzen (SB Semmering-Basisrunnel S. 43 Abs 83 (7». 

Der Vorstand der ÖBB verwies auf die mit Beginn des Sommerfahrplans 1999 
eingerichtete neue EDV-Anwendung "Austrian Railway Transport Information 
Systems" (ARTIS). 

(3.3) Änderung des Prämienlohnsystems in den Werkstätten der ÖBB (TB 1986 
Abs 67.12). 

Laut Mitteilung des Vorstandes der ÖBB seien mit Beginn 1999 die Nebenbe­
zugsansprüche im Werkstattenbereich vereinheitlicht worden. Eine darauf aufbau­
ende Regelung für ein leistungsorientiertes Pra'miensystem sei derzeit Gegenstand 
von Verhandlungen mit der Personalvertretung. 

Verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH 

(1) im Bereich der Wissenschaft hinsichtlich: 

(l.l) Verbesserung des Informationsflusses bei der Erfassung der Zahlungen an 
österreichische Teilnehmer an Rahmenprogrammen der EU im Bereich 
der Forschung und technologischen Entwicklung (NTB 1996 S. 214 Abs 7 
und 8). 

Laut Mitteilung des BMWV sei ungeachtet nicht bestehender Meldepflichten der 
österreichischen Teilnehmer bezüglich ihrer Einnahmen aus E U-Projektmitteln 
durch eine sehr intensive Kooperation mit dem Büro für Internationale Forschungs­
und Technologiekooperation in anonymisierter Form eine umfassende aktuelle Daten­
erfassung und ein umfassender Informationsf/uß gewahr/eistet. Mit Stand }dnner 
1999 hane die Europaische Kommission den österreich ischen Teilnehmern am Vier­
ten Rahmenprogramm der Europaischen Gemeinschaft im Bereich der Forschung, 
technologischen Entwicklung und Demonstration 2,6 Mrd S zugesprochen. Dies 
entspreche einer Rückf/ußquote von rd 70 %. 

(1.2) Einholung detaillierterer und aussagekräftiger Informationen von der Euro­
päischen Kommission zur besseren Beurteilung von Anträgen auf nationale 
Zusatzfinanzierungen (NTB 1996 S. 215 f Abs 11). 

Das BMWV teilte mit, daß die Europdische Kommisssion hinsichtlich der über 
die offiziellen Mitteilungen hinausgehenden Informationen außerst restriktiv agiere. 
Es sei jedoch laufend um zusdtzliche Informationen bemüht. 
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Verwirklichte Empfehlungen 

(1.3) Neuregelung der Kollegiengeldabgeltung, um durch einfachere Vorschrif­
ten den Verwaltungsvollzug wirtschaftlicher zu gestalten (WB 1993/4 
Kunsthochschulen Abs 3.22). 

Laut BMWV sei die Neuregelung zum § 51a des Gehaltsgesetzes 1956 betreffend 

die Kollegiengeldabgeltung für die künstlerischen Fiicher in die Dienstrechts-No­

velle 1999, BG BI I Nr 12711999, aufgenommen worden. Die wesentlichen Än­

derttngen beträfen die Abgeltung nach Semesterstunden statt nach der Anzahl der 

betreuten Studierenden sowie eine neue Staffelung der Abgeltungshone. 

(1.4) Schaffung einer Rechtsgrundlage und Regelung der Organisation für die 
Zentralwerkstätten der nunmehrigen Universität für angewandte Kunst 
in Wien (WB 1993/4 Kunsthochschulen Abs 3.29 und 3.30). 

Laut Mitteilung des BMWV ermogliche es nunmehr das Bundesgesetz über die 

Organisation der Künste der U niversitä·t, im Rahmen der Satzung Z entralwerk­

sMtten als Institute oder als Dienstleistungseinrichtungen zu errichten. 

(1.5) Ordnungsgemäßer Abrechnung der Kollegiengeldabgeltung durch einen 
überprüfbaren Nachweis der Anzahl der Hörer beim Einzelunterricht so­
wie der tatsächlichen Erbringung der Lehrtätigkei t an der Akademie der 
bildenden Künste in Wien (TB 1997 S. 250 Abs 7). 

Laut Mitteilung der Akademie seien wegen der Inskription der Studienrichtung 

die tatsächlichen Teilnehmerzahlen ab Herbst 1998 nur den Leitern der Lehrver­

anstaltungen bekannt. Die Studienabteilung fordere von diesen Teilnehmerlisten an 
und führe stichprobenartige Kontrollen durch. 

(1.6) Vermeidung einer Abkoppelung der Institute von den Klassen künstleri­
scher Ausbildung an der nunmehrigen Universität für Musik und darstel­
lende Kunst Graz (TB 1997 S. 257 Abs 8). 

Laut Mitteilung des BMWV habe infolge des Inkrafttretens des Bundesgesetzes 

über die Organisation der Künste mit 1. Oktober 1998 j ede U niversitä"t in der 

Satzung ua auch die Errichtung, Benennung und Auflassung von Instituten zu re­

geln. Die durch die Satzung geschaffenen Institute seien Organisationseinheiten der 
Universitä·ten der Künste zur Durchführung von Aufgaben in Lehre, Entwicklung 

und Erschließung der Künste sowie in der wissenschaftlichen Forschung, wobei 

großere Einheiten anzustreben seien. 

(1.7) Tätigkeit und Funktion von Gastprofessoren an der nunmehrigen Univer­
sität Mozarteum Salzburg (TB 1997 S. 268 Abs 5). 

Laut Mitteilung des BMWV wurde zur Bereinigung der mit Gastprofessuren ver­

bundenen Probleme im Bundesgesetz über die Organisation der Künste die Mog­
lichkeit einer sogenannten "Vertragsprofessur" als privatrechtliches Dienstverhält­

nis eroffnet. 

(1.8) Neugestaltung der Grundausbildung der Mitarbeiter des Höheren bzw des 
Gehobenen Dienstes an den Universitätsbibliotheken (NTB 1995 S. 144 
Abs 8). 

Das BMWV teilte mit, es habe den Entwurf einer Verordnung betreffend die Neu­

ordnung der Bibliothekarsausbildung dem BMF zur Veranlassung der Begutach­

tung übermittelt. Die Verordnung ist mit 1. August 1999 in Kraft getreten. 
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Verwirklichte Empfehlungen 

Verkehr 

ÖBB 

(1.9) Schaffung einer elektronischen Standardschnirrstelle für einen hersteller­
neutralen Zugang zu den Daten des Krankenhausinformationssystems 
(NTB 1995 S. 135 f Abs 19). 

Das BMWV teilte mit, die Implementierung einer derartigen Schnittstelle in Form 
eines Kommunikationsservers sei im zweiten Halbjahr 1999 im wesentlichen abge­
schlossen worden. 

(1.l0) Bemühungen um eine Neustrukturierung der österreichischen Förde­
rungslandschaft (TB 1997 S. 294 Abs 16 (3 ». 

Laut Mitteilung des BMWV habe die Österreichisches Forschungszentrum Seibers­
dorf GesmbH den neuen forschungspolitischen Initiativen der Bundesregierung in­
soweit entsprochen, als sie sich an neuen Kompetenzzentren beteilige. 

(2) im Bereich des Verkehrs hinsichtlich: 

(2.1) Anpassung des Kraftfahrlinienrechtes an zeitgemäße Erfordernisse (zuletzt 
TB 1997 S. 284 Abs 17 (1) und (6), TB 1985 Abs 50.56). 

Das BMWV verwies auf das mit 1. JCinner 2000 in Kraft tretende neue Kraft­
fahrliniengesetz. 

(2.2) Erstellung des bislang fehlenden Bauzeit- und Kostenrahmens für Hochlei­
stungsstrecken(teile), deren Bau der Eisenbahn-Hochleisrungsstrecken-AG 
mit Verordnung des (damaligen) Bundesministers für öffentliche Wirt­
schaft und Verkehr aufgetragen ist, im allgemeinen und beim Projekt Sem­
mering-Basisrunnel im besonderen (TB 1993 S. 357 Abs 13, SB Semme­
ring-Basisrunnel S. 43 Abs 83 (5» . 

Das BMWV verwies auf die durch Verordnung (BGBllI Nr 30711999) nach­
geholten Kostenrahmen. 

(2.3) Verminderung der Ausgaben für externe Prüfaufträge im Bereich der In­
frastrukrurzahlungen (TB 1997 S. 284 Abs 17 (5». 

Laut Mitteilung des BMWV seien diese Ausgaben imJahr 1998 auf rd 36 Mi" S 
halbiert worden. 

(3) im Bereich der Österreich ischen Bundesbahnen hinsichtlich: 

(3.1) Vornahme unternehmungszielorientierter Markt- und Bedarfsanalysen 
bei der Schienenfahrzeugbeschaffung (TB 1996 S. 298 Abs 5). 

Laut Mitteilung des Vorstandes der ÖBB bestehe zur Optimierung der Investiti­
onen beim Rollmaterial seit Ende 1998 ein strategisches unternehmungszielorien­
tiertes Gesamtkonzept bis 2020. 

(3.2) Verbesserung der Pachterträge aus den Bahnhofsgastwirtschaften durch 
Modernisierungen der Betriebe (TB 1993 S. 350 Abs 21). 

Der Vorstand der ÖBB wies auf weitere Ertragssteigerungen gegenüber 1997 (rd 
2 Mill S) hin. 
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International 

Internationaler Teil 

C berprll fungen lwt 111 te rn.Hlon ,d('11 o rgal11 ".tt Ionen 

Internationale Organisation für Wanderungswesen, 
Genf 

Der RH wurde mit der Prüfung der J ahresabschlüsse der Internationalen 
Organisat ion für Wanderungswesen (International Organization for Mi­
gration, 10M) für die Jahre 1992 bis 2000 betraut. 

Im August bzw November 1997 wurden Außenstellen in Sarajevo, Buenos 
Aires und New York überprüft. Die Prüfung des Jahresabschlusses 1997 
erfolgte im März und April 1998 am Sitz der 10M in Genf. Die Berichte 
wurden vom zuständigen Organ der 10M zur Kenntnis genommen. 

Wassenaar Arrangement, Wien 

Der RH wurde mit der Prüfung der Jahresabschlüsse des Sekretariats des 
Informationsaustausches über den Export von konventionellen Waffen 
und doppelverwendungsfähigen Gütern und Technologien (Wassenaar 
Arrangement) für die Jahre 1996 bis 1999 betraut. 

Die Prüfung der Jahresabschlüsse 1996 und 1997 erfolgte im März 1998 
am Si tz des Wassenaar Arrangement in Wien. Der Bericht wurde vom zu­
ständigen Organ des Wassenaar Arrangement zur Kenntnis genommen. 
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Ob<. t 

Hinsichtlich der bilateralen Kontakte ist hervorzuheben: 

(1) Der RH hat im Rahmen seiner Bemühungen um eine Stärkung der Fi­
nanzkontrolle vorwiegend in den Reformstaaten Zentral- und Osteuropas 
im Jahr 1998 und in den ersten drei Quartalen des Jahres 1999 auf Er­
suchen der Obersten Rechnungskontrollbehörden von Polen, Slowenien, 
der Slowakei und von Ungarn bzw auf Einladung der Organisation für 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung bei der Obersten 
Rechnungskontrollbehörde von Polen sowie auf Einladung des Ukrainian 
European Policy and Legal Advice Centre bei der Obersten Rechnungs­
kontrollbehörde der Ukraine Fachvorträge gehalten. 

Zentraler Themenschwerpunkt war die Positionierung der Obersten Rech­
nungskontrollbehörden im demokratischen Staatsgefüge, wobei am Beispiel 
des österreichischen Rechnungshofes insbesondere die verfassungsrechtlichen 
Grundlagen der Finanzkontrolle in Österreich, die Kompetenzen des RH, 
seine Organisation (einschließlich Einrichtung und Funktionsweise der In­
formationstechnik), seine Personalbewirrschaftung, sein Prüfungsansatz und 
-verfahren sowie die Vorbereitungen für den EU-Beitritt und dessen Aus­
wirkungen auf Oberste Rechnungskontrollbehörden auf besonderes Interesse 
der Obersten Rechnungskontrollbehörden der Reformstaaten stießen. 

Auf größtes Interesse stießen auch die Prüfungstätigkeit des RH im Bereich 
der territorialen Selbstverwaltung (Slowakei, Ungarn), die internationale 
Tätigkeit des RH, insbesondere die Beziehungen des RH zum Europäischen 
Rechnungshof (Polen, Slowakei, Ungarn), sowie die Erfahrungen des RH in 
den Bereichen Innere Kontrolle, Betrugsbekämpfung (jeweils Slowakei) und 
Privatisierung (Polen). 

Weitere Schwerpunkte der Veranstaltungen bildeten Fragen zu den Berei­
chen der Landwirtschaft (Polen), des Post- und Telekommunikationswe­
sens sowie des Eisenbahnwesens (jeweils Polen, Slowakei), der inneren 
und äußeren Angelegenheiten sowie der Justizverwaltung und der Lan­
desverteidigung (jeweils Slowakei). 

(2) Delegationen der Obersten Rechnungskontrollbehörden der Islami­
schen Republik Pakistan sowie von Norwegen haben dem RH im Rah­
men bilateraler Arbeitsgespräche einen Besuch abgestattet. 
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U N- INTOSAI­
Sem inare­
Themenüberblick 

14 

I te n io al 

Tätigkt.:it des RII ah (,cner.t1 ... c1"r<:tdrI.lt d<.'r IlIt<.'r­

natIOnalen Orgalli~.ltion der Oh('r,ten Re( hnung ... -
kontrollbehörclcn (L T1 ()I;",,\ I) im Jahre 199H 

Anknüpfend an seine Ausführungen im Vorjahr berichtet der RH über 
seine weitere Tätigkeit als Generalsekretariat der Internationalen Organi­
sation der Obersten Rechnungskontrollbehörden (International Organiza­
tion ofSupreme Audit Institutions, INTOSAI). 

Internationale Schulungsmaßnahmen 

Die Division of Public Economics and Public Administration, Depart­
ment of Economic and Social Affairs, eine Einrichtung der Vereinten 
Nationen, organisierte in der Vergangenheit mehrfach Schulungsmaßnah­
men, um Entwicklungsländer bei der Stärkung ihrer staatlichen Finanz­
kontrolle zu unterstützen. Im Rahmen dieser Schulungsaktivitäten wur­
den von den Vereinten Nationen in Zusammenarbeit mit der INTOSAI 
im Abstand von zumeist zwei Jahren internationale Schulungsprogramme 
zum Thema staatliche Finanzkontrolle veranstaltet. In den vergangenen 
27 Jahren fanden zwölf derartige Veranstaltungen statt, die den nachste­
henden Themen gewidmet waren: 

0) Allgemeine Grundsätze, Methoden und Ziele der Rechnungskontrolle 
und damit zusammenhängende institutionelle Probleme (971); 

(2) Techniken und Methoden der Obersten Rechnungskontrollbehörden 
zur Verbesserung der staatlichen Finanz- und Leistungskontrolle (973); 

(3) Öffen tliches Haushalts- und Rechnungswesen, die Stellung der Ober­
sten Rechnungskontrollbehörden in den leistungsorientierten Staaten, 
Rechnungsprüfung bei öffentlichen Unternehmungen (976); 

(4) Grundsätze der Finanzkontrolle, Organisationsprüfung, Leistungskon­
trolle und die Prüfung öffentlicher Unternehmungen (979); 

(5) Begriffe der Rechnungskontrolle, Kontrolle der Steuereinnahmen, 
Kontrolle der staatlichen Finanzierungsinstitutionen im Dienste der Ent­
wicklung und Leistungskontrolle der öffentlichen Unternehmungen 
(981); 

(6) Art und Umfang der internen Management-Kontrollsys teme, die 
Rolle der Innentevision in internen Management-Kontrollsystemen, öf­
fentliche Finanzkontrolle und interne Management-Kontrollsysteme in 
den Entwicklungsländern (984); 

195 

III-11 der Beilagen XXI. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)204 von 218

www.parlament.gv.at



196 

UN-INTOSAI-Seminare 

13. UN/INTOSAI­
Seminar 

(7) Prüfung von größeren Entwicklungsprogrammen (1986); 

(8) Anwendung von Richtlinien für die Finanzkontrolle im öffentlichen 
Sektor (988); 

(9) Abrechnung und Prüfung von Entwicklungshilfeprogrammen, EDV­
Prüfung (990); 

(10) EDV-Prüfung - Erfahrungsaustausch, Möglichkeiten und Heraus­
forderungen - ein Workshop (1992); 

(11) Umstrukturierung des öffentlichen Sektors (1994); 

(12) Die Rolle der Obersten Rechnungskontrollbehörden im Kampf ge­
gen Korruption und Mißwirtschaft 09%). 

Vom 16. bis 20. März 1998 fand in Wien das gemeinsam mit den Verein­
ten Nationen veranstaltete 13. UN/INTOSAI-Seminar zum Thema "Die 
Rolle der Obersten Rechnungskontrollbehörden bei der Prüfung von öf­
fentlichen Bauten" statt . 

Die Hauptthemen des 13. UN/INTOSAI-Seminars umfaßten 

- Liegenschaftstransaktionen im Vorfeld öffentlicher Bauvorhaben, 

- die Überprüfung der Projektplanung unter Berücksichtigung von Al­
ternativen, 

- die Überprüfung der Beschaffung der erforderlichen Leistungen (Verga­
bewesen: Ausschreibung, Auftragsvergabe usw), 

- die Beiträge der Obersten Rechnungskontrollbehörden zur Vermeidung 
und Aufdeckung von Korruption im öffentlichen Vergabewesen und 

- die Überprüfung der Ausführung des Vorhabens, der ordnungsgemäßen 
Übergabe und Abnahme der beauftragten Arbeiten sowie der Bauabrech­
nung. 

Darüber hinaus wurden Prüfungsrichtlinien für die Immobilienverwal­
tung, eine Fallstudie über den Neubau der britischen Nationalbibliothek 
und Erfahrungsberichte der Teilnehmer über Prüfungen im öffentlichen 
Bauwesen präsentiert. 

Insgesamt hatten über 50 Personen, darunter vor allem Mitarbeiter von 
Obersten Rechnungskonttollbehörden aus Entwicklungsländern und aus 
Reformstaaten Osteuropas, Vertreter der Vereinten Nationen, der Welt­
bank sowie Beobachter die Möglichkeit zum Erfahrungsaustausch. 

Die Ergebnisse des 13. UN/INTOSAI-Seminars wurden in einem mehr­
sprachigen Bericht zusammengefaßt und den Mitgliedern der INTOSAI 
zur Verfügung gestellt . 
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XVI. Kongreß der 
INTOSAI 

I lernat-onal 

Vom 9. bis 14. November 1998 fand in Montevideo, Uruguay, der XVI. In­
ternationale Kongreß der INTOSAI (Kongreß) statt. 

Neben Vertretern der Obersten Rechnungskontrollbehörden von 116 
Mitgliedstaaten waren Funktionäre von elf internationalen Organisati­
onen (ua Vereinte Nationen) anwesend. 

Der Kongreß behandelte die nachstehenden Themen: 

0) Thema I: Die Rolle der Obersten Rechnungskontrollbehörden bei der 
Verhinderung und Entdeckung von Betrug und Korruption; hiebei wur­
den die diesbezüglichen Erfahrungen und die Rolle sowie die Methoden 
und Techniken der Obersten Rechnungskontrollbehörden erörtert. 

(2) Thema 11: Verbesserung der Staatsführung durch die Arbeit der Ober­
sten Rechnungskontrollbehörden . 

Die insgesamt acht Komitees und Arbeitsgruppen der INTOSAI, 

- Komitee für die Richtlinien für die Finanzkontrolle, 
- Komitee für die interne Kontrolle, 
- Komitee für das Rechnungswesen, 
- Komitee für die Staatsschulden, 
- Komitee für die EDV-Prüfung, 
- Arbeitsgruppe Privatisierung, 
- Arbeitsgruppe Programmevaluierung und 
- Arbeitsgruppe Umweltprüfung, 

denen größtenteils Vertreter des RH angehörten, präsentierten die seit 
dem letzten Kongreß (995) getätigten Vorarbeiten für die Behandlung 
der Fachthemen im Rahmen des XVI. Kongresses. 

Der RH hat im Zuge der Vorbereitung des Kongresses eine wesentliche 
Rolle bei der Vorbereitung des Themas I übernommen, schriftliche Bei­
träge geleistet und in sämtlichen Diskussionsgruppen zu den Themen I 
und 11 mitgearbeitet. 

Neben der Behandlung der Fachthemen bot der Kongreß den Vertretern 
der regionalen Arbeitsgruppen der INTOSAI Gelegenheit, Berichte zu 
erstatten. Alle sieben regionalen Arbeitsgruppen der INTOSAI, nämlich 
die Afrikanische, die Arabische, die Asiatische, die Europäische, die Kari­
bische, die Lateinamerikanische sowie die Südpazifische Organisation der 
Obersten Rechnungskontrollbehörden, haben davon Gebrauch gemacht. 

Der Jörg Kandutsch-Preis zur Anerkennung bedeutender Leistungen und 
Beiträge der Obersten Rechnungskontrollbehörden auf dem Gebiete der 
Finanzkontrolle und zur Erinnerung an die wertvollen Verdienste von 
Dr Jörg Kandutsch, dem ehemaligen Generalsekretär der INTOSAI, wurde 
der Obersten Rechnungskontrollbehörde von Indien verliehen. 
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XVI. Kongren der INTOSAI 

198 
In Fortführung diesbezüglicher Beschlußfassungen früherer Kongresse be­
schloß der Kongreß ua folgende weitere Prüfungsrichtlinien der INTOSAI: 

- Richtlinien über das beste Vorgehen bei der Prüfung von Privatisierun­
gen (Herausgeber: Arbeitsgruppe Privatisierung); 

- Möglichkeiten der Zusammenarbeit der Obersten Rechnungskontroll­
behörden bei der Überprüfung internationaler Umweltvereinbarungen 
(Herausgeber: Arbeitsgruppe Umweltprüfung). 

Zu Beginn und am Schluß des Kongresses fanden Sitzungen des Präsi­
diums der INTOSAI statt. Auf der Tagesordnung standen ua die Berichte 
der Vorsitzenden der Komitees und Arbeitsgruppen, der Vertreter der re­
gionalen Arbeitsgruppen sowie die erforderlichen Beschlußfassungen 
durch das Präsidium , wofür das Generalsekretariat der INTOSAI um­
fangreiche Vorbereitungsarbeiten zu leisten hatte. Durch die Aufnahme 
der Obersten Rechnungskontrollbehörden von Armenien, von Palau und 
der Ukraine stieg die Mitgliederanzahl der INTOSAI auf insgesamt 179. 

Wien, im Dezember 1999 

Der Präsident: 

Dr Franz Fiedler 
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ANHANG 

Entscheidungsträger 

[Aufsichtsratsvorsitzende und 
deren Stellvertreter 
sowie Vorstandsmitglieder) 

ANHA G 

Entscheidungsträger 

der überprüften Unternehmungen 

Anmerkung: 

im Amt befindliche Entscheidungsträger in Blaudruck 
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Aufsichtsrat 

Vorsitzender 

Stellvertreter des 
Vorsi tzenden 

Vorstand 

Entscheidungsträger 

Ministerialrat Dipl-Ing Dr Günther BREYER 
(bis 5. März 1997) 

Kommerzialrat Dkfm Dr Hubert KLINGAN 
(5 . März 1997 bis 18. Mai 1999) 

Dr I:ngelhvn ~(IIRAGL 
(seit 18. Mai 1999) 

Dr Josef LII NCR 
(seit Gründung) 

Ing Peter l NTLRl-lOL/'\JI ~ H 

(seit 17 . Juli 1993) 

201 

III-11 der Beilagen XXI. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)210 von 218

www.parlament.gv.at



202 

III-11 der Beilagen XXI. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 211 von 218

www.parlament.gv.at



Verwaltungs rat 

Vorsi tzender 

Stellvertreter des 
Vorsi tzenden 

Vorstand 

Vorsi tzender 

Mitglied 

ANHANG 

Entscheidungsträger 

;\ rl1<. \t'irnarkt.,en it l' 

Sektionschef Or Günther STEINBACH 
(seit 1. Juli 1994) 

Oe Wolfgang TRITREMMEL 
(seit 1. Juli 1994) 

Mag Georg ZINIEL 
(seit 1. Juli 1994) 

Or Herben BUCHINGER 
(seit 1. Juli 1994) 

Mag Herben BÖHM 
(sei t 1. Juli 1994) 
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Wirtschafts rat 

Vorsitzender 

Stellvertreter des 
Vorsi tzenden 

Generald irektoren 

Aufsichtsrat 

Vorsitzender 

Stellvertreter des 
Vorsitzenden 

Vorstand 

Vorsi tzender 

Mitglied 

G 

Entscheidungsträger 

Sektionschef Mag Dr Alfred MAYER 
(10. September 1990 bis 31. Dezember 1996) 

Mag Gerhard WIDMANN 
(3 . Mai 1990 bis 31. Dezember 1996) 

lng Dr Aribert SCHWARZMANN 
(1. Juli 1979 bis 30. September 1993) 

Gerhard GEHMAYR 
(1. Oktober 1993 bis 31. Dezember 1996) 

Dkfm Kar! HOLLWEGER 
(12. März 1997 bis 31. August 1999) 

Dipl-Ing Dr RudolfSl REICHER 
(seit 1. September 1999) 

Sektionschef Mag Dr Alfred MAYER 
(12. März 1997 bis 31. August 1999) 

Dr Johannes DITZ 
(seit 1. September 1999) 

Gerhard GEHMAYR 
(seit 28. Mai 1997) 

Dr Peter KUTIS 
(seit 28. Mai 1997) 

*) Ab Mine 1999 Prim Media Austria AG 
Ab 1997 gemäß Staatsdruckereigeserz 1996 <Übergangsbesrimmungen) übte der Wircschaftsrat bis zur Bestellung des 
Aufsichtsrates dessen Funktion aus. Bis zur Bestellung des Vorstandes führte der Generaldirektor die Geschäfte der Gesellschaft. 
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Verwaltungsrat 

Vorsitzender 

Stellvertreter des 
Vorsi tzenden 

Vorstand 

Vorsi tzender 

Mitglieder 

NHA G 

Entscheidungsträger 

Agrarmarkt Au ... tria 

Mag Hans KLETZLMAYR 
(1. Oktober 1992 bis 29. Dezember 1994) 

Gerhard WLODKOWSKI 
(seit 30. Dezember 1994) 

Mag Heinz ZOUREK 
(1. Oktober 1992 bis 30. Jänner 1994) 

Dr Johann FARNLEITNER 
(1. Oktober 1992 bis 19. Juni 1996) 

Mag Werner MUHM 
(1. Oktober 1992 bis 31. Dezember 1996) 

Mag J ohanna ETTL 
(1. Jänner 1997 bis 31. Jänner 1998) 

Mag Georg KOVARIK 
(seit 31. Jänner 1994) 

Dipl-Ing Maria BURGSTALLER 
(seit 18. Februar 1998) 

Dr Ulrich CHRISTALON 
(seit 18. Februar 1998) 

Dipl-Ing August ASTL 
(1. Februar 1993 bis 31. Juli 1996) 

Dipl-Ing Josef PLANK 
(seit 1. Oktober 1996) 

Dr Leopold SIMPERL 
(seit 1. Februar 1993) 

Dipl-Ing Werner WEIHS 
(seit 1. Februar 1993) 

Dipl-Ing Josef PLANK 
(seit 1. Oktober 1996) 

Mag Dr Stephan MIKINOVIC 
(seit 6. Mai 1993) 

207 

III-11 der Beilagen XXI. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)216 von 218

www.parlament.gv.at



208 

Staatsaufsicht 

In Vertretung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft 

in rechtlichen 
Angelegenhei ten 

für den Bereich des 
Finanz- , Personal­
und Verwaltungs­
wesens 

in fachlichen 
Angelegenhei ten 

Dr Dieter BECK 
(9. Oktober 1992 bis 30. April 1994) 

Stkriollsltirtr Dr Johannes ABENTl 1\,(; 

(seit 14. Jänner 1995) 

Dr RuJolf DONHAl SfR 
(seit 9. Oktober 1992) 

Dipl-Ing Ernst THALER 
(9. Oktober 1992 bis 12. Juni 1996) 

Dlpl Ing MartIn RLrI I 
(seit 4. Juni 1997) 

.. 
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